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Die Stimmung wird besser 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JUDEN IVIVDINAL INDU 


CODE erscheint seit 1987 unter diesem Namen, vorher hieß die Zeitschrit »Diagnosen«. 
Dem anderen deutschen Nachrichtenmagazin liegt ein Konzept zugrunde, daß den Lesern 
eine umfassende politische und wirtschaftliche Übersicht über sämtliche nationalen und in- 
ternationalen Ereignisse vermittelt, wobei das Schwergewicht der Darstellung auf die welt- 
weiten Verflechtungen und Hintergünde gelegt wird. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
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das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neuc Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
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Deutschland 14 Zur Freiheit der Finanzen Internationales 
8 Eine seltsame Form 3. 29 Die Stimmung in 38 Boris Jelzin und der 
der Demokratie Der Bindsihsnhhiiäter Mitteldeutschland Westen spielen mit 
10 Politik hat den britischen Histori- wird besser dem Feuer 
IIKEr- ker David Irving aus dem F 
»Neusprech« privilegierten Kreis der 32 Gute Noten für 40 Nach dem Staats- 
könnte von Orwell un e* deutsche Forschung streich in Rußland 
. oblenz Zutrittsberechtig- - - nee 
a ten ausgeschlossen. Über 34 Das Dreiecks- sind die Imperiali 
11 Rittertum und diesen politischen Skandal verhältnis im Ks anf gg 
Ritterlichkeit im en od Waffengeschäft aa 
täglichen Leben und USA - Israel - 42 EinBlick auf Jelzins 
in der Politik ie China Staatsstreich 
n “ Obwohl Boris Jelzins Ar- 
35 Rotchinas zweifel- mee das Weiße Haus eror- 
hafte Geschäfte mit bern konnte, gelang esihm 
Waffen nicht, die Massen zufrie- 


denszustellen, die auf den 
Straßen nach Nahrungs- 
mittel Schlange stehen. 
Von der Perspektive eines 
gewöhnlichen russischen 
Bürgers aus gesehen, ha- 
ben die Gorbatschow-Jel- 
zin-Jahre nur noch mehr 
Kummer und Leid in sein 
Leben gebracht. 


David Irving hat alle die von ihm 
entdeckten und verwerteten Ori- 
ginalquellen, Ablichtungen und 
Mikrofilme nach Abschluß sei- 
ner Bücher deutschen Archiven, 
besonders dem Bundesarchiv 
Koblenz, überlassen. 


18 Akademiker im 
Zeichen der 
Rezession 


20 Anglo-amerikani- 
sche Strategien für 
Deutschland 


Boris Jelzin kann sich trotz sei- 
nes Staatsstreiches gegen die 
Opposition in Rußland des 
Wohlwollens des westlichen 
Establishments sicher sein. 
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amerikanische Öffentlich- 


43 Der ausländische 47 In Somalia blutiges 
Einfluß beim Staats- Gemetzel statt 
streich humanitärer Hilfe 
Kritik an US-Präsi- 49 Die Angst in 
dent Bill Clintons Somalia vor Malaria 
Personalpolitik ER a 
AlsBillClintonsichumdie | 50 Bill Clintons politi- 
Präsidentschaft bewarb, sches Desaster in 
versprach er, er sei »ein Haiti 
neuer Demokrat«. Trauri- 
gerweise hat Clinton die 54 Die Palästinenser 


sind die wahren 


keit falsch informiert, wie 
er esschon so oft getan 


hat, seitdem er in die Poli- a ® 
55 Arafat will kein 


tik eingetreten ist. E 
Gorbatschow sein 


»Ich will kein Gorbat- 
schow sein. Er startete 
eine Politik der Perestroi- 
ka, verfügte jedoch nicht 
über die notwendigen 
Finanzmittel und mußte 
von der Bühne abtreten«, 
stellte Arafat fest. 


Obrigkeitlicher 
Meinungsterror im 
»Freien Westen« 


Psychopolitik: Die 
Kunst der Gehirn- 
wäsche, zweiter Teil 


Verlierer 


ag 


US-Präsident Bill Clintons Per- 
sonalpolitik erfährt immer wie- 
der heftigste Kritik. Sogar die 
Medien des Establishments hal- 
ten sich inzwischen mit ihren 
Vorwürfen nicht mehr zurück. 


46 Zionismus, 
Religion und öffent- 
liches Leben in den 
USA 


Ständige Rubriken 
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SC 


Deutschland- 


Journal 

Heitmann zurückgetreten; 
FDP kämpft ums Über- 
leben. 


Impressum 


Banker-Journal 
Saudi-Arabien steht vor 
einer großen Finanzkrise; 
Polnische Gruppe plädiert 
für Atomstrom; Frank- 
reich und Deutschland 
müssen Osten finanzieren; 
Die Locust-Seuchen ver- 
schlimmern sich in Afrika; 
Chinesische Arbeiter in 
ausländischen Unterneh- 
men streiken; Europäische 
Städte lehnen die Legali- 
sierung von Drogen ab; 
Solschenitzin will bald 
nach Rußland zurückkeh- 
ren; Peru startet Bildungs- 
revolution; Bosnischer 
Botschafter beschuldigt 
Lord Owen. 


Europa-Journal 
Serben bereiten sich auf 
Krieg mit Kroatien vor; 
Türkei will Bindungen zum 
Irak widerherstellen; Fran- 
zösische Polizei spürt 
KKK-Verbindungen der 
Rechten auf; Rußlands 
Kozyrew bedroht Estland; 
Russische Soldatenzeitung 
weist Einmischung der 
USA zurück; Serbische Po- 
lizei der Unterdrückung in 
Kosova beschuldigt; Ita- 
lien kritisiert UN-Einsätze 
in Somalia; Serbische Sol- 
daten fordern den Rück- 
tritt Karadzic; Offizielle 
der Moskauer Polizei spre- 
chen von der Macht der 
Mafia. 


52 Hintergrund- 


Journal 

Jordaniens Shubeilat schei- 
det aus der Politik aus; Phi- 
lippinische Bischöfe kriti- 
sieren die Politik von 
Ramos; Kambodschani- 
sche Regierung greift Rote 
Khmer an; Gewalttätigkei- 
ten im Tschad und in 
Kenia; Bolivianischer 
General verurteilt die Zer- 
störung des Militärs; Man- 
dela weist Sanktionen 
gegen Südafrika zurück; 
Sudanesische Delegation 
bei Flugzeugabsturz getö- 
tet; Libanons Aoun äußert 
sich zum Nahost-Deal; 
Palästinenser Staat keine 
Gefahr für Israel. 


Vertrauliches 

Keine Psychodrogen für 
Kinder; Israel und Vatikan 
wollen diplomatische 
Beziehungen aufnehmen; 
Abba Eban greift Gegner 
des Abkommens mit der 
PLO an; AIDS wird nicht 
genug Menschen töten; 
Verkleinerung von US-Fir- 
men beschleunigt; Maha- 
thir kritisiert britische Poli- 
tik für Bosnien; Abba 
Eban kritisiert israelische 
Opposition. 


Leserbriefe 
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Deutschland- 


Journal 


Heitmann 
zurückgetreten 


Wie exclusiv in CODE angekün- 
digt, hat der sächsische Justizmi- 
nister und Kanditat der CDU/ 
CSU für das Amt des Bundesprä- 
sidenten, Steffen Heitmann, 
seine Kandidatur für das höchste 
Amt in diesem Staate zurückge- 
zogen. 


Er begründete seine Entschei- 
dung vor allem damit, daß er 
durch die Diskussion um seine 
Person Schaden für das Amt des 
Bundespräsidenten befürchte. 
Dieses Amt verlange einen brei- 
ten Konsens in der Gesellschaft 
und keine das Volk spaltende Dis- 
kussion. 


Dies beweist mal wieder, welche 
Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik vor sich geht. Dort wird ein 
Mann, der lediglich über konser- 
vative und noch nicht einmal na- 
tionale Werte verfügt, von der 
vereinigten Linkspresse, ange- 
fangen vom »Spiegel« bis über 
den »Stern« hin zur »Tageszei- 
tung«, regelrecht fertiggemacht, 
wenn er nicht nur einige der wah- 
ren Interessen des Volkes ver- 
tritt, sondern auch noch die 
»Chuzpe« besitzt, sich für ein ho- 
hes Amt in »diesem, unserem 
Staate« bewirbt. 


Was hatte Heitmann eigentlich so 
schlimmes gesagt? Er hatte ledig- 
lich darauf hingewiesen, daß das 
Verhältnis Deutschlands zu Israel 
und anderen Staaten trotz des 
»millionenfachen Mordes an den 
Juden« - der von ihm nie geleug- 
net oder in Frage gestellt wurde — 
nunmehr auf eine »ganz normale 
Basis« gestellt werden müsse. 
Die Sonderrolle, die Deutsch- 
land in der Vergangenheit ge- 
spielt hatte, müsse spätestens seit 
der _(Teil)-Wiedervereinigung 
vorbei sein. 


Auch sprach sich Heitmann dafür 
aus, in der Asylpolitik mehr auf 
Volkes Stimme zu achten und 
nicht am Volk vorbei zu regieren. 
Die Rolle der Frau in der Gesell- 
schaft müsse wieder mehr hin zur 
Familie gehen beziehungsweise 
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sollte diese nicht mehr so stark 
wie in der Vergangenheit ver- 
nachlässigt werden. 


Dieses Aussprechen von Selbst- 
verständlichkeiten reichte bereits 
aus, eine Schmutzkampagne ge- 
gen ihn, ähnlich der gegen den 
ehemaligen Bundestagspräsiden- 
ten Philipp Jenninger oder den 
früheren baden-württembergi- 
schen Ministerpräsidenten Hans 
Filbinger, auszulösen. 


Eine führende Rolle hierbei 
spielte der Vorsitzende des Zen- 
tralrats der Juden in Deutsch- 
land, Ignatz Bubis, der nach wie 
vor »auf dem besonderen Ver- 
hältnis« Deutschlands zu Israel 
beharrt und Heitmanns Auße- 
rungen strikt ablehnte. Ja, er 
warf ihm sogar mehr oder weni- 
ger versteckt vor, durch diese Au- 
Berungen einem angeblichen An- 
stieg des Neonazismus in 
Deutschland Vorschub zu leisten. 
Zumindest bekomme er aber 
Beifall von dieser Seite für seine 
Außerungen, sagte Bubis. 


Ebenfalls eine mehr als seltsame 
Rolle spielte die amtierende Bun- 
destagspräsidentin Rita Süß- 
muth. Gehörte sie anfangs zu den 
Kritikern Heitmanns, stellte sie 
sich auf einmal hinter ihn, um 
dann wenig später wiederum eine 
kritische Position einzunehmen. 
Dessen Ansicht zur Rolle der 
Frau sei in der heutigen Zeit nicht 
mehr nachvollziehbar sei, er- 
klärte die streitsame CDU-Politi- 
kerin. 


Rita Süßmuth sollte vielleicht 
mal darüber nachdenken, ob 
nicht gerade das Frauenbild, das 
sie zu verwirklichen sucht, nicht 
einer der Hauptgründe für den 
Niedergang dieser Gesellschaft 
sind? Ist denn nicht gerade die 
fehlende familiäre Bindung der 
Jugendlichen, das Herausreißen 
aus den Familienbanden schon 
als Kleinkind und das Hinein- 
stecken in anonyme Kindergär- 
ten und Kinderhorte mitverant- 
wortlich dafür, daß den Heran- 
wachsenden Bezugspersonen 
fehlen und durch diese fehlenden 
Bindungen Aggressionen freige- 
setzt werden, die ansonsten 
durch die intensive Beschäfti- 
gung mit ihnen in diesem für die 
spätere Entwicklung wohl wich- 
tigstem Lebensabschnitt niemals 
freigesetzt würden? 

Und ist es nicht gerade die Posi- 
tion Bubis’, die ein problemloses 
Zusammenleben von Juden und 


Deutschen nicht nur erschwert, 
sondern fas unmöglich macht? 


Ein Volksteil, der sich nicht inte- 
griert, sondern stets auf seiner 
Sonderrolle beharrt und vor al- 
lem auch Sonderrechte in An- 
spruch nimmt, muß, wenn schon 
von der Allgemeinheit nicht ab- 
gelehnt, so aber doch mit Miß- 
trauen und Vorbehalten gegen 
sich rechnen. 


Nehmen wir doch nur ein kleines 
Beispiel aus der Kinderwelt. Ist 
jemand in der Schulklasse, der 
eine Brille trägt und deswegen 
darauf beharrt, daß aus Rück- 
sicht auf seine gesundheitliche 
Behinderung man ihn nicht nek- 
ken dürfe und er immer auf den 
besten Plätzen in der Klasse sit- 
zen muß, dann darf sich dieses 
Kind noch nicht darüber wun- 
dern, wenn es aus der Klassenge- 
meinschaft ausgeschlossen wird 
oder zumindest nicht vollständig 
akzeptiert und integriert wird. 


Nicht anders ist es bei dem Ver- 
hältnis zwischen »normalen« 
Deutschen und deutschen Juden. 
Das Beharren darauf, daß etwa 
bestimmte Dinge nicht angespro- 
chen werden dürfen und damit 
zum Dogma erhoben werden, 
daß trotz angespannter Finanz- 
verhältnisse das Geldsäckel des 
deutschen Michels auch weiter- 
hin sperrangelweit für das »Hei- 
lige Land« offen steht, und daß 
Deutschland für immer und ewig 
die Rolle des armen Sünderleins 
einnehmen muß, führt naturge- 
mäß zu einer Ausgrenzung des 
betreffenden Volksteils. 


Ein gesundes Verhältnis unterein- 
ander, daß dann auch zu einem 
harmonischen Zusammenleben 
führt, kann aber nur dann zustan- 
dekommen, wenn irgendwann 
einmal ein Schlußstrich unter al- 
les gezogen wird und jeder bereit 
ist, alles für ein friedliches Mit- 
einander zu tun und damit nicht 
auf irgendwelchen Sonderrech- 
ten besteht. 


Und daß Heitmann in der Asyl- 
problematik vollkommen recht 
hat, zeigen die tagtäglichen 
Nachrichten. Gerade wegen der 
fehlenden etwa 30 Milliarden 
Mark, die Jahr für Jahr für Asyl- 
betrüger aus dem Fenster ge- 
schmissen werden, müssen im- 
mer mehr soziale Stätten ge- 
schlossen oder in den Leistungen 
eingeschränkt werden, die ei- 
gentlich zu Selbstverständlichkei- 


ten gehören, wie etwa Schwimm- 
bäder, Jugendeinrichtungen und 
Kindergärten. 


Gleichzeitig ist aber zu erfahren, 
daß alleine von den vergangenen 
Jahren rund 200000 Asylbewer- 
bern etwa 33000 Personen, also 
mehr als ein Siebtel der betref- 
fenden Personen, mehr als ein- 
mal Antrag auf Asyl gestellt und 
damit auch mehrfach Leistungen 
bezogen hat. 


Rechnet man nur aber hoch, was 
dies auf die Gesamtzahl der Asyl- 
bewerber bezogen bedeutet, 
dann heißt dies, daß mehrere 
hunderttausend Personen, die 
angeblich zu den Armsten der Ar- 
men auf der Welt gehören, hier 
mehr Geld bekommen, als ein 
deutscher Familienvater, der den 
ganzen Tag hart arbeitet. 


Gleichzeitig stand in verschiede- 
nen Tages- und Wochenzeitungen 
zu lesen, daß diese Fälle zwar an 
die Zentrale Erfassungsstelle für 
Asylbewerber in Zirndorf weiter- 
gegeben werden, von dort aber 
bis heute nicht eine einzige An- 
zeige gegen die betreffenden Per- 
sonen gestellt wurde. 


Gleichzeitig muß sich aber der 
bekannte Recklinghauser Kauf- 
mann Franz Hubert Reine in 
Kürze wegen Volksverhetzung 
und Beleidigung vor Gericht ver- 
antworten. Sein »Verbrechen« 
bestand darin, daß er in einer ver- 
lassenen Wohnwagen-Unter- 
kunft für Asylbewerber Schilder 
mit dem Text »Bürger, besichtigt 
diesen Saustall. Das war alles 
euer Steuergeld« aufgestellt 
hatte. 


Was war geschehen? Nach der 
Abschiebung rund der Hälfte der 
Asylbewerber dieser Unterkunft 
hatten die anderen die 18 Wohn- 
wagen mit unbekanntem Ziel ver- 
lassen. Die Wohnwagen sind nur 
noch reif für den Schrott. Außer- 
dem wurden große Mengen ver- 
dorbener Lebensmittel in ihnen 
gefunden. 


Spricht nun jemand diese Wahr- 
heiten aus, denn um etwas ande- 
res handelte es sich bei dem von 
Reine gesagten nicht, dann wird 
er vor Gericht gestellt. Wie ver- 
trägt sich das mit den Worten von 
Bundeskanzler Helmut Kohl, die 
er 1985 feierlich im Kreise der 
Regierungschefs beim Bonner 
Gipfeltreffen äußerte: »Wir sind 
stolz darauf, daß die Menschen in 


unseren Ländern frei sind, zu sa- 
gen und zu schreiben, was sie wol- 
len.« 


Und wie soll Otto Normalbürger 
verstehen, daß sich Reine vor 
Gericht verantworten muß, wäh- 
rend Asylbetrüger ungestraft zig- 
fach Sozielhilfe kassieren und ih- 
nen im schlimmsten Fall nur die 
Ausweisung, aber nicht eine 
wenn auch nur minimale Strafe 
droht. Das Geld kann sowieso ab- 
geschrieben werden, daes von ih- 
nen entweder so gut versteckt 
wird, daß es nie wiedergefunden 
wird, oder in den meisten Fällen 
in die Heimat, aus der man aus 
»politischen Gründen flüchten 
mußte«, überwiesen wurde. 


Und dann wundert man sich, 
wenn das Gefühl der Staatsver- 
drossenheit zunimmt! Die Skala 
wird in diesem Staat immer mehr 
zugunsten derjenigen verscho- 
ben, die zu Lasten der Volksge- 
meinschaft leben. Die Steuerehr- 
lichen und diejenigen, die sonst 
versuchen, die Sozialgemein- 
schaft nicht durch ungerechtfer- 
tigte Ansprüche auszubeuten, 
werden heute als Schwachköpfe 
hingestellt. Und dann fragt man, 
was an diesem Staat nicht mehr 
stimmt? m 


FDP kämpft 
ums Überleben 


In der FDP macht sich, je näher 
der Wahltermin Oktober 1994 
rückt, immer mehr die nackte Pa- 
nik breit. Zunehmend herrscht 
nach Informationen aus zuverläs- 
siger Bonner Quelle die Ansicht 
in den Spitzengremien der Libe- 
ralen vor, daß die Chance, im 
kommenden Jahr an der Fünf- 
Prozent-Klausel zu scheitern, in 
den vergangenen Jahrzehnten 
nie so groß war, wie derzeit. 


Das Problem ist das fehlende Pro- 
fil der Partei, die sich derzeit nur 
durch einen Schlingerkurs, Per- 
sonalgerangel und fehlende Per- 
spektiven der Öffentlichkeit prä- 
sentiert. 


Man nehme nur den Parteivorsit- 
zenden und Bundesaußenmini- 
ster Klaus Kinkel. Nicht nur, daß 
er es bis heute nicht geschafft hat, 
die Partei auf einen einheitlichen 
Kurs zu bringen, sondern viel- 
mehr es nicht geschafft hat, den 
Schlingerkurs zu beenden, muß 


er sich auch noch mit dem ge- 
schaßten Bundeswirtschaftsmini- 
ster Jürgen Möllemann auseinan- 
dersetzen. Dieser hat Kinkel bis 
heute dessen Rolle bei seinem 
Sturz nicht vergessen und seine 
noch immer mächtigen Kader in 
der FDP hinter sich gescharrt. 


Diese nutzen nun jede sich bie- 
tende Gelegenheit, um gegen 
Kinkel zu schießen und seine Po- 
sition zu schwächen. 


In der Partei ist es ein offenes Ge- 
heimnis, daß Möllemann sein po- 
litisches Comeback plant - und 
die Chancen hierfür sind um so 
besser, je katastrophaler die poli- 
tische Führung ist. Sollten die 
freien Demokraten an der Fünf- 
Prozent-Hürde scheitern, so 
stünde seiner triumphalen Rück- 
kehr nichts mehr im Wege. 


Ein Fehler der FDP-Führung war 
es auch, die von Parteikollegen 
als »abgehalftert« bezeichnete 
Hildegard Hamm-Brücher als 
Kandidatin für das Amt des Bun- 
despräsidenten auszustellen. 
Hamm-Brücher besitzt so gut wie 
keinen Rückhalt in der Bevölke- 
rung und wird lediglich von 
»Emanzen-Kreisen« unterstützt. 


Geschadet hat sie der FDP auch 
dadurch, daß konservative 
Kreise bezüglich ihrer Heitmann- 
Kritik ebenfalls auf Konfronta- 
tionskurs gingen und veröffent- 
lichten, wie loyal sich die FDP- 
Politikerin in Außerungen zur da- 
maligen DDR-Führung verhalten 
hat, indem sie die Teilung West- 
und Mitteldeutschlands als gege- 
ben ansah, sich damit abfand und 
ihr sogar positive Seiten abge- 
wann. 


Viele Sympathien verloren die 
Liberalen auch durch ihr hin und 
her zu aktuellen politischen Fra- 
gen, siehe Lauschangriff und 
Pflegeversicherung. Mehr als ein- 
mal hat die FDP in der Vergan- 
genheit irgendwelchen Gesetzes- 
vorschlägen im Vorfeld der Ple- 
narsitzung zugestimmt, später 
dann aber auf »Nachbesserun- 
gen« bestanden und damit mehr 
als einmal sinnvolle Dinge un- 
möglich gemacht. 


Zudem verdichten sich immer 
mehr Informationen, daß in gro- 
Ben Teilen der Union und der So- 
zialdemokraten der Gedanke ei- 
ner großen Koalition immer 
mehr favorisiert wird. Hinter- 
grund ist folgender: 


Immer mehr Analysten vertreten 
nämlich die Ansicht, daß bei der 
kommenden Bundestagswahl ein 
Einzug einer »rechten« Partei im- 
mer wahrscheinlicher wird. Dies 
um so mehr, da derzeit zwischen 
DVU und Republikanern Ge- 
heimgespräche stattfinden, mit 
dem Ziel, eine Einheitsliste auf- 
zustellen. 


Zwar wird dies offiziell immer 
wieder dementiert, in inoffiziel- 
len Gesprächen aber immer wie- 
der zugegeben. Nicht zuletzt wer- 
den diese Absichten auch da- 
durch dokumentiert, daß der 
DVU-Vorsitzende Frey in seinen 
Zeitungen immer mehr auf die- 
ser Schiene fährt und »Leserum- 
fragen« veranstaltet, wie man zu 
dieser Möglichkeit steht. 


Einer derartigen Partei wird aber 
bundesweit zwischen sechs und 
acht Prozent der Stimmen zuge- 
traut. Zählt man die Stimmen 
beider Parteien bei Landtagswah- 
len zusammen, kommt man zwar 
meist auf eine höhere Stimmen- 
zahl, nur werden bei einer Bun- 
destagswahl sicherlich viele »Pro- 
testwähler« ihre Stimme nicht ei- 
ner rechten, sondern einer etab- 
lierten Partei geben werden. 


Da sich bei den »Grünen« aber 
auch viele Protestwähler wieder- 
finden und man befürchten muß, 
daß auch die SED-Nachfolger- 
partei PDS in Mitteldeutschland 
drei Direktmandate erhalten und 
damit in den Bundestag einzie- 
hen wird, was zur Folge hat, daß 
die ihnen gegebenen Stimmen 
anteilig angerechnet werden, 
könnte es durchaus sein, daß 
selbst eine Ampelkoalition, also 
ein Zusammenschluß von SPD, 
FDP und Grünen, keine Mehr- 
heit finden wird. 


Eine Koalition mit der PDS ist - 
zumindest derzeit 'noch - aber 
völlig ausgeschlossen. Das 
könnte dann aber zu der Konstel- 
lation führen, daß jede Regie- 
rungskoalition - mit Ausnahme 
einer großen Koalition — auf die 
Unterstützung der PDS oder der 
vereinigten rechten Liste -— wel- 
chen Namen sie auch immer ha- 
ben wird - angewiesen wäre. 
Damit könnten sich dann SPD 
und CDU/CSU »gezwungen« se- 
hen, «im staatlichen Interesse« 
und »zur Vermeidung eines 
Staatsnotstandes« ihre Differen- 
zen beizulegen und »aufgrund 
der Sachzwänge« zueinander zu 
finden. 


Die FDP weiß aber eines: Sie 
kann nur dann politisch überle- 
ben, wenn sie auch in einer Re- 
gierung mitarbeitet. Unbestrit- 
ten ist aber, daß sich die Libera- 
len in den vergangenen Jahren 
sowohl bei der Union als auch bei 
der SPD sehr viel Feinde ge- 
macht haben, da die kleinste Par- 
tei in der Tagespolitik den größ- 
ten Einfluß hat und ihre Ansich- 
ten mehr verwirklichen kann als 
eine der beiden großen »Volks- 
parteien« — sofern man diese 
noch so nennen kann -. 


Von daher gehen politische Be- 
obachter davon aus, daß bei ei- 
ner großen Koalition die FDP au- 
Ben vor gehalten wird und damit 
ihr politisches Ende eingeläutet 
ist. Kann sie sich nämlich nicht 
mehr produzieren, dann wird sie 
ganz schnell vergessen werden, 
zumal sie auch nie den Status ei- 
ner Protestwählerpartei hatte. 


Die neue Taktik der Freidemo- 
kraten soll jetzt so aussehen, daß 
sie ihre Unterstützung eines Bun- 
despräsidentschaftskandidaten 
davon abhängig macht, daß die 
betreffende Partei ihr quasi eine 
Regierungsbeteiligungs-Garan- 
tie gibt. Von daher soll alles ver- 
sucht werden, die Aufstellung ei- 
nes gemeinsamen »gesamtdeut- 
schen« Kandidaten zu verhin- 
dern. Denn wenn sich Sozialde- 
mokraten und Union auch hier 
einigen, dann werden die Stim- 
men der Liberalen nicht ge- 
braucht. 


Einig ist man sich bei der FDP 
nur darin, daß sich die Partei in 
ihrer schwierigsten Situation seit 
ihrer Existenz befindet. m 


Mr 
Hl, 


ai 
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Deutschland 


Eine seltsame 
Form der 
Demokratie 


Alfred König 


Die Bundesrepublik Deutschland ist eine Demokratie, und gleich- 
zeitig ist sie der freiheitlichste Staat, den es je auf deutschem Boden 
gab. Dieses ist zumindest das, was die derzeit Herrschenden dem 
Bürger weismachen wollen - und dabei bei vielen Unbedarften zuge- 


gebenermaßen auch Erfolg haben. 


Tatsache ist dagegen, daß wir der- 
zeit in einer Art Meinungsdik- 
tatur leben. Diese kennzeichnet 
sich darin, daß eben gerade das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit 
immer mehr ausgehöhlt wird und 
Personen, die es wagen, dies an- 
zumahnen, mit Repressalien al- 
ler Art rechnen müssen. Da man 
es ihnen offiziell nicht verbieten 
kann, ihre Meinung zu äußern, 
geschieht dies dann eben mittels 
wirtschaftlichem Druck also feh- 
lende Beförderung oder Strafver- 
setzung. 


Politische Kritik wird 
mit Kündigung belohnt 


Zwei Beispiele sollen dies kenn- 
zeichnen. So hat etwa ein Spre- 
cher des VW-Konzerns erklärt, 
sollte jemand im Betrieb mit 
rechtsextremen Sprüchen auffal- 
len, müsse er mit einer Kündi- 
gung rechnen. Als rechtsextre- 
mer Spruch gilt aber heute schon, 
wenn jemand »Asylanten raus« 
fordert oder statt »Ostdeutsch- 
land« richtigerweise »Mittel- 
deutschland« sagt. 


Und wieso ist es verwerflicher, 
aktiver Skin zu sein als wenn man 
als aktiver Linksextremer die 
rote Fahne mit Hammer und Si- 
chel vor sich trägt? Oder wenn 
man ganz und gar unpolitisch ein 
Schläger ist? Sollte im Betrieb, 
sofern nicht massiv die Ordnung 
gestört ist zum Beispiel durch Be- 
leidigungen am Arbeitsplatz oder 
Schlägereien, nicht die Leistung 
am Arbeitsplatz zählen und nicht 
die politische Ansicht des Betref- 
fenden? Ausnahmen müssen si- 
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cherlich besonders brisante Ar- 
beitsplätze sein, die von rechts- 
und linksextremen Fanatikern 
freigehalten werden müssen. 


Ein besonderes aktuelles Bei- 
spiel ist Ministerialrat Hermann 
Bock aus Düsseldorf. Auf dem 
40. Heimattreffen der Deutsch- 
Kroner im September 1993 sagte 
Bock laut »Westdeutsche Allge- 
meine Zeitung« vom 15. 9. 1993: 
»Er begrüßte seine Landsleute, 
»aus West-, Mittel- und Ost- 
deutschland« und erhob während 
seiner gesamten Rede ständig 
Anspruch auf »den angestamm- 
ten Kulturboden in Ostdeutsch- 
land«, also auf das heutige Polen. 


Stettin, Breslau und Königsberg 
stünden seit Kriegsende unter 
»Fremdherrschaft«, seien »deut- 
sche Kultur- und Geistesstädte«. 
Die Veranstalter ließen es zu, und 
abschließend gab es Beifall.« 


Die verordneten 
Sprachregelungen 


Obwohl Hermann Bock nichts 
anderes als das im Völkerrecht 
festgeschriebene von sich gab, et- 
was, was bei den Japanern heute 
noch als Selbstverständlichkeit 
gilt (Kurilen-Inseln) hieß es im 
nachfolgenden Kommentar eines 
gewissen »jud« hierzu: »Bedauer- 
lich, wie das als friedliche Wieder- 
sehen geplante Treffen der 
Deutsch-Kroner von einem Gast- 
redner politisch vergiftet werden 
kann. Die Veranstalter betonen 
glaubhaft ihre nicht auf Neid und 
Revanchismus fußende Verbin- 
dung zu ihrer alten Heimat, hel- 


fen auch mit Geld und Medika- 
menten und gestatten in aller Un- 
schuld einem Gastredner ein Re- 
ferat, das alle völkerrechtlichen 
Vereinbarungen und die Aner- 
kennung von Grenzen mißach- 
tet. 


Von »angestammten deutschen 
Kulturboden« ist da die Rede, ge- 
meint sind damit die Städte Stet- 
tin, Breslau und Königsberg. Wer 
diese haarsträubenden Vokabeln 
so unverantwortlich benutzt, ist 
als Ministerialrat in Düsseldorf in 
hohen Staatsdiensten. 


Es tut not, daß die Politiker mal 
genauer hinschauen, welchen mit 
ideologisch krausen Gedanken 
infizierten Beamten sie dort noch 
beschäftigen. Die Pensionierung 
tut offensichtlich not.« 


Drei Tage später, auch dies muß 
zur Ehrenrettung der »WAZ« ge- 
sagt werden, wurde dann folgen- 
der Leserbrief abgedruckt: 
»Schon seit geraumer Zeit fällt 
mir auf, daß sich vorrangig Men- 
schen, die Pension oder Rente 
beziehen, in diesem Land ge- 
trauen, ihre nicht staatskonforme 
politische Meinung zu sagen. 
Nachdem ich Ihren Artikel über 
die Deutsch-Kroner und vor al- 
lem den dazugehörigen Kom- 
mentar von Ihrem Mitarbeiter 
»jud« gelesen habe, weiß ich auch 
warum. 


Als Bürger, der noch wirtschaft- 
lich abhängig ist, grenzt es an Ha- 
rakiri, politische oder weltan- 
schauliche Meinungen öffentlich 
zu vertreten, die mit der verord- 
neten Sprachregelung nicht über- 
einstimmen. 


Da wir ja keine Sippenhaft mehr 
haben, dafür aber die Methoden 
subtiler und um so wirkungsvol- 
ler geworden sind, wir leben ja 
schließlich in einer Demokratie, 
werden jetzt Menschen und ihre 
Familien moralisch und wirt- 
schaftlich ruiniert und so mund- 
tot gemacht. 


Der Fall 
Fred Leuchter 


Unter diesem Gesichtspunkt 
kann man nur hoffen, daß Herr 
Ministerialrat Bock mit einer gu- 
ten Pension in den Ruhestand 
versetzt wird, damit er in Zu- 
kunft auf noch vielen Veranstal- 
tungen seine saubere politische 
Meinung kundtun kann, ohne 


von den vielen »jud’s< in dieser 
Republik angegriffen zu weı- 
den.« 


Von zwei weiteren in der Öffent- 
lichkeit weitgehend unbeachte- 
ten Skandalen waren ein Ge- 
schichtsforscher und ein Inge- 
nieur betroffen. Gemeint sind 
David Irving und Fred A. Leuch- 
ter. 


Der letztere sollte in der Sendung 
»Schreinemakers live« zu den in 
den USA gebräuchlichen staatli- 
chen Tötungsmaschinen (Gas- 
kammern, Giftspritze) sowie zu 
seiner Ansicht, in den Konzentra- 
tionslagern Auschwitz und Maj- 
danek habe es keine Vergasungen 
gegeben, befragt werden. 


Doch was geschah? Nur wenige 
Stunden vor seinem geplanten 
Auftritt stürmte die Kriminalpo- 
lizei das Kölner Hotel, in dem 
Leuchter logierte, und nahm ihn 
wegen des Vorwurfs der Volksver- 
hetzung fest. Die Staatsanwalt- 
schaft Mannheim hatte Anklage 
gegen Leuchter erhoben, weil 
dieser im November 1991 bei ei- 
ner öffentlichen Versammlung er- 
klärt hatte, der Massenmord an 
Juden im Konzentrationslager 
Auschwitz hätte aus technischen 
Gründen überhaupt nicht statt- 
finden können. 


Nachdem Schreinemakers sagte, 
sie habe sich intensiv darauf vor- 
bereitet, die Ansichten Leuch- 
ters zu demaskieren, entschul- 
digte sich die Polizei, Leuchters 
Verhaftung stünde nicht in zeitli- 
chen Zusammenhang mit der 
Sendung. 


Man kann zu Leuchter stehen, 
wie man will, man kann seine 
Meinung teilen oder ablehnen, in 
einem freiheitlichen Rechtsstaat, 
der sich die Meinungsfreiheit auf 
seine Fahne geschrieben hat, 
müßte es aber doch wohl möglich 
sein, daß jemand derartige An- 
sichten in der Öffentlichkeit 
kundtun darf. Zumal Leuchter 
nicht irgendein verbohrter Fana- 
tiker ist, wie etwa der mitteldeut- 
sche Ex-Stasi-Mitarbeiter Die- 
mel, der völlig zu Recht wegen 
Volksverhetzung hinter Gitter 
sitzt, sondern ein anerkannter 
Experte auf seinem Gebiet. 


Schon fast peinlich zu nennen ist, 
daß selbst der deutsch-französi- 
sche Kulturkanal »Arte« in einer 
Sendung über die Vollstreckung 
von Todesurteilen in den USA 


mit Leuchter sprach und dabei 
mehrfach darauf hingewiesen 
wurde, daß Leuchter der einzige 
sei, der sich in den USA auf die- 
sem Gebiet spezialisiert hat. Ein 
Staat, der mit einem derartigen 
Menschen noch nicht einmal die 
öffentliche Diskussion wagt, de- 
maskiert sich selber, ganz egal, 
ob Leuchters Thesen irgend 
wann einmal bestätigt oder »in 
der Luft zerissen« werden. 


David Irving und 
die deutsche Geschichte 


Die andere Person ist der briti- 
sche Historiker David Irving, der 
vor noch nicht einmal zehn Jah- 
ren als Koryphäe auf seinem Ge- 
biet galt und schon fast im Dut- 
zenderpack Geschichtslügen jeg- 
licher Art entlarvte. Sein letzter 
großer »positiver« Öffentlicher 
Auftritt war, als er die vom 
»Stern« präsentierten Hitler-Ta- 
gebücher im Gegensatz zu den 
meisten Historikern als Fäl- 
schung erklärte und damit im 
nachhinein auch recht behielt. 


Von da ab ging’s bergab. Der 
Brite will nämlich bei seinen 
Nachforschungen in zahlreichen 
Quellensammlungen herausge- 
funden haben, daß der Holocaust 
eine Propagandalüge der Briten 
ist. Zwar hat Irving nie die Verfol- 
gung der Juden im Dritten Reich 
angezweifelt und nie das an ihnen 
begangene Unrecht auch nur an- 
satzweise zu relativieren ver- 
sucht, aber alleine die Tatsache 
der Leugnung des millionenfa- 
chen organisierten Mordes 
reichte aus, ihn zu einer »persona 
non grata« zu machen. 


Seine Bücher, früher Standard- 
werke unzähliger militärischer 
Akademien, wurden aus den Bü- 
chereien verbannt. Der »Spie- 
gel« der früher auf dem Titelbild 
Fortsetzungsreihen neuer Irving- 
Forschungsergebnisse ankün- 
digte, will auf einmal nichts mehr 
von ihm wissen. Wird er genannt, 
dann immer nur mit negativen 
Verweis, Irving sei nun endgültig 
ins rechtsextreme Lager ge- 
rutscht, habe vor dieser oder je- 
ner rechtsextremen Gruppierung 
seine unhaltbaren Thesen vorge- 
tragen. 


Verschwiegen wird geflissentlich, 
daß Irving sehr wohl bereit ist, 
seine Forschungsergebnisse je- 
dem Historikerteam zur Prüfung 
vorzulegen - nur es gibt keines, 


das sich hierzu bereit erklärt! Er 
sagte einmal, wenn linke Grup- 
pen ihn einlüden, käme er auch. 
Für ihn gelte die eingentlich für 
Großbritannien in früheren Zei- 
ten einmal geltende Selbstver- 
ständlichkeit, bereit zu sein, 
seine Ansichten jeder politischen 
Richtung und sollte sie auch noch 
den eigenen Ansichten wider- 
sprechen vorzutragen. 


Nur zwei Sätze ist es wert, wenn 
Irving von einer Fernsehdiskus- 
sion wieder ausgeladen wird, 
weil sich der deutsche Historiker 
Jäckel, der die Hitler-Tagebücher 
nicht als Fälschung erkannte, an- 
sonsten weigerte, an der Diskus- 
sion teilzunehmen. 


Das Recht auf 
freie Wissenschaft 


Das Recht auf freie Wissenschaft 
bleibt damit aber auf der Strecke! 


Nun wurde ihm aber auf Weisung 
des inzwischen zurückgetretenen 
Bundesinnenminister Seiters für 
die Zukunft der Eintritt in das 
Bundesarchiv in Koblenz und das 
Bundesarchiv-Militärarchiv in 
Freiburg verwehrt. Irving wollte 
gerade seine Goebbels-Biogra- 
phie beenden und hatte hierzu als 
Geschenk für die Bundesrepu- 
blik einige hundert Seiten aus 
den in Rußland aufbewahrten 
und bis dahin der Bundesrepu- 
blik unzugänglichen Seiten der 
Goebbels-Iagebücher 1923 bis 
1945 mitgebracht. 


Nach dem Hausverbot tat Irving 
dann das aus seiner Sicht einzig 
richtige und verlangte seine dem 
Bundesarchiv anvertraute Samm- 
lung von mehr als 1000 Kilo- 
gramm geschichtlich wertvoller 
Unterlagen zurück was ihm in- 
zwischen auch zugesichert 
wurde. Darunter einige Tagebü- 
cher Himmlers, die Tagebücher 
der Feldmarschälle Milch und 
Rommel, Fragmente der Tagebü- 
cher von Canaris, mehrere hun- 
dert Seiten aus dem Nachlaß 
Adolf Eichmanns, wichtigste 
Aufzeichnungen des General- 
oberst von Fritsch aus den Jahren 
1938 und 1939 sowie die einzige 
Kopie der Tagebücher der Luft- 
waffengeneräle Koller und 
Kreipe und des Keitel-Adjutan- 
ten Wolf Eberhard. 


Durch dieses skandalöse und 
nichts mehr mit dem Recht auf 
Meinungsfreiheit zu tun haben- 


den Verhaltens Seiter’s ist damit 
der Bundesrepublik ein nicht 
mehr wiedergutzumachender 
Schaden in Bezug auf Geschichts- 
unterlagen entstanden. Daß 
diese Unterlagen zum Teil bis 
heute von deutschen Geschichts- 
forschern nicht ausgewertet wur- 
den, soll nur am Rande erwähnt 
werden. 


Der Fall 
Richard von Weizsäcker 


Auf der anderen Seite ist aber fol- 
gendes möglich: Der amtierende 
Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker dankte während sei- 
ner Chile-Reise der dortigen Re- 
gierung dafür, daß sie in einem 
humanitären Akt den chemali- 
gen DDR-Staats- und -Parteichef 
Erich Honecker aufnahm. 


Man stelle sich einmal vor: Das 
ist der selbe von Weizsäcker, der 
sich stets dafür aussprach, daß 
sich im Ausland aufhaltende ehe- 
malige Nazi-Größen, wie etwa 
Brunner oder seinerzeit Barbie, 
an die Bundesrepublik ausgelie- 
fert werden müßten. 


Man kann sich sicherlich darüber 
streiten, ob ein Gerichtsverfah- 
ren gegen Honecker in Deutsch- 
land nicht ein von den gleichen 
Leuten inszeniertes Rachetribu- 
nal gewesen wäre, die ihn seiner- 
zeit als DDR-Regierungschef ho- 
fierten und ob er ein faires Ver- 
fahren bekommen hätte. Tatsa- 
che ist aber, daß dieser Mann 
eine unglaubliche Blutschuld auf 
sich geladen hat, mindestens ge- 
nausoviel, wenn nicht sogar er- 
heblich mehr, als das, was den 
ehemaligen Nazigrößen vorge- 
worfen wird. Wie man dann aber 
einen Unterschied zwischen ih- 
nen machen kann, wird wohl für 
immer das Geheimnis Weizsäk- 
kers bleiben. Ist es aber auf der 
anderen Seite von einem Mann 
verwunderlich, der sich nicht 
scheute, die seinerzeitigen DDR- 
Größen um aktive Mithilfe be- 
züglich der Doktor-Arbeit seiner 
Tochter zu bitten? 


Das ist der gleiche Weizsäcker, 
der in seiner »Befreiungsrede« 
am 8. Mai 1985 folgendes äu- 
Berte: »Wenn wir uns der Verfol- 
gung des freien Geistes während 
der Diktatur besinnen, werden 
wir die Freiheit jeden Gedankens 
und jeder Kritik schützen, so sehr 
sie sich auch gegen uns richten 
mag.« Macht es dann aber wirk- 


lich mal jemand wahr, wie der in- 
zwischen zurückgetretene Bun- 
despräsidentschaftskandidat der 
CDU/CSU, Steffen Heitmann, 
dann wird er von Weizsäcker, laut 
diverser Presseartikel, als »Ni- 
schenossi« diskreditiert und in 
seinen Ansichten herabgesetzt. 


Die Bonner Zensur 
macht Schule 


Doch wer glaubt, daß sich wenig- 
stens die Wirtschaft diesen Auße- 
rungen Weizsäckers annimmt, 
sieht sich getäuscht. So erdrei- 
stete sich etwa das »Institut der 
deutschen Wirtschaft« (IW), ei- 
ner unbequemen Zeitschrift den 
Abdruck ihrer Pressemeldungen 
zu untersagen. 


Man stelle sich einmal vor: Laut 
deutscher Verfassung gibt es in 
der Bundesrepublik die Mei- 
nungs- und Pressefreiheit. Da- 
nach sollte es doch wohl das 
selbstverständlichste auf der Welt 
sein, daß die Pressemeldungen 
an jedes interessierte Presseor- 
gan vergeben werden und daß 
diese die Presseerklärung dann 
eben auch nutzen. 


Wenn etwa die »TAZ« oder ein 
anderes linkes oder sogar linksex- 
tremes Blatt die Pressemeldun- 
gen des IW nutzt, wird anschei- 
nend hiergegen nicht vorgegan- 
gen. Und dies zu recht! Denn ein 
Wirtschaftsforschungsinstitut ist 
doch wohl für alle da. Auch sind 
alle Bevölkerungskreise, seien es 
Linke, Rechte, Bürgerliche oder 
was auch immer von der wirt- 
schaflichen Entwicklung betrof- 
fen. So sollte es doch auch eine 
Selbstverständlichkeit sein, daß 
die Ergebnisse eines anerkannt 
sehr seriösen Instituts dann auch 
unbeeinflußt der politischen Aus- 
richtung einer Publikation dem 
Leserkreis vorgestellt werden. 


Man mag zu Helmut Schmidt ste- 
hen, wie man will. Er hat in sei- 
ner politischen Zeit aber viel 
Dinge gesagt, die andere sich ins 
Stammbuch schreiben sollten. So 
auch 1978 die nachfolgenden 
Sätze, die symptomatisch für das 
in diesem Artikel gesagte sind: 
»Die Demokratie ist mit unsägli- 
chen Geburtsfehlern belastet, 
die unbehebbar sind. Zum Bei- 
spiel mit dem Geburtsfehler, daß 
nicht derjenige recht kriegt, der 
recht hat, sondern daß derjenige 
recht kriegt und Recht setzen 
kann, der die Mehrheit hat.« DI 
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Bonn 


Politiker- 
»Neusprech« 


konnte von 
Orwell sein 


Martin Jenke 


Im Jahre 1949 veröffentlichte der englische Schriftsteller George Or- 
well seinen satirischen Roman »1984«, worin die Entwicklung einer 
Diktatur konsequent zuende gedacht wird. So heißt das Propagan- 
daministerium im Staat »Ozeanien« in der offiziellen »Neusprache« 
Wahrheitsministerium. Dabei wird die Wahrheit jeweils auf den 
Kopf gestellt. Krieg bedeutet beispielsweise Frieden. 


Als erste lernte die Atomkraft- 
Lobby von Orwell: sie nannte 
ihre hochgiftigen, lebensvernich- 
tenden Atommüll-Lager »Entsor- 
gungsparks«, damit der ver- 
dummte Bürger an grüne Oasen 
mit zwitschernden Vögeln denkt. 


Inzwischen sind solche wahr- 
heitsverfälschenden Begriffe zur 
Umgangssprache geworden: Mit- 
teldeutschland wird als Ost- 
deutschland bezeichnet, und das 
mörderische Töten von Frauen 
und Kindern in Somalia zum Bei- 
spiel läuft unter dem Begriff 
»Friedenschaffende Maßnah- 
MEN«. 


In diese Reihe paßt wunderbar 
die neueste Sprechblase unseres 
Bonner Finanzministers Theo 
Waigel, der gleichzeitig CSU- 
Chef in Bayern ist: 


»Schulden sind 
Stabilisatoren« 


Es geht um den neuen Haushalts- 
entwurf der Bundesregierung für 
1994, worin die geplante Neuver- 
schuldung für das nächste Jahr 
wiederum mit der Rekordhöhe 
von 67,5 Milliarden Mark veran- 
schlagt wird. Danach wird sich 
die Verschuldung des Bundes bis 
1997 um 288 Milliarden Mark 
steigern, womit dann die Last ins- 
gesamt auf schwindelerregende 
1700 Milliarden Mark hoch- 
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schnellt. Und nun die Neuspra- 
che unseres Finanzministers, wie 
aus einem Artikel der »Welt« 
vom 19. Juli 1993 hervorgeht. 
»Weiter sagte der Finanzmini- 
ster, daß er eine höhere Verschul- 
dung hinnehmen würde, wenn 
sich die wirtschaftliche Situation 
nicht bessert. »>Dann müssen die 
automatischen Stabilisatoren wir- 
ken«, betonte er. Eine gewisse Er- 
höhung der Verschuldung sei 
dann hinzunehmen, um die Tal- 
fahrt der Konjunktur zu verhin- 
dern.« 


Das muß man zweimal lesen, um 
es in die Neusprache Orwells im 
Utopie-Staat »Ozeanien« einzu- 
reihen: » Automatische Stabilisa- 
toren« für astronomische Schul- 
den! 


Daß Deutschlands Schuldenmi- 
nister dabei auch weiterhin das 
Wort »Sparen« dauernd im 
Munde führt, bekräftigt nur, wie 
sehr die Orwellsche Formulie- 
rung einer Neusprache längst in 
Bonn Wirklichkeit geworden ist. 

Entgegen der Entscheidung des 
Bundestages vom 20. Juni 1991, 
wonach Berlin wieder Regie- 
rungssitz werden soll, bremst bei- 
spielsweise unser Bonner Spar- 
minister den Ausbau der deut- 
schen Hauptstadt an der Spree - 
hat jedoch Hunderte von Millio- 
nen Mark übrig für den weiteren 
Ausbau des »provisorischen« 
Bundesdorfes am Rhein. 


Kommen wir, da wir beim interes- 
santen Vergleich mit Orwells vi- 
sionärem Roman »1984« sind, zu 
einem weiteren bedeutenden 
Wahlspruch des Wahrheitsmini- 
steriums von »Ozeanien«: 


»Unwissenheit 
ist Stärke« 


Dieser »Neusprech« müßte über- 
all auf Spruchbändern in Rumpf- 
deutschland angebracht sein. 
Denn einmal ist die jahrzehnte- 
lange Umerziehung unseres Vol- 
kes nur infolge allgemeiner Un- 
wissenheit und Verdummbeute- 
lung möglich gewesen. Zum an- 
deren würden die umerzogenen 
Politiker der Bonner Parteien 
nicht so stark auftreten, wüßten 
sie einiges mehr von deutscher 
Geschichte, insbesondere von 
Zeitgeschichte unseres Jahrhun- 
derts. 


»Wer nichts weiß, muß alles glau- 
ben« lautet ein Wort der klugen 
Dichterin Marie von Ebner- 
Eschenbach. Beispielsweise glau- 
ben die Abgeordneten im Bonner 
Bundestag an die deutsche Al- 
leinschuld am Ersten und Zwei- 
ten Weltkrieg. Dazu ein Wort von 
Bertrand Russell, dem engli- 
schen Philosophen und Nobel- 
preisträger von 1950: »Es ist ein 
Jammer, daß die Dummköpfe so 
selbstsicher sind und die Klugen 
so voller Zweifel.« 


Die Ungewissheit der Bundes- 
bürger ist natürlich auch Waigels 
Stärke. Denn wüßte unser Volk, 
welch riesiger Schuldenberg von 
den Kanzlern Schmidt und Kohl 
angehäuft wurde - unter tatkräf- 
tiger Assistenz des jetzigen Fi- 
nanzministers —, so hätte der 
deutsche Michel allein deshalb 
den Bonner »Geldverwaltern« 
längst den Laufpaß gegeben. 


Noch immer aber machen all die 
Helfershelfer der Regierung - 
nicht nur im Bonner Wahrheits- 
ministerium, sondern auch im 
»freien« Fernsehen, Rundfunk 
und in der Presse, den »laienhaf- 
ten« Wählern vor, im Kabinett sä- 
Ben »Kapazitäten«, die von Wirt- 
schaft und Finanzen alles ver- 
stünden. Manche Minister sind 
geradezu wahre Genies, die in 
kurzer Zeit ganz verschiedene 
Ressorts führen können: so als 
könnte beispielsweise ein Flei- 
scher auch bald Tischler, dann 
Schneider und dann Klempner 
sein. Unser Sparminister hat üb- 


rigens Juristerei studiert und 
weiß deshalb alles von Finanzen. 
Das Wahrheitsministerium in 
Bonn benötigt allerdings eine ge- 
wisse Schläue und Raffinesse, 
dem Volk den riesigen Schulden- 
berg zum kleinen Stolperstein zu 
verharmlosen. Dabei gehört - 
wie jeder aus dem Leben weiß - 
wirklich nicht viel dazu, um auf 
Pump zu wirtschaften. Die Frage 
ist nur, wie lange man dauernd 
Kredite aufnehmen kann, ohne 
die Schulden zurückzuzahlen. 
Wer in Bonn denkt angesichts der 
Billionenzahlen überhaupt noch 
an Rückzahlung? Die sind schon 
froh, wenn sie die jährlichen Zin- 
sen aufbringen können, die mitt- 
lerweile zum zweitgrößten Po- 
sten im Haushalt geworden sind. 
Nach uns die Sintflut, scheint seit 
zwanzig Jahren die Bonner De- 
vise zu sein. 


Es ist für den Normalbürger kein 
Trost zu wissen, daß auch andere 
Staaten hoch verschuldet sind 
und daß es also Schuldenkünstler 
nicht nur in Bonn gibt. Schließ- 
lich gab es 1929 einen Bankenzu- 
sammenbruch nicht nur in den 
USA, sondern auch in Europa 
und besonders auch in Deutsch- 
land. Soll sich alles wiederholen? 
Wird nichts aus der Geschichte 
gelernt? Gilt immer noch der be- 
rühmte Ausspruch des schwedi- 
schen Staatsmannes Oxenstierna 
im 17. Jahrhundert? Dieser hatte 
zu seinem Nachkommen gesagt: 
»Weißt du nicht, mein Sohn, mit 
wie wenig Verstand die Welt re- 
giert wird?« 


Inzwischen ist auch längst ein an- 
derer Wahlspruch der Staatspar- 
tei von »Ozeanien« in Bonn Wirk- 
lichkeit geworden: »Krieg bedeu- 
tet Frieden«. So sind beispiels- 
weise der amerikanische Bush- 
Krieg gegen den Irak und der 
letzte Raketen-Überfall Clintons 
auf Bagdad gerechte Friedens- 
handlungen; deswegen hat Wai- 
gel der Bush-Administration 
flugs 18 Milliarden Mark gespen- 
det. 


Und auch die Bonner Entsen- 
dung von deutschen Soldaten 
nach dem fernen Somalia ist le- 
diglich eine Friedenshilfe. Dazu 
noch einmal Waigel wörtlich als 
einer der Spitzenreiter im Bon- 
ner Neusprech (laut »Welt« vom 
20. Juli 1993): »Die Mitwirkung 
liege im Interesse der Bündnisfä- 
higkeit und außenpolitischen 
Glaubwürdigkeit Deutschlands.« 

Oo 


Deutschland 


Rittertum und 
Ritterlichkeit 
im täglichen 
Leben und in 
der Politik 


Emil Schlee 


Wir Menschen leben heute in einer auffällig formenloser werdenden 
Welt und Zeit. Wir erleben Auflösungserscheinungen der Ehe und 
Familie, der Sitten und Traditionen, des Rechts und der Ordnungen, 
des Staates und der Kirchen. Mit dem Einsetzen des Zerfalls dieser 
Formen geht auch ein zunehmender Verlust der Würde des Men- 
schen einher. Der Mensch als Verursacher und Betroffener beginnt, 
wegen dieser bedrohlichen Entwicklung wieder nachdenklicher zu 
werden und zu begreifen, daß Ehe und Familie, Schule und Kirche, 
Arbeit und Beruf, Parteien und Verbände, Gemeinde und Staat, 
Volk, Heimat und Vaterland insgesamt Gemeinschafts- und Organi- 
sationsformen des Menschen und als solche Lebensformen des Men- 
schen für den Menschen, im Dienste des Menschen sind, ihm Halt 
und Sicherheit geben, das pädagogische »Nest« zum Werden und 
Wachsen, zur Erziehung und Bildung des Menschen, zur Persönlich- 
keit darstellt und ihn zum verantwortungsbewußten Handeln erst 


eigentlich befähigt. 


Und inmitten dieses Kreises der 
den Menschen tragenden und 
prägenden Kräfte standen und 
stehen heute ebenso die zahlrei- 
cher werdenden Ordensgemein- 
schaften in der Vielfalt ihrer geist- 
lichen und weltlichen Formen als 
Zusammenschlüsse von Men- 
schen, die sich bestimmten Re- 
geln unterwerfen, besondere Ver- 
pflichtungen übernehmen und 
sich hohe Ziele setzen. Dem 
Menschen kommt beim Gewah- 
ren der Auflösungserscheingun- 
gen seiner bewährten Lebensfor- 
men mehr und mehr in den Sinn, 
daß die Zerstörung dieser Le- 
bensformen auch die Zerstörung 
der Menschheit und der Welt be- 
deuten und zur Folge haben 
kann. 


Das hierüber Nachdenklicher- 
werden des beträchtlich verunsi- 
cherten Menschen unserer Tage 
zeigt sich heute im täglichen Le- 
ben und in der Politik in einer all- 


gemeinen, zunehmenden geisti- 
gen und praktischen Verweige- 
rungshaltung der Menschen. So 
zum Beispiel in der wachsenden 
Anzahl von Menschen, die ihre 
bisherige Mitgliedschaft in Par- 
teien, Gewerkschaften und Kir- 
chen aufkündigen und ihre Teil- 
nahme an den demokratischen 
Wahlen verweigern. Hier wird 
den Verantwortungsträgern und 
ihren Institutionen Versagen im 
Dienst am Menschen, man- 
gelnde Glaubwürdigkeit, feh- 
lende Leistungsbefähigung und 
-bereitschaft und unzureichende 
Vorbildshaltung signalisiert. 


Die zunehmende 
Verweigerungshaltung 


Die Menschen spüren, daß sie 
bei fortschreitender Auflösung 
ihrer bewährten Lebensformen 
nicht nur halt- und kopfloser, son- 
dern auch im Rahmen des Ge- 


samtvorgangs führungsloser wer- 
den. Und - das sei an dieser 
Stelle gesagt — waren Krieg und 
Besetzung, Umerziehung und 
materielles Denken im Deutsch- 
land nach 1945 mit Anlaß zu die- 
ser besorgniserregenden Ent- 
wicklung. 


Dem Menschen entglitt mit dem 
Schwinden seiner ihn tragenden 
Lebensformen weitgehend der 
feste Grund seines Lebens. Es 
scheint, daß aus geistigem Nie- 
dergang, moralischem Verfall, 
kultureller Not und politischer 
Verzweiflung neue Kräfte wach- 
sen, die bereit und fähig sind, 
sich der Verantwortung zu stel- 
len, und einen geistig-moralisch- 
politischen Umbruch und Auf- 
bruch vorbereiten und in die 
Wege leiten. Man ist erkennbar 
auf der Suche nach alten Werten 
und neuen Wegen, nach Altbe- 
währtem und Zukunftsträchti- 
gem. 


Das Ethos 
des Dienstes 


Auf dem Hintergrund dieser klei- 
nen Lageskizze wird vielleicht 
verständlich, warum Geschichte 
als Vergegenwärtigung des Ver- 
gangenen wieder an Interesse ge- 
winnt, in den Vordergrund ge- 
langt, sogar einen »historischen 
Revisionsmus« entstehen läßt, 
der wiederum einen »Historiker- 
streit« auslöst, in dem es um 
Wahrheit geht. »Geschichte«, so 
die zutreffende Definition von 
Arnold Toynbee, »ist die geistige 
Form, in der sich ein Volk über 
seine Vergangenheit Rechen- 
schaft gibt, um seine Zukunft zu 
gewinnen«. 


Es gibt keinen Gegensatz zwi- 
schen Zukunft und Vergangen- 
heit. Mit Simone Weil kann man 
wissen, daß die Zukunft uns 
nichts bringt, sie uns nichts gibt, 
sondern wir es sind und sein müs- 
sen, die ihr alles geben. Unser 
Leben und Leisten bestimmt die 
Zukunft; wenn wir versagen, be- 
stimmen andere unsere Zukunft. 


Um aber alles geben zu können, 
muß man besitzen. Und wir besit- 
zen kein anderes Leben, keine 
andere Kraft als die Schätze der 
Vergangenheit, die wir besser 
kennen, lenken, aufnehmen und 
neu schaffen müssen. Darum 
muß ein heutiger Verantwor- 
tungsträger global, weltge- 
schichtlich und ganzheitlich den- 


ken können, um verantwortungs- 
voll bewußt handeln zu können. 


So ist es wohl kein Zufall, daß ge- 
rade in unserer formenloser ge- 
wordenen Zeit heute bestehende 
Ritterorden mit ihren Traditio- 
nen und fordernden Regeln, Ver- 
pflichtungen und Zielen wieder 
Beachtung und Zuspruch gewin- 
nen. Letztendlich auch deswe- 
gen, weil mit Begriff und Rolle 
des Ritters auch heute noch stets 
etwas Besonderes, Hervorragen- 
des, Beispielhaftes verbunden 
wird, etwas, das es so heute nicht 
mehr gibt, das man gar vermißt, 
dessen Neubelebung in zeitgemä- 
Ber Form uns guttun würde. 


Man besinnt sich und lernt wie- 
der, daß das Rittertum Ausdruck 
der Gesamtheit der ritterlichen 
Kultur und Lebensformen im ho- 
hen und späten Mittelalter war, 
eine bedeutungsvolle abendlän- 
dische Erscheinung, deren Ver- 
treter sich am Leitbild des der 
Ehre verpflichteten, tüchtigen 
und wohlerzogenen Menschen 
orientierten, in ihrer ritterlichen 
Tugendlehre antike und christli- 
che Ethik sowie germanisch- 
rechtliche Auffassungen vereinig- 
ten und als Ordensritter Men- 
schen waren, die eigentumslos 
dem Dienste an den Armen und 
Kranken und der Ausbreitung 
des Reiches Gottes in der Welt 
lebten. Als Deutsche wissen wir, 
daß die Ausstrahlung dieser Or- 
densethik in der Gemeinschaft 
des Deutschen Ritterordens als 
tragende Kraft über Branden- 
burg-Preußen zur Gründung des 
Deutschen Reiches 1871 geführt 
hat. Das Ethos des Dienens, die 
Idee des Rechtsstaates, die Tole- 
ranz gegenüber Andersdenken- 
den und die Suche nach Wahrheit 
und deren Durchsetzung sind 
Werte und Aufgaben, die zeitlos 
gültig und gerade heute des un- 
veränderten Einsatzes aller edlen 
Kräfte wert sind. 


Es gibt daher auch einen nahtlo- 
sen Übergang von der ritterli- 
chen Tugendlehre des Mittelal- 
ters zu den in unserer Zeit schon 
oft beschworenen »Preußischen 
Tugenden«, die einst Preußen 
zum modernsten Staat des euro- 
päischen Kulturkreises gemacht 
haben. Erinnern wir uns: Selbst- 
loser Dienst für die Allgemein- 
heit, Unbestechlichkeit und Un- 
eigennützlichkeit, Treue und Ver- 
antwortungsbewußtsein, Schutz 
der persönlichen Freiheit und des 
Eigentums, Pflichterfüllung und 
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Sparsamkeit, persönliche Be- 
scheidenheit, Achtung vor dem 
Nächsten, Schutz der sozial 
Schwachen und der Minderhei- 
ten, Glaubens- und Gewissens- 
freiheit, Wahrung der Rechts- 
staatlichkeit, Wehrbereitschaft, 
Sicherheit und Ordnung. Wir alle 
können uns vorstellen, welche 
heilsame Wirkung es haben 
würde, wenn diese Werte als Hal- 
tung für Bürger, Parlamentarier 
und Regierende verbindliche Re- 
geln wären! Hierüber wird in vie- 
len Kreisen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nachgedacht. 


Geistiger Geleitschutz in 
die ungewisse Zukunft 


Während es in der Zeit der Ent- 
stehung der Ritterorden um den 
Geleitschutz der christlichen Pil- 
ger auf ihrem Weg in das Heilige 
Land ging, muß man wohl in un- 
serer Zeit zu den zeitgemäßen 
Aufgaben eines modernen Ritter 
ordens rechnen, den Menschen 
auf ihrem Wege in die ungewisse 
Zukunft »geistigen Geleitschutz« 
anzubieten. Die Ritterorden in 
unserer Zeit pflegen gesellschaft- 
liche Verbindungen und widmen 
sich, oft auch in konfessionellen 
Einrichtungen, wohltätigen Auf- 
gaben. Sie wenden sich kaum po- 
litische Aufgaben zu, scheinen 
eine unausgesprochene Scheu 
vor politischen Aktivitäten zu ha- 
ben. Dabei sind sie doch im ei- 
gentlichen Sinne überwiegend 
keine geistlichen Orden, sondern 
im Leben, in der Welt und in der 
geistigen Tradition der Ritteror- 
den stehende Gemeinschaften, 
deren Bewährung im Frieden in 
dieser Welt liegt. 


Was früher die »Ritterrüstung« 
war, muß heute eine aufrechte, 
humane, ritterliche, mutige »gei- 
stige Rüstung« sein. Die »metal- 
lenen Waffen« früherer Zeiten 
müssen heute die mit Herz und 
Verstand geführten »geistigen 
Waffen« geworden sein. Die 
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»Hospitäler für die Kranken und 
Verwundeten der Kreuzzüge« da- 
maliger Art sollten heute die 
»Lehr- und Bildungsstätten« für 
die vielen »Geistig-Fußkranken« 
und »Seelisch-Verwundeten« un- 
serer Zeit sein. Es gibt heute im 
ganze Lande so viele Bildungs- 
stätten, die zur Verfügung stehen 
können, und für entsprechende 
Bildungsarbeit im Sinne des »gei- 


St. Geors-Bastion 


Spanischer Turm 


Athanasios,Tor 


chen Zwecken (Kant), bedeutet 
das Bohren harter Bretter mit 
Kraft und Ausdauer (Weber) und 
ist keinesfalls ein »Schmutziges 
Geschäft«, wie viele oberfläch- 
lich denken, sondern für uns alle 
eine lebens- und überlebensnot- 
wendige » Aufgabe«. Und sollten 
»schmutzige Finger« darin festge- 
stellt werden, gehören diese in 
einer geistig-moralischen gesun- 


johannes,Tor m johannesbastei 


Der Plan der Stadt Rhodos zeigt die gewaltigen Befestigungen. 
Innerhalb der Stadtmauer ist die abgetrennte Ritterstadt zu er- 


kennen. 


stigen Geleitschutzes« auch ge- 
setzlich geförderte Unterstüt- 
zungsfinanzierung. Hier breitet 
sich ein weites Aufgabenfeld aus, 
daß der moderne Ritterorden 
noch zu wenig erkannt und kaum 
bestellt hat. 

Und noch ein klärendes Wort: Im 
Bewußtsein der Menschen wird 
heute zumeist das Wort, der Be- 
griff »Politik« mit dem Begriff 
»Parteipolitik« gleichgesetzt. 
Diese Verbindung ist grund- 
falsch. Politik ist ein umfassender 
Begriff, der sich mit vielen ande- 
ren Begriffen sinnvoll verbinden 
läßt. Machen Sie die Probe: Von 
der Arbeitspolitik bis zur Zu- 
kunftspolitik sind alle Wortver- 
bindungen möglich. »Parteipoli- 
tik« ist nur ein Sektor unter ande- 
ren Politik-Verbindungen! 


Politik hat die Aufgabe, die Be- 
ziehnungen der Menschen und 
Völker untereinander mit Herz, 
Maß und Verstand zu regeln. Po- 
litik ist, so sagt man, die Kunst 
des Möglichen, die Leidenschaft 
für das Nüchterne (Jaspers), ist 
pragmatisches Handeln zu sittli- 


den und funktionierenden De- 
mokratie herausgewählt. 


Als Mönch können Sie sich in 
eine Klause zurückziehen, als Or- 
densritter stehen Sie in der Welt 
des Politischen und sind im Gei- 
ste des Apostels Paulus gefordet: 
»Verkünde das Wort, tritt dafür 
ein, ob man es hören will oder 
nicht!« Es gilt, den ritterlichen 
Tugenden »im täglichen Leben 
und in der Politik« das Wort zu re- 
den. Diese Verpflichtung erfüllt 
auch Papst Johannes Paul II. mit 
der neuen Moral-Enzyklika »Ve- 
ritatis splendor« (»Glanz der 
Wahrheit«), in derer die Notwen- 
digkeit moralischen Handels in 
Politik, Wirtschaft und Gesell- 
schaft betont. Und hierzu in ei- 
ner anderen Passage die Feststel- 
lung: »Nur im Gehorsam gegen- 
über den universalen sittlichen 
Normen findet der Mensch eine 
volle Bestätigung der Einzigartig- 
keit seiner Person und die Mög- 
lichkeit wirklichen  sittlichen 
Wachstums.« 

Die Forderungen und Appelle 
nach »ritterlichen Tugenden«, 


nach »preußischen Tugenden«, 
nach der »Notwendigkeit morali- 
schen Handelns in Politik, Wirt- 
schaft und Gesellschaft«, nach 
»Gehorsam gegenüber den uni- 
versalen sittlichen Normen« oder 
die Interpretation von Politik 
durch Kant als »pragmatisches 
Handelns zu sittlichen Zwecken« 
sind identisch mit den Vorstellun- 
gen und Erwartungen der großen 
Mehrheit unserer Bevölkerung, 
die, in ihren Vorstellungen und 
Erwartungen enttäuscht, sich in 
der Konsequenz verweigern und 
im Marathon-Wahljahr 1994 für 
alle Überraschungen gut sind. 


Unsere Zeit braucht 
feste Leitmotive 


Man kann sich den anläßlich ei- 
ner Rezeptionsansprache am 4. 
Oktober 1991 im Dom zu Braun- 
schweig vom Prior des Tempel- 
herren-Ordens, Deutsches Prio- 
rat, Herrn Dr. Edmund Sawall, 
gemachten Darlegungen ganz an- 
schließen, wenn er sagt: »Mehr 
denn je brauchen wir heute eine 
Ordnung, die unsere komplexe 
Welt, unser chaotisches Dasein 
regelt; braucht unsere Zeit feste 
Leitmotive, nach denen wir un- 
ser Leben ausrichten können; 
brauchen wir die echte Gemein- 
schaft, die dem einzelnen geistige 
und seelische Heimat ist; brau- 
chen wir heute schließlich das of- 
fene Bekenntnis; mehr denn je 
die Bereitschaft, für Werke und 
Ideale zu kämpfen. Solche Leit- 
bilder aufzuzeigen, selbst Vorbild 
zu sein, das ist die Aufgabe der 
Ordensgemeinschaft! Eines je- 
den einzelnen.« 


Und im Geiste der Grundwerte 
des Standesethos des Rittertums, 
nämlich »mäze« (»Selbstbeschei- 
dung«), »stete« (»Beständig- 
keit«) und »milte« (auf Rache 
verzichtende Milde als Herr- 
schertugend), oder auch im 
Sinne der Festigkeit in Grund- 
satzfragen in Verbindung mit 
»barmherzigem Verstehen« führt 
es zu sinnvollem Denken und Be- 
denken, die voller Innerlichkeit 
und Betroffenheit von Hans 
Bahrs knapp und treffend formu- 
lierten Gedanken zu kennen: 


»Pflicht ohne Liebe macht ver- 
drießlich. Verantwortung ohne 
Liebe macht rücksichtslos Ge- 
rechtigkeit ohne Liebe macht 
hart. Freundlichkeit ohne Liebe 
macht geizig. Glaube ohne Liebe 
macht fanatisch. Ein Leben ohne 


Liebe ist sinnlos. Doch ein Leben 
in Liebe ist Glück und Freude.« 
Wie können diese appelhaften 
Worte, wie können »Rittertum 
und Ritterlichkeit im täglichen 
Leben und in der Politik« ver- 
wirklicht werden? Hören wir ei- 
nen ersten Hinweis von Goethe 
durch Faust: 

Geschrieben steht: 

»Im Anfang war das Wort!« 

Hier stock‘ ich schon! 

Wer hilft mir weiter fort? 

Ich kann das Wort so hoch 
unmöglich schätzen, 

Ich muß es anders übersetzen. 
Wenn ich vom Geiste recht 
erleuchtet bin. 


Geschrieben steht: 

Im Anfang war der Sinn. 
Bedenke wohl die erste Zeile, 
Daß deine Feder 

sich nicht übereile! 

Ist es der Sinn, 

der alles wirkt und schafft? 
Es sollte stehn: 

Am Anfang war die Kraft! 


Doch auch, indem ich 
dieses niederschreibe, 
Schon warnt mich was, 
daß ich dabei nicht bleibe. 


Mir hilft der Geist! 

Auf einmal seh‘ ich Rat, 
Und schreibe getrost: 
»Im Anfang war die Tat!« 


In unübertroffener Weise hat Al- 
bert Schweitzer diese Erkenntnis 
als Aufforderung in den Satz ge- 
gossen: »Die Wahrheit muß ge- 
tan werden!« 


Doch wer ist dazu noch bereit? 
Wer erfährt noch die Wahrheit? 
Und bedeutet dann das Wort 
Konfutses: »Wenn die Worte 
nicht stimmen, können die Werke 
nicht gelingen«, daß die Wahrheit 
nicht getan werden kann? Ist das 
auch die Sorge von Papst Johan- 
nes Paul II. in der neuen Moral- 
Enzyklika, ausgedrückt in dem 
Satz: »Der wesentliche Zusam- 
menhang zwischen der Wahrheit, 
dem Guten und der Freiheit ist 
der modernen Kultur größenteils 
abhanden gekommen!« 


Die Wahrheit muß getan werden. 
Und niemand kann sie auf Dauer 
verdrängen! 


Ein Ritter des Heiligen Johan- 
nes vom Spital zu Jerusalem. 
Zu den Aufgaben der Ordens- 
ritter gehörte die tätige Näch- 
stenliebe. 


Gut und Böse sind Vokabeln, die 
erst im Bereich des Transzenden- 
ten ihre absolute Bedeutung be- 
kommen. Wer nicht mehr an das 
Ewige glaubt, der kennt nicht 
mehr Gut und Böse, sondern nur 
noch Nutzen und Schaden. Die 
Krise unserer Zeit läßt sich lang- 
fristig nur lösen, wenn das Gei- 
stige wieder über dem Materiel- 
len steht. 

Freiheit bedeutet Zustand, Be- 


wegung und Ziel zugleich, so wie 
uns der Mensch Frage, Aufgabe 
und Antwort zugleich ist. Die Ge- 
schichte ist uns Lehrbuch für Er- 
werb und Gebrauch von Freiheit, 
aber auch ihrer Gefährdung und 
Unterdrückung. Freiheit ist ein 
hohes Gut, fordert von uns Men- 
schen den Einsatz aller charakter- 
lichen Kräfte, bedeutet nicht 
Willkür, Schrankenlosigkeit, 
Selbstsucht oder Bequemlich- 


keit, sondern die Anerkennung 
der Freiheit des anderen, Ach- 
tung vor dem Gesetz, Ausrich- 
tung nach dem Gewissen, Über- 
windung von Feigheit und Angst, 
Qual eigenständiger Entschei- 
dung, ungeteilte Verantwortlich- 
keit, aktives Handeln nach sittli- 
chen Maßstäben und die ständige 
Bereitschaft, das Gut der Frei- 
heit zu verteidigen und Opfer da- 
für zu bringen. 
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Bundesarchiv Koblenz 


Zur Freiheit 
der Geschichts- 
wissenschaft 


Kurt Haußmann 


Anders als in absolutistischen und totalitären Staaten gibt es in frei- 
heitlich verfaßten Demokratien keine Zensur. Jeder weiß: Publizi- 
sten und Presseorgane »haben das Recht, ungehindert Nachrichten 
und Informationen einzuholen« und die »Pflicht zu wahrheitsgemä- 
Ber Berichterstattung und Kritik«. Eine »Unterdrückung von Nach- 
richten oder die Kontrolle des Nachrichtenflusses finden nicht statt«. 


Das gilt auch für die Wissenschaft. 


Der Wissenschaftler ist der Wahr- 
heitsfindung und seinem Gewis- 
sen verpflichtet. Der wissen- 
schaftliche Diskurs ist ein Ringen 
unterschiedlicher Forschungsan- 
sätze mit dem Ziel größtmögli- 
cher Annäherung an die Wahr- 
heit. Forschung und Lehre sind 
frei. Sie obliegen keiner Überwa- 
chung, Bevormundung oder Be- 
hinderung. 


Gilt dieses 
Grundgesetz noch? 


Eine geradezu unglaubliche Be- 
hinderung hat jüngst der briti- 
sche Historiker David Irving in 
Deutschland erlebt: 


Er berichtet in seinem hier abge- 
druckten Brief vom 19. Juli 1993 
an seine Freunde, daß ihm auf 
Weisung des inzwischen aus ande- 
ren Gründen zurückgetretenen 
Bundesinnenministerss Rudolf 
Seiters in Zukunft der Zugang 
zum deutschen Bundesarchiv in 
Koblenz verwehrt ist. 


Der Minister schloß den briti- 
schen Historiker mit seiner Wei- 
sung aus dem privilegierten Kreis 
der zu dieser zentralen For- 
schungseinrichtung Zutrittsbe- 
rechtigten aus, dem Irving fast 
dreißig Jahre angehörte. Selbst 
die Tatsache, daß David Irving 
die Bestände der wissenschaftli- 
chen Einrichtung im Laufe der 
Jahre mit über einer Tonne an 
wertvollen zeitgeschichtlichen 
Akten bereichert hatte, die 
Deutschland nunmehr verloren 
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nigen Inländer, die davon Kennt- 
nis erlangten und den Vorgang 
einzuordnen wissen, fragen sich 
mit Sorge, wie es um die Freiheit 
der Wissenschaft und um die Frei- 
heit unserer Presse bestellt sein 
muß, wenn stillschweigend ge- 
duldet wird, daß sich ein Minister 
zum obersten Zensor der Ge- 
schichtswissenschaft erhebt! 


Man mag zu David Irving und 
einigen seiner mündlich vertrete- 
nen Thesen stehen, wie man will. 
Eines ist gewiß: David Irving gab 
durch seine jahrzehntelange For- 
schungsarbeit an zeitgeschichtli- 
chen Primärquellen der deut- 
schen Geschichtswissenschaft 
ganz entscheidende Impulse. An- 
ders als viele seiner Berufskolle- 
gen zitiert er nämlich nicht aus 
zweiter oder dritter Hand, son- 
dern befragte Zeitzeugen und 
durchforstete die entlegensten 


Der britische Historiker David Irving ist von der Bonner Regierung 
zur unerwünschten Person erklärt worden. 


gehen, hinderte den Minister an 
dem Ausschluß des Historikers 
nicht. Und warum? Aus Gründen 
der Staatsräson — oder gar eines 
Staatsnotstandes? Jedenfalls aus 
Gründen eines Notstandes der 
deutschen Geschichtswissen- 
schaft! 


Über diesen politischen Skandal 
herrscht Schweigen in der deut- 
schen Presse. Entsprechend mel- 
det sich auch keiner der zahlrei- 
chen deutschen Berufskollegen 
David Irvings mit Protest zu 
Wort. Die Maßnahme gegen den 
Historiker ließ nur die ausländi- 
sche Presse aufhorchen. Die we- 


Archive der Welt. Nicht selten 
fand er erstklassige Zeitzeugen 
und unberührte Akten, für die 
sich zuvor kein deutscher Histori- 
ker interessierte. 


Akten, die es 
nicht geben darf! 


David Irvings über 40 Bücher 
und neuerdings auch Manus- 
kripte zu Schlüsselfragen und 
-personen des Dritten Reiches 
sind immer wieder als Fundgru- 
ben ausgebeutet worden, selbst 
dann, wenn David Irving — was 
seine deutschen Leser oft bedau- 


erten - die genauen Fundorte der 
von ihm herangezogenen Quel- 
len nur spärlich benannt hat. Die- 
ser Mangel in einigen seiner Bü- 
cher erklärt sich durch David Ir- 
vings Bestreben, Quellen, Infor- 
manten und »freundliche« Ar- 
chivdirektoren zu schützen, die 
ihm Einsicht in Nachlässe und 
Aktensammlungen gewährten, 
noch ehe diese zu Verschlußak- 
ten erklärt wurden. 


So zum Beispiel den Nachlaß des 
Churchill-Hintermannes Lord 
Cherwell (alias Professor F. A. 
Lindemann), des eigentlichen 
Verantwortlichen für den Luft- 
krieg gegen Deutschland und die 
Vertreibung beziehungsweise Er- 
mordung von Millionen Deut- 
schen aus den Ostgebieten. Oder 
die unpaginierte Aktensamm- 
lung aus dem Nachlaß des ameri- 
kanischen Kriegsministers Stim- 
son, aus der Irving über Aktenko- 
pien verfügt, die es in der amtlich 
aufbereiteten Stimson-Akte in- 
zwischen nicht mehr gibt, das 
heißt, nicht geben darf. 


David Irving hat alle die von ihm 
entdeckten und verwerteten Ori- 
ginalquellen, Ablichtungen und 
Mikrofilme nach Abschluß seiner 
Bücher deutschen Archiven, be- 
sonders der zeitgeschichtlichen 
Abteilung des deutschen Bundes- 
archives überlassen, um den wis- 
senschaftlichen Hintergrund sei- 
ner Bücher für eine objektive 
deutsche Geschichtsforschung 
offenzulegen. 


Damit stieß er allerdings in 
Deutschland auf wenig Gegen- 
liebe. Hatte schon das Münchner 
Institut für Zeitgeschichte (IFZ) 
die »Akten Irving« jahrelang nur 
gut verpackt in Magazinen ver- 
wahrt, ohne die Bestände auch 
nur zu sichten, so erklärt das Ko- 
blenzer Bundesarchiv den Eng- 
länder nunmehr zur »uner- 
wünschten Person« und seine Ak- 
ten zum »unerwünschten Quel- 
lenmaterial«. 


Offenbar kollidiert Irvings For- 
schungsansatz, der darin besteht, 
daß er zunächst die unmittelba- 
ren Zeugen geschichtlicher Er- 
eignisse und ihre Nachlässe be- 
fragt und die Ergebnisse dann pu- 
blizistisch zur Diskussion stellt, 
mit der Interessenlage bestimm- 
ter deutscher Institute und Ar- 
chive. Diese sehen ihre Aufgabe 
eher darin, gespeichertes Wissen 
für spätere Generationen unter 
Verschluß aufzubewahren und 


From the _desk_of David Irving, London Wi 
Lern, alten X9, FR 


Eine kleine aber bedauerliche Mitteilung möchte ich meinen vie- 
len deutschen Freunden und Kollegen machen: ich habe kürzlich 
Anweisungen gegeben, meine gesamte Aktensammlung, die sog. 
"Sammlung Irving” aus den Beständen des Bundesarchivs in Kob- 
lenz bzw. des Bundesarchiv-Militärclivs in Freiburg i.Br. heraus- 
zulösen und unverzüglich nach London zurückkommen zu lassen, 
was das Bundesarchiv mir auch versprochen hat. 


Diese Entscheidung ist die natürliche Folge, die sich aus dem 
am ersten dieses Monats abspielenden Vorgang ergab. Als ich 
mich, wie so oft in den letzten dreißig Jahren im Lesesaal des 
Bundesarchivs anmeldete, um die letzten paar Arbeiten meiner 
Goebbelsbiographie zu vollenden, -- ich hatte sogar einige hun- 
dert Seiten aus den in Moskau aufbewahrten, bisher der allge- 
meinen deutschen Ferschung unzugänglichen Seiten der Goebbels- 
Tagebücher 1923-1945 als Geschenk mitgebracht, -- wurde mir 
mündlich angedeutet, ich hätte das Haus sofort auf Veranlassung 
des inzwischen ausgeschiedenen Bundesinnennministers Rudolph 
Seiters zu verlassen. Schriftlich wurde mir mit einem auf den 
Tag datierten Brief mitgeteilt, daß eine Benutzung von Unter- 
lagen des Bundesarchivs für mich von mm an nicht mehr möglich 
sein würde, eine Entscheidung, die sich auf $ 5 Abs. 6 Ziffer 

i des Bundesarchivgesetztes beruhe, wonach es Grund zur An- 
nahme bestehe, "daß das Wohl der BRD gefährdet" wäre. 


Inzwischen ist die Meldung über diesen einmaligen Vorgang rund 
um die Welt gegangen (von The Times, 2. ds.Mts. bis zum Sydney 
Morning Herald, 8. ds.Mts); so daß wohl die Annahme gerecht- 

fertigt ist, daß das Ansehen der BRD eher durch die Entscheidung 

von Herrn Seiters beeinträchtigt werde, als durch meine Benutzung 
der Archivalien. 


In der BRD-Presse herrscht bisher Schweigen darüber. 


Unter den 1000kg(!) Unterlagen die auf Kosten des Steuerzahlers 
nunmehr aus den BA-Beständen herausgelöst und nach London 
zurückgefrachtet werden müssen befinden sich einige Tagebücher 
Himmlers, die Tagebücher der Feldmarschälle Milch und Rommel; 
Fragmente der Tagebücher von Canaris; mehrere hundert Seiten 
aus dem Nachlaß Adolf Eichmanns, von mir vor zwei Jahren in 
Argentinien erworben; wichtigste Aufzeichnungen des General- 
oberst Wemer Frhr. von Fritsch aus den Jahren 1938 und 1939; 
die einzige Kopie der Tagebücher der Luftwaffengeneräle Koller 
und Kreipe, und des Keitel-Adjutanten Wolf Eberhard. Ob Herr 
Seiters (bzw. das Bundesarchiv) das bezwecken wollte? Diese 
obengenannten Unterlagen werden nunmehr den USA zukommen, 
wo sich eine Universität schon jahrelang um meine Aktensamm- 
jungen bemüht hat, die mit dem entsprechenden historischen Re- 
spekt angesehen werden. 


Mit freundlichen Grüßen 


Ihr s 


dadurch einen freien wissen- 
schaftlichen Austausch zu Leb- 
zeiten der Zeitzeugen möglichst 
zu vermeiden. 


Was macht David Irving 
neuerdings zur 
»unerwünschten Person«? 


David Irvings Bücher gehörten 
bis Anfang der achtziger Jahre zu 
den meistbeachteten Zeitge- 
schichtsbüchern in Deutschland 
und der übrigen Welt. Irvings Bü- 
cher erschienen in Deutschland 
in den angeschensten Verlagen. 
Der frühere Leiter des Ressorts 
für Zeitgeschichte des »Spiegel«, 
Heinz Höhne, brachte von David 
Irving mehrmals große Serien 
(zum Teil als Titelgeschichten). 
Die großen amerikanischen Ta- 
schenbuchverlage verbreiteten 
seine Bücher in Massenauflagen 
über die US-Kaufhausketten. 
Ohne die daraus erzielten Ein- 
nahmen hätte Irving seine For- 
schungen nie finanzieren kön- 
nen. 


Mit den deutschen Großverlagen 
machte der Historiker immer 
wieder schlechte Erfahrungen: 
Mancher Verlagslektor, der es 
»besser wußte als die Quellen«, 
brachte an Irvings Bücher eigen- 
mächtige Korrekturen an. Am 
deutlichsten wird das beim Ver- 
gleich der englischen Original- 
auflagen mit den deutschen Aus- 
gaben: Irvings historisch richtige 
These zum Beispiel über den Un- 
garnaufstand 1956 kann man aus 
der vom Verlagslektor zusam- 
mengestrichenen deutschen Aus- 
gabe im Gegensatz zum engli- 
schen Original nur mühsam be- 
greifen. Derartige Manipulatio- 
nen sind bei deutschen Verlagen 
kein Einzelfall. Ahnliche »Ent- 
schärfungen« hat beispielsweise 
der Erlanger Historiker Hellmut 
Diwald über sein Buch »Kampf 
um die Weltmeere« ergehen las- 
sen müssen. 


David Irving wechselte aufgrund 
solcher Erfahrungen in Deutsch- 
land oft den Verlag. Zuletzt 
zwang ihn einer der bekannte- 
sten Verlage zu einem Wechsel, 
nachdem die Autoren- und Be- 
legschaft mit Kündigung drohte, 
wenn ein Verlagsvertrag mit dem 
englischen Historiker nicht stor- 
niert würde. Der unter Druck ge- 
ratene Verlag ließ Irving fallen 
und verklagte ihn obendrein 
noch auf Schadensersatz. 

Die Wende zur »unerwünschten 
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Hans Maduk 


OHNE 
MORAL 


GOTT JAHWE 
UND PROPHET EZECHIEL 


Kritisches über Herkunft und 
Standort unserer Religion 


304 Seiten, gebunden, mit Schutzumschlag, 
DM 38.- ISBN 3-88686-020-5 


TOD OHNE MORAL 


Gott Jahwe und Prophet Ezechiel... 

ist das spannende Ergebnis schwieriger Recherchen in 
Ländern des Orients und Fernen Ostens. Dort stieß der 
Wissenschaftsjournalist Hans Maduk auf brisante Fak- 
ten, die ihn zu kritischen Analysen und uns Zur erstma- 
ligen Veröffentlichung herausforderten. Im Mittelpunkt 
dieses engagierten und lesefreundlichen Buches ste- 
hen die größten Zeugen alttestamentlicher Greuel — 
Gott Jahwe und Prophet Ezechiel. 

Der Autor hat den heiklen Versuch unternommen, jene 
Fragen aufzudecken, die von Religionswissenschaft 
und Kirche einer breiten Öffentlichkeit bisher vorent- 
halten wurden. Mit sachlichen Argumenten wird nach- 
gewiesen, daß es Religionen schon jahrtausendelang 
gegeben hat, bevor deren Kernaussagen biblisch wur- 
den. Dies und die Tatsache, daß ein mittelasiatischer 
»Schöpfergott« auch als weitsichtiger Okologe ent- 
deckt wurde, der bereits vor 2500 Jahren die Warnung 
vor der Zerstörung natürlicher Umwelt verkünden ließ, 
wird aufhorchen lassen. 

Maduks kritisch-spekulativ angelegtes Sachbuch 
zwingt zur konstruktiven Meinungsbildung und warnt 
eindringlich vor dem seelenvernichtenden Sektierer- 
tum der »Zeugen Gott Jahwes«. Schließlich wird die 
seriöse Prä-Astronautik zitiert, die sachverständig dar- 
legt, daß ausgesuchte Irdische - unter ihnen Ezechiel — 
in grauer Vorzeit von »kosmischer Intelligenz« berührt 
worden sind. Dies begründet die Überzeugung, daß wir 
Erdenmenschen gerade erst am Anfang unserer Ent- 
wicklung stehen. 

Ein Buch, das man mehrmals liest! 


VERLAG MEHR WISSEN 
Postfach 150251 - 40079 Düsseldorf 


Bundesarchiv Koblenz 


Zur Freiheit 
der Geschichts- 
wissenschaft 


Person« begann für David Irving 
mit den Fernseh-Nachdiskussio- 
nen zu dem Hollywoodfilm »Ho- 
locaust« (1979/80). Irving stellte 
in diesen Diskussionen öffentlich 
Fragen, die seiner Meinung nach 
eine Vielzahl von Zuschauern ge- 
stellt hätten, wenn sie dazu Gele- 
genheit gehabt hätten. 


Vor dem Sendegebäude organi- 
sierte man während der Fernseh- 
ausstrahlung eine beachtliche 
»Spontandemonstration« gegen 
den Engländer. Von da an sarık 
David Irvings Stern am Medien- 
himmel. »Freunde« wandten sich 
von ihm ab. Seine Bücher ver- 
schwanden stillschweigend vom 
US-amerikanischen und mittler- 
weile auch recht vollständig vom 
deutschen Büchermarkt. Die 
US-amerikanischen Taschen- 
buchverleger kündigten ihm alle 
Verträge. Irving erlitt immense fi- 
nanzielle Einbußen. Einer der 
amerikanischen Verleger bot ihm 
dann aus persönlicher Sympathie 
nochmals einen Vertrag an, der 
ihn darauf festlegte, im Laufe 
von fünf Jahren zum Thema 
»Adolf Hitler und die Juden- 
frage« keine öffentlichen Stel- 
lungnahmen abzugeben - eine 
schwer tragbare Fessel für den 
freiheitsliebenden Engländer! 

David Irving widmet sich seit Ab- 
lauf dieser Frist nun speziell die- 
sem Thema. Er arbeitet an einer 
quellenkritischen Dokumenta- 
tion zur »Endlösung der Juden- 
frage«. Im Zuge der Annäherung 
an dieses Thema kam Irving zu- 
nehmend in den Nahbereich des 
umstrittenen »Revisionismus«, 
einer Bewegung vorwiegend 
amerikanischer, französischer 
und neuerdings jüdischer Ge- 
schichtsforscher, die den indu- 
striellen Massenmord an den Ju- 
den im Dritten Reich anzweifeln. 
Auch David Irving zweifelt 
daran, daß es in Auschwitz geeig- 
nete Einrichtungen zur Massen- 
vergasung gegeben habe. Irving 
bezweifelt aber nicht die massen- 
hafte Vertreibung und auch Tö- 
tung von Juden im Dritten Reich. 
David Irving ist allerdings der 
Auffassung, daß es sich bei den 
im Auschwitz-Museum in Polen 


gezeigten Gaskammern um »At- 
trappen« handle, ähnlich denen, 
die in Dachau eingestandenerma- 
ßen nachträglich eingebaut wur- 
den. 

Wegen Verbreitung dieser »At- 
trappen«-These - die auch der jü- 
dische Historiker Dr. Franciszek 
Piper teilt, der seit 27 Jahren mit 
diesem Thema einschlägig ver- 
traute Kurator und Chef der Ar- 
chive im Staatsmuseum Ausch- 
witz (er spricht jedoch statt von 
Attrappen von »Rekonstruktio- 
nen«), wurde David Irving im Ja- 
nuar 1993 vom Landgericht Mün- 
chen zu einer außerordentlich ho- 
hen Geldstrafe wegen »Beleidi- 
gung« (des Andenkens Verstor- 
bener) verurteilt. 

Das Gerichtsurteil gegen den Hi- 
storiker ist noch nicht rechtskräf- 
tig. Es trägt jedoch, genauso wie 
der Hergang des Verfahrens, in- 
quisitorische Züge. Beweisan- 
träge des Angeklagten - auch der 
Antrag auf Vernehmung von Dr. 
Franciszek Piper als Zeugen - 
wurden rundweg abgelehnt. Ir- 
ving wurde behandelt wie ein in 
der Geschichtswissenschaft gänz- 
lich Unbekannter und Unkundi- 
ger. Schon in der ersten Instanz 
wurde Irving zu einer gegenüber 
dem ursprünglichen Strafbefehl 
um rund 30 Prozent höheren 
Geldstrafe verurteilt. Ein Nach- 
richtensprecher des NDR führte 
das erhöhte Strafmaß auf einen 
erhöhten Tatvorsatz zurück; den 
habe Irving dadurch zum Aus- 
druck gebracht, daß er gegen den 
als rechtswidrig empfundenen 
Strafbefehll überhaupt Be- 
schwerde eingelegt habe. 


Der endgültige Ausgang dieses 
Verfahrens wird anzeigen, ob es 
50 Jahre nach Auschwitz schon 
möglich ist, sich vorurteilslos of- 
fenen Fragen dieses empfindli- 
chen Kapitels der Zeitgeschichte 
zu nähern, ohne deshalb der »Be- 
leidigung« bezichtigt zu werden. 


Daß der Streit über Wahrheitsfra- 
gen unserer jüngsten Vergangen- 
heit mittlerweile vor Strafgerich- 
ten ausgetragen wird, ist - sieht 
man von den unter politischen 
Diktat der Siegermächte abge- 
laufenen Nürnberger Prozessen 
ab, die allen abendländischen 
Rechtsgrundsätzen widerspra- 
chen - eine bedenkliche, die ver- 
fassungsmäßige Ordnung bedro- 
hende Entwicklung, die sich von 
Jahr zu Jahr steigert. 


David Irving jedenfalls führte in 
der Vergangenheit mit deut- 


schen, US-amerikanischen und 
jüdischen Zeitgeschichtsforschern 
über viele Jahre außerordentlich 
fruchtbare Auseinandersetzun- 
gen, ohne daß es je einer seiner 
Diskussionspartner für nötig 
hielt, gegen ihn Gerichte bemü- 
hen zu müssen. So ist der jahre- 
lange, beinah private Streit zwi- 
schen David Irving und dem frü- 
heren Leiter des Münchner Insti- 
tutes für Zeitgeschichte, Profes- 
sor Martin Broszat, aus der deut- 
schen Zeitgeschichtsforschung 
nicht mehr wegzudenken. Profes- 
sor Broszat fühlte sich durch Da- 
vid Irvings Quellenkenntnisse 
immer wieder verpflichtet, Rich- 
tigstellungen in den »Vierteljah- 
resheften für Zeitgeschichte« ab- 
zudrucken. 


Diese Kultur des Streites scheint 
heute leider gänzlich verloren zu 
gehen. Man erkennt dies auch 
daran, daß der prominente Stutt- 
garter Zeitgeschichtler Eberhard 
Jäckel 1989 eine Berliner Fern- 
sehdiskussion zwischen ihm, Da- 
vid Irving und dem jüdischen 
Princeton-Professor Arno Mayer 
zum Platzen brachte (»Berliner 
Salon«), um David Irvings Fra- 
gen von vornherein aus der Dis- 
kussion zu halten. Als Irving auf- 
grund der damaligen Vorkomm- 
nisse den Stuttgarter Historiker 
vor Journalisten und in Presseor- 
ganen als »Lügner und Feigling« 
bezeichnete, verklagte ihn nie- 
mand wegen »Beleidigung«. 


Die Klärung zeitgeschicht- 
licher Wahrheitsfragen 
wird aktiv behindert 


Das neueste in der Zeitge- 
schichtsforschung ist die be- 
wußte, aktive Blockierung des 
Zugangs zum Quellenmaterial 
durch politischen Eingriff. 


David Irving wurde aus dem 
deutschen Bundesarchiv gewor- 
fen, weil die Möglichkeit besteht, 
daß er mit seinen Forschungen zu 
Erkenntnissen gelangen könnte, 
die von bisherigen sogenannten 
»allgemeinkundlichen  histori- 
schen Tatsachen« abweichen. Ein 
derartiger Ministerialakt scheint 
den »Religionsfrieden« einer 
Wissenschaft schützen zu müs- 
sen, der es nicht mehr um Annä- 
herung an Wahrheit geht, son- 
dern um Verwaltung eines geisti- 
gen (und politischen?) status 
quo! 

Die mit der Begründung eines 
Staatsnotstandes (»Abwehr von 


Schaden für das Ansehen der 
BRD«) verordnete Forschungs- 
sperre gegen David Irving erin- 
nert unter dem Aspekt der gleich- 
zeitigen Verletzung wesentlicher 
Verfassungsgrundsätze an die 
Weimarer Republik. 


In dieser gescheiterten Republik 
regierte der Reichspräsident ei- 
nen »demokratischen« Staat mit- 
tels Notverordnungen, da die Ge- 
waltenteilung und die verfas- 
sungsmäßige Ordnung nicht 
mehr funktionierten. Die Notver- 
ordnungen wurden zum dauern- 
den Bestandteil der Rechtsord- 
nung und damit zu einer ständi- 
gen Widerlegung der »demokrati- 
schen Freiheit«. Das Parlament 
(der Reichstag) machte von dem 
ihm zustehenden Recht der Kon- 
trolle, nämlich das Recht, die 
Aufhebung der Notverordnun- 
gen zu verlangen, keinen Ge- 
brauch, weil die Demokraten die 
Diktatur für das »geringere 
Übel« gegenüber dem Aufkom- 
men einer neuen politischen 
Gruppierung hielten. 


Im Fall David Irvings und des 
Bundesarchivs Koblenz geht es 
nicht um die Frage des Aufkom- 
mens einer neuen politischen Par- 
tei, sondern um die Möglichkeit 
des Aufkommens einer neuen hi- 
storischen Wahrheit. Eigentlich 
geht es mit Irvings »Attrappen«- 
These nur um ein historisches 
Detail, dessen mögliche Kennt- 
nis an und für sich wenig verän- 
dert. Denn es gibt zur »Holo- 
caust«-Forschung mehrere tau- 
send schon veröffentlichte Uni- 
versitätsschriften, Fach- und 
Sachbücher und jüngst sogar eine 
(von der Deutschen Klassenlotte- 
rie finanzierte) dreibändige »En- 
zyklopädie des Holocaust«. 


Wenn zur »Holocaust«-Frage so 
viel geforscht und publiziert 
wurde, verwundert es doch sehr, 
mit welch scharfen Mitteln ein 
einzelner Quellenforscher mas- 
siv bekämpft wird. Neuerdings 
wird sogar wegen der Weitergabe 
des öffentlichen Schlußplädoyers 
von David Irving vor dem Land- 
gericht München vom 5. Mai 
1992 strafrechtlich ermittelt. 


Ist die rein theoretische Möglich- 
keit, daß neue Erkenntnisse über 
die Geschichte des »Holocaust« 
entstehen könnten, schon Grund 
genug, unseren freiheitlichen 
Staat mit Mitteln eines Weimarer 
Notstands-Systems zu verteidi- 
gen? 
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te eingehen wird, ist so original einmalig, daß es entweder gar nicht 
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zulösen vermag.« Dr. Bodamer 
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Deutschland 


Akademiker 
im Zeichen 
der Rezession 


Die Rezession hinterläßt auch auf dem Arbeitsmarkt akademischer 


Fach- und Führungskräfte ihre Spuren: Im Jahr 1992 gab es in West- 
deutschland mit 117000 Akademikern sechs Prozent mehr arbeits- 


lose Hochschulabsolventen als 1991. Relativ gute Chancen auf dem 
Akademiker-Arbeitsmarkt haben weiterhin Juristen, Sozialarbeiter 
und Ingenieure. Besonders eng wird es dagegen vor allem für Natur- 
wissenschaftler und Geisteswissenschaftler. 


Mit einer Arbeitslosenquote von 
3,4 Prozent lagen zur Jahresmitte 
1992 die sozialversicherungs- 
pflichtig beschäftigten Akademi- 
ker deutlich unter der allgemei- 
nen Arbeitslosenquote von 6,6 
Prozent. Grund: Die Absolven- 
ten von Hochschulen und Fach- 
hochschulen waren trotz Rezes- 
sion besonders gefragt. 


Gestiegen die 
Beschäftigten in den 
technischen Berufen 


Im Jahr 1992 stieg die Zahl der 
beschäftigten Akademiker um 
8,3 Prozent - der gesamte Be- 
schäftigungszuwachs lag nur bei 
1,5 Prozent. 


Am deutlichsten gestiegen sind 
im letzten Jahr die Beschäftigten- 
zahlen in den technischen Beru- 
fen und in den Dienstleistungsbe- 
rufen. 


Unterm Strich waren Universi- 
tätsabsolventen im Schnitt 6,8 
Monate arbeitslos, Fachhoch- 
schulabsolventen 6,4 Monate. 


Aufgrund der langen wissen- 
schaftlichen Ausbildungszeiten 
an den Hochschulen unterschei- 
den sich arbeitslose Akademiker 
vor allem in ihrer Altersstruktur 
erheblich von anderen Qualifika- 
tionsgruppen: 


So waren 1992 knapp zwei Drittel 
der arbeitslosen Erwerbsperso- 
nen mit einem Hochschul- und 
Fachhochschuldiplom jünger als 
40 Jahre. 

Zum Vergleich: Im Durchschnitt 
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ist nur gut jeder zweite Arbeits- 
lose jünger als 40 Jahre. 


Von Bedeutung ist auch, ob der 
Abschluß an einer Universität 
oder an einer Fachhochschule ge- 
macht wurde. Unter den arbeits- 
losen Akademikern befanden 
sich 82900 Universitäts-Absol- 
venten und 34400 Fachhoch- 
schul-Absolventen. 

Die Zunahme der bei den Ar- 
beitsämtern gemeldeten Arbeits- 
losen war bei den Fachhochschul- 
Absolventen (zehn Prozent) dop- 
pelt so hoch wie bei den Uni-Ab- 
solventen (fünf Prozent). 


Unterschiedliche 
Arbeitsmarkt-Chancen 


Insgesamt hat sich das Arbeits- 
markt-Risiko für akademisch ge- 
bildete Erwerbstätige trotz des 
überdurchschnittlichen Beschäf- 
tigungszuwachses erhöht. 


Ein wichtiger Grund ist der Ab- 
solventen-Boom: Im Jahr 1992 
haben nach Berechnungen der 
Kultusministerkonferenz über 
197000 Absolventen die Hoch- 
schulen verlassen - so viele wie 
nie zuvor und gut 25000 mehr als 
Ende der achtziger Jahre. Hinzu 
kommt: Das Angebot amtlich ge- 
meldeter offener Akademiker- 
Stellen ist 1992 um fast ein Fünf- 
tel auf 14200 gegenüber dem Vor- 
jahr geschrumpft. 


Unterschiedliche Arbeitsmarkt- 
Chancen lassen sich auch nach 
geschlechtsspezifischen Krite- 
rien feststellen: 


So waren 1992 gegenüber dem 
Vorjahr nur zwei Prozent mehr 
Akademikerinnen mit einem 
Universitätsabschluß arbeitslos 


Arbeitslose Akademiker 


nach Alter in Prozent 


gemeldet — bei der männlichen 
Spezies des Akademikers waren 
es acht Prozent. 


Noch deutlicher wirkt sich der 
kleine Unterschied bei den Ar- 
beitslosen mit Fachhochschulab- 
schluß aus: Hier erhöhte sich die 
Arbeitslosigkeit der Frauen um 
vier Prozent, die der Männer um 
15 Prozent. 


Für die einzelnen Berufsgruppen 
weist die Statistik folgende 
Trends aus: 


Ingenieure. Der Arbeitsmarkt 
für Ingenieure zeigte 1992 leichte 
Sättigungstendenzen. Das gilt 
vor allem für Maschinenbauinge- 
nieure und Elektroingenieure. 


Grund: Die Branchen, in denen 
hauptsächlich Ingenieure dieser 
Fachrichtungen tätig sind, wur- 
den von der Rezession besonders 
hart getroffen. 


Günstig wirkte sich dagegen die 
lebhafte Nachfrage der Bauwirt- 
schaft nach Bauingenieuren und 
Architekten aus. 


Lehrer-Arbeitsmarkt 
leicht entspannt 


Die Arbeitgeber waren vor allem 
an jüngeren berufserfahrenen In- 
genieuren interessiert: Gute Ex- 
amensnoten, praxisorientierte 
Studienschwerpunkte und ein zü- 
gig absolviertes Studium verbes- 
serten die Einstellungschancen. 


Insgesamt ist die registrierte Ar- 
beitslosigkeit bei den Ingenieu- 
ren mit 23501 um 16,7 Prozent 
höher als im Vorjahr. 


Dennoch ergibt sich für den Ar- 
beitsmarkt der Ingenieure im Ver- 
gleich mit anderen Akademikern 
noch ein relativ günstiges Bild: 


Im Jahr 1992 bewarben sich im 
Durchschnitt 1093 Akademiker 
auf 100 offene Stellen - bei den 
Ingenieuren lag die Relation bei 
750 zu 100. 


Geisteswissenschaftler: Knapp 
14 Prozent aller arbeitslosen Aka- 
demiker haben ein Lehramtsstu- 
dium hinter sich. Rein rechne- 
risch entsprechen die derzeit 
16400 arbeitslosen Lehrer dem 
1,5fachen eines Absolventenjahr- 
gangs beim Lehramtsstudium. 
Damit zeigte sich der Lehrer-Ar- 
beitsmarkt leicht entspannt — im 
Jahr 1991 waren noch 17500 Leh- 
rer arbeitslos gemeldet. 


Dennoch wird der Markt enger. 
Drei Gründe: Erstens hat sich die 
Zahl der Absolventen 1992 ge- 
genüber dem Vorjahr um 800 auf 
gut 11000 erhöht. Zweitens wur- 
den in Westdeutschland nur noch 
11600 Lehrer in den staatlichen 
Schuldienst eingestellt (1991: 
15000). Drittens hat sich die Zahl 
der offenen Stellen außerhalb 
des staatlichen Schuldienstes um 
38 Prozent auf 772 reduziert. 
Folge: 


Im Jahr 1992 bewarben sich fast 
22 Lehrer um eine offene Stelle - 
im Jahr zuvor waren es nur 13. 


Insgesamt drückte die Konjunk- 


turkrise die Beschäftigungs- 
Chancen für Geisteswissen- 
schaftler. 


Im Jahr 1992 gab es für 100 offene 
Stellen für Geisteswissenschaft- 


ler, die dem Arbeitsmarkt gemel- 
det waren, 4884 Bewerber - 1991 
waren es dagegen 2593. 


Damit nehmen die Geisteswis- 
senschaftler in der Skala der Ver- 
mittlungschancen auch 1992 den 
letzten Platz ein. 


Günstige Chancen 
haben die Juristen 


Juristen. Relativ günstige Ar- 
beitsmarktchancen haben die Ju- 
risten. Ihre Situation hat sich seit 
der Vereinigung der beiden deut- 
schen Staaten am deutlichsten 
verbessert. Zwar waren mit 3400 
Juristen genauso viele arbeitslos 
gemeldet wie 1991. Allerdings hat 
die Zahl der offenen Stellen 
merklich abgenommen. Auf 100 
Job-Angebote kamen 596 Bewer- 
ber. Vor der Wende waren es noch 
2561 Bewerber je 100 Stellenan- 
gebote. Besonders stark war die 
Nachfrage aus Anwaltskanz- 
leien. In Justiz und öffentlicher 
Verwaltung ging die Nachfrage 
aufgrund der knappen Kassen zu- 
rück. 


Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaftler: In den wirtschafts- und 
sozialwissenschaftlichen Berufen 
stieg die Zahl der Arbeitslosen 
um 9,3 Prozent auf 14600. Ange- 
sichts der gut 40000 Wirtschafts- 
wissenschaftler, die 1991 die 
Hochschulen verließen, er- 
scheint dieser Zuwachs ver- 
gleichsweise moderat: 

Im Schnitt bewarben sich 892 
Wirtschaftswissenschaftier um 
100 amtlich gemeldete Stellen 
(1991: 560 zu 100). Ungünstiger 
entwickelt hat sich die Lage der 
Sozialwissenschaftler. Hier be- 
warben sich rein rechnerisch 2563 
Akademiker je 100 offene Stellen 
der Arbeitsämter — 1991 waren es 
noch 1549. 


Nachfragerückgang bei 
Biologen und Physikern 


Mediziner: Die Zahl der arbeits- 
los gemeldeten Humanmediziner 
lag zwar mit rund 6200 um acht 
Prozent höher als im Vorjahr. 
Häufig handelte es sich um Such- 
arbeitslosigkeit, die vor der Ein- 
mündung in eine Arzte-im-Prak- 
tikum-Stelle oder vor dem Job- 
start auftritt. Der Übergang aus 
der AiP-Zeit in entsprechende 
Weiterbildungsstellen erwies sich 
auch 1992 als Nadelöhr für Assi- 
stenzärzte. 


Der Arbeitsmarkt für Fachärzte 
tendierte relativ günstig. Den 
etwa 1770 Bewerbern stand ein 
Angebot von 830 Stellen gegen- 
über. 


Weniger gut ist die Lage bei den 
Zahnärzten. Hier kommen rein 
rechnerisch auf eine beim Ar- 
beitsamt gemeldete Stelle 245 
Bewerber. 


Naturwissenschaftler: Einen 
deutlichen Nachfragerückgang 
verzeichneten die Biologen und 
Physiker, aber auch Chemiker 
waren weniger gefragt. Folge: 


Die Zahl der arbeitslosen Akade- 
miker dieser Fachrichtungen er- 
höhte sich im Berichtsjahr 1992 
um 19 Prozent auf fast 6200. Mit 
diesen Daten erzielten die Natur- 
wissenschaftler einen neuen Ne- 
gativ-Rekord: Auf je 100 Stellen- 
angebote bewarben sich 4145 In- 
teressenten (1991: 2412). 


Die amtliche Statistik gibt aller- 
dings kein vollständiges Bild 
über die Lage auf dem Arbeits- 
markt für Akademiker. Erklä- 
rung: Den Arbeitsämtern wer- 
den im Durchschnitt nur 35 Pro- 
zent aller neu zu besetzenden 
Stellen gemeldet. Der Marktan- 
teil der Arbeitsämter an allen 
Job-Vermittlungen liegt bei 
knapp 24 Prozent. Die Vermitt- 
lungsquote bei Akademikern ist 
sogar noch niedriger. 


Viele Akademiker 
werden umgeschult 


Jeder achte Akademiker läßt sich 
nur mit einem erheblichen Nach- 
Qualifizierungsaufwand am Be- 
schäftigungsmarkt unterbringen. 


Im Jahr 1992 nahmen fast 22000 
westdeutsche Hochschulabsol- 
venten an Maßnahmen der Fort- 
bildung und Umschulung teil. 


Wie viele davon auch Jobs fan- 
den, ist statistisch nicht nachvoll- 
ziehbar. 


Mit statistischen Unwägbarkei- 
ten sind auch die Daten für den 
mitteldeutschen Akademiker-Ar- 
beitsmarkt behaftet. Statistisch 
komplett ist lediglich der Be- 
stand an Bewerbern und offenen 
Stellen zum Jahresende 1992. Im 
Durchschnitt bewarben sich in 
den neuen Bundesländern 33 
Akademiker um eine offene 
Stelle. DO 
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Deutschland 


Anglo-ameri- 
kanische 
Strategien 


Peter Blackwood 


Das Auseinanderbrechen des Sowjetblocks und die (Teil)wiederver- 
einigung Deutschlands wurden im Westen nicht mit allgemeiner Be- 
geisterung begrüßt. Sowohl vor als auch nach dem Fall der Berliner 
Mauer erklärten gewisse Kommentatoren in Britannien und Ameri- 
kaner, die wie Briten denken, aus dem Zusammenbruch des Bolsche- 
wismus und dem Ende der Teilung Europas werde ein hitlerisches 


» Viertes Reich« entstehen. 


Vielleicht die aufrichtigsten Er- 
klärungen zu diesem Standpunkt 
wurden von dem Herausgeber 
des Londoner »Sunday Tele- 
graph«, Peregrine Worsthorne, 
abgegeben. Als Stiefsohn von 
Montagu Norman, der von 1920 
bis 1944 Gouverneur der Bank 
von England war, lobte und wie- 
derholte Worsthorne die Strate- 
gie seines Stiefvaters, der als 
Chef der hitlerfreundlichen Frak- 
tion in der britischen Regierung 
der dreißiger Jahre bekannt war. 
Worthorne erläuterte, daß ein de- 
mokratisches, friedliches Deutsch- 
land eine Bedrohung sei, wäh- 
rend ein nazifiziertes Deutsch- 
land schwach wäre und leichter 
zerschlagen werden könnte. 


Die Polemik der 
Unterstützer Hitlers 


Im »Sunday Telegraph« vom 22. 
Juli 1990 schrieb Worsthorne: 
»Mein Stiefvater, Montagu Nor- 
man ... lebte lange genug, um die 
frühesten Anfänge des deutschen 
Wirtschaftswunders nach dem 
Zweiten Weltkrieg mitzuerleben. 
Norman ... (sagte) kurz vor sei- 
nem Tode: »Ich habe immer ge- 
wußt, daß wir die bösen Deut- 
schen schlagen würden, aber ich 
wollte, ich könnte ebenso sicher 
sein, daß wir gegen die guten 
Deutschen ebenso gut abschnei- 
den werden«.« 


»Vierzig Jahre später wird allzu 
klar, was er gemeint hat. Solange 
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sich die Deutschen auf die bösar- 
tige Seite ihres Volkscharakters 
verließen, um ihnen die Vorherr- 
schaft in Europa zu bringen, er- 
wies sich Britannien immer als 
ebenbürtig. Wie anders wäre die 
Sache, wenn sie stattdessen ler- 
nen würden, ihre Tugenden anzu- 
zapfen. 

Wie Recht Norman doch hatte. 
Vierzig Jahre lang haben die 
Deutschen keinen falschen 
Schritt getan. Sie waren friedfer- 
tig, demokratisch, international 
kooperativ, innenpolitisch fleißig 
und zivilisiert - in der Tat ein Mu- 
sterstaat — und folglich ist 
Deutschland heute bei weitem 
das stärkste Land in Europa ... 
Wie unerheblich sind dann alle 
jene Artikel, in denen uns gesagt 
wird, wie wenig das zeitgenössi- 
sche Deutschland mit Hitler- 
Deutschland gemein habe... 
(Diese) edle Wandlung mag der 
deutschen Herausforderung kein 
Ende bereitet haben; könnte sie 
in der Tat noch schlimmer ge- 
macht haben ... Von 1870 bis 1945 
war das vereinte Deutschland ein 
Riese mit ... einem tödlichen 
Charakterfehler. Jetzt ist es wie- 
der ein Riese - ohne solche tödli- 
chen Behinderungen; potentiell 
daher gewaltiger als je zuvor. 
Dies war genau der Standpunkt 
meines Stiefvaters: Daß die Last 
der deutschen Tugenden sogar 
noch schwerer auf Britannien la- 
sten könne als die seiner Untu- 
genden.« 

Montagu Norman war der Haupt- 
architekt der britischen Unter- 


stützung für Adolf Hitlers Dikta- 
tur über Deutschland von 1933 
bis 1939. Norman war der Men- 
tor und Koordinator der Welt- 
bank für den NS-Wirtschaftsmini- 
ster Hjalmar Schacht und diente 
in den dreißiger Jahren gewissen 
an der Wall Street ansässigen Un- 
terstützern des Aufstiegs Hitlers 
zur Macht als Anker. Und am 
Ende des Zweiten Weltkriegs, 
um ihre persönliche begeisterte 
finanzielle und politische Unter- 
stützung Hitlers in den zwanziger 
und dreißiger Jahren zu vertu- 
schen, waren es Norman und 
seine Kollaborateure, die erst- 
mals die Theorie vertraten, daß 
das gesamte deutsche Volk die 
Schuld für die Verbrechen der 
Nazis trage. 


Die Webster- 
Doktrin 


Der Gedanke, daß ein friedli- 
ches, demokratisches Europa 
eine Bedrohung, eine »Heraus- 
forderung« wäre, der die Anglo- 
Amerikaner mit Macht entgegen- 
treten müssen, war als politische 
Perspektive schon lange vor dem 
oben zitierten Worsthorne-Arti- 
kel vorgetragen worden. William 
Webster, Direktor der Central In- 
telligence Agence (CIA), setzte 
mit seiner Rede vom 19. Septem- 
ber 1989, in der er seine später be- 
kannt gewordene Webster-Dok- 
trin verkündete, viele Beobach- 
ter in Erstaunen. Webster wies 
darauf hin, daß der CIA sich von 
seinem Hauptschwerpunkt auf 
die Sowjetunion fort und auf grö- 
Bere Konzentration durch die an- 
gebliche Bedrohung für die Verei- 
nigten Staaten durch »Wirt- 
schaftswettbewerb« seitens ihrer 
Alliierten zubewege. 


Der Londoner »Guardian« be- 
richtete, daß die Kommentare 
des CIA-Chefs »westeuropäische 
und japanische Diplomaten da- 
durch verwirren, daß er andeu- 
tet, daß traditionelle Alliierte, 
die gleichzeitig wirtschaftliche 
Rivalen sind, zur Zielscheibe der 
Geheimdienste werden«. Dieser 
neue Ausgangspunkt sei das 
Echo auf klassische geopolitische 
Auffassungen des britischen 
Weltreichs. 

In seiner Ansprache vor dem 
World Affairs Council (Rat für 
Weltangelegenheiten) in Los An- 
geles, erklärte Webster: »Unsere 
politischen und militärischen Al- 
lierten sind auch unsere wirt- 
schaftlichen Konkurrenten. Die 


stillschweigenden Auswirkungen 
hinsichtlich der Fähigkeiten eines 
Wettbewerbers, Märkte der Zu- 
kunft zu schaffen, zu erobern 
oder zu beherrschen sind sehr be- 
deutsam ... Das Geheimdienst- 
wesen schaut auf diese Entwick- 
lungen von einer strategischen 
Perspektive aus gesehen, unter- 
sucht was geschieht, prüft die 
Kräfte, die im Spiel sind, und die 
Art und Weise wie im Ausland ge- 
troffene Maßnahmen sich direkt 
und indirekt auf unsere Staatssi- 
cherheitsinteressen auswirken 
können.« 


»Unsere Alliierten werden 
unsere Zielscheiben« 


Eine Woche später faßte die fran- 
zösische Tageszeitung »Le Fi- 
garo« Websters Verkündigungen 
mit der Schlagzeile zusammen: 
»Unsere Alliierten werden zu un- 
seren Zielscheiben.« Der »Fi- 
garo« stellte fest, daß amerikani- 
sche Geheimdienste auf eine ge- 
eignete Basis gestellt werden, um 
mit der von Webster zum Aus- 
druck gebrachten Herausforde- 
rung fertigzuwerden. 


Am 22. April 1990 gab Webster 
bekannt, daß er den CIA-Ve- 
teran Gary E. Forster zum stell- 
vertretenden Direktor des CIA 
befördert und ihm zum Leiter ei- 
nes neuen Direktorats V für Wirt- 
schaftsgeheimdiensttätigkeiten 
gegen Rivalen der USA auf dem 
Gebiet der Industrie ernannt 
habe. 


Die inoffizielle bürgerliche Koor- 
dinierungs-Institution zur Ver- 
wirklichung der deutsch-feindli- 
chen Webster-Doktrin war ein 
neuer Washingtoner Think Tank 
(Beraterstab), das Center for Se- 
curity Policy (Zentrum für Sicher- 
heitspolitik). 1988 ins Leben ge- 
rufen, liest sich der Vorstand des 
Zentrums wie ein Dienstplan der 
kriminellen Iran-Contra-Netz- 
werks der Reagan-Bush-Regie- 
rung. Dazu gehören der Iran- 
Contra-Befürworter Elliott Ab- 
rams, Stephen Bryen, Fred Ikle, 
Jeane Kirkpatrick, Richard 
Perle, der ehemalige Leiter des 
CIA Howard Teicher und der 
ehemalige Botschafter der 
Schweiz und Intimus von Oliver 
North, Faith Whittlesey. 


Am 5. April 199] gab das Zen- 
trum eine Pressemitteilung, her- 
aus mit der provokativen Über- 
schrift: »Die wahre deutsche Ex- 


portbeschränkungspolitik: Ge- 
winnsucht zu Lasten westlicher 
Sicherheit«, in der die Regierung 
von Bundeskanzler Helmut Kohl 
»chronischer, wenn nicht mutwil- 
liger Mißachtung elementarer 
Technologie-Sicherheit« beschul- 
digt wird. Darin wurde gefordert, 
daß US-Präsident George Bush 
»gegen deutsche Firmen, von de- 
nen man glaubt, daß sie gegen 
Bestimmungen zur Exportbe- 
schränkung verstoßen haben, 
Sanktionen verhängen soll«. 


Ted Shackleys 
neue Aufgabe 


Ein anderer »alter Hase« aus 
Iran-Contra-Tagen, der in der 
neuen Spionagemission gegen 
europäische und japanische Indu- 
striekonzerne tätig ist, ist der 
ehemalige Deputy Director for 
Operations _ (stellvertretender 
Einsatzleiter) des CIA, Theo- 
dore Shackley. Shackley warnte 
die Jahresversammlung der Asso- 
ciation of Former Intelligence Of- 
ficers (Vereinigung ehemaliger 
Geheimdienstbeamter) am 29. 
September 1993 in Washington, 
daß »Deutschland nicht gestattet 
werden darf, Mitteleuropa zu do- 


minieren«. Er erklärte, daß die 
amerikanischen Geheimdienste 
Osteuropa als »Fenster« zur Spio- 
nage gegen Westeuropa benutzen 
sollten. 


Ted Shackleys Karriere hat eine 
entscheidende Bedeutung für 
alle Personen auf dem Schach- 
brett der derzeitigen Strategie ge- 
gen Deutschland. Shackley war 
nach dem Abenteuer in der 
Schweinebucht von 1962 der 
Chef für verdeckte Operationen 
in der Station des CIA in Miami, 
Florida. Aus kubanischen Exilan- 
ten und anderen für Morde, Ter- 
rorismus und Drogenschmuggel 
ausgebildeten Personen wurde 
Shackleys ständiges Einsatzkom- 
mando gebildet. Diese Shackley- 
Maschine zog nach Südostasien 
weiter, wo sie, wie weithin be- 
hauptet wird, in Laos auf sehr 
breiter Basis illegalen Drogen- 
handel betrieben und dabei Män- 
ner des Stammes Meo für ihre 
Zwecke mißbraucht haben soll. 
Shackleys Handlanger in der Ka- 
ribik brachen 1972 in die Büros 
der Democratic Party in Water- 
gate ein. 


Shackley trat später als eine der 
zentralen Figuren in dem Iran- 


Contra-Skandal der achtziger 
Jahre in Erscheinung, wobei sein 
Kommando im Nahen Osten und 
Lateinamerika unter Oberauf- 
sicht des damaligen Vizepräsi- 
denten George Bush verdeckte 
Aktionen durchführte. 


Shackley war während Bushs 
Wahlkampf zur Präsidentschaft 
im Jahre 1980 dessen persönli- 
cher Berater. 


Shackley und seine Kollegen be- 
schafften Waffen aus kommuni- 
stischen Kanälen der DDR für 
ihr Iran-Contra-Abenteuer in 
Mittelamerika. Diese korrupten 
Ost-West-Kanäle sind nach wie 
vor für das politische Drama, das 
sich jetzt in Deutschland nach der 
Teilwiedervereinigung entfaltet, 
von großer Bedeutung. 


Ein amerikanischer Nazi 
besucht Deutschland 


»Wir liefern Propagandamaterial 
an die Nationalsozialisten, auch 
als Neo-Nazi-Untergrund be- 
kannt, in den verschiedenen eu- 
ropäischen Ländern. Wir stellen 
die Propaganda her, weil ihnen in 
den meisten Situationen gesetz- 


Der amerikanische Ku Klux 
Klan gehört zu den Schlüssel- 
gruppen des gewalttätigen 
Neonazi-Milieus in Deutsch- 
land. 


lich verboten ist, sie selbst zu pro- 
duzieren.« 

Dies sind die Worte von Gary 
Rex Lauck, in einem Interview 
mit Anton Chaitkin am 19. Ja- 
nuar 1993. Nach seinen eigenen 
Erklärungen, die Berichten der 
deutschen Regierung entspre- 
chen, hat Lauck etwa 90 Prozent 
aller Propaganda der Neo-Nazis 
und der Verfechter der Überle- 
genheit der weißen Rasse, die 
über die letzten 15 bis 18 Jahren 
hinweg verteilt wurde, geliefert. 


Gary Lauck ist gebürtiger Ameri- 
kaner, der in Lincoln, Nebraska, 
wohnt. Er versucht, als Deut- 
scher zu erscheinen, spricht gele- 
gentlich mit einem nachgeahm- 
ten deutschen Akzent und hat 
den Decknamen »Gerhard« an- 
genommen. 


Im September 1979 verurteilte 
ein deutsches Gericht sechs Neo- 
nazis wegen terroristischer Ver- 
brechen, einschließlich Bank- 
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raub, Körperverletzung und Waf- 
fendiebstahl, geplant von ihrem 
Führer, Gary Lauck. Dies war 
der erste große Prozeß gegen 
Neonazis durch die Bundesrepu- 
blik. Bis spätestens 1979 war 
Lauck selbst schon zweimal ver- 
haftet worden und hatte wegen 
Verteilung von Nazi-Propaganda 
an die terroristische Bewegung 
vier Monate in einer Haftvoll- 
zugsanstalt verbracht. Lauck be- 
kam freies Geleit und eine Zu- 
sage der Immunität, so daß er 
wieder nach Deutschland einrei- 
sen konnte, um in dem Prozeß 
von 1979 für die Verteidigung aus- 
zusagen. 


Tonnenweise Propaganda- 
Material aus den USA 


Das Gericht kam zu dem Schluß, 
daß die Terroristen unter Laucks 
Befehlen tätig geworden seien. 
Nach den Schuldsprüchen teilte 
das Gericht Lauk mit, daß, sollte 
er jemals wieder nach Deutsch- 
land einreisen, er festgenommen 
und wegen Meineid strafrechtlich 
verfolgt werde. Es ging dabei um 
seine Falschaussage, daß seine 
Neo-Nazi-Bewegung »nicht ge- 
walttätig« sei. 

Deutschlands Bann gegen 
Lauck, mit dem er als Terrorist 
und krimineller führender Kopf 
bezeichnet wird, hat seine Aktivi- 
täten nicht behindert. Der in 
Omasha, Nebraska, erschei- 
nende »World Herald« berich- 
tete am 8. August 1982: »Als ein 
26 Jahre alter Revolverheld (dies 
bezieht sich auf Helmut Oxner) 
sich und drei Ausländer kürzlich 
in einer Nürnberger Diskothek 
tötete, enthielten seine Taschen 
Abzugbilder und Aufkleber mit 
einer aufgedruckten Adresse in 
Lincoln, Nebraska. Dies war 
keine Überraschung für Gerhard 
Lauck, ein erklärter Nazi aus Ne- 
braska, der zum »World Herald« 
sagte, er sei stolz darauf, Lincoln 
in den Gedanken von Europäern 
zu einem »berüchtigten Ort« ge- 
macht zu haben. Im Telefon-In- 
terview aus Chicago sagte Lauck, 
29, die Menge von Propaganda- 
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material, das er in die Bundesre- 
publik eingeschleust habe, könne 
nach »Tonnen« gewogen werden, 
und alles trage die Nummer eines 
Postfachs in Lincoln.« 


Amerikanische Bundesbeamte, 
die sich im Hinblick auf Nazipro- 
paganda auf die »Nebraska-Ver- 
bindung« beziehen, haben Lauck 
als Hauptlieferanten von Nazili- 
teratur nach Deutschland be- 
zeichnet — eine Tatsache, die er 
freudig zur Kenntnis nahm. 


Seit dem Fall der Berliner Mauer 
und der Verkündung der Web- 
ster-Doktrin hat die Bewegung, 
die Lauck zu führen hilft, ihre 
Angriffe innerhalb Deutschlands 
dramatisch eskalieren lassen. 
Brandstiftung, Bombenan- 
schläge, Morde und andere rassi- 
stische Angriffe haben die Welt in 
Schrecken versetzt und Forde- 
rungen nach Bestrafung und Ver- 
geltung gegen Deutschland her- 
vorgerufen. 


Und dennoch ist Lauck keine 
»Untergrund«-Figur innerhalb 
der Vereinigten Staaten von 
Amerika. Er operiert mit voller 
Genehmigung der Regierungsbe- 
hörden. Seine Organisation ist 
eine gemeinnützige Firma im 
Staate Nebraska, mit dem offi- 
ziellen Titel Nationalsozialisti- 
sche Deutsche Arbeiterpartei- 
Auslandsorganisation, kurz NS- 
DAP-AO genannt. 


Gründung mit 
Zustimmung 
der Regierung 


Der vorsätzlich falsche Name, 
der den Anschein erweckt, es 
handle sich um den Zweig einer 
deutschen Organisation, wurde 
am 26. März 1974 von dem Staats- 
sekretär von Nebraska, Allan Jay 
Beerman, akzeptiert und einge- 
tragen. Die Eintragung ist eine 
wesentliche Voraussetzung für 
die Einrichtung von Bankkonten 
und für sonstige Geschäftstätig- 
keiten. Allen Jay Beerman be- 
hauptet, die Entscheidung, 
Laucks Nazi-Organisation einzu- 
tragen, sei gemeinsam von ihm 
selbst und anderen führenden 
Persönlichkeiten der Regierung, 
einschließlich Beamte des Geset- 
zesvollzugs, vollzogen worden. 


Eine ausländische Regierung 
durch Aufstände und Bürger- 
kriege zu stürzen, um Massen- 
mord zu begehen, ist natürlich 


kein gesetzlich zulässiger Zweck 
zur Eingliederung eines Ver- 
bands nach den Gesetzen von Ne- 
braska oder eines anderen Staa- 
tes. In ihren offiziellen Grün- 
dungspapieren erklärte Laucks 
Gruppe daher, ihr Zweck be- 
stehe darin, »das Studium der 
Probleme der Völker und Natio- 
nen aller Bereiche, einschließ- 
lich, aber nicht beschränkt auf 
die Bundesrepublik Deutschland 
voranzutreiben, durch Koopera- 
tion mit anderen politischen Or- 
ganisationen, die nicht zu Propa- 
gandazwecken ins Leben gerufen 
werden und dadurch, daß andere 
auf diese Probleme aufmerksam 
gemacht werden, und mittels sol- 
cher Forschungs- und Bildungs- 
methoden, die durch Sprach- und 
andere Schulen vertieft werden 
können. Um Seminare, interna- 
tionale Konferenzen und Erfor- 
schung von Bildungsmethoden 
durchzuführen; Diskussionsta- 
gungen, Studiengruppen und Ver- 
öffentlichungen zu organisieren; 
und um andere gesetzlich zuläs- 
sige, angemessene und echte Mit- 
tel zur Erreichung dieser Ziele 
einzusetzen«. 


Der Spaßvogel 
des FBI 


Obwohl die kriminellen Aben- 
teuer der Lauck-Organisation 
über die letzten beiden Jahr- 
zehnte hinweg klar und deutlich 
von dieser offiziellen Beschrei- 
bung abgewichen sind, wird das 
Lauck-Unternehmen innerhalb 
der Vereinigten Staaten immer 
noch als amüsante Neuigkeit 
(amusing novelty) behandelt. 
Staatsbeamte von Nebraska la- 
chen über den durch Laucks Or- 
ganisation in anderen Ländern 
hervorgerufenen Kummer, über 
die Morde und den rassischen Te- 
rorismus. Lauck wird von Staats- 
anwälten und von Journalisten, 
die regelmäßig freundschaftliche 
Gespräche mit ihm führen, als 
»Spaßvogel« betrachtet. Das Fe- 
deral Bureau of Investigation 
(FBI) überwacht jeden Schritt 
von Lauck, aber seine Aktivitä- 
ten werden als völlig legal erach- 
tet und seien auf keinen Fall zu 
stören, heißt es. 


In seinem Interview am 19. Juni 
1993 mit dem Reporter Anton 
Chaitkin sprach Lauck frei über 
seine Philosophie und Ziele, war 
aber äußerst schweigsam im Hin- 
blick auf seine Beziehungen zur 
Regierung der Vereinigten Staa- 


ten. Er erklärte, daß er einige 
Zeit, nachdem er in einer High 
School in Nebraska erstmals Ver- 
bindungen zum Neonazismus 
aufgenommen hatte, den Ruf er- 
hielt, die berühmte Militärakade- 
mie der Vereinigten Staaten, 
West Point, zu besuchen, er habe 
diese Berufung jedoch abge- 
lehnt. Befragt, welcher Senator 
oder Kongreßabgeordneter ihn 
berufen habe, weigerte Lauck 
sich, den Namen des Beamten zu 
nennen. Er sagte, es sei ein politi- 
scher Freund seines Vaters und 
»mein Vater hatte einen gewissen 
Einfluß«. 


Zur Zeit dieser Nominierung für 
West Point war Laucks Vater, 
Francis Lauck (inzwischen ver- 
storben), Lehrer im Lincoln- 
Campus der University of Ne- 
braska. Gary Lauck behauptet, 
sein Vater sei »nicht politisch« ge- 
wesen. Aber in Wirklichkeit war 
Francis Lauck Mitbegründer der 
neonazistischen »NSDAP-AO«. 
Nach Gary Laucks veröffentlich- 
ten Erklärungen zu urteilen, 
wurde das neonazistische Unter- 
nehmen von dem Personal der 
Universitaty of Nebraska weiter- 
hin unterstützt, nachdem Francis 
Lauck die Universität 1972 ver- 
lassen hatte. 


Das amerikanische 
Ausbildungsgelände 


Viele Verfechter der Überlegen- 
heit der weißen Rasse, die bei 
den Unruhen in Deutschland im 
Jahre 1992 Gewalttätigkeiten be- 
gangen hatten, wurden von dem 
amerikanischen Ku Klux Klan 
(KKK) ausgebildet. Schlüssel- 
gruppen des gewalttätigen Neo- 
nazi-Milieus, einschließlich die 
Nationalistische Front von Mei- 
nolf Schönborn, die Nationale Li- 
ste von Christian Worch, und die 
Deutsche Alternative von Frank 
Hübner, hatten direkte Verbin- 
dung zu KKK-Entsandten aus 
den Vereinigten Staaten, die sie 
in  Untergrundkampftechniken 
und Brandanschlägen einwiesen. 
Die Gruppe um Schönborn, die 
der berüchtigten Straßengewalt 
und Terrorismus der Sturmabtei- 
lung (SA) der zwanziger Jahre 
und Anfang der dreißiger Jahre 
nacheifert, ist Gegenstand einer 
amtlichen Ermittlung gemäß $ 
129 StGB wegen Verwicklung in 
die Gründung einer terroristi- 
schen Gruppe, ebenso wie eine 
spezielle KKK-Gruppe, die von 
dem amerikanischen Bürger 


Dennis Mahon geleitet wird. 

In einer offiziellen Erwiderung 
auf eine parlamentarische An- 
frage der SPD im Sommer 1992 
zitierte die Bundesregierung Be- 
weise aus einem Bericht der Ge- 
heimdienste über Erkenntnisse, 
die sich auf eine KKK-Unter- 
grundgruppe in der Nähe von 
Berlin beziehen. 


Eine polizeiliche Durchsuchung 
der Gruppe in Königs-Wuster- 
hausen brachte Material wie zum 
Beispiel Eisenrohrstücke, chemi- 
sche Substanzen und Spreng- 
stoffe zutage, die vorgeblich zum 
Bau von Bomben verwendet wer- 
den sollten, sowie Flugblätter, in 
denen zum »bewaffneten 
Kampf« gegen die Regierung und 
Institutionen in Deutschland auf- 
gerufen wird. 


Ein deutsches Mitglied des KKK 
war laut eines Polizeiberichts 
vom November 1992 aus der 
Hauptstadt, in dem Zwischen- 
fälle rassistischer Gewalt aufgeli- 
stet sind, am 29. August 1992 in 
einen brutalen Mord in Berlin 
verwickelt. Zwei Skinheads 
schlugen und stachen auf Ob- 
dachlose ein und verletzten sie so 
schwer, daß einer von ihnen eine 
Woche später starb. Einer der 
beiden Skinheads gestand, Mit- 
glied einer KKK-Abteilung in 
Berlin zu sein. 


Der Polizeibericht heizte das öf- 
fentliche Interesse an der Rolle 
des KKK-Führers Dennis Mahon 
aus Tulsa, Oklahoma, wieder an. 
Mahon ist in der Öffentlichkeit 
auf Grund einer Reihe von Inter- 
views bekannt, in denen er er- 
klärte, er sei im Sommer und 
Frühherbst 1991 in Deutschland 
gewesen und habe Skinheads und 
junge deutsche Neonazis in 
Kampftechnik, rassistische Ge- 
walt und Untergrundkampf ge- 
gen den Staat ausgebildet. 


Verbindungen zu 
amerikanischen 
Geheimdiensten 


Wie Gary Lauck, hat Dennis Ma- 
hon seinen transatlantischen 
Kreuzzug für den rassischen Ter- 
rorismus keineswegs verborgen. 
Mahon und Lauck sind gemein- 
sam in Fernsehsendungen aufge- 
treten, in denen sie mit ihren Er- 
folgen bei der Provokation von 
Unruhen und Destabilisierung 
Deutschlands prahlten. 

In einem Interview mit Chaitkin 


am 18. Januar 1993 beschrieb Ma- 
hon seine Ausbildung durch ame- 
rikanische militärische und ge- 
heimdienstliche Behörden, und 
seine deutschfeindliche Koopera- 
tion mit Mitgliedern der kommu- 
nistiischen Geheimpolizei der 
DDR, dem Stasi. 


Dennis Mahon wurde um 1949 
herum geboren, wuchs in Rock- 
ville, Illinois, auf und ging dort 
zur Schule. Er war von 1971 bis 
1974 in der US-Coast Guard und 
durchlief in dieser Zeit eine von 
ihm so genannte »geheime 
Schule« der US-Navy in Jackson- 
ville, Florida, in der er, wie er 
sagte, nicht diskutieren durfte. 
Er besuchte auch eine sich auf 
Flugzeuge beziehende techni- 
sche Schule der US-Navy und un- 
terzog sich noch weiterer Ausbil- 
dung durch die amerikanische 
Kriegsmarine. Mahon studierte 
elektronisch Gegenmaßnah- 
men, nützlich bei Spionageunter- 
nehmungen und Einsätzen der 
»irreguläre Kriegsführung«. Er 
flog als Besatzungsmann in ame- 
rikanischen Aufklärungsflugzeu- 
gen auf der Suche nach sowjeti- 
schen Kernwaffen, wobei die 
Strahlung von sowjetischen 
Atomsprengköpfen auf Schiffen 
in der Karibik identifiziert 
wurde. 

Als er noch in der Coast Guard 
diente, sagt Mahon, habe er mit 
castrofeindlichen Kubanern zu- 
sammengearbeitet. Mahon be- 
schaffte sich ein Bombenflug- 
zeug und versuchte, an schwere 
Bomben heranzukommen, um 
Fidel Castros Residenz anzugrei- 
fen und Castro zu töten. Die rich- 
tige Bombentype habe jedoch 
nicht beschafft werden können 
und der Plan sei ins Wasser gefal- 
len. Er sagt, zwei Kubaner, mit 
denen er zusammengearbeitet 
habe, seien in dem Wrack des von 
ihm beschafften Flugzeugs »mit 
3000 Pfund Marijuana« tot aufge- 
funden worden. Er selbst habe 
aber mit der Drogenmission 
nichts zu tun gehabt. 


Die Wege führen 
zum Ku Klux Klan 


Diese bizarren, erfolglosen ca- 
strofeindlichen Aktivitäten An- 
fang der siebziger Jahre passen 
genau in den »modus operandi« 
der Shackley-Gruppe hinein. 
Und Mahons eigene Ansichten in 
Bezug auf Fidel Castro sind nicht 
überraschend, angesichts Abma- 
chungen über das Ost-West-Kon- 


dominium der letzten Jahr- 
zehnte: Mahon sagt, er bewun- 
dere den kubanischen Diktator 
als einen Mann, der »sich den in- 
ternationalen Bankern wider- 
setzt hat«. 


Zwischen regulären Aufgaben 
für die Geheimdienste der Ar- 
mee und der Kriegsmarine arbei- 
tete Mahon für fast alle großen 
amerikanischen Fluggesellschaf- 
ten als Mechaniker, mit leichtem 
Zugang zu den Flugplätzen der 
Welt und verbunden mit freien 
Reisen. Er diente von 1976 bis 
1978 wieder in der US-Navy und 
arbeitete gelegentlich aus dem 
Marinestützpunkt Whidby Island 
in Puget Sound, im Staate Was- 
hington, heraus. 


Mahon trat 1980 der National- 
garde in Florida bei. Er erhielt 
den Auftrag, das Rettungsboot 
(lift-boat) »Mariel« aus Kuba zu 
empfangen: Tausende von 
Flüchtlingen, die Castro als uner- 
wünscht betrachtete, darunter 
Homosexuelle und Personen mit- 
langen Vorstrafen. Aber solche 
Leute konnten für die Shackleyi- 
sten nützlich sein. 1980 und 1981 
versuchte eine seltsame Gruppe 
von Ku Klux Klan-Führern wie 
zum Beispiel Don Black, die mei- 
sten mit einer Vorgeschichte von 
verdeckten Aktionen, von New 
Orleans aus eine Invasion und 
Staatsstreich gegen den karibi- 
schen Inselstaat zu starten. Der 
Plan brach zusammen - vielleicht 
weil so viele Geheimdienst- und 
Geheimpolizeidienststellen darin 
verwickelt waren, daß die Sache 
übermäßig erschwert wurde - 
und Teilnehmer wurden festge- 
nommen. Der Große Weise des 
KKK, David Duke, verteidigte 
später die geplante Aktion als 
Probelauf für den Reagan-Bush- 
Einmarsch in Grenada im Jahre 
1983. 


Dennis Mahon sagt, es sei wäh- 
rend seiner Dienstzeit in der Na- 
tionalgarde in Zusammenhang 
mit dem Ghetto-Aufstand der 
Schwarzen von 1980 in Miami ge- 
wesen, daß er erstmals Verbin- 
dung mit Verfechtern der Vor- 
herrschaft der weißen Rasse auf- 
genommen habe. Er bereiste 
bald darauf die Vereinigten Staa- 
ten und arbeitete mit einer Reihe 
von Ku Klux Klan- und Neonazi- 
gruppen zusammen - von denen 
viele in den fehlgeschlagenen In- 
vasions-Staatsstreich gegen Do- 
minica verwickelt waren. 

Mahon beschrieb seine Reise 


nach Deutschland im Jahre 1991 
wie folgt: »Ich sagte zu den Deut- 
schen, der Klan sei eine rein ame- 
rikanische Sache. Aber sie lieb- 
ten die Roben, ha, ha, sie waren 
richtig scharf auf das Zeug. Sie er- 
fanden ihre eigenen Riten.« Er 
behauptete, er habe nach jener 
Reise »mit dem KKK_ gebro- 
chen« und konzentriere sich nun 
darauf, die Partei der Republika- 
ner, die Nationalistische Front 
und die verbotenen Weißen Rit- 
ter zu unterstützen. 


Der KKK und 
der Stasi 


Im Juni 1992 reiste Mahon über 
Frankreich in Deutschland ein. 
»Es ist leicht, einen falschen Paß 
zu bekommen«, witzelte er. 


Mahon behauptet, er stehe in en- 
ger Verbindung zu dem Neo- 
Nazi-Aktivisten Tom Metzger in 
Kalifornien, und ist in Metzgers 
regelmäßiger Kabelfernsehschau 
»Race und Reason« (»Rasse und 
Vernunft«) aufgetreten. Metzger 
und Mahon arbeiteten bei dem 
Einsatz von Skinheads zusam- 
men. Dies ist eine aus Britannien 
kommende Jugendbewegung, 
die mit satanischer Rockmusik 
und Drogen begann und dann, 
hauptsächlich in Kalifornien, 
sich in einen Arm der Verfechter 
der Überlegenheit der weißen 
Rasse verwandelte. Die bizarre 
Allianz des »ultra-konservati- 
ven« Ku Klux Klan mit der Kul- 
tur der Punk-Sex-Drogen-Ju- 
gend bringt akademische politi- 
sche Analysten und Polizeibe- 
amte, die sich an aristotelischen 
Kategorien des »linken Flügels« 
und »rechten Flügels« klam- 
mern, in peinliche Verlegenheit. 


Mahon behauptete, daß Beamte 
des US-Secret Service und an- 
dere amerikanische Bundespoli- 
zeibeamte ihn unter ständiger 
Überwachung halten, immer 
nach Vorwänden suchend, um 
ihn verhaften oder erpressen zu 
können. Angesichts dieser stän- 
digen Überwachung wurde Ma- 
hon gefragt, wie gelingt es ihm 
der deutschen Polizei auszuwei- 
chen? Er erwiderte, er habe 
durch die ganze deutsche Phase 
seiner Karriere hindurch eng mit 
Agenten des Stasi zusammenge- 
arbeitet. Er sagte, diese Zusam- 
menarbeit habe mindestens drei 
Jahre vor seinem Besuch in 
Deutschland im Jahre 1991, das 
heißt, vor der Teilwiedervereini- 
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gung, begonnen. Seit der Teilwie- 
dervereinigung wurden die Agen- 
ten der kommunistischen Polizei 
natürlich alle zu »ehemaligen« 
Stasiagenten. 


Der Polizei immer 
einen Schritt voraus 


Mahon, mit seiner Ausbildung in 
elektronischen Gegenmaßnah- 
men im Marinegeheimdienst, ar- 
beitet gemeinsam mit diesen aus- 
geklügelten ehemaligen Stasileu- 
ten, die alle deutschen Polizei- 
funkfrequenzen überwachen. 
Auf diese Weise, sagt er, seien sie 
der deutschen Polizei immer ei- 
nen Schritt voraus und entkom- 
men ihr immer wieder. Aber wie 
kann er den Stasimännern ver- 
trauen? Mahon meint: »Diese 
ehemaligen Stasikerle hassen 
den Kommunismus, aber jetzt 
hassen sie die Einwanderer sogar 
noch mehr und sehen diese als 
große Gefahr. Deswegen helfen 
die Stasikerle uns.« 


Aber um ganz sicher zu gehen, er- 
läuterte Mahon, habe er lange 
bevor er zum ersten Mal nach 
Deutschland einreiste, die Skin- 
heads darin unterrichtet, wie 
man die Stasileute in kompromit- 
tierende Situationen bringen 
kann, mit denen man sie erpres- 
sen könnte. Auf diese Weise seien 
sich Mahon und seine Skinhead- 
Lehrgangsteilnehmer der dauer- 
haften Loyalität der Stasileute 
gewiß gewesen. 


Mit seinen Skinheads und seinem 
Stasischutz, behauptet Mahon, 
machte er 1992 einen Besuch in 
Deutschland durch den östlichen 
Teil des Landes und nach Nürn- 
berg, Mainz und Karlsruhe. »Wir 
reisten 1100 km in vier Tagen, 
hielten etwa alle 100 km an und 
sprachen mit Leuten.« 


Schwulenrechte 
für Nazis 


Frank Collin war Amerikas füh- 
render Neonazi in den siebziger 
Jahren. Nach der Ermordung des 
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Häuptlings der amerikanischen 
Neonazis, George Lincoln Rock- 
well, im Jahre 1967 wurde Collin 
der mittelwestliche Koordinator 
der American Nazi Party - oder 
National Socialist White Workers 
Party, wie sie später umgenannt 
wurde -. In Chicago ansässig, mit 
einem Mitarbeiterstab zu dem 
auch Gary Lauck gehörte, war 
Frank Collin der sichtbare Führer 
und Anker für die Gründung der 
Bewegung - der Verfechter der 
Überlegenheit der Weißen Rasse 
— der achtziger und neunziger 
Jahre. 


Nachdem Rockwell nicht mehr 
im Bild war, fiel die Neonazibe- 
wegung in eine Anzahl von sich 
streitenden Persönlichkeiten und 
Splittergruppen auseinander. 
1977 brachte das in Lorain, Ohio, 
erscheinende »Journal« eine Se- 
rie von sensationell aufgemach- 
ten _»Untersuchungs«artikeln 
über die Neonazis. Die Serie 
wurde weithin beobachtet und 
vermittelte das erschreckende 
Image einer mächtigen, wachsen- 
den Bewegung. Frank Collin 
wurde dargestellt als »der Führer 
von Naziparteien in 26 Städten«, 
der »die internationale Macht 
von sieben Naziparteien festigt« 
und »19 Nazi-Kapitel aus den Ver- 
einigten Staaten, Kanada und 
Westeuropa« zu einem »Natio- 
nalsozialistischen Kongreß« ver- 
einigt habe, der mehr als 1000 
Mitglieder der Bewegung reprä- 
sentiert. 


Wie war Collin, ein amerikani- 
scher Staatsbürger, dazu gekom- 
men, der Befürworter einer Be- 
wegung zu sein, gegen die sein 
Land in der vergangenen Gene- 
ration einen Weltkrieg geführt 
hatte? In einem am 14. Juni 1977 
im »Journal« von Lorain erschie- 
nenen Interview sagte Collin zu 
einem Reporter: »Ich glaube 
nicht, daß ich jemals ein Nazi ge- 
worden bin, sondern, daß ich als 
Nazi geboren wurde. Solange ich 
denken kann liebe ich Adolf Hit- 
ler.« 


Collin behauptete, seine Wand- 
lung zu einem Verfechter der 
Überlegenheit der weißen Rasse 
habe sich wie folgt vollzogen: Als 
er sieben Jahre alt war, saß er mit 
seinem Vater zusammen und sah 
sich einen Dokumentarfilm mit 
dem Titel »The Twisted Cross« 
(»Das verdrehte Kreuz« - eine 
Anspielung auf das Hakenkreuz) 
an, die Collin eine »jüdische Aus- 
legung« der Geschichte des Drit- 


ten Reiches nannte. Collin be- 
hauptete, er habe sich sofort von 
den Filmausschnitten von Adolf 
Hitler angezogen gefühlt. »Dies 
war der Tag, an dem ich erstmals 
bewußt zum Nazi wurde.« 


Diese Story ist besonders lächer- 
lich im Hinblick auf Collins Le- 
bensgeschichte. Als sich Collin 
1970 von der ursprünglichen Na- 
ziorganisation trennte, war sein 
ungewöhnliches Familienleben 
gerade weithin offengelegt wor- 
den. Frank Collins Vater hieß ur- 
sprünglich Max Cohn, ein Jude, 
der es geschafft hatte, aus dem 
Konzentrationslager Dachau her- 
auszukommen. Nach Amerika 
ausgewandert, änderte Max 
Cohn seinen Namen in Max Col- 
lin um und heiratete eine katholi- 
sche Frau. Somit wurde Frank 
»Collin« in Neonazikreisen als 
»Halbjude« bekannt. 


Die Zusammenarbeit 
Collins mit Lauck 


Aber dieser Bericht über Collins 
Herkunft, der die Neonazibewe- 
gung 1977 auseinandergerissen 
hatte, wurde in der Artikelserie 
von 1977 nicht einmal erwähnt - 
eine bedeutsame Unterlassung 
im Hinblick auf die »Nazismus- 
von-Geburt-her«-Story. Viel- 
leicht der erstaunlichste Ge- 
sichtspunkt der Artikelserie im 
»Journal« über die Nazibewe- 
gung der »zähen Kerle« war eine 
Fotografie, die auf der ersten 
Seite der Ausgabe vom 13. Juni 
1977 abgedruckt war. Das Foto, 
mit der Bildunterschrift »Nazide- 
legierte stellen sich auf ...« zeigt 
Frank Collin, »Gerhard« Lauck - 
den den »Journal«-Reporter an 
anderer Stelle als »aus Deutsch- 
land« identifiziert -, Casey Ka- 
lemba - an anderer Stelle der 
»Commander« einer Neonazi- 
Splittergruppe genannt - und Ro- 
bert Brannen. Sowohl Collin als 
auch Kalemba erscheinen als lei- 
denschaftliche Homosexuelle. 
Mit ihrer schmollenden Aus- 
drucksweise, sich in ihren Nazi- 
uniformen in Positur stellend, 
scheinen sie sich »feinmachen« 
zu wollen, wie es vierjährige 
Mädchen eigentlich tun. 


Auf einem anderen Foto in der 
gleichen Ausgabe erscheint 
Frank Collins im Schlafanzug 
und Bademantel mit der ominö- 
sen Bildunterschrift: »Höchster 
Naziführer des Landes, beobach- 
tet seine Organisation genau in 


einem mit Landkarten gefühlten 
Nachrichtenraum in Chicago.« 


In dem oben erwähnten Inter- 
view des Reporters mit Gary 
Lauck sagte dieser, er habe lange 
Zeit eine »sehr enge Beziehung« 
zu Frank Collin unterhalten. 
Lauck arbeitete »viele, viele 
Jahre lang tagtäglich mit Collin 
zusammen«. »Wir hatten die 
Mehrheit der amerikanischen na- 
tionalsozialistischen Einheiten 
unter seiner Führung vereinigt. 
Das war Mitte bis Ende der sieb- 
ziger Jahre. Damals arbeitete ich 
in erster Linie an diesem Vereini- 
gungsprojekt.« 


Die ADL kommt 
ins Spiel 


Collin wurde nach seiner von den 
Medien hochgespielten » Vereini- 
gung der amerikanischen Nazis« 
ins Rampenlicht der Offentlich- 
keit katapultiert. Er stellte an die 
Stadt Skokie, Illinois, ein Vorort 
von Chicago, mit einer großen jü- 
dischen Bevölkerung, den An- 
trag auf Durchführung einer 
Nazi-Marschveranstaltung. Die 
Anti-Defamation League der 
B’nai B’rith (ADL) ließ eine 
weithin publizierte Kampagne 
vom Stapel, um »die Nazis zu 
stoppen«, und forderte, daß Col- 
lin die Genehmigung für die Mas- 
senversammlung verwehrt 
werde. Dann trat die American 
Civil Liberties Union (ACLU) 
gegen die ADL auf den Plan und 
bestimmte den Leiter ihrer 
Rechtsabteilung, David Goldber- 
ger, zu Collins Anwalt. 


Der Rechtsstreit wurde schließ- 
lich vor dem US-Supreme Court 
(Oberstes Gericht) entschieden. 
Indessen wurden der amerikani- 
schen Öffentlichkeit, darunter 
verängstigte Bürger von Skokie, 
erschreckende Bilder eines kurz 
bevorstehenden Naziterrors ser- 
viert. Die Nachrichtenmedien 
stellten dies nicht als die Farce 
dar, die es eigentlich war: Die po- 
litische Gruppe der anglo-ameri- 
kanischen zionistischen Lobby - 
die ADL - stritt sich mit einem jü- 
dischen Anwalt - von der ACLU 
- darüber, ob dem homosexuel- 
len Sohn eines jüdischen KZ-In- 
sassen gestattet werden soll, eine 
»Nazi-Modenschau« abzuziehen 
(to play a »Nazi dress-up«). 


Als das oberste Gericht Ameri- 
kas zu ihren Gunsten entschied, 
ging die Farce weiter, als die Col- 
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lin-Lauck-Gruppe beschloß, ih- 
ren Marsch durch Skokie einfach 
zu vergessen. Stattdessen ver- 
sammelten sich ihre Kräfte vor 
dem Federal Building in Chi- 
cago, wo am 24. Juni 1978 eine 
Handvoll kostümierter Spieler 
eintrafen und von mehreren tau- 
send Gegendemonstranten be- 
grüßt wurden. Die drohenden 
Nazis wurden bald darauf von der 
Polizei zu ihrem SA-Hauptquar- 
tier zurückeskortiert. 


Im darauffolgenden Jahr wurde 
Frank Collin von den Chicagoer 
Behörden wegen sexueller Ver- 
führung von Knaben von 11 bis 15 
Jahren festgenommen. Mit sei- 
nen eigenen Fotografien von sich 
selbst mit seinen Opfern konfron- 
tiert, bekannte Collin sich schul- 
dig und wurde zu einer Freiheits- 
strafe von sieben Jahren verur- 
teilt. Nachdem er drei Jahre sei- 
ner Strafe abgesessen hatte, 
wurde Collin entlassen und ver- 
schwand von der Bildfläche. 


Der deutsche Journalist Burk- 
hard Schröder identifiziert in sei- 
nem Buch »Rechte Kerle: Skin- 
heads, Faschos, Hooligans« Rus- 
sell Veh als einen Mann aus Gary 
Laucks winzig kleinem »ruhmrei- 


chen Kreis von Bekannten«, zu- 
sammen mit Frank Collin. Rus- 
sell Veh ist der Organisation der 
National Socialist League (Natio- 
nalsozialistische Liga), der einzi- 
gen, offiziellen, offen homose- 
xuellen Grupe unter den Neona- 
zis. Veh gründete seine kaliforni- 
sche Gruppe im Jahr 1974, dem 
Jahr in dem Lauck sich in Ne- 
braska eingliederte. Veh erklärt, 
Feindschaft gegenüber der Ho- 
mosexualität sei ein jüdisch-kom- 
munistisches Komplott. 


Der grüne 
David Duke 


Das jüngste Wachstum des Dra- 
mas um die Verfechter der Über- 
legenheit der weißen Rasse auf 
der Weltbühne hängt auf man- 
cherlei Weise mit dem Namen 
und Image von David Duke, ei- 
nem Ku Klux Klan-Führer und 
Neonazi zusammen. Nachdem er 
in der gesetzgebenden Körper- 
schaft des Staates Louisiana ei- 
nen Sitz errungen hatte, kandi- 
dierte Duke 1991 zum Gouver- 
neur von Louisiana und 1992 zum 
Präsidenten der USA. 

Alle Wahlkampfbemühungen 
Dukes wurden von einer einzigar- 


tigen Publizität in den Medien 
unterstützt, aber auch durch die 
von der ADL verbreiteten öffent- 
lichen Hysterie. Veröffentlichte 
Berichte über seine Kandidatur 
stellten Duke unkritisch mit Wor- 
ten dar, die darauf abzielten, ge- 
rade bei der mehr und mehr ver- 
armten und brutalisierten ameri- 
kanischen Wählerschaft auf 
fruchtbaren Boden zu fallen. 


Innerhalb des akzeptierten, aber 
falschen politischen Spektrums 
Links gegen Rechts wurde Duke 
von Freunden als Feind des Was- 
hingtoner Establishments ver- 
marktet und in ähnlicher Weise 
von seinen Feinden angegriffen. 
Es wird gesagt, daß arbeitslose 
Weiße, oder diejenigen mit ei- 
nem sinkenden Lebensstandard, 
natürlich Duke als ultra-konser- 
vative Alternative zu der libera- 
len Tagesordnung, die Homosex- 
uelle, rassische Minderheiten 
und eine arbeitsplatzvernich- 
tende ökologische Politik begün- 
stigt, unterstützen. Der in Hou- 
ston, Texas, erscheinende »Chro- 
nicle« vom 25. Januar 1992 unter- 
stützte typischerweise dieses 
»Rebellen«-Image, indem er er- 
klärte, daß »David Dukes Präsi- 
dentschaftskandidatur die Sache 


Der ehemalige Präsident Ge- 
orge Bush und CIA-Chef 
machte die eigenen Alliierten 
zu Zielscheiben im Konkur- 
renzkampf. 


des Ku Klux Klan vorantreibt«. 
Bei der Vorbereitung für Dukes 
Wahlkampf gaben seine Freunde 
1990 eine Biographie heraus, die, 
obwohl sie seinen Rassismus ver- 
urteilt, seine mutige Haltung zur 
Verteidigung der Weißen verherr- 
licht. Das Buch mit dem Titel 
»David Duke: Evolution of a 
Klansman« von Michael Tatarain 
wurde als »nicht genehmigte Bio- 
graphie« etikettiert. Aber seltsa- 
merweise erläutert der Verfasser, 
daß Duke selbst, seine Verwand- 
ten, Freunde und KKK-Kamera- 
den, über ein Jahr lang zusam- 
mengearbeitet hätten, um dieses 
Buch zusammenzustellen. 
Gewisse Tatsachen über Dukes 
Leben, wie Duke sie selbst dem 
Biographen erzählt hat, setzen 
ihn in ein ganz anderes Licht als 
das der in der populären Presse 
hochgejubelten legendären Fi- 
gur. Diese Tatsachen wurden in 
den populären Nachrichtenme- 
dien allerdings nicht hervorgeho- 
ben. 
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David Ernest Duke, 1950 in 
Oklahoma geboren, war der 
Sohn von David Hedger Duke. 
Als der Sohn in den Niederlan- 
den Schulen besuchte, arbeitete 
sein Vater daran, das streng ge- 
heime Raketen-Verteidigungssy- 
stem des anglo-amerikanischen 
Militärs und der North Atlantic 
Treaty Organization (NATO) zu 
entwickeln. Duke sen. reiste in 
der seltenen Atmosphäre gehei- 
mer Dienststellen auf allerhöch- 
ster Stufe. Und was man nur als 
einmalig bezeichnen kann, er 
war gleichzeitig ein leitender Di- 
rektor bei der Olgesellschaft 
Royal Dutch Shell, die in den 
Niederlanden und England an- 
sässig ist. 


Die seltsamen Kontakte 
des David Duke 


Die Shell Company versetzte sei- 
nen Vater nach New Orleans, wo 
der junge David von einem Psy- 
chologen der Shell Oil Company 
erstmals etwas von der neonazi- 
stischen Eugenik (Erbgesund- 
heitslehre) erfuhr. Als er die 
High School von New Orleans 
besuchte, die früher von Lee Har- 
vey Oswald besucht wurde, arbei- 
tete Duke beinahe ganztägig für 
den White Citizens Council (Rat 
für weiße Bürger). Dies war der 
politische Aktionsarm der Altfa- 
milien-Aristokratie von Loui- 
siana und des exotischen »rech- 
ten Flügels« von New Orleans - 
jener Mischung von Mafiosi, kor- 
rupter Polizei und Spionen, die 
die Untersuchungsbeamten im 
Falle des Attentats auf John E 
Kennedy von 1963 so verteufel- 
ten. 


1966 wurde Dukes Vater von sei- 
ner Arbeit an geheimen Raketen 
für die US-Army und seinem Po- 
sten bei Shell Oil zum Kriegs- 
schauplatz Indochina versetzt. 
Duke sen. wurde in Laos statio- 
niert, mit einem offiziellen Ge- 
haltsscheck von der United Sta- 
tes Agency for International De- 
velopment (USAID), die Zwi- 
schenbehörde zwischen dem 
amerikanischen Außenministe- 
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rium und der Central Intelligence 
Agency (CIA). Er war ein altge- 
dienter Agent in unmittelbarer 
Umgebung der amerikanischen 
Geheimdienste und bearbeitete 
Laos höchst persönlich auf bei- 
den Seiten der Kampflinie. Dies 
war die Blütezeit der CIA-Orga- 
nisation unter Ted Shackley, die 
Massentötungen außerhalb des 
Schlachtfeldes leitete und Gelder 
benutzte, die mit laotischem und 
chinesischem Opium »verdient« 
wurden, um politische Aben- 
teuer um den Globus herum zu fi- 
nanzieren. 


David Duke verließ auf Wunsch 
seines Vaters 1971 die Louisiana 
State University und flog mit ei- 
nem Ticket der USAID nach 
Laos. Seinerzeit 21 Jahre alt, ar- 
beitete David offiziell für das 
amerikanisch Außenministe- 
rium und unterrichtete laotische 
Offiziere in militärischem Eng- 
lisch. 


Die verdeckte Arbeit 
für den CIA 


Sowohl der Vater als auch der 
Sohn hatten »rote diplomatische 
Pässe«. David schwamm »fast je- 
den Tag« im Pool des Country 
Clubs in Vientiane, der nur für 
Amerikaner zugelassen war. Er 
genoß die glänzenden Feste in 
der Botschaft, wo er und sein Va- 
ter sich unter die anglo-amerika- 
nische Elite und Weltgemein- 
schaft von Spionen mischten, die 
wie eine Traube um den Indo- 
china-Krieg herum versammelt 
waren. 


Nach Informationen, die von 
Duke und seinem Vater stam- 
men, begab sich David Duke 
mindestens 20 verschiedene 
Male auf Dienstreisen für den 
CIA. Duke gibt zu, an der Arbeit 
des CIA an Flugzeugen der Air 
America Co. beteiligt gewesen 
zu sein, die unter Verstoß gegen 
das amerikanische Gesetz Vor- 
räte auf laotische Staatsbürger 
abwarfen. 

Als seine verdeckte Arbeit für 
den CIA in Laos abgeschlossen 
war, reiste David Duke ostwärts 
nach Italien, Deutschland und 
Britannien. Mit seinem »roten 
Diplomatenpaß versehen, traf 
Duke erstmals mit Neonazis in 
England und Deutschland zu- 
sammen, mit denen er »die Mög- 
lichkeit der Bildung einer welt- 
weiten Jugendgruppe unter- 
suchte«. 


Nach Louisiana zurückgekehrt, 
begann Duke unverzüglich sein 
Erwachsenenleben als Neonazi. 
Er rief die »National Party« ins 
Leben, haargenau nach den 
Richtlinien, die dieser anglo- 
amerikanische Jungdiplomat in 
Europa ausgearbeitet hatte. Sie 
war »auf junge Leute, Schüler 
von High Schools und Universi- 
tätsstudenden abgestimmt«. 


»Rettet die Ökologie, 
seht zu, daß ihr die 
Schwarzen loswerdet« 


Läßt man die offene rassistische 
Propaganda einmal beiseite, so 
ist David Dukes Standort gegen- 
über jungen Leuten das, was alle 
Eltern in Deutschland, England 
und den Vereinigten Staaten zu 
Hause von ihren eigenen Kin- 
dern zu hören bekommen, die es 
wiederum von ihren Lehrern und 
den Massenmedien erfahren: die 
Tagesordnung der Grünen. 


Seitdem er als Halbwüchsiger 
erstmals in den Theorien der Erb- 
gesundheitslehre der Vorfaschi- 
sten unterrichtet wurde, hat 
Duke stets die radikalen Vor- 
schläge zur Verringerung der 
Dritte-Welt-Bevölkerung und 
der Industrie befürwortet. Aufei- 
ner Pressekonferenz in Washing- 
ton am 22. April 1992, auf der er 
seinen Rückzug aus dem Rennen 
um die amerikanische Präsident- 
schaft verkündete, behauptete 
Duke, die Welt befinde sich der- 
zeit in einer ökologischen Krise. 
Er wetterte, daß, während die 
nördlichen Länder die Verant- 
wortung dafür übernehmen, 
diese Krise zu lösen, die Dritte 
Welt das nicht tue. »Wir sollten 
einen Wirtschaftskrieg gegen 
Brasilien führen, mit ebenso viel 
Vitalität, wie wir gegen Saddam 
Hussein Krieg geführt haben, 
und zwar so lange bis Brasilien 
damit aufhört, seine Regenwäl- 
der zu verbrennen«, forderte 
Duke. 


Als er noch Abgeordneter im 
Staate Louisiana war, entwarf 
Duke ein Gesetz für Mütter, die 
Hilfe aus öffentlichen Wohl- 
fahrtsmitteln bekommen, nach- 
dem sie durch Einpflanzung von 
Norplant-Röhren zeitweilig un- 
fruchtbar gemacht werden sol- 
len. Dukes Mitarbeiter haben 
diesen neonazistischen Vorschlag 
auch auf andere amerikanische 
Bundesstaaten ausgedehnt, und 
dort wird er jetzt als umwelt- 


schutzmäßig korrekte Maß- 


nahme herumgereicht. 


Der Abgeordnete Duke sagte am 
29, Mai 1990 zu einem Reporter, 
daß Amerikaner in ihrer Außen- 
politik »viel härter« werden müs- 
sen, indem sie die Wirtschafts- 
hilfe für solche Länder einstel- 
len, die keine wirksamen Um- 
weltschutzmaßnahmen ergreifen 
wollen, um ihre Regenwälder 
und den Elefanten zu retten. 
»Man kann keine Umweltpro- 
bleme lösen, ohne diesem über- 
schüssigen Bevölkerungswachs- 
tum in der Dritten Welt Einhalt 
zu gebieten«, äußerte er, und for- 
derte, daß die nördlichen Länder 
die Länder der Dritten Welt dazu 
zwingen sollten, ihre Geburten- 
ziffer zu senken. Er erläuterte, 
daß er sich erstmals für Ökologie 
interessiert habe, als er für das 
US-Außenministerium als Leh- 
rer in Laos tätig war. 


Duke sagte, er unterhalte enge 
Verbindungen zu Ökologen in 
Kanada und Westeuropa und 
glaube, daß »Okologie der Ort 
ist, wo Links und Rechts sich tref- 
fen können«. 


In einem Artikel mit der Über- 
schrift »Nationalsozialismus und 
die Umwelt«, in der Ausgabe sei- 
ner englischsprachigen Zeitung 
von Januar-Februar 1992, »The 
New Order«, hob Gary Lauck 
hervor, daß »im nationalsoziali- 
stischen Deutschland, Gesund- 
heit, Okologie und Tierschutz die 
hauptsächlich Belange waren ... 
Die deutschen Nationalsoziali- 
sten finanzierten gewaltige For- 
schungsarbeiten zur Erkundung 
der Nulleffektstrahlung (Hinter- 
grundstrahlung), Blei, Asbest 
und Quecksilber. Sie führten ei- 
nen Feldzug gegen künstliche 
Färbung und Konservierungsmit- 
tel und forderten die Verwen- 
dung organischer Pharmazeu- 
tika, Düngemittel und Nahrungs- 
mittel. 


Amtliche Arztezeitungen führ- 
ten Krebserkrankungen auf ro- 
hes Fleisch und chemische Kon- 
servierungsmittel zurück..« 


Britannien schafft 
die Skinheads herbei 


»Britannien hat eine erschrek- 
kende Vorgeschichte in bezug auf 
Exporte in den letzten Jahren, 
aber auf einem Gebiet hat essich 
bemerkenswert gut hervorgetan, 


nämlich bei der Verbreitung der 
rassistischen und gewalttätigen 
Subkultur der Skinheads.« Dies 
sind die Worte aus einem Bericht 
des Europäischen Parlaments 
über »Rassismus und Fremden- 
feindlichkeit« in Europa, Anfang 
1991 von dem britischen Parla- 
mentarier Glyn Ford zusammen- 
gestellt. Nach seiner Freigabe 
kommentierte die Londoner 
»Sunday Times« vom 6. Oktober 
1991, die britische Presse habe es 
tunlichst zu unterlassen, zu be- 
richten, daß einige der Skin- 
heads, die an den jüngsten rassi- 
stischen Angriffen beteiligt wa- 
ren, Briten sind, und daß die 
Presse ganz einfach behauptet 
habe, der Anstieg des Rassismus 
sei eine rein deutsche Erschei- 
nung. 


In dem Bericht des Europäischen 
Parlaments heißt es: »Skinheads 
traten erstmals in Britannien 
Ende der sechziger Jahre in Er- 
scheinung und waren verwickelt 
in das, was als »Paki bashing« 
(Angriffe auf Pakistanis) be- 
kannt war. 


‚Anfang der siebziger Jahre ließ 
ihre Tätigkeit nach, sie fanden 
von Ende der siebziger Jahre bis 


ctwa 1982 eine natürliche Heim- 
stätte in der British Movement. 


»Über die darauffolgenden fünf 
Jahre hinweg bauten die rassisti- 
schen Skinheads ihre Organisa- 
tion mittels einer Reihe von 
Bands auf, die rassistische Musik 
spielten ... Der größte internatio- 
nale Vertreiber ihrer Platten ist 
die bundesdeutsche Firma Rok- 
karama Records ... Die Schlüs- 
selgruppe, die sich um die Band 
»Screwdriver< und deren Leader 
Ian Stuart Donaldson herum ge- 
bildet hat. 


In den achtziger Jahren breitete 
sich der Skinhead-Kult auf die 
Bundesrepublik, Belgien und die 
Niederlande und dann auf Skan- 
dinavien aus. Der Kult erlangte 
auch Popularität unter jungen ar- 
beitslosen Rassisten in Frank- 
reich, und erreichte schließlich 
Ungarn, Polen und die DDR. 


Die etablierten rassistischen 
Gruppen betrachten sie als Kano- 
nenfutter, die Völkergrenzen 
überschreiten können. Sie wer- 
den auch als riesiger finanzieller 
Gewinn für die rassistische Bewe- 
gung betrachtet. In Britannien 
sind sie in der Lage, ein Einkom- 


men in der Größenordnung von 
einer Million Pfund pro Jahr aus 
Verkäufen von Eintrittskarten 
für Konzerte, Videos, T-Shirts, 
Stiefel, Schallplatten und Ton- 
bändern zu erzielen. Sie verkau- 
fen auch Schutz für Konzerte und 
öffentliche Veranstaltungen an- 
derer Leute. 


Vor zwei Jahren wurde entdeckt, 
daß es eine organisierte Verbin- 
dung mit Schweden gab, mit 
ganztagsbeschäftigten politi- 
schen Arbeitern aus Britannien, 
die dort stationiert waren ... Man 
fand auch heraus, daß junge 
Leute aus Skandinavien zur mili- 
tärischen Ausbildung über Bri- 
tannien nach Nordirland ge- 
bracht wurden. Es wird ange- 
nommen, daß solche Ausbil- 
dungslehrgänge seitdem in klei- 
nerem Umfang in Britannien 
durchgezogen worden sind. 


In den USA wurde auf dem Tref- 
fen des Ku Klux Klan im vergan- 
genen Jahr in fast jeder Rede auf 
Ian Stuart und Britanniens Skin- 
heads Bezug genommen.« 


Die sachdienlichste Aussage des 
Berichts beschreibt Ereignisse in 
den Vereinigten Staaten in der 


Zeit bis zu der Einpflanzung der 
Webster-Doktrin wie folgt: 


»Eine der erstaunlichsten Ent- 
wicklungen war ihr Erfolg in den 
USA. Vor rund drei Jahren ... 
hatten die Skinheads rund 400 
Anhänger. Innerhalb eines Jah- 
res ist die Zahl auf 4500 gestie- 
gen.« 


Robert Heick und 
Nikolas Schreck 


Was hat nun solch einen plötzli- 
chen Ausbruch von Aktivitäten 
aus dieser britischen Bewegung 
heraus hervorgerufen? Was trieb 
diese verwirrten Jugendlichen in 
den organisierten Neonazismus? 
Selbst heute sind nicht alle Skin- 
heads in rassistische Ideologie 
verwickelt. 

»Newsweek« berichtete am 7. 
September 1987 über das, was da- 
mals noch eine zwar gewalttätige, 


aber winzig kleine Randbewe- 


Ein demokratisches-friedli- 
ches Deutschland ist eine Be- 
drohung, während ein nazifi- 
ziertes Land leichter zerschla- 
gen werden kann. 
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Deutschland 


Anglo-ameri- 
kanische 
Strategien 


gung war: »Wie viele Kundge- 
bungen der Punk-Jugendbewe- 
gung hören sie auch lauter Musik 
zu, rasieren ihre Köpfe, tragen 
Lederjacken, dekorieren ihren 
Körper mit Tätowierungen, sprü- 
hen Graffiti ... Die örtliche Poli- 
zei in San Francisco war besorgt 
genug, um das FBI zu Hilfe zu ru- 
fen ... Obwohl über kleine Grup- 
pen von Skinheads in Chicago, 
Dallas, Orlando und anderen 
Städten berichtet wurde, war die 
Aktivität der Neonazis auf Kali- 
fornien beschränkt. Skinheads 
treten gelegentlich in einem Ka- 
belfernsehprogramm mit dem Ti- 
tel »Race and Reason« auf, das 
von WAR produziert wird.« 


Die Zeitschrift »Rolling Stone« 
vom 1. Dezember 1988 brachte 
einen auf den neuesten Stand ge- 
brachten Bericht über die Brut- 
stätte für die internationale Neo- 
nazibewegung in San Francisco. 
Sie berichtete, daß Dennis Ma- 
hons Kamerad, Tom Metzger, 
»diese herumziehenden Banden 
von Ganoven und Außenseiter 
als Braunhemden einer verjüng- 
ten weißen Rechten - und He- 
rolde einer apokalyptischen »wei- 
ßen Revolution< angeworben 
hat«. 


Aber »herumziehende Banden« 
lassen sich nicht durch Lesen 
oder Diskutieren zu einer rein po- 
litischen Aktionsgruppe umfunk- 
tionieren. In dem Pfuhl des psych- 
edelischen LSD und Kokains von 
San Francisco gerieten Halb- 
wüchsige, die sich bereits in der 
satanischen, kreischenden, sich 
auf den Kopf schlagenden Heavy 
Metal Music Szene befanden, 
nun in die geschickten Hände 
kultivierter Neonazi-Hirten. 


Der »Rolling Stone«-Bericht be- 
schreibt Robert Heick, den sich 
in Positur werfenden Straßenfüh- 
rer dieses kultschaffenden Labo- 
ratoriums, wie folgt: »In Bob 
Heicks Gäste-Junggessellenbude 
in 312 Parnassus ... wollen sich 
vier Skinheads gerade ihren Lieb- 
lingssong anhören ... »When the 
Boat Comes Ins, ein früher Klas- 
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siker von Skrewdriver aus Eng- 
land, der erstrangigen White Po- 
wer Skinhead Band der Welt ...: 


Put upa fence 

Close down the Border 
They dont: fit in 

In our new order 


Stellt einen Zaun auf 
Macht die Grenze zu 

Sie passen nicht hinein 
in unsere neue Ordnung. 


Heick, dessen Straßenname Bob 
Blitz ist, ist Landesvorsitzender 
der American Front, »eine der 
mehr als zwei Dutzend Banden in 
dem am schnellsten wachsenden 
Teilausschnitt der rassistischen 
Rechten: The skinhead nation« 
(etwa: das Volk der Skinheads). 


Als Apostel des Gründers der 
Church of Satan (Satans Kirche), 
Anton LaVey, ist Robert Heick 
nicht einfach ein Neonazi. Heick 
ist der »Musikologe«, der sich 
mit Nikolas Schreck, dem Le- 
bensgefährten von Anton La- 
Veys Tochter Zeena, und mit dem 
Oberstleutnant der US-Army 
Michael Aquino zu einem Pro- 
jekt mit dem Namen Radio Were- 
wolf zusammengetan hat. 


»Laßt das Biest 
im Menschen los« 


Wenn wir uns dieses Netzwerk 
anschauen, blicken wir direkt in 
die Fratze des Terrors. Dies ist 
nicht mehr die angedrohte Ge- 
walt des nicht durchgeführten 
Marsches durch Skokie, Illinois. 
Es ist das Programm für die Eska- 
lation des Bürgerkriegs inner- 
halb Deutschlands, und die Zer- 
störung von so viel Zivilisation, 
wie es den Befürwortern überlas- 
sen wird zu demolieren. 


»Radio Werewolf« ist der Name 
einer Rockband, eines Nachrich- 
tenbriefes und einer Serie von 
Rundfunksendungen, die sich 
von den Vereinigten Staaten nach 
Europa ausbreiten. Der Name 
und das Konzept sind von den 
Kulthandlungen und Rundfunk- 
sendungen des nationalsozialisti- 
schen Propagandaministers Josef 
Goebbels in den letzten Tagen 
des Zweiten Weltkriegs kopiert 
worden. Goebbels hatte sich auf 
die vorchristlichen heidnischen 
Götter berufen, die den »Wer- 
wolf-Verbänden« in einem ver- 
zweifelten Endkampf gegen die 
Alliierten zur Hilfe eilen sollten. 


Das in Kalifornien ansässige »Ra- 
dio Werewolf Ministry of Propa- 
ganda and Public Enlightment« 
(»Ministerium für Propaganda 
und Volksaufklärung Werwolf«) 
schuf für das Jahr 1989 ein Pro- 
gramm unter dem Motto »To un- 
leash the beast in man« (»Das 
Biest im Menschen herauslas- 
sen«). 


Einige Auszüge: »Der Werwolf- 
Orden ist ein internationales 
Netzwerk von aktiven Männern 
und Frauen, die sich der Errich- 
tung einer neuen satanischen 
Weltordnung gewidmet haben. 
Wir senden den Ruf aus ... für 
Waffen für alle Berserker und 
Walküren, die bereit sind, einen 
unheiligen Krieg zur Beherr- 
schung dieser Erde zu führen. 
Wir suchen Führer, keine Anhän- 
ger ... Endlich, in den letzten da- 
hinschwindenden Jahren des jü- 
disch-christlichen Zeitalters, 
können wir, die Legionen der 
Nacht, stolz unser finsteres Erbe 
beanspruchen ... Die Vollendung 
unseres Werkes wird eine Lawine 
der teuflischen Revolution ins 
einundzwanzigste Jahrhundert 
hinein auslösen ... 


Radio Werewolf wurde 1984 von 
dem amerikanischen Schriftstel- 
ler und Musiker Nikolas Schreck 
als Schallpropagandaeinheit des 
Werewolf Order ins Leben geru- 


fen. Der Werewolf Order ist eine 
internationale Gesellschaft 
schwarzer Zauberer, die sich dem 
verschworen haben, was sein 
Gründer Schreck »die Schaffung 
einer psychischen Diktatur, die 
dazu bestimmt ist, über die letz- 
ten 13 Jahre des zwanzigsten Jahr- 
hunderts zu herrschen und als 
Vorreiter für die kommende ok- 
kultische Weltordnung zu die- 
nen«, genannt hat. Radio Were- 
wolf setzt sich gegen die allge- 
meine Verkommenheit der zeit- 
genössischen Jugendkultur zur 
Wehr; Radio Werewolf steht als 
Standartenträger einer neuen 
Art von Jugend da: Drogenfrei, 
stolz und neu erwacht für ihr 
heidnisches Vermächtnis.« 


Wir stellen der Vollständigkeit 
halber fest, daß »Nikolas 
Schreck« wie »Gerhard« Lauck, 
ein von einem amerikanischen in- 
ternationalen Agenten ausge- 
wähltes Pseudonym ist, um sich 
als Deutscher zu identifizieren. 
Laut Aussage eines Sprechers für 
das Verlagshaus Amok Publis- 
hers, das sein Buch »The Mason 
File« (»Die Freimaurer-Akte«) 
herausgab, ist sein wirklicher Fa- 
milienname Dubin. Schreck-Du- 
bin hat sich mit österreichischen 
Behörden arrangiert, um ein Te- 
lefonkonto in Wien, dessen Num- 
mer geheim ist, unterhalten zu 
dürfen. DO 


Mitteldeutschland 


Die Stimmung 
wird besser 


Wenn Theoretiker und Praktiker gleicher Meinung sind, ist schon 
viel gewonnen. In ihrem Herbstgutachten prognostizieren die Wirt- 
schaftsforschungsinstitute Mitteldeutschland für 1994 ein reales 
Wachstum von sieben Prozent — und auch die Stimmung in den mit- 
teldeutschen Betrieben selbst ist im großen und ganzen zuversicht- 
lich: Für das nächste Jahr (1993) erwarten vor allem die privatisierten 
Klein- und Mittelbetriebe in den neuen Ländern steigende Produk- 
tions- und Umsatzzahlen. Sorgen bereitet dagegen die Beschäfti- 


gung. 


Noch im Frühjahr hatte es so aus- 
gesehen, als ob die mitteldeut- 
schen Unternehmen keine gro- 
Ben Hoffnungen in das Jahr 1993 
setzten: Umsatz, Produktion und 
Beschäftigung wurden von 
knapp 50 bis 90 Prozent der Be- 
triebe negativ beurteilt. 


Bei den privaten Betrie- 
ben mehr Zuversicht 


Ein halbes Jahr später hat sich 
das Stimmungsbild in den neuen 
Bundesländern deutlich gebes- 
sert - wobei auch diesmal die pri- 
vatisierten Betriebe mehr Zuver- 
sicht ausstrahlen als die Treu- 
handunternehmen. 


Umsatz und Produktion: Fast je- 
des zweite Unternehmen erwar- 
tet für das nächste Jahr, daß Um- 
sätze und Produktion anziehen. 
Allerdings sind die zumeist grö- 
ßBeren Treuhandunternehmen 
nicht ganz so optimistisch wie die 
privatisierten Klein- und Mittel- 
betriebe in Mitteldeutschland. 


Immerhin 40 Prozent der Treu- 
handunternehmen rechnen mit 
weiter fallenden oder sogar stark 
fallenden Umsätzen; 35 Prozent 
erwarten Ähnliches bei der Pro- 
duktion. Von den privatisierten 
Betrieben ordnen sich dagegen 
nur 20 Prozent (Umsatz) und 13 
Prozent (Produktion) in diese 
Negativ-Kategorien ein. 


Erträge: Rund 42 Prozent der 
mitteldeutschen Betriebe sieht 
den Erträgen 1994 positiv entge- 
gen-vorsechs Monaten waren es 
nur 28 Prozent. Auch hier schnei- 
den die privatisierten Unterneh- 
men (53 Prozent) deutlich besser 


ab als die Treuhandunternehmen 
(31 Prozent). 


Investitionen: Bei der Einschät- 
zung des Investitionsklimas zei- 
gen sich die Mitteldeutschen in- 
zwischen wesentlich verhaltener 
als im Frühjahr. Damals rechne- 
ten noch drei Viertel der Befrag- 
ten mit steigenden Investitionen 
— heute sind es nur noch gut 40 
Prozent. 


Die Gründe für die Korrektur 
nach unten sind unterschiedlich. 
Die Treuhandunternehmen hat- 
ten ihre eigene Investitionskraft 
vor sechs Monaten offenbar zu 
optimistisch eingeschätzt: 83 Pro- 
zent von ihnen rechneten im 
Frühjahr mit steigenden Investi- 
tionen, inzwischen sind nur noch 
34 Prozent dieser Meinung. 


Bei den privatisierten Betrieben 
ist die erste Welle der Anschub- 
und Modernisierungsinvestitio- 
nen abgeschlossen. Das neu ge- 
schaffene Produktionspotential 
reicht aus, um die langsam anzie- 
hende Nachfrage zu decken. Er- 
weiterungsinvestitionen stehen 
dagegen noch nicht an. Das er- 
klärt, warum der Anteil der pri- 
vatisierten Unternehmen, die 
mit steigenden Investitionen 
rechnen, von 70 auf 54 Prozent 
gefallen ist. 


Bei den privatisierten Unterneh- 
men macht sich zudem bemerk- 
bar, daß die westdeutschen Un- 
ternehmen ihre Investitionen in 
den neuen Ländern aufgrund der 
konjunkturellen Krise strecken. 


Beschäftigung: Keine Illusionen 
machen sich die Mitteldeutschen 
für ihren Arbeitsmarkt. Immer- 


hin 67 Prozent der Betriebe pro- 
gnostizieren auch für 1994 sin- 
kende oder sogar stark sinkende 
Beschäftigungszahlen. 


Zwar zeichneten im Frühjahr so- 
gar noch mehr, nämlich 86 Pro- 
zent, der Unternehmen ein solch 
düsteres Bild - doch angesichts 
der Tatsache, daß seit der Vereini- 
gung über 3,5 Millionen Arbeits- 
plätze verlorengegangen sind, ist 
dies allenfalls ein schwacher 
Trost. 


Keine Illusionen über 
den Arbeitsmarkt 


Die Gliederung der Umfrageer- 
gebnisse nach Wirtschaftszwei- 
gen liefert ein kontrastreiches 
Bild. Nach wie vor ist die Bau- 
wirtschaft eine wichtige Stütze 
der mitteldeutschen Konjunktur 
- doch gegenüber dem Frühjahr 
1993 hat sie etwas an Drive verlo- 
ren. Damals rechneten noch 70 
Prozent der Bauunternehmen 
mit höheren Produktionszahlen, 
jetzt ist es nur noch gut die 
Hälfte. 


Dagegen ist die Zuversicht bei 
den Herstellern von Investitions- 
und Verbrauchsgütern deutlich 
gestiegen. Der Anteil der positi- 
ven _Produktionserwartungen 
kletterte im Investitionsgüterge- 
werbe von 55 auf 68 Prozent und 
in der Verbrauchsgüterindustrie 
sogar von zehn auf 76 Prozent. 

Zudem rechnen die mitteldeut- 
schen Verbrauchsgüter-Herstel- 
ler, die während der Struktur- 
krise überdurchschnittliche Pro- 
duktionseinbrüche zu verkraften 
hatten, auch mit einer Belebung 
ihrer Exportgeschäfte und mit ei- 


nem höheren Absatz in West- 
deutschland. 


Diese Einschätzung wird von den 
Ergebnissen einer anderen Un- 
tersuchung gestützt: Die Gesell- 
schaft für Konsumforschung be- 
stätigt, daß mitteldeutsche Ver- 
brauchsgüter auf den dortigen 
Märkten inzwischen wieder stei- 
gende Absatzchancen haben. 


Die Bauwirtschaft eine 
wichtige Stütze 


Insgesamt sehen die neuen Bun- 
desländer ihre Exportchancen je- 
doch eher skeptisch. Das gilt vor 
allem für die Treuhandunterneh- 
men: Ganze sechs Prozent beur- 
teilen ihre internationale Wettbe- 
werbsposition im nächsten Jahr 
als hoffnungsvoll - vor einem hal- 
ben Jahr waren es noch gut 40 
Prozent. Besser, aber trotzdem 
unbefriedigend, schätzen die Pri- 
vatisierten ihre internationalen 
Chancen ein. Ihre Positiv-Mel- 
dungen kletterten von zehn auf 
20 Prozent. 


Von den mitteldeutschen Bun- 
desländern sieht Mecklenburg- 
Vorpommern das hellste Licht 
am Ende des Tunnels. Das liegt 
vor allem daran, daß dort die zu- 
versichtlichen Branchen Ver- 
brauchsgüter, Bauwirtschaft und 
Dienstleistungen in der Umfrage 
stärker vertreten sind. 


Auch Thüringen, Sachsen und 
Berlin sind inzwischen guter 
Hoffnung. Dagegen haben die 
Unternehmen in Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg offenbar noch 
immer die größten Probleme, die 
Strukturkrise zu bewältigen. U 
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Saudi-Arabien 
steht vor großer 
Finanzkrise 


Das Königreich Saudi-Arabien 
steht vor einer sich rapide ver- 
schlimmernden internen Finanz- 
krise noch nie dagewesenen Aus- 
maßes, erfuhr CODE aus Ol- 
und Bankkreisen der City of Lon- 
don. Über diese Einschätzung 
wurde auch im Londoner »Guar- 
dian« berichtet. 

Wie verlautet, war Saudi-Ara- 
bien kürzlich Gesprächsthema ei- 
ner höchst geheimen Sitzung 
mehrerer Ministerien der ameri- 
kanischen Regierung zur Erörte- 
rung einer möglichen Herabstu- 
fung der derzeitigen hochgradi- 
gen Kreditwürdigkeit des König- 
reichs. Die Federal Reserve 
Bank drängte stark auf eine Her- 
abstufung, wurde aber wegen der 
intensiven Opposition des Fi- 
nanzminsters Lloyd Bentsen vor- 
übergehend gestoppt. Eine Her- 
abstufung würde amerikanische 
Banken, die Kredite an Saudi- 
Arabien vergeben, dazu zwin- 
gen, ihre Vorkehrungen für Dar- 
lehensverluste drastisch zu ver- 
schärfen. 

»Der saudische Anteil an den Ge- 
samtkosten für den Krieg am Per- 
sischen Golf beläuft sich auf rund 
60 Milliarden Dollar. Auch wur- 
den die Saudis stark von dem ste- 
tigen Verfall der Weltölpreise be- 
troffen«, äußerte ein Londoner 
Experte. »Um die Dinge noch zu 
verschlimmern, wurde die saudi- 
sche Regierung in den achtziger 
Jahren von ihren amerikanischen 
und britischen Finanzberatern 
dazu überredet, einen Großteil 
ihrer Öleinnahmen weltweit in 
Immobilien anzulegen. Diese 
Vermögenswerte sind jetzt zum 
größten Teil unbeziffert oder in 
Verzug geraten. Die Angelegen- 
heit wird in Washington mit er- 
heblicher Besorgnis betrachtet, 
da Saudi-Arabien bislang eine 
Hauptfinanzstütze für Märkte 
des amerikanischen Finanzmini- 
steriums war, seitdem während 
der Zeit des ehemaligen US-Au- 
Benministers Henry Kissinger ge- 
wisse verdeckte Abmachungen 
getroffen worden waren. D 
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Polnische 
Gruppe plädiert 
für Atomstrom 


Die polnische Gesellschaft für 
Atomenergie hat eine Erklärung 
herausgegeben, in der dazu auf- 
gerufen wird, aus Gründen des 
Umweltschutzes einige der koh- 
lebefeuerten Anlagen durch 
Kernkraftwerke zu ersetzen, be- 
richtete das Blatt »Nuclear 
Energy INFO«. 

Kohleanlagen, von denen keine 
über Ausrüstungen zum Umwelt- 
schutz verfügt, machen 96 Pro- 
zent der Stromerzeugung Polens 
aus und tragen zu den ernsthaf- 
ten Umweltverschmutzungspro- 
blemen des Landes bei. Polen 
stoppte 1990 den Bau seiner er- 
sten Atomanlage. 


In der Erklärung wird die Wir- 
kung internationaler Bemühun- 
gen zur Verringerung der Emis- 
sion von Kohlendioxyd erörtert 
und es heißt darin, daß »eine un- 
vermeidliche Konsequenz daraus 
... die Notwendigkeit ist, kohle- 
befeuerte Anlagen durch nu- 
kleare Anlagen zu ersetzen«. Fer- 
ner wird festgestellt, daß Hilfe 
aus dem Westen erforderlich sei, 
um der »verzerrten Auffassung 
von Kernkraft und deren Nütz- 
lichkeit für Polen entgegenzutre- 
ten«. m 


Frankreich und 
Deutschland 
müssen Osten 
finanzieren 


Frankreich müsse den Kurs sei- 
ner Politik ändern und mit 
Deutschland zusammenarbeiten, 
um den Osten zu entwickeln, 
schrieb Professor Jean Blondel 
vom Institut der Europäischen 
Universität in Florenz in einem 
Kommentar in der Pariser Tages- 
zeitung »Le Monde«. 


In einem ungewöhnlichen Bruch 
mit dem Hauptstrom des »franzö- 
sischen Konsens« meinte Blon- 
del, der französischen Politik der 
vergangenen Jahre habe es an 
der grundlegenden Qualität der 
»Großzügigkeit« gemangelt. Die 
Leute in Frankreich vertreten die 
zynische Ansicht, daß es gegen 


die Interessen Frankreichs ver- 
stoße, großzügig zu sein, obwohl 
genau das Gegenteil der Fall sei. 


Die »Rezession« in Frankreich 
sei ein geringeres Problem als 
»die Umwandlung Osteuropas«, 
schrieb er. Frankreich hätte »die 
Initiative zu einer gemeinsamen 
europäischen Aktion zum Wie- 
deraufbau Mitteldeutschlands er- 
greifen sollen. Frankreich habe 
das nicht getan. Es habe es 
Deutschland überlassen, die ge- 
waltigen Anstrengungen, die des 
erfordere, allein zu unterneh- 
men«. 


Anstatt sich darüber zu beschwe- 
ren, daß Deutschland im Osten 
Vorteile bekommt, sollte Frank- 
reich eine »neue Haltung auf der 
Grundlage von Großzügigkeit 
und Vertrauen« annehmen und 
bei der Entwicklung, zunächst 
Mitteldeutschlands, dann Östeu- 
ropas im allgemeinen, mithelfen: 
»Es ist nicht zu spät für Frank- 
reich, die Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft anzure- 
gen, das Spiel der Entwicklung 
des Ostens ehrlich und gemein- 
sam mitzuspielen. 


Wenn Frankreich das nicht tut, 
wird Deutschland es ... allein 
tun, und der einzige Nutznießer 
daraus sein. Dann werden wir 
uns beschweren und, je nach der 
Stimmungslage, schreien oder 
weinen ... Frankreich will groß 
sein; es hat eine Chance das zu 
sein, indem es eine reale Führung 
in Europa übernimmt. Es kann 
Deutschland den Beweis dafür 
liefern, daß der Wiederaufbau 
Osteuropas, und zunächst Mittel- 
deutschlands, alle angeht, und 
daß alle dazu bereit sind, sich an 
diesem Wiederaufbau zu beteili- 
gen... Dann, aber auch nur dann 
lösen sich die Probleme über die 
Frankreich sich so große Sorgen 
macht ganz von selbst.« = 


Die Locust- 
Seuchen 
verschlimmern 
sich in Afrika 


»Die Locust-Seuche hat sich in 
Mauretanien dramatisch ver- 
schlimmert, und die Locust be- 
kämpfende Mannschaft benötigt 
internationale Hilfe, wenn die In- 
sekten eingedämmt werden sol- 


len«, berichtete die Food and Ag- 
riculture Organization (FAO) 
der Vereinten Nationen. 


»Eine schnelle Intervention sei- 
tens der Völkergemeinschaft ist 
unerläßlich«, meinte der Leiter 
der FAO, General Edouard 
Saouma. »Um zu verhindern, 
daß diese Plage sich weiter aus- 
breitet, muß sie auf dem Boden 
und von der Luft aus bekämpft 
werden.« 

Saouma gab seiner Besorgnis dar- 
über Ausdruck, daß eine Verzö- 
gerung der Hilfeleistung zu einer 
Ausbreitung der Verseuchung 
auf Länder Nordafrikas führen 
könnte. Der Einsatzmannschaft 
zur Bekämpfung der Locust-Seu- 
che mangelt es an Pestiziden und 
anderen Ausrüstungen, die zur 
Bekämpfung der wachsenden 
Plage erforderlich sind. 1988 ver- 
nichteten Locusts fast vier Millio- 
nen Hektar in Mauretanien, das 
wegen seiner Ökologie und 
schweren Sommerregen eine 
ideale Brutstätte für den Locust 
darstellt. oJ 


Solschenitsin 
will bald nach 
Rußland 
zurückkehren 


Aleksandr Solschenitsin, der rus- 
sische Romanschreiber, der im 
Westen im Exil lebt, gab in einem 
Interview mit der Wochenzeitung 
»Rheinischer Merkur« bekannt, 
daß er bald in sein Heimatland 
zurückkehren werde. Solschenit- 
sin, der sich zur Zeit auf einer 
Rundreise durch Europa befin- 
det, bezeichnete die heutige 
Lage in Rußland als »schwierige 
Zeiten« wie die des 17. Jahrhun- 
derts. 

»Ich habe Schwierigkeiten, mich 
an eine derartige anarchische Si- 
tuation in der Geschichte Ruß- 
lands zu erinnern«, äußerte er. 
»Es gab eine Zeit, die vergleich- 
bar ist, im 17. Jahrhundert, aber 
keine, die so deutlich gekenn- 
zeichnet war.« 

Solschenitsin meinte, daß Mi- 
chail Gorbatschow jeden Fehler 
gemacht habe, den man machen 
kann, daß Jegor Gaidar ein »ab- 
soluter Kabinett-Theoretiker« 
ist, der keine Ahnung davon 
habe, wie das wirkliche Leben im 
Lande ausschaut, und daß Boris 
Jelzin für einen Prozeß des äußer- 


sten Verfalls des Landes und sei- 
ner Institutionen verantwortliche 
gemacht werden müsse. In einem 
Interview mit der französischen 
Tageszeitung »Le Figaro« hatte 
Solschenitsin Gaidar als »hypno- 
tisiert von den Diktaten des Inter- 
nationalen Währungsfonds« be- 
zeichnet. 

Die schlimmste Gefahr, warnte 
Solschenitsin, sei, daß die Gren- 
zen aller ehemaligen sowjeti- 
schen Republiken immer noch 
die gleichen sind, die von Lenin 
und Stalin gezogen wurden, und 
daß Russen nicht mehr lange 
dazu bereit seien, von einem Fö- 
derationsrat regiert zu werden, 
der von Leuten dominiert wird, 
die Nichtrussen sind, und noch 
lange damit einverstanden sein 
müssen, daß 25 Millionen Volks- 
russen außerhalb der russischen 
Grenzen leben, Zwölf Millionen 
von ihnen leben allein in 
Ukraine, stellte er fest. 

Was seine eigene Rolle in der Zu- 
kunft anbelangt, so erläuterte 
Solschenitsin, daß er sich mit kei- 
nem politischen Führer oder ei- 
ner Partei identifizieren, sondern 
»nur von der Grundlage dessen 
ausgehen will, was gut für Ruß- 
land ist«. Er stellte weiter fest, 
daß es in Rußland keine wirkli- 
che Pressefreiheit gibt, die es ihm 
ermöglicht, sich so an die Russen 
zu wenden, wie er will, und daß 
es »viele gibt, die mich nicht wol- 
len und meine Rückkehr fürch- 
ten«, DO] 


Chinesische 
Arbeiter in 
ausländischen 
Unternehmen 
streiken 


Arbeiter in mindestens zehn Fa- 
briken in einer chinesischen 
Großstadt haben im Jahr 1993 in 
ihren südkoreanischen und japa- 
nischen Joint-Venture-Fabriken 
mindestens zehnmal gestreikt, 
berichte UPI. 

In dem größten Fall marschierten 
700 Arbeiterinnen, der von Süd- 
korea finanzierten Firma Hanfei 
Shoe Co. im Februar 1993 zum 
Rathaus von Tianjin und forder- 
ten bessere Bedingungen und 
eine eigene Gewerkschaft. 
Schuhmacher, darunter etwa 
1200 Frauen, arbeiten täglich 
acht Stunden für einen Monats- 


lohn von etwa 100 Juan (17,50 
Dollar). 

In anderen Fällen, in die hun- 
derttausende von Arbeiter ver- 
wickelt sind, wurden Arbeiter 
auch zum Streik verleitet oder 
drohten mit Streik. 

Aber wilde Streiks und Bummel- 
streiks in staatseigenen Betrie- 
ben haben in den letzten Jahren 
auch an Häufigkeit zugenom- 
men, da Unternehmen Arbeiter 
entlassen, um das Betriebsergeb- 
nis zu verbessern. Regierungsbe- 
amte und unabhängige Gewerk- 
schaftsaktivisten behaupten, 
1992 hätten sich hunderte solcher 
Zwischenfälle ereignet. oJ 


Bosnischer 
Botschafter 
beschuldigt 
Lord Owen 


Der Vermittler der Europäischen 
Gemeinschaft, Lord David 
Owen, habe den Konflikt zwi- 
schen Kroatien und Bosnien erst 
herbeigeführt und sei dann einge- 
schritten, um zu versuchen, ihn 
in den Griff zu bekommen, wet- 
terte der bosnische Botschafter 
bei den Vereinten Nationen, Mo- 
hamed Sacirbey, in einer Rede 
vor der Carnegie Endowment 
(Stiftung) for International 
Peace in Washington. 

Als der Genfer Friedensprozeß 
begann, sagte Sacirbey, gab es 
nur zwei Kräfte. »Es gab die 
Kräfte der serbischen Nationali- 
sten auf der einen Seite und dazu 
gehörten natürlich die paramili- 
tärischen Einheiten, die Tschet- 
niks, die ehemaligen jugoslawi- 
schen Streitkräfte, sowie andere 
Irreguläre aus Bosnien und au- 
Berhalb von Bosnien. Und auf 
der anderen Seite standen bosni- 
sche Regierungsstreitkräfte, die 
mit den kroatischen HVO-Streit- 
kräften verbündet waren. 

Aus meinen Gesprächen mit Leu- 
ten, die Mr. Mate Boban (Führer 
der Kroaten in Bosnien) nahe- 
standen, ging ganz klar hervor, 
daß Lord Owen tatsächlich zu ei- 
ner Spaltung zwischen den HVO- 
Streitkräften und den bosnischen 
Streitkräfent aufgewiegelt hatte, 
indem er der HVO -Mr. Boban - 
ein bedeutsames Territorium an- 
bot, das weit über Bobans eigene 
Erwartungen nach dem Vance- 
Owen-Plan hinausging. Indem er 
dies tat, hoffte Owen nämlich, 


nicht etwa einen Prozeß mit Ver- 
handlungen zwischen zwei Par- 
teien, sondern effektiv zwischen 
drei Parteien in Gang bringen zu 
können. 

Was sollte das Ganze für einen 
Zweck haben? Es legimitierte in 
der Tat die Ansicht, hier handele 
es sich um einen Bürgerkrieg zwi- 
schen Volksgruppen. Und dies 
war auch eine Absicht, die von 
gewissen europäischen Führun- 
gen mit Nachdruck vertreten 
wurde ... Lord Owen hoffte 
dann darauf, derjenige zu sein, 
der diese Volksgruppen wieder 
unter einen Hut bringt und somit 
sowohl die Art des Krieges wie 
auch die Art des Friedens in Bos- 
nien selbst bestimmen zu kön- 
nen.« 

Sacirbey klagte weiter an, daß 
»einige der Generale und andere 
hohe Offiziere, die sich dort als 
Teil der »friedenserhaltenden 
Streitmacht« befinden, ihre Be- 
fehle nicht aus New York, son- 
dern aus ihren jeweiligen Haupt- 
städten erhalten. Und diese je- 
weiligen Hauptstädte haben ihre 
eigene Tagesordnung bei dem 
Versuch, die Regierung in Sara- 
jewo zu destabilisieren«. E 


Peru startet 
Bildungs- 
revolution 


Der peruanische Präsident Al- 
berto Fujimoro rief zu einer »Bil- 
dungsrevolution« in Peru auf, die 
»nicht auf den Bau von mehr 
Schulen beschränkt ist, sondern 
eine völlige Umkrempelung der 
Lehrmethoden und der Lehr- 
pläne darstellt«. »Wir brau- 
chen«, sagte Fujimori, »auf den 
neuesten Stand gebrachte Lehr- 
pläne, keine veralteten mit Theo- 
rien, die nirgendwo hinführen.« 
Bildungsminister Raül Vittor er- 
läuterte, daß mehr als ein Drittel 
der derzeitigen Lehrpläne revi- 
diert, einige Kurse ganz wegfal- 
len würden, und der vereinfachte 
Lehrplan wird »mehr im Ein- 
klang mit der nationalen Reali- 
tät« sein, 

Diese Entscheidung der Fuji- 
mori-Regierung gibt den Verfech- 
tern der »globalen Bildung« aus 
den Vereinten Nationen, der 
Anti-Defamation League (ADL) 
und der Theology of Liberation, 
die Kindern weltweit ihr multi- 
kulturelles Hexengebräu auf- 
zwingen wollen, ein gefährliches 


Aktionsfeld. Der Präsident der 
ADL in Peru, Leön Trahtem- 
berg, begrüßte Fujimoris Ankün- 
digung und forderte, daß ein »pe- 
ruanischer Lehrplan« den euro- 
päischen Lehrplan, der derzeit 
noch in peruanischen Schulen do- 
miniert, ablöst. Falls der Lehr- 
plan nicht völlig umgekrempelt 
wird, sagte Trahtemberg, »dann 
werden peruanische Studenten 
weiterhin einem Lehrstoff unter- 
worfen sein, der den Bedürfnis- 
sen anderer Länder entspricht, 
und müssen sich Prüfungen un- 
terziehen, die dem Peruanischen 
IO fremd sind«. DO 


Europäische 
Städte lehnen 
die Legalisie- 
rung von 
Drogen ab 


Mehrere europäische Großstädte 
haben eine Gruppe mit dem Na- 
men »Großstädte gegen Drogen« 
gebildet, um sich gegen die Lega- 
lisierung von Drogen zur Wehr zu 
setzen. Repräsentanten trafen in 
Stockholm auf einer vorbereiten- 
den Arbeitssitzung zusammen 
und faßten einen Beschluß, der 
jetzt den jeweiligen Stadträten 
zur Annahme vorgelegt werden 
soll. Am 24. April 1994 wird in 
Stockholm eine Konferenz abge- 
halten, auf der die Oberbürger- 
meister die Erklärung unter- 
schreiben werden. 

Die an der Sitzung teilnehmen- 
den Städte waren Paris, Berlin, 
Madrid, London, Rom, Buda- 
pest, Dublin, Wien, Riga Hel- 
sinki, Kopenhagen, Oslo, Göte- 
burg und Stockholm. Moskau, 
Liverpool, Tallin und Wilna 
schickten Botschaften, in denen 
sie ihre Zustimmung zu den Ge- 
danken der »Großstädte gegen 
Drogen« zum Ausdruck brach- 
ten. 

Gegen die Gruppe stellt sich eine 
andere Organisation von Groß- 
städten, als Frankfurter Gruppe 
bekannt, die für die Legalisie- 
rung von Drogen eintritt. Die 
Stadt Zürich, ein Mitglied der 
Frankfurter Gruppe, wollte ei- 
nen Beobachter nach Stockholm 
entsenden, er wurde aber zurück- 
gewiesen, da keine Verfechter 
der Legalisierung bei dieser inter- 
nen Arbeitsgruppe zugelassen 
waren. [ 
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Deutschland 


Gute Noten 
fur deutsche 
Forschung 


Deutschland hat heute nach Auffassung von Experten als For- 
schungsstandort die gleiche Qualität wie Japan. Beide Länder wer- 
den jedoch von den USA abgehängt. Zu diesem Ergebnis kommt 
eine breit angelegte Experten-Befragung im Auftrag des Bundesmi- 
nisteriums für Forschung und Technologie (BMFT). 


Eine solch großangelegte Exper- 
ten-Befragung nach dem Delphi- 
Verfahren wurde in Deutschland 
erstmals durchgeführt. Ziel der 
Umfrage war es, sich ein grobes 
Bild von der künftigen techni- 
schen Entwicklung in den näch- 
sten 30 Jahren zu machen. Japan 
hat auf diesem Zukunftsfor- 
schungs-Gebiet bereits große Er- 
fahrungen gesammelt; die erste 
Forschungs-Delphi-Studie wurde 
dort 1971 durchgeführt. 


Die Treffsicherheit der bislang 
fünf japanischen Untersuchun- 
gen ist erstaunlich: 


Im Rückblick haben sich ein Drit- 
tel der Voraussagen über die tech- 
nische Entwicklung als zutref- 
fend und ein weiteres Drittel als 
teilweise zutreffend erwiesen. 

Die schon traditionelle japani- 
sche Affinität für Delphi-Umfra- 
gen ergibt sich aus mehreren 
Gründen: Erstens war Japan auf 
vielen Gebieten bislang noch in 
der Aufholphase. Man wollte ein- 
fach wissen, bis wann welche 
technischen Entwicklungen reali- 
siert werden könnten. Zweitens 
legen Japaner gesteigerten Wert 
auf Konsensbildung: Deshalb 
soll durch eine frühzeitige und 
allgemeinverständliche Informa- 
tionspolitik die breite Akzeptanz 
bestimmter technischer Entwick- 
lungen sichergestellt werden. 


Die positiven Erfahrungen der 
Japaner haben 1991 das BMFT 
veranlaßt, beim Karlsruher Insti- 
tut für System- und Innovations- 
technik eine Delphi-Studie für 
Deutschland in Auftrag zu ge- 
ben. Geklärt werden sollten vor 
allem zwei Fragen: 
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Auf welchen Forschungsgebieten 
ist Deutschland führend? 


Die deutschen 
Stärken 


Welche technischen Problemlö- 
sungen werden in den nächsten 
30 Jahren erwartet - und mit wel- 
cher Dringlichkeit muß daran ge- 
arbeitet werden. 


Deutschland wird eine herausra- 
gende Forschungsposition gegen- 
über den USA und Japan auf den 
Gebieten Energie, Ökologie, 
Umwelttechnik, Rohstoffe, Städ- 
tebau, Architektur, Landwirt- 
schaft und Verkehr attestiert. 

Die Vereinigten Staaten dagegen 
werden als führend in den Berei- 
chen Raumfahrt, Medizin, Kom- 
munikation, Meeres-, Geo- und 
Biowissenschaften angesehen. 


Den Japanern wird von den be- 
fragten Experten nur eine rela- 
tive Führungsrolle zugespro- 
chen. Im Bereich der Produk- 
tions- und Fertigungstechnik hat 
dieses Land allerdings einen 
deutlichen Forschungs-Vorsprung 
vor der Bundesrepublik und den 
USA. Die starke Stellung Japans 
auf den Gebieten Komunikation, 
Elektronik und Informations- 
technik sowie bei Werkstoffen 
wird durch die Studie bestätigt. 


Umwelt: FCKW und Halon wer- 
den durch Stoffe ersetzt, die die 
Ozonschicht nicht zerstören und 
nicht zu einer Erwärmung der 
Erde führen. Dieses Ziel ist nach 
Meinung der befragten Forscher 
besonders dringlich. Es wird aber 
erst etwa um die Jahrtausend- 


wende erreicht sein. Die Bundes- 
republik ist in diesem Bereich ne- 
ben den USA die führende For- 
schungsnation. Nach Meinung 
der Fachleute auf diesem Gebiet 
müssen die Experten aller Län- 
der gemeinsam auf dieses Ziel 
hinarbeiten. Als Hemmnisse wer- 
den in erster Linie technische 
Probleme genannt. 


Nicht ohne internationale 
Zusammenarbeit 


Produktionstechnik: In Büros 
und Werkhallen werden in den 
nächsten 20 Jahren ausgereifte 
Computermodelle einziehen, die 
wie die Menschen Bilder, Spra- 
che und Texte erkennen und ver- 
arbeiten können. Allerdings hat 
dieses Ziel unter allen anderen 
nach Meinung der Fachleute eine 
geringere Priorität, zumal die 


Bundesrepublik auf dem Gebiet 
der Automatisierung von Büro- 
und Produktionssystemen nicht 
führend ist. Hier sieht man sich 
auf internationale Zusammenar- 
beit angewiesen. 


Biowissenschaften: Es wird eine 
hochempfindliche und dennoch 
einfache Krebsfrüherkennungs- 
technik auf der Basis von Blut- 
serum entwickelt. Dieses Ziel hat 
Priorität. Mit brauchbaren Er- 
gebnissen wird bis zum Jahr 2004 
gerechnet. Auch hier geht es 
nach Meinung der Experten 
nicht ohne internationale Zusam- 
menarbeit. Rund ein Viertel der 
Befragten betrachtet die Bundes- 
republik auf dem Gebiet der 
Krebsfrüherkennung als füh- 
rend. 


Medizin: Es wird eine Schutzimp- 
fung gegen das Aids-Virus ent- 
wickelt. Auch dieses Ziel halten 
die Experten für sehr wichtig. Im 
Jahr 2003 soll der Impfstoff ein- 
satzbereit sein. Als führend wer- 
den auf diesem Gebiet die USA 
angesehen. Der internationalen 
Zusammenarbeit wird auch hier 
von vielen ein hoher Stellenwert 
beigemessen. 


Materialforschung: Die Verträg- 
lichkeit von Stoffen mit leben- 
dem Gewebe soll bis zum Jahr 
2004 geklärt sein. Dies ist Voraus- 
setzung für den verstärkten Ein- 
satz von künstlichen Organen. 
Auf dem Gebiet neuer Werk- 
stoffe insgesamt sind die USA 
führend. 


Organische Müllbeseitigung: Mit 
Hilfe der Hochtemperatur-Me- 
than-Gärungstechnik wird im 


Jahr 2002 Hausmüll weitgehend 
schadfrei entsorgt. Das Ziel gilt 
unter den befragten Experten als 
sehr wichtig. Deutschland ist 
nach Auffassung der meisten Ex- 
perten auf diesem Sektor füh- 
rend. 


Verkehr: Moderne Verkehrsleit- 
systeme werden ab dem Jahr 
2000 einsatzbereit sein. So glau- 
ben die Experten, daß etwa um 
das Jahr 2005 der Luftverkehr 
durch ein globales Kontrollsy- 
stem unter Einsatz von Satelliten 
besser koordiniert werden kann. 
Drei Jahre früher soll im Berufs- 
verkehr mit der Eisenbahn eine 
sehr dichte Beförderungsfolge er- 
reicht werden - in Großstädten 
ungefähr im Minutentakt. 

Die Ergebnisse der ersten deut- 


schen Delphi-Studie sind für die 
Forschungspolitik, die bei der 
Vergabe von Mitteln Prioritäten 
setzen muß, von Bedeutung. Ein 
Blick auf das FuE-Budget zeigt, 
daß die Schwerpunkte nicht in je- 
dem Fall den Dringlichkeitsanfor- 
derungen in der Delphi-Studie 
entsprechen. 


Führend in der 
Energietechnik und im 
Verkehrssystem 


Insgesamt standen den Forschern 
in Deutschland 1992 rund 81 Mil- 
liarden DM für FuE-Projekte zur 
Verfügung. An diesem Finanz- 
Budget hatten der Bund und die 
Länder einen Anteil von knapp 
40 Prozent und die Privatwirt- 
schaft von 60 Prozent. 

Die Ausgaben des Bundes für die 
zivile FuE-Förderung betragen 
laut Regierungsentwurf 1993 
knapp 15 Milliarden DM. Gegen- 
über 1981 ist dies ein Zuwachs 
von fast 70 Prozent. Am stärk- 
sten ausgeweitet wurde dabei der 
Förderbereich Biotechnologie. 
Hier haben sich die Bundesmittel 
seit 1981 auf jetzt 367 Millionen 
DM fast vervierfacht. Damit 
wird dem von den in der Delphi- 
Studie befragten Wissenschaft- 
lern für die Bundesrepublik fest- 
gestellten Nachholbedarf stärker 
Rechnung getragen. Denn nur je- 
der siebte ordnete die Bundesre- 
publik auf dem Gebiet der Bio- 
wissenschaften als führend ein. 
Dagegen meinte jeder vierte Ex- 
perte, die USA seien hier füh- 
rend. 


Ähnliche Steigerungen gelten für 
die Umweltforschung - dafür 
wendet der Bund 1993 eine Mil- 
liarde DM auf und damit doppelt 
soviel wie noch zu Beginn der 
achtziger Jahre. 


Zwei Gebiete, auf denen 
Deutschland als technisch füh- 
rend eingestuft wird, müssen sich 
mit weniger Forschungsgeldern 
aus Bonn zufriedengeben: 


Energietechnik: Dafür stehen 
zwar immer noch 1,1 Milliarden 
DM bereit - im Vergleich zu 1981 
hat sich dieser Budget-Posten je- 
doch in etwa halbiert. 


Verkehrssysteme: Für diese deut- 
sche Spezialität hat der Bund in 
seinem Regierungsentwurf in 
1993 lediglich 221 Millionen DM 
eingeplant — 95 Millionen weni- 
ger als 1981. 


Der 
Islam 
wird uns 
iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in vierter 
Auflage erschienen 
(5. Auflage Februar 1993) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 20,- DM/18,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 


Waffengeschäfte 


Das Dreiecks- 


verhältnis 
USA - Israel - 


China 


Victor Marchetti 


Der Besuch des israelischen Ministerpräsidenten Yitzhak Rabin in 
China, nur wenige Wochen nachdem der Führer der Palestine Libera- 
tion Organization (PLO), Jassir Arafat, in Peking war, wurde als Fe- 
stigung der kommerziellen und wirtschaftlichen Verhältnisse zwi- 
schen den beiden Ländern propagiert. Aber es müssen auch viele 
Gespräche über Waffen und militärische Technologie geführt wor- 


den sein. 


Nach den israelischen Medien zu 
urteilen, sollte Rabin die chinesi- 
sche Führung unter Druck set- 
zen, keine Waffen an den Iran zu 
verkaufen, aber chinesische Re- 
gierungsbeamte sagten, das 
Thema sei in Privatgesprächen 
zwischen Ministerpräsident Li 
Peng und dem israelischen Mini- 
sterpräsidenten nicht zur Spra- 
che gekommen. Die Regierungs- 
beamten verteidigten Chinas 
»auf Grundsätzen beruhende 
Waffenausfuhren« und sagten, 
diese seien einzig und allein zur 
Selbstverteidigung der Länder 
bestimmt, die sie bekommen. Sie 
setzten hinzu, daß Chinas Waf- 
fenexporte in den Nahen Osten 
»zur Stabilisation in der Region 
beitragen«. 


CIA berichtet über Israels 
expandierende 
Zusammenarbeit 


Selbst wenn Rabin und Li nicht 
über chinesische Waffenexporte 
in den Iran gesprochen hatten, 
dann haben sie bestimmt über Is- 
raels Kooperation mit China auf 
dem Gebiet der »militärischen 
Technologie gesprochen«. Wäh- 
rend Rabins Besuch sickerte in 
Washington durch, daß der Ju- 
denstaat die kommunistische 
Macht mit fortschrittlicher Waf- 
fentechnologie versorgt, die die 
USA sich geweigert hatten, 
China zur Verfügung zu stellen. 
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Mindestens ein Teil dieser Tech- 
nologie ist von der Forschung 
und Entwicklung abgeleitet wor- 
den, die mit gemeinsamen ameri- 
kanisch-israelischen Projekten in 
Zusammenhang stehen und nach 
wie vor vom amerikanischen 
Steuerzahler finanziert wurden, 
heißt es in einem vom CIA dem 
Kongreß vorgelegten Bericht. 


In dem CIA-Bericht über Israels 
expandierende Zusammenarbeit 
mit China auf militärischem Ge- 
biet heißt es, daß diese Beziehun- 
gen Lenkraketen, fortschrittliche 
Düsenjäger und Panzer beinhal- 
ten und sich auch auf High-Tech- 
Elektronik- und Raumfahrtakti- 
vitäten erstrecken. Israels Ver- 
käufe von Technologie an China 
seien seit mehr als einem Jahr- 
zehnt ständig gewachsen und Is- 
rael sei für die kommunistische 
Regierung zu einer Hauptquelle 
für derartige Technologie gewor- 
den, heißt es weiter in dem Be- 
richt. 


Im August 1993 wies das General 
Accounting Office (GAO), die 
Untersuchungsbehörde auf Kon- 
greßebene, warnend darauf hin, 
daß der Transfer amerikanischer 
Technologie nach Israel zur Ent- 
wicklung des von den USA finan- 
zierten Antiballistik-Raketensy- 
stems Arrow unzureichend über- 
wacht wird. Dies wiederum er- 
höhe das Risiko einer möglichen 
Umleitung dieser Technologie 


nach Drittländern, wie zum Bei- 
spiel China. Natürlich erhoben 
Israel und seine Freunde im Kon- 
greß sofort Protest gegen die Er- 
kenntnisse des GAO. 


Chinas führender 
Lieferant 


Im vergangenen Jahr kam der 
Generalinspekteur des amerika- 
nischen Außenministeriums zu 
der Schlußfolgerung, daß Israel 
die Technologie des amerikani- 
schen Raketenabwehrsystems 
Patriot, das im Golfkrieg gegen 
die Scud-Raketen des Iraks ein- 
gesetzt wurde, an China weiter- 
gegeben hat. Die Freunde Israels 
im Kongreß, den Medien und an- 
derswo verdammten den Bericht 
und dessen Verfasser in Bausch 
und Bogen. 


Vor zwei Jahren berichtete die 
Rand Corporation, daß Israel 
nach dem Massaker auf dem 
Platz des Himmlischen Friedens 
»Chinas führender ausländischer 
Lieferant von fortschrittlicher 
Technologie geworden ist«. Die 
Verkäufe schließen Raketentech- 
nik für Luft-Luft- und Luft-Bo- 
den-Raketen sowie für von China 
exportierte ballistische Boden- 
Boden-Raketen ein. In dem 
Rand-Bericht heißt es weiter, es 
gebe Hinweise darauf, daß Israel 
den Chinesen dabei geholfen 
habe, einen neuen Düsenjäger zu 
entwickeln, unter Anwendung 
von Technologie aus dem von den 
USA finanzierten Düsenjäger- 
Projekt, das schließlich wegen 
ständiger Kostenüberschreitun- 
gen vom US-Verteidigungsmini- 
sterium annulliert worden sei. 


Öffentliche Kritik an 
den Waffengeschäften 


Die Ziele Israels sind ziemlich 
klar, und es wird für seine 
Freunde im amerikanischen Kon- 
greß und im Verteidigungsmini- 
sterium immer schwieriger, den 
Judenstaat zu entschuldigen. 
Aber sie tun es. Indessen machen 
sich in der einst unverbrüchli- 
chen Verteidigung Israels seitens 
der amerikanischen Medien 
Risse bemerkbar. 


In einem überraschend starken 
Leitartikel in der »New York Ti- 
mes« heißt es, es sei »rätselhaft«, 
zu erfahren, daß Israel seine Koo- 
peration mit Peking auf militäri- 
schem Gebiet »im Kielwasser des 


Fortschritts bei den Gesprächen 
mit den Palästinensern über Au- 
tonomie und der Aussicht auf 
Frieden mit seinen nächsten 
Nacharn noch verstärkt«. Der 
Leitartikel klagt: »Warum macht 
Israel Geschäfte mit einem Land, 
das seine Sicherheit dadurch ge- 
fährdet, daß es Iran, Pakistan 
und andere bewaffnet?« 


Auf der »op-ed«Seite der glei- 
chen Ausgabe der israel-freundli- 
chen Zeitung gab der Kolumnen- 
schreiber Abe Rosenthal dem 
Thema einen gerissenen Dreh. 
Er schrieb: »Israel verkauft Waf- 
fen und Technologie der Kriegs- 
führung an das kommunistische 
China. Die USA ebnen dem rot- 
chinesischen Militär den Weg, 
jene amerikanischen Supercom- 
puter zu bekommen, nach denen 
es ihm schon so lange gelüstet. 
Also, närrische Mitbürger der 
Freien Welt, da haben wir es wie- 
der. Demokratische Regierungen 
tragen dazu bei, die militärische 
Macht der Gewaltherrschaft zu 
verstärken.« 


So also ist das, Leute. Sowohl die 
USA als auch Israel sind in dieser 
China-Sache im Unrecht. Macht 
also bitte nicht Rosenthals 
Freunde im Judenstaat allein da- 
für verantwortlich. 


Aber Rosenthal setzte hinzu: 
»Die USA und Israel haben sehr 
viele gemeinsame Interessen - 
politische Freiheit, Geschichte, 
Sicherheit. Wir brauchen den zu- 
sätzlichen gemeinsamen Boden 
der Begierde und der Dummheit 
nicht.« 2 


Rotchina 


Das zweifel- 


hafte Geschäft 
mit Waffen 


Mike Blair 


Berichte darüber, daß Israel von den USA erworbene Technologie 
an Rotchina verkauft, machen jetzt, ein Jahr nachdem CODE dar- 


über berichtete, Schlagzeilen. 


Der CIA enthüllte, daß Israel 
kürzlich eine Vereinbarung mit 
Rotchina unterzeichnet hat, um 
bei der gemeinsamen Benutzung 
fortschrittlicher Technologie, ein- 
schließlich der Gebiete Elektro- 
nik und Raumfahrt, zu kooperie- 
ren. 


Sowjetische Wissen- 
schaftler geholt 


Der Bericht des CIA kam als der 
israelisceeö Ministerpräsident 
Yitzhak Rabin auf einem Staats- 
besuch in Pekin weilte, wo er mit 
rotchinesischen Regierungsbe- 
amten über eine Erweiterung der 
Bindungen zwischen den beiden 
Ländern, die sich laut Mitteilung 
des amerikanischen Geheimdien- 
stes bereits auf mehrere Milliar- 
den Dollar für den Verkauf von 
Technologie an die Rotchinesen 
durch Israel belaufen, gespro- 
chen haben soll. 


Gleichzeitig gaben Beamte in der 
Regierung von Bill Clinton ihrer 
Besorgnis darüber Ausdruck, 
daß die Rotchinesen sage und 
schreibe 3000 ehemalige sowjeti- 
sche Wissenschaftler und Techni- 
ker zu Gehältern von 2000 Dollar 
pro Monat, plus Sondervergü- 
tung für Autos und Unterhaltsko- 
sten in Rotchina, angeworben ha- 
ben. 


Mit der Hilfe von sowjetischen 
Spezialisten, die früher für die 
Konstruktion und den Bau eini- 
ger der gewaltigsten Waffensy- 
steme der Sowjetunion, darunter 
die fahrbare höchst ausgeklü- 
gelte interkontinentale ballisti- 
sche Rakete SS-25, verantwort- 
lich waren, modernisieren die 


Rotchinesen zügig ihre bewaffne- 
ten Streitkräfte. 


Die ehemaligen sowjetischen 
Wissenschaftler und Techniker 
haben den Rotchinesen gehol- 
fen, ihr Militär von einer zum 
größten Teil auf dem Boden sta- 
tionierten Verteidigungsmacht zu 
einer Armee umzuwandeln, die 
in der Lage ist, durch modernes 
Kriegsgerät, gewaltige Stärke im 
ganzen Fernen Osten, sogar bis 
zu einer ernsthaften Bedrohung 
der Sicherheit Amerikas, auszu- 
dehnen. 


Rotchina hat versucht, seine mili- 
tärische Entwicklung herunterzu- 
spielen und behauptet, es gebe 
nur bescheidene 7,3 Milliarden 
Dollar jährlich dafür aus. James 
R. Lilley, amerikanischer Bot- 


schafter für Rotchina und Beam- 
ter des Verteidigungsministe- 
riums während der Regierungs- 
zeit des Präsidenten George 
Bush, wies jedoch darauf hin, 
daß Peking einen Großteil seiner 
Militärausgaben in den Haushal- 
ten anderer Sektoren seiner Re- 
gierung verbirgt. 


Israel bestreitet 
den CIA-Bericht 


Amerikanische Geheimdienst- 
analysten sind besorgt darüber, 
daß Israel die Rotchinesen mit 
der Art von Ultra-High-Techno- 
logy versorgt, die fortschrittli- 
cher ist als diejenige, die sie von 
den Sowjets bekommen können, 
und von der die Israelis einen 
Großteil von den Vereinigten 
Staaten erworben haben - 
CODE berichetete 1992 darüber 
—. Als er sich in Peking aufhielt, 
nachdem er von den Enthüllun- 
gen des CIA gegenüber dem Se- 
natsausschuß für Regierungsan- 
gelegenheiten gehört hatte, be- 
stritt der israelische Ministerprä- 
sident Yitzhak Rabin den CIA- 
Bericht. 


Der CIA berichtete jedoch, daß 
Rotchina schon seit zehn Jahren 
von Israel fortschrittliche militä- 
rische Technologie erhält, eine 
Technologie von der man an- 
nimmt, daß sie zur Entwicklung 
einer neuen Generation von rot- 
chinesischen Jagdflugzeugen, 
Luft-Luft-Raketen, Panzern und 
Artillerie beigetragen hat. 

Es ist zum Beispiel bekannt, daß 


Israels Premierminister Yitzhak Rabin bei seinem Besuch in Rot- 


china. 


die Israelis die Rotchinesen mit 
fortschrittlicher amerikanischer 
Technologie — zur Produktion 
von Artilleriegeschützrohren -— 
versorgt haben, die israelische 
Agenten aus amerikanischen 
Konstruktions- und Produktions- 
zentren gestohlen haben. 


Die neue Artillerie tauchte bei ei- 
ner rotchinesischen Militärpa- 
rade zum Mai-Feiertag in Peking 
während der Regierungszeit von 
Präsident Ronald Reagan auf 
Panzern auf. 


»Rotchina und Israel scheinen 
sich darauf zuzubewegen, ihre 
militärtechnische Zusammenar- 
beit zu formalisieren und auf eine 
breitere Basis zu stellen«, sagte 
der CIA-Direktor James Wool- 
sey vor dem Senatsausschuß. 


Amerikas Sicherheit 


bedroht durch dunkle 
Waffengeschäfte 
Was amerikanische Geheim- 


dienstanalysten besonders beun- 
ruhigt ist die Tatsache, daß Rot- 
china in vielen Fällen die kürzlich 
von ihm erworbene Technologie 
an andere Länder, einschließlich 
Pakistan und Iran, weitergege- 
ben hat, wobei letzteres eine 
ernsthafte Bedrohung für die Si- 
cherheit Amerikas darstellt. 


Der CIA hat dem Senatsaus- 
schuß auch berichtet, daß israeli- 
sche Rüstungsfirmen in Rotchina 
immer mehr Büros eröffnen, um 
ihre Produkte zu verkaufen. 


Obwohl Israel dies verhement 
bestreitet, weisen Geheimdienst- 
kreise nachdrücklich darauf hin, 
daß der Kleinstaat im Nahen 
Osten ausgeklügelte Technologie 
an Rotchina verkauft hat, unter 
anderem für das Raketenabwehr- 
system Patriot, das sich bei der 
Zerstörung von irakischen Rake- 
ten, die während des Kriegs am 
Persischen Golf auf Israel und 
Saudi-Arabien gerichtet waren, 
als höchst wirksam erwiesen hat. 


Peking hofft wahrscheinlich dar- 
auf, israelisches Fachwissen zur 
kooperativen Entwicklung von 
militärischen Technologien, wie 
zum Beispiel fortschrittliche Pan- 
zertriebwerke und Bordradarsy- 
steme, anzapfen zu können, die 
die Rotchinesen nicht von den 
von ihnen angeworbenen sowjeti- 
schen Experten bekommen kön- 
nen, berichtet der CIA. m 
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Serbische 
Polizei der 
Unterdrückung 
in Kosova 
beschuldigt 


Die serbische Polizei hat sich an 
»einer wilden Kampagne der Un- 
terdrückung und des Terrors in 
großem Ausmaß« in der Repu- 
blik Kosova beteiligt, stellte der 
Präsident von Kosova, Ibrahim 
Rugova, auf einer Pressekonfe- 
renz in Pristina fest. »Als Folge 
davon wurden Hunderte von Per- 
sonen festgenommen, mißhan- 
delt und durchsucht, und eine 
Anzahl von ihnen sind ver- 
schwunden. Durch Unterdrük- 
kung will Serbien einen Terroris- 
mus erzeugen, der darauf abzielt, 
den friedlichen Prozeß der Füh- 
rung von Kosova und der albani- 
schen Parteien in Mißkredit zu 
bringen. Aber wir werden an un- 
serem friedlichen Weg zur Lö- 
sung des Kosova-Problems fest- 
halten.« 


Rugova beklagte auch, daß Ser- 
bien die Wirtschaft Kosovas zer- 
störe und sagte: »Nach der Rui- 
nierung der staatseigenen Wirt- 
schaft in Kosova ist Serbien jetzt 
dabei, kleine private, zu Alba- 
nien gehörende Betriebe in Ko- 
sova zu zerstören. Als Folge da- 
von ist die wirtschaftliche und so- 
ziale Lage in Kosova alarmie- 
rend.« 


Kürzlich gab auch der Minister- 
präsident von Kosova, Bujar Bu- 
koshi, eine Erklärung ab, in der 
er die Strafexpeditionen der ser- 
bischen Polizei in Kosova be- 
klagte: »Die Republik Kosova ist 
von der Eskalation der Spannun- 
gen auf ihrem Territorium durch 
gefälschte und ausgeheckte Zwi- 
schenfälle schwer getroffen wor- 
den. Der vierte Zwischenfall in 
den letzten beiden Monaten er- 
eignete sich vor mehreren Tagen, 
als ein verwundeter Polizist, als 
Vorwand für das massive Ein- 
schlagen auf die Bevölkerung 
dieser Region, herhalten 
mußte.« 
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Bukoshi appellierte an die Völ- 
kergemeinschaft, einzugreifen 
und dem weiteren Anstieg der 
Spannungen Einhalt zu gebieten, 
und somit »das Schlimmste abzu- 
wenden, so daß Kummer und Re- 
volte nicht die Zukunft der Re- 
gion bestimmen«. Er warnte da- 
vor, daß »es uns zwar bislang ge- 
lungen ist, einen Konflikt bosni- 
scher Art zu vermeiden, dies be- 
deutet aber nicht, daß wir diese 
Zustände noch länger ertragen 
können. Mit der Zeithat auch die 
Geduld ihre Grenzen.« Do 


Offizielle der 
Moskauer 
Polizei sprechen 
von der Macht 
der Mafıa 


In einem Interview mit der Mos- 
kauer Tageszeitung »Iswestia«, 
sagte Oberst Sergey Dontsow 
vom Moskauer Bürgermeister- 
amt, daß die Behörden mit einer 
direkten Razzia auf das organi- 
sierte Verbrechen keinen Erfolg 
haben werden, sondern Abkom- 
men mit ihm treffen müssen. Er 
führte aus, wie sehr Moskau Hei- 
mat der Mafiosos im klassischen 
Sinne sei, »Gruppen Gebiete un- 
ter sich aufgeteilt und sich zu ei- 
nem gewissen Ausmaß mit dem 
Staatsapparat verschmolzen ha- 
ben.« 


Dontsow traf mit Bossen der aser- 
baischnischen Mafia zusammen, 
um den Transfer des Danilowsky- 
Marktes zur Union der Kosaken 
ohne Blutvergießen zu gewähr- 
leisten. Es gibt auch »georgi- 
sche«, »armenische«, »tscheni- 
sche«, »slawische«, »christliche« 
und »islamische« Mafias, stellte 
er fest. 


Laut Dontsow sind die häufigen 
Schießereien in Moskauer Kasi- 
nos und anderen Unternehmen 
auf das Nichtvorhandensein ei- 
ner starken Führung in dem Ma- 
fia-Apparat zurückzuführen, die 
kleine Verbrecher daran hindern, 
gegeneinander gewalttätig zu 
werden. 


Repräsentanten der Mafia haben 
gefordert, daß führende Mafiosi 
in die Stadt zurückgebracht wer- 
den, um die Ruhe wiederherzu- 
stellen. Wie sie sich ausdrückten: 


»Holt Slava Iwankow zurück, 
holt »Japontschik< nach Moskau 
zurück. Er wird die Ordnung wie- 
derherstellen. Und man wird wis- 
sen, mit wem man es zu tun hat: 
mit einem starken »padrone«.« 


Ohne den Plan zu billigen, sagt 
Dontsow, daß die Mafia nicht be- 
seitigt werden könne, und 
»einige Vertragsformen mit ihnen 
regularisiert werden sollten«. 
Ganz gleich, was der Gesetzes- 
vollzug tun könnte, schlußfolgert 
er, »starke Mafiosi werden nicht 
hierherkommen. Sie sind bereits 
da... Es ist eine andere Frage, 
wer das Problem der großen Ma- 
fia lösen wird; sie selbst, oder 
sollte die Regierung daran betei- 
ligt werden. Wir müssen darüber 
nachdenken... Da es kein Ge- 
setz für den Kampf gegen das or- 
ganisierte Verbrechen gibt, ist 
Beihilfe zu diesem Verbrechen 
dadurch, daß die Rückkehr sei- 
ner Führer halbwegs legalisiert 
wird, keine Lösung.. Wenn der 
Staat, der selbst unfähig ist, sie zu 
bekämpfen, mit ihrer Hilfe aber 
kleinere Gruppen beseitigen 
würde, dann hätte dies noch 
ernsthaftere Konsequenzen.« U 


Rußlands 
Kozyrew be- 
droht Estland 


Der russische Außenminister An- 
drei Kozyrew stieß in einem 
Kommentar in der »Internatio- 
nal Herald Tribune« eine Dro- 
hung gegen Estland aus. Er be- 
schuldigte die estnischen Behör- 
den, »eine Politik zu betreiben, 
die an ethnische Säuberung erin- 
nert«, und warnte, daß die Frage 
der Autonomie für Volksrussen 
in Narva, Estland, »eine der 
ernsthaftesten Herausforderun- 
gen für die Stabilität Europas 
symbolisiert«. 


Die russische Regierung werde 
nicht ruhig zusehen, sondern her- 
beieilen, um die Russen in Est- 
land zu beschützen, und dies 
sollte im Westen nicht auf die 
leichte Schulter genommen wer- 
den. warnte Kozyrew. »Europa 
sollte die Botschaft aus Narva 
ernst nehmen.« 


Kozyrews Kolumne traf zeitlich 
mit einer Entscheidung des Ober- 
sten Gerichts in Estland zusam- 
men, wonach das Ergebnis der 


Volksabstimmung der Russen in 
Narva von Mitte Juli 1993 für un- 
gültig erklärt wird, mit der Be- 
gründung, daß sie gegen die esti- 
sche Verfassung verstoße. D 


Serbische 
Soldaten for- 
dern den Rück- 


tritt Karadzic 


Eine Gruppe von 300 serbischen 
Soldaten, die später auf 1000 an- 
schwoll, meuterte in der bosni- 
schen Stadt Banja Luka, blok- 
kierten die Innenstadt mit Pan- 
zern und nahmen die Stadt in Be- 
sitz. Sie forderten den Rücktritt 
des Führers der bosnischen Ser- 
ben, Radovan Karadzic, die Fest- 
nahme der Dealer, die während 
der Kämpfe ein Vermögen zu- 
sammengerafft hatten, und die 
Abhaltung vorgezogener Wah- 
len. Banja Luka ist nach der 
Hauptstadt Sarajevo die zweit- 
größte bosnische Stadt. 


Die Forderungen der Soldaten, 
berichtete die Nachrichtenagen- 
tur der bosnischen Serben 
SRNA, waren in einer Aufstel- 
lung von 20 Bedingungen für ihre 
Rückkehr in die Kaserne enthal- 
ten. 


Der Anführer der Gruppe ist Ma- 
jor Ostoja Zec. »Karadzic erklärt 
uns seinen eigenen Krieg. Er 
glaubt, daß wenn er uns lange ge- 
nug in Schach hält, wir dann auf- 
geben werden«, sagte Zec zu 
Reuters. Karadzic traf darauf in 
Banja Luka ein, und daraus er- 
gab sich eine verfahrene Situa- 
tion. Die Soldaten bestanden dar- 
auf, daß Karadzic mit ihnen im 
Krisenhauptquartier zusammen- 
treffen sollte, aber dieser lehnte 
ab. OD 


Türkei will 
Bindungen zum 
Irak wieder- 
herstellen 


Ein hochstehender türkischer 
Regierungsbeamter sagte zum 
Londoner »Daily Telegraph«, 
daß die Türkei damit beginnen 
werde, nicht sanktionierte Güter 


in den Irak zu exportieren, ohne 
sich vorher die Genehmigung der 
Vereinten Nationen einzuholen. 
Der Schritt wird als Teil einer 
breit angelegten Bemühung an- 
gesehen, die Beziehungen mit 
Bagdad zu »entfrosten«. 


Die Türken vertreten die Auffas- 
sung, daß der für Sanktionen zu- 
ständige Ausschuß der Vereinten 
Nationen westlichen Ländern, 
besonders Britannien, gegen- 
über parteiisch eingestellt ist. 
»Der für Sanktionen zuständige 
Ausschuß der Vereinten Natio- 
nen hat den Verkauf einer Reihe 
von Dingen an den Irak durch 
westliche Länder genehmigt. Die 
Genehmigung zum Verkauf der 
gleichen Waren durch uns wurde 
uns aber verweigert«, wetterte 
der türkische Regierungsbe- 
amte. Die Türken sollen auch be- 
sorgt darüber sein, daß die Ver- 
einten Nationen den Verkauf von 
Waren an irakische Kurden ge- 
nehmigt haben, die Bagdad nicht 
kaufen darf. 


Die Türkei hat die Vereinten Na- 
tionen aufgefordert, ihre gegen 
den Irak verhängten Handels- 
sanktionen auf einer der näch- 
sten Sitzungen zu überprüfen. 
Die Türkei soll kürzlich auch mit 
irakischen ‚Regierungsbeamten 
Gespräche über die Wiederöff- 
nung der türkisch-irakischen Ol- 
Pipeline zu Wartungszwecken ge- 
sprochen haben. DO 


Französische 
Polizei spürt 
KKK-Verbin- 
dungen der 
Rechten nach 


Kürzliche Ermittlungen der fran- 
zösischen Polizei haben neue Be- 
weise dafür ergeben, daß der 
Wiederaufstieg der Neonazis in 
Europa keine örtliche Eıschei- 
nung, sondern Teil eines interna- 
tionalen Vorstoßes des in den 
USA ansässigen Ku Klux Klan 
und anderer Stützen verschiede- 
ner Geheimdienste ist. 


Die Polizei nahm in dem Vorort 
Villepinte außerhalb von Paris 
drei Personen, angeblich wegen 
eines Verstoßes gegen die Stra- 
ßenverkehrsordnung, in ihrem 
Wagen fest, schrieb die Tageszei- 


tung »Lib£ration«. In dem Wagen 
fanden sie Pistolen, Granaten 
und andere Waffen, sowie Auf- 
kleber mit Slogans in französi- 
scher Sprache, wie: »Hitler hatte 
Recht«, und »Stoppt die Einwan- 
derung«. Laut »Lib£ration« ist 
auf den Aufklebern »die Adresse 
eines Postfachs in den Vereinig- 
ten Staaten angegeben und nach 
den ersten Ermittlungen zu urtei- 
len sind die Aufkleber von der 
gleichen Art wie diesjenigen, die 
vom amerikanischen Ku Klux 
Klan verbreitet werden. 


Die drei festgenommenen Män- 
ner sind als Sympathisanten ex- 
tremer Gruppen des rechten Flü- 
gels, darunter eine die sich Ham- 
merskin nennt, eine »Skinhead-« 
Gruppe, die hauptsächlich in den 
Vereinigten Staaten aktiv ist, be- 
kannt. iM) 


Russische Sol- 
datenzeitung 
weist Ein- 
mischung der 
USA zurück 


Die Tageszeitung der russischen 
Armee »Krasnaja Zwedzsa« be- 
schuldigte in einem Kommentar 
die Vereinigten Staaten der Ein- 
mischung in die inneren Angele- 
genheiten der ehemaligen So- 
wjetunion. Ein gut unterrichteter 
Beobachter der russischen politi- 
schen Szene äußerte, der Kom- 
mentar stehe in engem Zusam- 
menhang mit der sich intensivie- 
renden politischen Kriegführung 
in Moskau. 


Der Kommentar erfolgte anläß- 
lich von Berichten darüber, daß 
der kürzlich in Georgien ermor- 
dete amerikanische Beamte, 
Fred Woodruff, ein CIA-Agent 
war, und daß die Clinton-Regie- 
rung eine Direktive zur Politik 
herausgegeben hat, in der Me- 
thoden einer »präventiven Diplo- 
matie« in Konfliktzonen der che- 
maligen UdSSR umrissen wer- 
den. »Krasnaja Zwedza« nannte 
angebliche amerikanische Pläne 
für ein größeres Engagement in 
die inneren Angelegenheiten 
Rußlands und der benachbarten 
Länder. Die Zeitung beschul- 
digte Washington, versuchen zu 
wollen, die Spannungen anzuhei- 
zen, nicht zu verringern, und 


klagte an, daß Washingtons ei- 
gentliches Ziel darin bestehe, 
eine Politik weiterzuverfolgen, 
die bereits von den Präsidenten 
Reagan und Bush betrieben 
wurde, um Rußlands Sicherheit 


zu untergraben. Do 
Serben bereiten 
sich auf Krieg 
mit Kroatien 
vor 


Serbien hat einen Großteil der 
riesigen Rüstungsindustrie des 
ehemaligen Jugoslawiens auf sei- 
nem Territorium wiederaufge- 
baut und bereitet sich zum Krieg 
gegen Kroatien vor, berichtete 
die Zeitschrift »Janes’s Defence 
Weekly«. Dem Bau von Boden- 
angriffsflugzeugen und Schlacht- 
feldwaffen wird in Fabriken, von 
denen einige in Serbien wieder- 
aufgebaut wurden, nachdem sie 
nach Abzug der von den Serben 
angeführten jugoslawischen Ar- 
mee demontiert worden waren, 
höchste Priorität eingeräumt. 
Die Serben, die das Oberkom- 
mando der jugoslawischen Ar- 
mee dominierten und sicherstell- 
ten, daß die Produktionstätten 
von wichtigen Waffen in Serbien 
ansässig waren, sind von dem seit 
zwei Jahren bestehenden Waffen- 
embargo der Vereinten Nationen 
gegen Jugoslawien, das Bosnien 
lahmlegte, verhältnismäßig un- 
berührt geblieben. Rüstungsex- 
perten sagen, daß Serben auf 
Jahre hinaus über ausreichende 
Mengen an Grundkriegsgerät 
und Munition verfügen. 


»Jane’s« schrieb, daß die Raum- 
fahrtentwicklung fortschreite, in 
einer Fabrik, die aus der bosni- 
schen Stadt Mostar nach Serbien 
verlegt wurde. Ein neues Kern- 
land der Rüstung in Serbiens zen- 
tral gelegenem Morava-Tal und in 
der Stadt Valjevo, 90 km südöst- 
lich der Hauptstadt Belgrad, 
stößt jetzt Waffen und Munition 
aus, die vorher in den abgetrete- 
nen Republiken hergestellt wur- 
den. 


»Jane’s« schrieb weiter, daß die 
Beschaffungsabteilung der Ar- 
mee, jetzt eine Beteiligungsfirma 
namens Jugoimport, »die Rü- 
stungsindustrie von Bosnien und 
Herzegowina, Kroatien und Slo- 
wenien umgruppiert hat.« 


»Serbien ist entschlossen, »ein 
funktionierendes Waffenproduk- 
tionsgeschäft für den sogenann- 
ten Dritte-Welt-Markt aufzu- 
bauen, falls die Sanktionen auf- 
gehoben werden, bereitet sich 
aber auch auf einen möglichen 
Konflikt mit Kroatien vor«, 
schrieb die Zeitschrift. oO 


Italien kritisiert 
UN-Einsätze in 
Somalia 


Italien hat wieder einmal die Mi- 
litäreinsätze der Vereinten Natio- 
nen in Somalia scharf verurteilt, 
diesmal nachdem Soldaten der 
Vereinten Nationen während ei- 
ner Schießerei in Mogadischu 
eine Anzahl von Frauen und Kin- 
dern getötet hatten. 


»Frauen und Kinder zu erschie- 
Ben ist die Antithese einer huma- 
nitären Mission«, klagte der ita- 
lienische Verteidigunsminister 
Fabio Fabbri an und setzte hinzu, 
diese Schlacht bestätige, daß Ita- 
lien in seinem Streit mit den Ver- 
einten Nationen über die militäri- 
sche Taktik in diesem Lande im 
Recht ist. »Ohne daß wir erwar- 
ten, daß jemand sagt, er habe Un- 
recht gehabt, geben uns die Iatsa- 
chen Recht«, meinte Fabbri. 


Der Minister forderte, die Völ- 
kergemeinschaft sollte darüber 
nachdenken, den Vereinten Na- 
tionen die Operation Somalia aus 
den Händen zu nehmen und sie 
dem Kommando der NATO zu 
unterstellen, weil »die Friedens- 
mission eine verbesserte Organi- 
sation benötigt.« 


Somalis behaupten, daß 100 Zivi- 
listen in der Schlacht getötet wur- 
den, in der eine große Anzahl 
von amerikanischen Kampfhub- 
schraubern eingesetzt waren. Die 
Vereinigten Staaten haben die 
Operation hartnäckig verteidigt. 


»Es ist bedauerlich, wenn Frauen 
und Kinder getötet werden. Aber 
all die Leute, die am Boden darin 
verwickelt oder in der einen oder 
anderen Art und Weise an der Ak- 
tion beteiligt waren, hatten im 
Sinn, die Soldaten der Vereinten 
Nationen zu töten und wurden 
daher als Kombattanten angese- 
hen«, sagte der Kommandeur 
der US-Quick Reaction Force 
Oberst Mike Dallas. D 
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Rußland 


Boris Jelzin 
und der 


Westen 


spielen mit 
dem Feuer 


Peter Blackwood 


Das Ultimatum des russischen Präsidenten Boris Jelzin vom 29. Sep- 
tember 1993, mit dem er den Deputierten und deren Anhängern, die 
ihr Lager im russischen Parlament aufgeschlagen hatten, befahl, das 
Grundstück bis spätestens Montag, 4. Oktober, zu verlassen, und 
Begleitmaßnahmen zur Verlängerung der Wirtschaftspolitik der 
Schocktherapie haben die Krise in Rußland dramatisch verschlim- 
mert. Das Parlament stand unter Belagerung, abgeriegelt von 
»OMON« Sondereinheiten des russischen Innenministeriums, und 
seine Versorgung mit Strom, Wärme und fließendem Wasser wurde 


abgeschnitten. 


Die Verantwortung für die Eska- 
lation im Weißen Haus, die das 
Parlament beherbergte, liegt aus- 
schließlich beim Jelzin-Lager. 
Die russischen Medien, vor allem 
das Fernsehen, die völlig vom Jel- 
zin-Entourage beherrscht wer- 
den, leitete einen Sturm auf das 
Parlament in die Wege, indem sie 
immer wieder behaupteten, »Ex- 
tremisten« und »Terroristen« 
hielten sich im Parlamentsge- 
bäude, als das Weiße Haus be- 
kannt, auf. Am 29. September 
warnte der Verteidigungsminister 
Gratschew davor, daß »gefährli- 
che Berater« im Weißen Haus 
»terroristische Angriffe gegen 
russische Führer« vorbereiten. 
Er setzte hinzu: » Als Soldat fühle 
ich, daß dies die ersten Schritte 
zu einem großen und blutigen 
Konflikt sind.« 


Noch mehr 
Schocktherapie 


Später am gleichen Tage brachte 
das russische Fernsehen einen 
verlogenen Bericht, den es nie- 
mal zurückzog, in dem es hieß, 
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daß »viele der Abgeordneten« im 
Weißen Haus »als Geiseln festge- 
halten werden«. Mit dem Stich- 
tag des 4. Oktobers für das Parla- 
ment, seinen Widerstand gegen 


den von Jelzin eingeleiteten 
Staatsstreich zu beenden, trat der 
frühere Stichtag vom 29. Septem- 
ber in den Hintergrund. Das 
neue Ultimatum kam nach einer 
Sitzung des russischen Sicher- 
heitsrats, bei der Jelzin den Vor- 
sitz führte, und deutete darauf 
hin, daß Jelzin sich dazu ent- 
schlossen hatte, sich zunächst ein 
Bild von der Situation im Lande 
zu machen, bevor er die nächste 
Phase des Putschprozesses einlei- 
tete, welche die »Liquidierung« 
des Parlaments einschloß. 


Drei dynamische Vorgänge trei- 
ben Rußland auf eine chaotische 
Explosion und eine Form von 
Diktatur zu. Der erste ist die Aus- 
einandersetzung Jelzins mit dem 
Parlament. Der zweite ist seine 
Konfrontation mit den regiona- 
len Führungen, die das Land auf 
eine chaotische Zerstückelung zu 
treibt. Und der dritte ist der Jel- 
zin-Erlaß vom 28. September 
1993, mit dem eine neue Runde 
der Schocktherapie eines Wirt- 
schaftssparplans eingeleitet wird, 
der bereits die Mehrheit des Vol- 
kes in Armut gestürzt hat. 


Die Auswirkung der neuen 
schocktherapeutischen Maßnah- 
men wird verheerend sein. Der 
Brotpreis ist mit Wirkung vom 1. 
Oktober 1993 frei. Die Erlasse 
beendeten auch die staatlichen 
Subventionen für Bauern, womit 
sichergestellt wird, daß zukünf- 
tige Getreidelieferungen nur zu 
exhorbitanten Preisen erfolgen 
können. Die Erlasse gaben auch 


die Preise für Wohnungsmieten 
frei, und es wird damit gerechnet, 
daß diese sich im Oktober um das 
Zehnfache erhöht haben. Billige 
Kredite für die Industrie werden 
drastisch beschnitten, was viele 
Unternehmen zur Schließung 
zwingen und mehrere Millionen 
Russen über den kommenden 
Winter hinweg in die Arbeitslo- 
sigkeit stürzen wird. 


Am 1. Juli 1993 wurde der Preis 
für Kohle, und am 1. August der 
von Strom freigegeben, und die 
Auswirkungen dieser Maßnah- 
men werden mit Eintreten der 
kalten Witterung in der Form von 
gewaltigen Heizkosten spürbar. 
Die durchschnittliche Stromrech- 
nung für eine Familie ist jetzt 
sechsmal höher als im Juli 1993. 
Alle diese Maßnahmen erhöhen 
das Leiden, der Chaosfaktor 
wird in die Höhe gehen. 


Jelzin hebt die 
Demokratie auf 


Mit dem Jelzin-Erlaß vom 21. 
September wurde das Parlament 
aufgelöst und effektiv eine dik- 
tatorische Herrschaft etabliert. 
Sein zweiter Schritt war die kate- 
gorische Zurückweisung eines 
vernünftigen Kompromisses zu- 
gunsten von gleichzeitigen vorge- 


Moskaus Weißes Haus standin 
Flammen, als Boris Jelzin sei- 
nen Putsch gegen das russi- 
sche Parlament durchsetzte. 


zogenen Wahlen sowohl für das 
Parlament als auch für den Präsi- 
denten im Dezember 1993. Diese 
Lösung ist auf Grund eines brei- 
ten Konsens zwischen regionalen 
Führungen und Kräften im Mos- 
kauer Zentrum, einschließlich 
der meisten politischen Parteien 
und Bewegungen des Landes, 
der Führung der russisch-ortho- 
doxen Kirche, und sogar führen- 
der Persönlichkeiten um Jelzin 
herum vorgeschlagen worden. 
Im Gegensatz zu der Mythologie 
der Medien sind die »Starr- 
köpfe«, die anstatt einer demo- 
kratischen Lösung die Auseinan- 
dersetzung wollen, nicht das Par- 
lament, sondern Jelzin, unter der 
Fuchtel einer Kernclique in sei- 
ner engsten Umgebung. 


Zu den führenden Lichtern unter 
dieser Jelzin-Clique gehören Jel- 
zins persönlicher Stabschef, Ser- 
gej Filatow; sein Pressesprecher, 
Wiatscheslaw Kostikow; der 
Mann, der die Mediendiktatur 
des Staatsstreiches beherrscht, 
der Leiter des Bundesinforma- 
tionszentrums Michail Poltor- 
anin, und die beiden schockthe- 
rapiefreundlichen stellvertreten- 
den Ministerpräsidenten, die 
kurz vor beziehungsweise nach 
den Erlassen vom 21. September 
ernannt wurden, Jegor Gaidar 
und Wladimir Schumeiko. Hinzu 
kommt noch der Außenminister 
Andrej Kosirew, der Mann, der 
leichtgläubigen westlichen 
Staatsoberhäuptern und Kabi- 
nettministern »Inside-Belehrun- 
gen« erteilt, und sie zur blinden 
Unterstützung des Staatsstreich- 
vorgangs in Rußland auf Vorder- 
mann brachte. 


Kein Staatsstreichvorgang ist 
möglich ohne entscheidende Per- 
sonen im Verteidigungs-, Innen- 
und Sicherheitsministerium, wo- 
bei letzteres ein Nachfolger des 
berüchtigten KGB ist. 


Dagegen kämpfen eine Reihe 
von Kräften, die einen breiten 
Konsens des russischen politi- 
schen Spektrums bilden und die 
Ansichten der Mehrheit der Rus- 
sen repräsentieren, die vorgezo- 
gene Wahlen wollen. Im Mos- 
kauer Zentrum sind daran fast 
alle landesweiten politischen Par- 
teien, einschließlich der zentristi- 
schen gemäßigten Parteien, und 
mächtige »neue Gesichter«, poli- 
tische Personen beteiligt, die bei 
Neuwahlen zu Hauptfiguren wer- 
den könnten. Dazu gehören Juri 
Skokow und Nikolai Trawkin, die 


Führer der kürzlich gegründeten 
Proto-Parteiorganisation »Kon- 
sens für das Vaterland«. Shokow, 
eine führende Figur im hochtech- 
nologischen Sektor des russi- 
schen Rüstungsindustriekomple- 
xes, war, bis Jelzin ihn am 10. Mai 
feuerte, Leiter des russischen Si- 
cherheitsrats. Trawkin, ein Mit- 
gründer der Bürgerunion, der ur- 
sprünglichen Dachorganisation 
der Interessensvertreter der In- 
dustrie; die zentristische Demo- 
kratische Partei - nicht mit der 
Bewegung Demokratisches Ruß- 
land zu verwechseln - ist eine der 
größten im Lande. 


Jelzin spielt mit den 
politischen Kräften 


Die meisten der regionalen Füh- 
rungen des Landes sind auch ent- 
schieden gegen Jelzins-Staats- 
streich, auch der Stadtrat von 
Sankt Petersburg und Kräfte in- 
nerhalb des Stadtrats von Sankt 
Petersburg, die Vorreiter der de- 
mokratischen Bewegung waren, 
die dem Staatsstreich von 1991 
ein Ende setzten. Wenn das Jel- 
zin-Lager wirklich »für die De- 
mokratie kämpfen« würde, dann 
würden diese Organisationen Jel- 
zin und nichts anderes unterstüt- 
zen. 


Eine Figur in der engsten Umge- 
bung Jelzins, die als Befürworter 
gleichzeitiger vorgezogener Wah- 
len hervorgetreten ist, ist Sergej 
Schachrai, stellvertretender Mi- 
nisterpräsident und Jelzins Bera- 
ter für Nationalitäten. Schachrai 
ist ein möglicher Präsident- 
schaftskandidat, der während 
des Sommers eine eigene Partei 
gegründet hat. 


Die russisch-orthodoxe Kirche, 
die einen tieferen Sinn für histori- 
sche politische Prozesse hat, 
weiß, daß unter den derzeitigen 
Umständen des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenbruchs, 
das Ingangsetzen eines Prozesses 
des Auseinanderfallens und der 
regionalen Zerstückelung unbe- 
rechenbare Folgen haben wird. 


Am 28. September bot Patriarch 
Aleski II., der Führer der Kirche, 
an, die Beendigung der Krise auf 
der Grundlage vorgezogener 
Wahlen sowohl für den Präsiden- 
ten als auch für das Parlament zu 
vermitteln. Aleski II, motivierte 
sein Angebot mit der dringenden 
Notwendigkeit, »Blutvergießen 
und das Auseinanderfallen Ruß- 


lands in Fürstentümer zu verhin- 
dern«. 


Das Parlament und sein »Präsi- 
dent«, der Vizepräsident Alck- 
sandr Rutskoi, sind nicht nur ge- 
gen Konfrontation, sondern ha- 
ben die Lösung vorgezogener 
Präsidentschafts- und Parla- 
mentswahlen gebilligt. Am 29. 
September erklärte sich Rutskoi 
in seiner Ansprache vor westli- 
chen Journalisten im Parlament 
dazu bereit, sich an allen Vermitt- 
lungsbemühungen des Patriar- 
chen Aleski I. zu beteiligen. 


Jelzin spielte auch mit Feuer bei 
seiner Ablehnung gleichzeitiger 
Wahlen, die er zuerst am 27. Sep- 
tember zum Ausdruck brachte 
und am 29. und 30. September 
wiederholte, ebenso wie westli- 
che Führer und Regierungen, an- 
gefangen vom US-Präsidenten 
Bill Clinton und seiner Regie- 
rung, die Jelzin unzweideutig un- 
terstützen, was in Wirklichkeit 
der Bestätigung einer Diktatur 
gleichkommt. Das amerikani- 
sche Weiße Haus hat die Diktion 
des Jelzin-Regimes geschluckt, 
daß eine Erstürmung des russi- 
schen Weißen Hauses »notwen- 
dig« gewesen sei. Nachdem der 
russische Sicherheitsrat den 
Stichtag vom 1. Oktober bekannt 
gab, traf der russische Außenmi- 
nister Kosirew am 29. September 
mit Präsident Clinton zusammen 
und teilte diesem mit, daß »un- 
glücklicherweise die Gefahr be- 
steht, daß Blut fließen wird«. Ko- 
sirew hob hervor, er habe Jelzin 
»geraten, alle Kompromisse ab- 
zulehnen«. 


Die Regionen 
revoltieren 


Die gefährlichste Situation ist die 
Auseinandersetzung des Jelzin- 
Regimes mit den regionalen Füh- 
rungen in Rußland. Bei einem 
Versuch, die Krise freundschaft- 
lich auf einer demokratischen 
Grundlage zu beenden, trafen 
sich die Führer von 39 Regional- 
parlamenten und neun regionale 
Verwaltungschefs am 26. Sep- 
tember 1993 in Sankt Petersburg. 
Sie riefen einstimmig zu einer Lö- 
sung auf der Grundlage gleichzei- 
tiger Wahlen für den Präsidenten 
und das Parlament auf, die im 
Dezember stattfinden sollen. Ihr 
Kompromißpaket beinhaltete 
eine gesichtswahrende Klausel 
für Jelzin: Er müsse seinen Erlaß 
vom 21. September rückgängig 


machen, aber die alten Parla- 
mente, das heißt, der Oberste So- 
wjet und der Kongreß der Volks- 
deputierten, würden durch den 
Föderationsrat, oder Organ der 
regionalen Führer, abgelöst, der 
bis zu den Neuwahlen als Inter- 
imsparlament handelt. 


Auf Jelzins Seite gab der stellver- 
tretende Ministerpräsident Ser- 
gej Schachrai der Vereinbarung 
von Sankt Petersburg seine un- 
eingeschränkte Unterstützung. 
Zum ersten Mal in fünf Tagen trat 
ein Hoffnungsstrahl ins Bild. 
Aber er verschwand am nächsten 
Tag, als Jelzin die Formel von 
Sankt Petersburg kategorisch zu- 
rückwies und stattdessen einen 
Prozeß der Eskalation gegen die 
Regionen einleitete. In dieser 
Woche feuerte er die Verwal- 
tungschefs in Briansk und Nowo- 
sibirsk, weil sie sich geweigert 
hatten, den Staatsstreich zu un- 
terstützen, drohte damit andere 
Widerstand leistende regionale 
Führer zu beseitigen und gab so- 
gar Erlasse zur Auflösung von 
Regionalparlamenten heraus. 


Drohungen mit Liefer- 
sperren an Moskau 


Diese Auseinandersetzung_ Jel- 
zins mit den Regionen erzeugt 
zentrifugale Tendenzen in Ruß- 
land. Am 29. September »ver- 
tagte« er urplötzlich sein Zusam- 
mentreffen mit dem Föderations- 
rat, eine Sitzung, der er selbst 
entweder zum 30. September 
oder 1. Oktober zugestimmt 
hatte. Was bis zu diesem Zeit- 
punkt noch vermeidbar war, ist 
jetzt eingetreten: Eine »Revolte« 
der Regionen gegen Moskau, die 
den Alptraum »Auseinanderbre- 
chen in Fürstentümer«, vor dem 
der Patriarch so dringend ge- 
warnt hatte, in Bewegung setzte. 


Die Revolte begann am 29. Sep- 
tember mit einer Sitzung der Füh- 
rungen aller sibirischen Regio- 
nen in der Stadt Nowosibirsk. Sie 
stellten dem Jelzin-Regime ein 
Ultimatum, diese verfassungswi- 
drigen Aktionen einzustellen und 
sagten, daß im Falle einer Zuwi- 
derhandlung Sibirien in allen sibi- 
rischen Regionen Volksabstim- 
mungen abhalten werde, zu dem 
Zweck, eine »Autonome Sibiri- 
sche Republik« auszurufen und 
damit zu beginnen, Steuerzah- 
lungen und Lieferungen von Öl, 
Gas und Kohle an Moskau einzu- 
stellen. oO 
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Rußland 


Nach dem 
Staatsstreich 


sind die 


Imperialisten 
auf dem 
Vormarsch 


Peter Blackwood 


Seit Anfang Oktober 1993 ist Rußland de facto eine Militärdiktatur, 
unter der Maske einer Präsidenten-Diktatur Boris Jelzins. Die Ma- 
trize seiner Politik ist ein wiederhergestelltes großrussisches Reich, 
eine neuzeitliche Version der messianischen russischen Doktrin, daß 
Moskau das dritte und letzte Rom sei. Die blitzartige Geschwindig- 
keit, mit der die erste Phase der Wiederherstellung des Imperiums 
vollzogen wurde, ist im Westen weitgehend verpaßt worden, wo 
nicht nur die Schlüsselereignisse in Rußland selbst, sondern auch die 
Entwicklungen in dem, was die russische Außenpolitik »Das Nahe 
Ausland« nennt, die nichtrussischen ehemaligen sowjetischen Repu- 


bliken, übersehen worden sind. 


Zwei Nachrichten sind groß her- 
ausgestellt worden, um die Gut- 
gläubigen dazu zu verleiten, das 
Blutbad am 4. Oktober 1993 in 
Moskau als »tragisches Zwi- 
schenspiel« in einem demokrati- 
schen Prozeß zu bewerten. Dies 
sind die Aufhebung des in Mos- 
kau am 4. Oktober verhängten 
Notstands am 18. Oktober und 
die Festlegung von Parlaments- 
wahlen für den 12. Dezember 
1993. 


Während des l4tägigen Staats- 
notstands wurden laut Statistik 
des russischen Innenministe- 
riums 100 000 Menschen festge- 
nommen. Während 35 000 in der 
Nacht wegen Verstoß gegen die 
Ausgangssperre festgenommen 
wurden, wurden die übrigen 
65 000 bei Großeinsätzen der von 
OMON-Sondereinheiten ange- 
führten Kräfte des Innenministe- 
riums festgesetzt, einschließlich 
Hausdurchsuchungen und Raz- 
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zien auf kooperative Märkte in 
der Innenstadt, Hotels, Bahn- 
höfe und Flughäfen, sowie an 
Kontrollpunkten, die auf allen 
Straßen, die nach Moskau und 
aus der Stadt herausführen, er- 
richtet wurden. 


Der Reinerfolg war die »ethische 
Säuberung« der Hauptstadt. 
Zehntausende der Festgenom- 
menen waren Verkäufer aus dem 
Kaukasus: Georgier, Armenier, 
Aserbeidschaner, einige Zentral- 
asiaten. Nach Konfiszierung ih- 
res Bargelds und Besitzes wurden 
sie auf Züge verladen und »nach 
Hause geschickt«, unter dem Vor- 
wand, in Moskau keine Aufent- 
haltserlaubnis zu haben. Zehn- 
tausende andere aus diesen Re- 
publiken flohen aus der Stadt, 
um diesem Schicksal zu entge- 
hen. 


Seit dem 18. Oktober hat sich 
nichts verändert. Polizei und 


OMON-Streifen sind weiterhin 
verstärkt in Moskau im Einsatz. 
Alle Zugangsstraßen werden 
kontrolliert. Die Festnahmen ge- 
hen weiter. 


Was die »Wahlen« vom 12. De- 
zember 1993 betrifft, so besteht 
ein offensichtliches Ziel darin, 
sie so schnell wie möglich durch- 
zuziehen, unter Bedingungen, 
bei denen die Opposition keinen 
Zugang zu den Massenmedien 
und wenig Zeit für den Wahl- 
kampf hat. Das Regime und sein 
Wahlblock »Rußlands Chance«, 
angeführt von dem Architekten 
der Schocktherapie Jegor Gai- 
dar, machen aus dieser Strategie 
kein Geheimnis. 


Die stellvertretenden Minister- 
präsidenten Jegor Gaidar und 
Wladimir Schumeiko und Fi- 
nanzminister Boris Fyodorow, 
die eigentlichen Stichwortgeber 
des Internationalen Währungs- 
fonds des Regimes, haben die 
Notwendigkeit hervorgehoben, 
»die Wahlen hinter uns zu bekom- 
men, bevor das Jahr zuende ist«. 
Bei einem von Tag zu Tag sinken- 
den Lebensstandard wissen sie 
genau, daß jede Verzögerung für 
ihre Clique eine niederschmet- 
ternde Niederlage sichert. 


Neuauflage der 
impotenten Duma 


Sollten sie im Dezember verlie- 
ren, ist die Diktatur bereit: Sie 
hat zum 12. Dezember eine 
Volksabstimmung über eine neue 
Verfassung angesetzt, die, in Hin- 
terzimmern des Kremis entwor- 
fen, neben einem Rumpfparla- 
ment eine diktatorische Präsi- 
dentschaft errichten wird. Die 
wurde am 5. November enthüllt. 
Nach dieser Verfassung kann der 
Präsident das neue Parlament, 
oder Staats-Duma, wie es ge- 
nannt wird, immer dann auflö- 
sen, wenn es »obstruktiv« wird. 
Rußland wird keine parlamenta- 
rische Demokratie haben, wie 
immer die »Wahl«ergebnisse 
auch ausfallen werden, sondern 
eine Neuauflage der impotenten 
Duma der verflossenen zaristi- 
schen Epoche. 


Die Armee befiehlt, 
Jelzin erteilt Erlasse 


Jelzins Rolle als Gefangener ei- 
ner Militärdiktatur ist seit dem 
Staatsstreich von 3./4. Oktober 


klar. Er verkündete in seiner 
Fernsehansprache vom 6. Okto- 
ber eine neue Militärdoktrin. Er 
überschlug sich geradezu, die be- 
waffneten Streitkräfte als »Ga- 
rant der Interessen Rußlands auf 
Leben und Tod« und Verkörpe- 
rung der »russischen Eigenstaat- 
lichkeit« zu huldigen. 


Einen Tag später gab er einen Er- 
laß heraus, mit dem Ausnahmen 
von der Einberufungspflicht für 
Ganztagsstudenten beendet wer- 
den. Obwohl die Einberufungs- 
pflicht offiziell immer bestanden 
hat, haben seit 1991 Ausnahmen 
für Studenten, kombiniert mit 
weitverbreiteter Wehrdienstver- 
weigerung städtischer Jugendli- 
cher, zu einem beträchtlichen 
Mangel an Soldaten geführt. 
Noch schlimmer waren die gewal- 
tigen Lücken im Personalbestand 
der Soldaten mit den erforderli- 
chen bildungsmäßigen und tech- 
nischen Fachkenntnissen zur Be- 
mannung der modernen bewaff- 
neten Streitkräfte. 


Die neue russische Militärdok- 
trin wurde am 15. Oktober nach 
einer Sitzung des russischen Si- 
cherheitsrats verkündet, dessen 
Hauptstützen der Verteidigungs- 
minister Pawel Gratschew, der In- 
nenminister Viktor Jerin und der 
»Ex-KGB« -Sicherheitsminister 
Nikolai Goluschko sind. 


Unter dieser Doktrin ist zum er- 
sten Mal in der neueren russi- 
schen Geschichte die Rolle der 
bewaffneten Streitkräfte zur Ver- 
teidigung des Landes gegen An- 
griffe aus dem Ausland durch die 
Mission der Absicherung der in- 
ternen Stabiliät und Einheit des 
Landes erweitert worden. 


Nach dieser Sitzung annullierte 
Jelzin urplötzlich seinen ange- 
kündigten Plan, vor der Grün- 
dungsversammlung des Wahl- 
blocks »Rußlands Chance«, an- 
geführt von Gaidar, am 16. bis 17. 
Oktober in Moskau zu sprechen. 
Stattdessen wurde Jelzins vorbe- 
reitete Erklärung vor der Kon- 
vention verlesen, in der er sagte, 
daß er sich als »Präsident aller 
150 Millionen Bürger Rußlands« 
nicht mit einer politischen Partei 
identifizieren könne und sich an 
keinem Wahlkampf beteiligen 
werde. 


Der Staatsstreich, der die Dikta- 
tur hervorbrachte, wurde offiziell 
durch Jelzins Erlaß vom 21. Sep- 
tember zur Abschaffung des Par- 


laments eingeleitet. In den weni- 
gen Wochen seit diesem Zeit- 
punkt hat Rußland seine unange- 
fochtene Dominanz über das 
»Nahe Ausland« konsolidiert. 
Am 23. September trafen die 
Staatsoberhäupter aller ehema- 
lige sowjetischen Republiken, au- 
Ber Georgien und den baltischen 
Staaten, in Moskau ein und un- 
terzeichneten den Wirtschafts- 
unionsvertrag der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS), 
mit dem sie mit einem Feder- 
strich ihre Souveränität in der Fi- 
nanz-, Geld- und Wirtschaftspoli- 
tik an die Russische Zentralbank 
übergeben. Die kaukasische Re- 
publik Aserbaidschan, unter ih- 
rem Diktator-»Präsidenten« Hai- 
dar Alijew, der im Juni durch ei- 
nen von Rußland dirigierten 
Staatsstreich an die Macht kam, 
trat der GUS wieder bei. 


In der Woche nach diesem Gipfel- 
treffen vervollständigte die russi- 
sche Armee mit ihren bevoll- 
mächtigten »aserbaidschani- 
schen separatistischen« Streit- 
kräften die Eroberung der geor- 
gischen Region Abchasien. 
Zwanzig Prozent von Georgiens 
Territorium, und was noch be- 
deutsamer ist, 60 Prozent von 
Georgiens Schwarzmeerküste, 
brachten jetzt eine Erweiterung 
der Russischen Föderation. Es 
gab keinen Unterschied zwischen 
dieser Aggression und der Erobe- 
rung großer Teile Kroatiens und 
Bosniens durch die Serben, und 
dennoch hielten es die West- 
mächte nicht einmal für nötig, ih- 
rer Empörung Ausdruck zu ver- 
leihen. 


Wie in Kroatien und Bosnien 
ging die Aggression in Abchasien 
mit einer dramatischen ethni- 
schen Säuberung einher. Die ge- 
samte Bevölkerung von Abcha- 
sien, vor dem Krieg die größte 
Gruppe mit rund 250 000 Men- 
schen, oder 47 Prozent, wurde 
vertrieben. Zehntausende flohen 
zu Fuß durch die frostkalten Ge- 
birge des Kaukasus. Die Sterbe- 
ziffer durch Erfrierung beläuft 
sich auf 500 bis 1 000 Menschen. 


Der tatsächliche Umfang der Tra- 
gödie ist viel größer. Als die Er- 
oberung Abchasiens vervollstän- 
digt wurde, brachen Söldner- 
streitkräfte des Ex-Präsidenten 
Zwiad Gamsachurdia einen Bür- 
gerkrieg vom Zaun und besetz- 
ten einen Großteil der westgeor- 
gischen Region Mingrelien, die 
den Hafen Poti und den zweit- 


Der russische Präsident Boris Jelzin kann sich trotz seines 
Staatsstreiches voll auf die Unterstützung der westlichen Regie- 
rung verlassen. 


längsten Küstenstreifen nach Ab- 
chasien enthält. Diese Operation 
haben das georgische Kernland 
und die Hauptstadt Tblisi abge- 
schnitten. Dies Blockade be- 
droht die mit Flüchtlingen ange- 
schwollene Bevölkerung von 
Tblisi mit Hungersnot. Ohne 
Hoffnung auf wirkliche Hilfe aus 
dem Westen hat diese Situation 
Georgien zu einer generellen Ka- 
pitulation gegenüber Moskau ge- 
zwungen. 


Ein russisches 
Protektorat 


Der georgische Präsident Eduard 
Schewardnadze, der am 8. Okto- 
ber 1993, zu einem Gipfeltreffen 
mit Jelzin und den Präsidenten 
von Armenien und Aserbaid- 
schan in Moskau eintraf, gab be- 
kannt, daß Georgien der GUS 
und deren Wirtschaftsunion bei- 
treten werde, ein Beschluß, mit 
dem er noch vor wenigen Wochen 
nicht so einfach davongekommen 
wäre, so wütend sind die Geor- 
gier über die Eroberung von Ab- 
chasien durch die Russen. 


Einen Tag später wurde von den 
russischen und georgischen Ge- 
neralstabschefs, General Michail 
Kolesnikow und General Awtan- 
dil Tskitischwill, ein russisch-ge- 
orgischer Vertrag unterzeichnet. 
Dieser Vertrag macht Georgien 
effektiv zu einem russischen Pro- 


tektorat. Er gewährt Rußland 
das immerwährende Recht den 
Marinestützpunkt der Schwarz- 
meer-Flotte in Poti und den 
Luftstützpunkt Bambora, den 
größten in Georgien, und die Op- 
tion, alle anderen Schlüsselein- 
richtungen, einschließlich der 
Garnisonen in Tblisi, des 
Schwarzmeerhafens Batumi und 
des großen vorgeschobenen 
Stützpunktes bei Akhalkalaki an 
der türkischen Grenze auf Dauer 
zu pachten. Als Gegenleistung 
dafür erklärte Rußland sich dazu 
bereit, Georgien mit Lebensmit- 
tel, Energie und Strom zu versor- 
gen. 


Georgiens Elend hatsich seitdem 
verschlimmert. Am 17. Oktober 
vervollständigten die Streitkräfte 
von Gamsachurdian ihre Erobe- 
rung Westgeorgiens durch Ein- 
nahme des strategischen Knoten- 
punkts Samtredia und der Stadt 
Khoni, und drangen bis auf 20 
km von Kutaisi; der zweitgrößten 
Stadt des Landes, und nur 160 km 
von der Hauptstadt Tblisi ent- 
fernt, vor. Dringende Aufrufe 
von Schewardnadze am 18. Okto- 
ber zu einer militärischen Inter- 
vention der Russen gegen die Re- 
bellen, blieben von Moskau un- 
beantwortet. 


Dies bedeutet nicht, daß es keine 
russische Intervention geben 
wird. Außenminister Andrej Ko- 
sirew erklärte, Rußland sei be- 


reit, eine Streitmacht der GUS 
anzuführen, um Lieferungen auf 
dem Straßen- und Bahnweg 
durch Westgeorgien zu begleiten, 
um somit die Versorgungskata- 
strophe im Kernland zu mildern. 
Diese Erklärung verrät den 
Kernpunkt der russischen Poli- 
tik: Gleichzeitig die Zerstücke- 
lung Georgiens auf den Höhe- 
punkt zu bringen und Herrschaft 
der Russen über die Fragmente, 
einschließlich des verbleibenden 
Rumpfstaates Georgien. 


Georgiens Schicksal 
als Beispiel 


Georgiens Schicksal bietet offen- 
sichtliche Lektionen für andere 
Republiken, die immer noch sou- 
verän sind, vor allem Ukraine 
und die baltischen Staaten. Es ist 
nur eine Frage der Zeit bis Ruß- 
land seine wirtschaftliche Erpres- 
sung benutzt, um von diesen 
Staaten dauerhafte Pachtver- 
träge für Luft- und Marinestütz- 
punkte zu bekommen, wie in Ge- 
orgien. Dies wird auch die Zer- 
splitterung Ukraines, Estlands 
und Lettland eskalieren, unter 
dem Vorwand »regionaler Selbst- 
regierung« dort, wo Volksrussen 
überwiegen. 


Ein größeres Zugeständnis in die- 
ser Hinsicht ist nach Drohungen 
mit Wirtschaftsboykottmaßnah- 
men und Streiks durch Streikaus- 
schüsse, die von Volksrussen do- 
miniert werden, bereits aus 
Ukraine herausgepreßt worden. 
Am 19. Oktober gab der ukraini- 
sche Präsident Leonid Kravt- 
schuk bekannt, daß außer der 
Krim die Regionen Donetzk, 
Odessa und Saporoschje jetzt 
eine »breitere Selbstregierung« 
praktizieren können. Oo 
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Rußland 


Ein Blick auf 
Jelzins Staats- 


streich 


John Springfield 


Viktor Kuzin ist ein altgedienter Aktivist in Sachen Menschenrechte 
und stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses des Moskauer 
Stadtrats für Gesetz, Gerechtigkeit und Verteidigung der Menschen- 
rechte. Seine Analyse der russischen Politik, in der er vor der Fehl- 
einschätzung westlicher Führer warnte, daß Boris Jelzin Demokratie 
und Stabilität personifiziere, erschien in der westlichen Presse. In ei- 
ner per Fax übermittelten Reaktion auf eine Bitte westlicher Journa- 
listen, zu den Ereignissen in Moskau Stellung zu nehmen, nannte 
Mr. Kuzin Jelzins jüngste Aktion »verfassungswidrig«. Er schilderte 
im Einzelnen den Versuch der Gruppe um Jelzin herum, eine Herr- 
schaft von oben nach unten abzusichern. 


»Eine massive Säuberung von un- 
zuverlässigen Mitarbeitern wird 
in dem Regierungsapparat und 
der Verwaltung von Jelzin vorbe- 
reitet ... Für Oktober ist eine 
Neubestätigung des Mitarbeiter- 
stabs geplant, und diejenigen, die 
anderer Meinung sind als Jelzin, 
werden offen dazu aufgefordert, 
zu kündigen. 


Die Säuberung ist 
voll im Gange 


Die eigentlichen Initiatoren der 
verfassungswidrigen Maßnah- 
men sind: der ehemalige Profes- 
sor für wissenschaftlichen Kom- 
munismus, jetzt Leiter der Strate- 
gie-Stiftung, G. Burbulis, und 
die Gruppe sogenannter »radika- 
ler Demokraten« (S. Filatow, V. 
Wolkow, L. Pnomarjow, G. Jaku- 
nin, V. Mironow, V. Schumeiko, 
Ju Baturin). Sie handeln unter 
strenger Geheimhaltung ... Die 
theoretische Grundlage der Maß- 
nahmen und die Ausarbeitung 
konkreter Aktionen sowie Vorbe- 
reitungen für Wahlen, gehen von 
einem Direktorat aus, das unter 
der Leitung des ehemaligen Se- 
kretärs der Kommunistischen 
Partei N. Medwedew steht. Die 
Putschisten haben dem geheimen 
Fünften Direktorat (Nachrich- 
tenverbindungen, Spionageab- 
wehr) ... der Verwaltung von Bo- 
ris Jelzin eine Sonderrolle zuge- 
teilt. Das Kontroll-Direktorat 
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(A. Ilyuschenko) und das Direk- 
torat zur Bekämpfung der Kor- 
ruption (A. Marakow) holen 
kompromittierendes Material 
über Opponenten herein. 


Die Überwachung von Fernge- 
sprächen, Desinformation und 
Infiltration der Opposition wer- 
den von dem Hauptdirektorat 
von Jelzins Garde, geleitet von 
M. Barsukow, und Jelzins persön- 
lichem Sicherheitsdienst unter S. 
Korzhakow wahrgenommen. Die 
Organisation von Massenaktio- 
nen in Moskau zur Uhnterstüt- 
zung von Jelzin wird von einer 
Gruppe von Mitarbeitern der 
Moskauer »Bürgermeisterschaft« 
durchgeführt. Die ideologische 
Seite (Leitung und Kontrolle der 
Massenmedien, einschließlich 
Zensur) liegt in den Händen von 
$. Juschenkow und M. Poltor- 
anin. 


Ehemalige Mitarbeiter der kom- 
munistischen Partei, V. Ilyuschin, 
A. Korobelschtschikow und der 
ehemalige Parteisekretär S. Fila- 
tow, sind ständig bei Jelzin.« 


Kuzin, der sich im russischen Wei- 
ßen Haus befand als die Belage- 
rung begann, sagte, daß sicht- 
bare Unterstützung für dessen 
langsame Strangulierung sorgfäl- 
tig inszeniert wurde. »Die soge- 
nannte »Unterstützung des Vol- 
kes< für Jelzin ist zum größten 
Teil eine Angelegenheit koordi- 


nierter und gut ausgeglichener 
Demagogie und Gehirnwäsche. 
Wie wirklich >unabhängig« die 
Medien sein können, hängt von 
der Tatsache ab, daß ihre Druck- 
pressen, Versorgung mit Druck- 
papier, Rundfunkstationen, Fern- 
sehstudios und Sendeeinrichtun- 
gen sich in Jelzins Händen befin- 
den.« 


Indessen, sagte er, wird über die 
täglichen »Massenversammlun- 
gen von fünf bis 20000 Menschen 
vor dem Weißen Haus ... von den 
Fernsehgesellschaften, darunter 
die CNN im Westen, in einer ver- 
zerrten Art und Weise berichtet«. 


Opposition von Demo- 
kraten und Nationalisten 


Im Widerstand gegen Jelzin, er- 
läuterte er, »stehen nicht nur die 
»Roten«, von denen es eigentlich 
gar nicht so viele gibt und die kei- 
neswegs die Hauptrolle spielen, 
sondern vor allem die wirklichen 
Demokraten und nationalisti- 
sche treue Staatsbürger, ganz ein- 
fach anständige Menschen, die es 
nicht mehr ertragen können, daß 
die Bevölkerung im Namen von 
Reformen ständig mit Füßen ge- 
treten wird ... Die Opposition 
vereinigt verschiedene Kräfte, 
deren geistige Verwandtschaft ihr 
Maß gegen das volksfeindliche 
Jelzin-Regime, und keinesfalls 
eine gewisse Sympathie für Kom- 
munisten ist«. 


Zu US-Präsident Bill Clintons of- 
fene Unterstützung für Jelzin 
sagte Kuzin, daß »die Annehm- 
lichkeit - auf Jelzin zählen zu 
können - zutiefst illusionär und 
eintägig ist. Ehemalige Mitglie- 
der des Politbüros der Kommuni- 
stischen Partei in der Maske de- 
mokratischer Präsidenten Ruß- 
lands und anderer ehemaliger so- 
wjetischer Republiken, sind wie 
kostspielige und nutzlose Spiel- 
zeuge, die für eine lange vor uns 
liegende Zeit weder soziale, wirt- 
schaftliche noch politische Stabi- 
lität versprechen. Und das bedeu- 
tet, daß Rußland noch für lange 
Zeit eine Quelle von Spannun- 
gen in der Welt sein wird. 


Der Westen muß die Verbrau- 
cher-Haltung gegenüber Ruß- 
land beenden und damit aufhö- 
ren, naiv anzunehmen, es werde 
in Rußland immer noch nicht ver- 
standen, daß das Hauptziel der 
dort von dem stellvertretenden 
Ministerpräsident Jegor Gaidar 


durchgeführten Reform darin be- 
steht, den Zugang zu Energie, 
Rohmaterialien, Arbeitskräften 
und anderen Ressourcen sowie 
den Markt Rußlands an sich zu 
reißen, sein Wirtschaftspotential 
zu zerschlagen und das Land in 
eine Halbkolonie zu verwandeln. 


Jelzin und seine Clique sind so 
wahnsinnig geworden, daß sie 
ohne weiteres einen Bürgerkrieg 
vom Zaune brechen könnten. 
Amerikanische Kongreßabge- 
ordnete sollten ... versuchen, 
Präsident Clinton davon zu über- 
zeugen, daß eine solche Entwick- 
lung keineswegs im Interesse 
Amerikas liegt. Daß das derzei- 
tige Parlament nicht so furchtbar 
ist, wie Jelzin es hinstellt. Daß es 
weniger »rot-braun< (kommuni- 
stisch-faschistisch) ist, und trotz 
aller seiner Mängel die Bevölke- 
rung besser repräsentiert als Jel- 
zin selbst und seine engste Umge- 
bung.« Soweit Kuzin. 


Kuzin äußerte sich besorgt über 
»Provokationen, die es Jelzin ge- 
statten, die Option der Gewalt zu 
rechtfertigen«. Am 26. Septem- 
ber 1993, berichtete er, wurde 
Oberst a.D. Witali Urazhtsew, 
ein Mitglied des Parlaments und, 
in den achtziger Jahren Gründer 
der antikommunistischen Re- 
formgruppe der russischen Ar- 
mee, »Schild« genannt, von Son- 
derkräften auf offener Straße 
festgenommen. Er wurde am 29. 
September 1993 in einem Mos- 
kauer Krankenhaus, übel zusam- 
mengeschlagen, ausfinding ge- 
macht. 


Die Belagerung des Weißen Hau- 
ses, unterstrich Jelzin, wurde 
durch die Absperrung von Strom 
und Heizung, verschärft, unter- 
stützt von Zensur. »Rossiskaja 
Gazeta«, die Zeitung des Ober- 
sten Sowjet, wurde geschlossen. 
Es wurden Versuche unternom- 
men, die Föderation Unabhängi- 
ger Gewerkschaften Rußlands, 
die mit einem Generalstreik ge- 
droht hatte, zu zerschlagen. DI 


Rußland 


Der ausländi- 
sche Einflub 
beim Staats- 


streich 


Peter Watt 


Ein erfahrener politischer Analyst untersucht die Mächte, die hinter 
den Kulissen arbeiteten, um das russische Parlament zu zerstören, 
um ihren Griff auf die Geschicke des Landes zu festigen. 


Der Waco-(ein indianischer 
Stamm) ähnliche Feuersturm, 
in dem Hunderte umkamen, als 
das Weiße Haus in Moskau - das 
Parlamentsgebäude - gestürmt 
wurde, wobei viele Verteidiger 
derjenigen, die sich darin befan- 
den, ihre Gewehre auf sich 
selbst richteten, anstatt sich zu 
ergeben, ist eine direkte Folge 
der Intervention des Westens in 
russische Angelegenheiten. Die 
Katastrophe vom 4. Oktober 
1993, die von den Medien des 
Establishments als Angriff ge- 
gen die Kräfte der Reaktion, die 
das kommunistische System 
wiederherstellen wollten, ge- 
wertet wird, forderte in Wirk- 
lichkeit eine breite und eigenar- 
tige Koalition aus Kommuni- 
sten des harten Kurses, Nationa- 
listen und gewöhnlichen Leu- 
ten, die dagegen waren, daß 
Rußlands Schicksal von Außen- 
stehenden diktiert wird. 


Als ihre eigenartige Marke von 
Demokratie durch russische Na- 
tionalisten gefährdet wurde, 
hatten Führungspersönlichkei- 
ten des Westens für gewählte Be- 
amte, die aus dem brennenden 
Parlamentsgebäude direkt in 
die Arme einer Armee getrie- 
ben wurden, die Rückendek- 
kung von Internationalisten be- 
kam, die hofften, Rußland über 
Boris Jelzin regieren zu können, 
nur taube Ohren. 


Diese Führer wurden jetzt in ei- 
nem Hochsicherheitsgefängnis 
auf Eis gelegt, und es muß noch 
entschieden werden, ob sie des 


Verteidigungsminister Pawel 
Gratschew erhielt direkt von 


CIA- und Mossad-Agenten 
seine Anweisungen. 


Verrats- oder des bewaffneten 
Aufstands angeklagt werden, 
die beide mit Todesstrafe geahn- 
det werden können. 


Die Sehnsucht 
nach gestern 


Obwohl Jelzins Armee das Weiße 
Haus erobern konnte, gelang es 
ihm nicht, die Massen zufrieden- 
zustellen, die auf den Straßen 
nach Nahrungsmitteln und Haus- 
haltsgegenständen Schlange ste- 
hen. 


Bei einer erhöhten Kriminalität 
und mehr als 500.000 obdachlo- 


sen Kindern, die auf Moskaus 
Straßen herumlungern, sehen 
sich Jelzin und seine Anhänger ei- 
ner unmöglichen Herausforde- 
rung gegenüber — die Wünsche 
der Massen rechtzeitig zu befrie- 
digen, um eine echt politische 
Rebellion, die ihn aus Amt und 
Würden und seine internationali- 
stischen Macher aus Rußland ver- 
treiben könnte, abzuwenden. 
Von der Perspektive eines ge- 
wöhnlichen russischen Bürgers 
aus gesehen, haben die Gorbat- 
schow-Jelzin-Jahre nur noch 
mehr Kummer und Leid in sein 
Leben gebracht: 


Millionen von Menschen sind ar- 
beitslos. Die genaue Ziffer wird 
geheimgehalten, aber verläßli- 
che Quellen setzen sie auf nahezu 
18 Millionen an. 

Die nationale Sicherheit ist wert- 
los. Läden, die Waren auf Lager 


Ministerpräsident Viktor Tscher- 
nomyrdin war eifrig bemüht, 
das Parlament durch den 
Putsch auszuschalten. 


haben für die eine allgemeine 
Nachfrage besteht, nehmen nur 
amerikanische Dollar an. 


Die Sorgen 
der Menschen 


Zehntausende von Menschen ste- 
hen gewöhnlich in den Straßen 
russischer Städte Schlange und 
bemühen sich verzweifelt darum, 
Haushaltsgegenstände zu ver- 
kaufen oder zu kaufen. 


Zusätzlich zu den Sorgen des Ver- 
brauchers wütet die Kriminalität 
jetzt in der Stadt. In den letzten 
drei Jahren hat sich die Zahl der 


Morde um das Fünffache, be- 
waffnete Raubüberfälle um das 
Achtfache und Autodiebstähle 
um das Vierzehnfache erhöht. 


Das soziale Elend in Moskau 
wird noch durch die erkenn- 
barere doppelte Moral zwischen 
den Habenden und den Habe- 
nichtsen verschlimmert. Das ehe- 
malige kommunistische System 
bot einer Handvoll von Eliten 
der Nomenklatura Luxus und 
Wohlstand, während die Massen 
ein graues, bedrohtes Dasein fri- 
steten. 


Jetzt verbrachte die Polizei ihre 
Zeit damit, die Sicherheit und 
den Besitz der zu Demokraten 
gewordenen Kommunisten zu 
schützen. Diesen Eltern stehen 
immer noch volle Läden und gut 
ausgerüstete Krankenhäuser zur 
Verfügung. 


Der nationalistische 
Eifer 


Russische Kleinbauern beklagen 
sich über den Einfluß, den Ban- 
kiers und andere, die ein persön- 
liches Interesse an einer »Ein- 
welt«-Regierung haben, über 
Jelzin ausüben. 


Die Russen glauben, Jelzin sei in 
Wutausbrüche eines Betrunke- 
nen verfallen, während interna- 
tionale Geheimdienstagenten, 
die dem Herrscher nahestehen, 
ihr Ziel darauf richten, das zu 
übernehmen, was einmal der 
Ostblock war, und Jelzin dabei 
als Frontmann benutzen. 


Zum Beispiel fragen sich viele 
Leute, warum Jelzin trotz der ge- 
rade erst drei Monate zurücklie- 
genden Wahlen den Elitegruppen 
befohlen hat, das russische Parla- 
ment anzugreifen und die Verfas- 
sung außer Kraft zusetzen. 


Andere wollen wissen, warum 
westliche Führer hinter Jelzin 
standen, als er den Angriff auf 
das Parlament und die Verfas- 
sung befahl. Wenn diese Führer 
die Demokratie hochschätzen, 
dann würden sie doch sicher für 
eine Teilung der Macht, ein- 
schließlich der Kontrolle der Ex- 
ekutive der Regierung eintreten, 
sollte man meinen. 


Traurigerweise drehten Präsident 
Bill Clinton und andere westliche 
Bosse dem russischen Volk zu- 
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Rußland 


Der ausländi- 
sche Einfluß 
beim Staats- 
streich 


gunsten einer Kabale von inter- 
nationalistischen Verbrechern, 
die von der von Rockefeller und 
der Trilateralen Kommission und 
dem Großen-Orient, der gehei- 
men Gesellschaft der Freimauer, 
dominiert werden, den Rücken 
zu. 


Einige argwöhnen, daß Jelzin 
und sein Kabinett sich an den 
Groß-Orient — eine finstere Ge- 
heimsekte mit einer langen Vor- 
geschichte des Völkermords, des 
Mordes und der Kriegshetze in 
ganz Europa — verkauft haben. 
Man sagt, daß die Kabale die rus- 
sische Politik bestimmt. 


Hinter den Kulissen 
arbeitet der CIA 


Wochen vor Jelzins Entschei- 
dung, das Parlament abzuschaf- 
fen, berieten der israelische Mos- 
sad und westliche Geheimdienste 
sich mit der russischen Polizei, 
wie eine tägliche Belästigungs- 
kampagne gegen die Parlamenta- 
rier zu führen ist. Strom und Was- 
ser für ihre Wohnungen wurden 
abgesperrt, ihre Autos wurden 
gestohlen oder sabotiert, und 
viele wurden jedesmal, wenn sie 
ihre Wohnungen verließen, auf 
geheimnisvolle Weise überfallen 
und ausgeraubt. 


Außerdem wurde eine kontinu- 
ierliche Medienkampagne betrie- 
ben und Lügen über die Parla- 
mentarier verbreitet. Zeitungen 
der Opposition, die das Dogma 
der Neuen Weltordnung nicht för- 
derten, wurde Zeitungspapier 
entzogen oder die Polizei führte 
Razzien auf sie durch. 


Ministerpräsident Viktor Tscher- 
nomyrdin und Verteidigungsmi- 
nister Pawel Gratschew erhielten 
direkt von Mossad- und CIA- 
Agenten Anweisungen, wie das 
russische Parlament zu zerstören 
ist. 


Die meisten der Parlamentarier 
waren Apparatschiks auf unterer 
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Ebene, die geduldig darauf war- 
teten, bis sie an die Reihe kamen, 
sich den höhergestellten kommu- 
nistischen Eliten anzuschließen. 
Sie hofften darauf, daß das kom- 
munistische System ihnen höhere 
Dienststellungen und ein besse- 
res Leben bescheren werde. 


Es sind wahrscheinlich weder 
Helden noch Märtyrer, aber in 
den Augen der Russen hat Jelzin 
den Parlamentariern diesen Sta- 
tus aufgezwungen, als es diesem 
unwahrscheinlichen Haufen von 
Gummistempelpolitikern zufiel, 
sich gegen den von CIA und Mos- 
sad dominierten Jelzin zu erhe- 
ben. 


Seit ihrer Jugendzeit waren diese 
Apparatschiks in gewisser Weise 
stolz darauf, daß die übrige Welt 
die Sowjetunion als Supermacht 
und Gegengewicht für die Verei- 
nigten Staaten ansah. 


Natürlich fühlten sich die Parla- 
mentarier verraten, als die ehe- 
maligen kommunistischen Eliten 
über Nacht zu den erbarmungs- 
losesten aller Kapitalisten wur- 
den. Es war für viele von ihnen zu 
viel zu schlucken. 


Der Westen hat Moskau 
alle Verbrechen vergeben 


Die Eliten der Nomenklatura be- 
nutzten ihre offizielle Regie- 
rungsposition, um sich über den 
Stadtblock Privateigentum anzu- 
eignen. Tausende von Gebäu- 
den, Appartments, Kaufhäuser, 
Fabriken und Ackerland, die frü- 
her der Öffentlichkeit gehörten, 
wurden privat an die Großkopfer- 
ten der Partei übergeben. 


Indessen wurden von diesen ehe- 
maligen Champions des Proleta- 
riats Arbeiter gefeuert und Päch- 
ter von Haus und Hof vertrieben. 


Urplötzlich wedelte das liberale 
Estabilishment im Westen mit 
dem Zauberstab und der Kom- 
munismus verschwand, und die 
»Demokratie« befand sich kurz 
hinter dem Horizont. Aber das 
Einzige, was sich wirklich geän- 
dert hat, ist der Name. All die 
Folterer, die Völkermörder, die 
Gulagbetreiber, die korrupte 
Elite - allen diesen Verbrechern 
gegen die Menschlichkeit wurde 
ein Prozeß a la Nürnberg erspart, 
und keiner von ihnen ist jemals 
auch nur eines einzigen Verge- 
hens angeklagt worden. Do 


Kritik an 
Clintons 
Personal- 


politik 


Andrew Arnold 


Ein hingebungsvoller internationaler Sozialist wurde von US-Präsi- 
dent Bill Clinton auf einen wichtigen Posten im Verteidigungsmini- 
sterium berufen. Vaterlandstreue Kongreßmitglieder und die Öffent- 
lichkeit rufen dazu auf, diese Ernennung rückgängig zu machen. 


Als er sich um die Präsident- 
schaft bewarb, sagte Bill Clinton, 
er sei »ein neuer Demokrat« und 
versuchte damit, sich von dem 
linkslastigen politischen Gepäck, 
das die Partei mindestens seit An- 
fang der sechziger Jahre plagt, 
das heißt, sozialistische öffentli- 
che Politik, eine schwache Lan- 
desverteidigung und eine interna- 
tionalistische Außenpolitik, zu 
distanzieren. 


Die Öffentlichkeit 
falsch informiert 


Traurigerweise hat Clinton die 
amerikanische Öffentlichkeit 
falsch informiert, wie er esschon 
so oft getan hat, seitdem er in die 
Politik eingetreten ist. 


Das jüngste Beispiel für Clintons 
Verdrehung kommt in der Form 
seiner Wahl zur Besetzung der 
Position eines assistierenden Ver- 
teidigungsministers, der neuge- 
schaffene Posten des Staatssekre- 
tärs für Demokratie und Frie- 
denserhaltung. 


Clintons Beauftragte haben ei- 
nen geschworenen Internationa- 
listen mit starken Bindungen 
zum Marxismus-Leninismus, zur 
American Civil Liberties Union 
und zu Jimmy Carter ausgesucht. 
Sein Name ist Morton Halperin. 


Halperin kam bereits unter Be- 
schuß, nachdem die »Washington 
Times« den Verdacht an die Of- 


Morton Halperin steht unter 
Beschuß wegen seines Enga- 
gements in der Somalia-Sache 
und wegen seiner sozialisti- 
schen Vergangenheit. 


fentlichkeit brachte, daß er bei 
der mörderischen und katastro- 
phalen Clinton-Politik in Soma- 
lia seine Hand im Spiel gehabt 
habe. 


Clintons Berater beruhigten die 
Medien unverzüglich dahinge- 
hend, daß Halperin nichts damit 
zu tun habe, was aber kaum dazu 
beitrug, den Streitfall beizule- 
gen, da Halperins Fingerab- 
drücke bei dieser Operation aller- 
orts zu finden waren, und er 
wurde von Militärs, die Befehle 


von ihm entgegennahmen, be- 
schuldigt, die Situation falsch an- 
gepackt zu haben. 


Ob Halperin in Somalia wirklich 
eine Rolle gespielt hat oder 
nicht, seine Lebensgeschichte ist 
sicherlich nicht von der Verfech- 
tung amerikanischer Interessen 
geprägt. Zum Beispiel hat Halpe- 
rin — ein Mitglied der Verteidi- 
gungsmannschaft Robert McNa- 
maras in der Vietnam-Ara - viele 
Jahre lang dem Institute for Po- 
licy Studies (IPS) gedient. 


Das IPS ist ein in Washington an- 
sässiger Think-Tank, der oft von 
den Medien des Establishments 
als liberaler Beraterstab geför- 
dert wird. Nichts kann weiter von 
der Wahrheit entfernt sein. 


Richard Welch, der Stations- 
chef des CIA in Griechenland, 
wurde verraten und ermordet. 


Es wurde 1963 mit einer Bewilli- 
gung von einer Million Dollar 
durch die Samuel Rubin Founda- 
tion (Stiftung) und mit Hilfe des 
kommunisten-freundlichen Stern 
Family Fund gegründet. 


Bindungen zum 
IPS 


Rubin war Mitglied der von Le- 
nin gegründeten Komintern der 
Kommunistischen Partei, der ins 
Land gekommen war, um hier die 
Revolution zu fördern, heißt esin 
dem amtlichen Bericht an den 
Sonderausschuß für Unamerika- 
nische Aktivitäten von 1936. 


Das Ziel des IPS besteht darin, 
Extremisten auszubilden, die in 


den Vereinigten Staaten zu Ge- 
walttätigkeiten aufhetzen und de- 
ren Bildungsforschung als Deck- 
mantel für Intrige und politische 
Agitation dient, geht aus einer 
FBI-Akte von 1976 hervor. 


Alteren FBI-Akten ist zu entneh- 
men, daß Mitglieder der Kom- 
munistischen Partei und Reprä- 
sentanten des IPS sich regelmä- 
Big gegenseitig unterstützt ha- 
ben. Ihr Ziel könnte »die Zerstö- 
rung der Vereinigten Staaten« 
sein, heißt es in den FBI-Akten. 
Als Philip Agee - ein Verräter, 
der vom CIA zum kubanischen 
Geheimdienst und zum KGB 
überlief - verdächtigt wurde, die 
Namen zweier britischer Agen- 
ten, die später ermordet wurden, 
preisgegeben zu haben, schickte 
das IPS Halperin nach Britan- 
nien, um für Agee auszusagen. 


Kurz nachdem Agees Zeitschrift 
»CounterSpy« Richard Welch als 
Stationschef des CIA in Grie- 
chenland namhaft gemacht 
hatte, wurde Welch am Heiligen 
Abend 1975 vor den Augen sei- 
ner Frau niedergeschossen. 


In einem Leserbrief in der »Was- 
hington Post« versuchte Halpe- 
rin, die Zeitschrift und Agee zu 
entlasten. Er machte Welch 


selbst und den CIA für den Mord 
verantwortlich. 

Halperin schrieb, daß der CIA 
wußte, daß Welchs Wohnsitz in 
Griechenland als Wohnung des 
Stationschefs des CIA bekannt 
war. Der CIA warnte Welch, 
doch dieser entschloß sich dazu, 
trotzdem dort zu wohnen. 

Daher wurde »CounterSpy« laut 
Halperin von dem Verdacht be- 
freit etwas mit Welchs Hinschei- 
den zu tun zu haben. 


Halperin beschuldigte den CIA, 
die vom IPS unterstützte Zeit- 
schrift unter Beschuß genommen 
und »CounterSpy« durch Desin- 
formation zum Sündenbock ge- 
macht zu haben. 


»Es geht nicht darum, ob die 
Mörder von Welchs Identiät 
durch den »CounterSpy«-Artikel 
oder durch die Wahl seines Wohn- 
sitzes erfahren haben«, schrieb 
Halperin 1977, »sondern viel- 
mehr darum, daß der CIA sofort 
nach seinem Tod Nachrichten- 
Management betrieb, um eine 
politische Sache daraus zu ma- 
chen.« 

Während treue Anhänger des 
Establishments, wie die »Was- 
hington Post«, zu dem Schluß ge- 
kommen sind, daß Halperin es 
wegen seiner »beachtenswerten 


US-Senator Strom Thurmond warnte vor Halperin, da seine Arbeit 
zu weiteren »friedenserhaltenden« Einsätzen der Amerikaner wie 
Somalia führen wird. 


30-jährigen Karriere« verdient 
habe, bestätigt zu werden, brach- 
ten andere - einschließlich einer 
Gruppe von Senatoren, die 
schließlich für die Clinton-Ernen- 
nung abstimmen müssen - ihren 
Widerstand gegen die Ernen- 
nung dieses linkslastigen Politi- 
kers zum Ausdruck. 


Verfechter multilateraler 
Interessen 


»Halperins Vorgeschichte ist die 
eines Mannes, dessen Urteil über 
die Art des Konfliktes und über 
internationale Beziehungen sehr 
fragwürdig ist«, schrieb Senator 
Strom Thurmond an die »Was- 
hington Post«. »Er ist ein führen- 
der Verfechter der Unterordnung 
amerikanischer Militärmacht un- 
ter multilaterale Interessen.« 
Zum Beispiel tritt Halperin 
schon seit langem überzeugt für 
die Abrüstung Amerikas und 
Übergabe der »gesamten« Si- 
cherheit der USA an die Verein- 
ten Nationen ein. 


»Alle echten Sicherheitsbedürf- 
nisse der Vereinigten Staaten 
können durch eine einfache Re- 
gel befriedigt werden, die es uns 
ermöglicht, einzugreifen, wenn 
wir von einer ausländischen Re- 
gierung dazu aufgefordert wer- 
den«, schrieb Halperin. 


Halperin ist ein engagierter Glo- 
balist, der beharrlich dafür einge- 
treten ist, die nationale Souver- 
änität der USA an die Vereinten 
Nationen abzutreten, schreibt 
der Buchautor William F. Jasper. 
Dies würde dazu führen, daß die 
Vereinigten Staaten in einer 
»Einwelt«-Regierung untertau- 
chen. 


Es wird fast sicher dazu führen, 
daß amerikanische Soldaten bei 
Militäraktionen im Ausland ein- 
gesetzt werden, wo lebenswich- 
tige amerikanische Interessen 
nicht auf dem Spiel stehen. Dies 
rief im Senat Widerstand gegen 
Halperin hervor. 


»Republikanische Kongreßmit- 
glieder haben allen Grund, zu 
glauben, daß Halperins Rat zu 
weiteren »friedenserhaltenden« 
Einsätzen wie Somalia führen 
wird«, schrieb Thurmond. »Mög- 
licherweise werden noch mehr 
Amerikaner für internationale 
Zwecke getötet oder verwundet 
werden, die nicht klar definiert 
sind.« oO 
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USA 


Zionismus, 
Religion und 
öffentliches 


Leben 


Joe Sobran 


Nun, Bill Buckley, Herausgeber der »National Review«, und ich ha- 
ben uns getrennt, und ich habe im Augenblick schon genug darüber 
gesagt. Aber es wäre ungerecht zu suggerieren, daß er der Einzige 
ist, der hinsichtlich Juden und besonders des zionistischen Apparats 
ungewöhnlich nervös ist. Bis zu einem gewissen Ausmaß ist die 
Furcht rational, besonders wenn man sich in bezug auf Einkommen 
und Reputation von der New Yorker zionistischen Gruppe abhängig 
gemacht hat. Man kann die konservative Bewegung ziemlich genau 
in diejenigen, die sich erlauben können, ihr in die Quere zu kom- 
men, und diejenigen, die dies nicht können, unterteilen. 


»Ihr in die Quere kommen« be- 
deutet zum Beispiel, konserva- 
tive Grundsätze auf Israel anzu- 
wenden. Als sozialistischer Staat, 
der Christen zusammen mit ande- 
ren Nichtjuden einen geringeren 
Status einräumt, scheint Israel 
sich, oberflächlich betrachtet, 
nicht für eine Billigung durch 
Konservative zu eignen. Aber 
man sagt dies auf eigene Gefahr. 


Zionismus ist eine 
eigenartige Sache 


Israel hat sich darüber hinaus den 
USA gegenüber immer wieder 
verräterisch verhalten. In aller- 
jüngster Zeit war zu erfahren, 
daß Israel insgeheim amerikani- 
sche militärische High Techno- 
logy an Rotchina verkauft hat. 
Nur wenige Konservative wollen 
darüber in der Öffentlichkeit re- 
den, seibst diejenigen nicht, die 
immer noch im Schlaf über Alger 
Hiss sprechen. Die meisten von 
ihnen fürchten, als Antisemiten 
beschuldigt zu werden und an- 
dere Sanktionen, wie zum Bei- 
spiel der Verlust von Gründungs- 
geld und Zugang zu den Medien. 
Zionismus ist eine eigenartige Sa- 
che. Er gehört nicht zum traditio- 
nellen Judentum, obwohl inzwi- 
schen sogar viele orthodoxe Ju- 
den ihn in ihren Glauben einge- 
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gliedert haben; es ist eine Version 
des modernen Nationalismus, 
und ein eigenartiger dazu. Wie 
kommt es, daß Menschen, die in 
Brooklyn oder Minsk geboren 
und großgeworden sind, behaup- 
ten, Palästina gehöre Ihnen? Wie 
können sie glauben, sie hätten 
mehr Recht dazu dort zu leben, 
wenn sie sich dazu entschließen 
würden, als die nichtjüdischen 
Einheimischen, die dort schon 
seit zahllosen Generationen le- 
ben? 


Natürlich erscheinen jedermanns 
religiöse Ansichten Außenste- 
henden seltsam. Die katholische 
Lehre erscheint dem Mormonen 
seltsam und die mormonische 
Doktorin erscheint dem Katholi- 
ken fremd. Aber in Amerika be- 
wältigen wir das Problem da- 
durch, daß wir Religion zu einer 
privaten Angelegenheit machen, 
in die sich der Staat nicht einmi- 
schen darf. Darüber hinaus neh- 
men wir sogar im gesellschaftli- 
chen Leben höflich davon Ab- 
stand, uns gegenseitig zu sagen, 
was wir von dem Glauben des an- 
deren halten. In der Regel funk- 
tioniert dies einigermaßen gut 
und erhält den Frieden. 


Der Zionismus stellt ein besonde- 
res Problem dar, weil er nicht nur 
eine Angelegenheit der persönli- 


chen Überzeugung ist. Die ame- 
rikansiche Regierung hat sich zu 
Israels »Recht zu existieren« ver- 
pflichtet - was dessen Recht be- 
deutet, als Judenstaat zu existie- 
ren, in dem Juden einen gesetz- 
lich privilegierten Status genie- 
ßen. Daher werden Nichtjuden 


. hierzulande besteuert, um einem 


Staat Hilfe zu gewähren, der alle 
Nichtjuden diskriminiert. Wenn 
wir wollen, daß Amerikas Regie- 
rung gegenüber den miteinander 
konkurrierenden Ansprüchen 
von Methodisten und Baptisten 
in Biloxi neutral bleibt, warum 
sollten wir deren Parteinahme für 
Juden gegen Christen und Mos- 
lems im Nahen Osten dulden? 


Die USA gegen die 
arabische Welt aufwiegeln 


Die Situation wäre zu ertragen, 
wenn es dabei bliebe. Aber das ist 
nicht der Fall. Um wieder auf 
meine Autobiographie zurückzu- 
kommen, meine eigene Sympa- 
thie für Israel endete während 
des Kriegs im Libanon im Jahre 
1982, als die Israelis Beirut erbar- 
mungslos bombardierten, nach- 
dem sie Ronald Reagan über ihre 
Absichten belogen hatten. So et- 
was nennt sich »zuverläßiger Ver- 
bündeter«! Mir wurde klar, daß 
die Israelis und die Sowjets ein 
gemeinsames Interesse daran 
hatten, die USA gegen die arabi- 
sche Welt aufzuwiegeln, für uns 
eine verlorene Sache. Und ich 
rechnete damit, daß dies schließ- 
lich zum Kriege führen würde - 
wie es letztendlich 1991 geschah. 


Unter Druck und 
Propaganda gegen 
Saddam Hussein 


Ich dachte von Anfang an, daß 
wir einen Konflikt mit den Ara- 
bern, die für uns keinerlei Bedro- 
hung darstellen, tunlichst vermei- 
den sollten. Mein Glaube wurde 
durch eine persönliche Erwä- 
gung verstärkt: Meine beiden 
Söhne kamen ins wehrpflichtige 
Alter. Und 1990 war mein jünge- 
rer Sohn der Nationalgarde bei- 
getreten. Spätestens zu diesem 
Zeitpunkt trat der zionistische 
Apparat lautstark für einen 
Krieg mit dem Irak ein, während 
seine Lobby hinter den Kulissen 
verstärkt tätig wurde - alles im 
Namen amerikanischer »strategi- 
scher Interessen«, die zufällig mit 
Israels Wunsch, Saddam Hussein 
zu vernichten, übereinstimmten. 


Ich befürchtete daß mein Sohn 
nach Irak in diesen sinnlosen 
Krieg geschickt werden würde. 
Ziemlich bald wurde klar, daß 
keine Einheiten der National Gu- 
ard entsandt wurden, und wie 
sich herausstellte war die Zahl 
der im Kampf gefallenen Ameri- 
kaner geringer als erwartet - ob- 
wohl ein toter Junge einer zuviel 
war, und ich bin nicht stolz dar- 
auf, was Amerikas Streitkräfte 
den Irakis angetan haben. Aber 
ich war beeindruckt davon, wie 
bereitwillig der zionistische Ap- 
parat war, soviel amerikanisches 
Blut wie notwendig zu vergießen 
- einschließlich das meines Soh- 
nes. 


Das Land zögerte, die Abstim- 
mung für Krieg im Kongreß war 
sehr knapp, und es besteht wenig 
Zweifel darüber, daß zionisti- 
scher Druck und Propaganda 
ausschlaggebend waren. Selbst 
wenn das nicht der Fall gewesen 
wäre, die Entscheidung, in den 
Krieg zu ziehen, hätte streng un- 
ter dem Aspekt der Interessen 
Amerikas, nicht Israels, getrof- 
fen werden müssen. 


Schweigen aus Furcht 
und Opportunismus 


Daher ist Zionismus weit von ei- 
nem politisch harmlosen »Glau- 
ben« entfernt. Er hat sich prak- 
tisch bei Amerikas schicksalhaf- 
testen Entscheidungen zu einem 
bedeutsamen Faktor gemacht 
und birgt für Amerikaner reale 
Gefahren in sich. Er kann nicht 
zu Recht die Immunität der Reli- 
gion beanspruchen oder seine 
Kritiker des Vorurteils bezichti- 
gen. Wenn eine katholische 
Gruppe ständig agitieren würde, 
um amerikansiches Geld und mi- 
litärische Unterstützung für die 
päpstlichen Staaten zu gewinnen, 
dann wäre es heuchlerisch, an- 
dere Amerikaner des Vorurteils 
zu bezichtigen, wenn sie gegen 
solche Forderungen sind. 


Es ist eine Schande, daß so viele 
christliche Konservative sich von 
dem hiesigen zionistischen Appa- 
rat als Satelliten mißbrauchen las- 
sen und sich aus Furcht und Op- 
portunismus, die als Freund- 
schaft zwischen Religionen posie- 
ren, weigern, Israel zu kritisie- 
ren. Sieschulden ihrem Land und 
ihren christlichen Brüdern und 
Schwestern mehr als das. 

Vor einigen Jahren sagte einer 
von ihnen zu mir eindringlich: 


»Sehen Sie das nicht? Wir kön- 
nen ohne diese Leute nicht ge- 
winnen.« Ich weiß nicht, was 
»wir« »gewinnen« sollen, wenn 
wir unsere Grundsätze über Bord 
geworfen haben, aber ich werde 
ein wenig müde bei den feinen 
Berechnungen, sich bei »diesen 
Leuten« einschmeicheln zu wol- 
len, während man »jene Leute« 
abtut. 


Wenn Christen an ihren Grund- 
sätzen festhalten und sich selbst 
treu sind, dann werden sie auch 
jüdische Verbündete an sich zie- 
hen -und zwar die richtige Sorte. 


Das Volk tausende 
von Jahren 
zusammengehalten 


Andererseits ist eines der erha- 
bendsten Dinge in der Welt der 
jüdische Glauben vor dem Zio- 
nismus. Gott der Herr und die 
Propheten weisen die Juden im- 
mer wieder wegen ihrer Sünden 
zurecht, und die Juden selbst be- 
wahrten die Schriften, in denen 
über ihre Missetaten berichtet 
wird und schätzten sie hoch. Dies 
steht am gegenüberliegenden gei- 
stigen Pol des modernen Nationa- 
lismus mit all seinem auf sich 
selbst konzentrierten Chauvinis- 
mus. 


Ich kenne in der heidnischen Pie- 
tät nichts, was diesem auch nur 
im Entferntesten gleich kommt - 
was helfen könnte, zu erklären, 
warum die Juden überleben, 
während die Kults von Jupiter 
und Isis schon seit langem ver- 
schwunden sind. Das Judentum, 
das der heutigen Gedankenwelt 
so anachronistisch erscheint, ant- 
wortet auf etwas tief in der 
menschlichen Natur Verborge- 
nes, und es hat ein Volk tausende 
von Jahren zusammengehalten, 
trotz gewaltiger Veränderungen 
in der Welt um sie herum. Selbst 
ein Nichtgläubiger sollte das re- 
spektieren. 


Ein paar große Religionen haben 
diese Macht gehabt, die perma- 
nenten Bedürfnisse des Men- 
schen zu befriedigen. Wir neigen 
dazu, zu vergessen, wie viele an- 
dere Religionen gekommen und 
gegangen sind. Wahrscheinlich 
kann keine Zivilisation lange 
überleben ohne einen Sinn für 
Sünde, um ihre Exzesse zu erken- 
nen und zu korrigieren. Der Na- 
tionalismus ist immer selbstge- 
recht, und konsumiert sich letz- 


tenendes selbst. Deswegen 
glaube ich, daß es für Juden ein 
schrecklicher Fehler ist, zu glau- 


- ben, ihr Überleben hänge von Is- 


rael ab. 


Die Tage der automati- 
schen Unterstützung 
sind vorbei 


Aber es gibt hoffnungsvolle An- 
zeichen. Nach dem Schlamassel 
in Somalia und mit der Aussicht 
auf ein weiteres in Haiti, sind 
Amerikaner nicht in der Stim- 
mung für weitere Verwicklungen, 
aus denen sie überhaupt keinen 
Nutzen ziehen können. Sie sind 
viel weniger dazu geneigt, und 
das außenpolitische Establish- 
ment ist wütend auf Clinton we- 
gen dessen Unbeholfenheit, die 
den Interventionismus in Miß- 
kredit bringt. 


Die Tage der automatischen Un- 
terstützung für »unseren Präsi- 
denten« sind vorbei. Er genießt 
weder Respekt, noch Vertrauen, 
noch Zuneigung. Und er flößt si- 
cherlich keine Loyalität ein. In- 
dessen macht Israel Frieden. Die 
Jahre der Spannung im Nahen 
Osten scheinen ebenfalls vorüber 
zu sein. Dies hat den zionisti- 
schen Apparat in wütendes Geze- 
ter versetzt, was wahrscheinlich 
zu den Absichten von Yitzhak Ra- 
bin gehört: Nachdem diese Leute 
den Likud viele Jahre lang unter- 
stützt haben, sind sie nun seine 
erbitterten Feinde. 

Dies alles ist gut für Amerika so- 
wie für Israel. Ich stand dem Ge- 
danken, daß die USA und Israel 
»natürliche Verbündete« seien, 
lange Zeit skeptisch gegenüber; 
aber zum ersten Mal, man glaube 
es oder nicht, sind die Interessen 
beider Länder wirklich die glei- 
chen. Ich schätze, dies mußte frü- 
her oder später geschehen. D 


Somalia 


Blutiges 


Gemetzel statt 
humanitärer 


Hilfe 


Victor Marchetti 


Im letzten Jahr, als der lahme amerikanische Präsident George Bush 
- mit Billigung des designierten Präsidenten Bill Clinton - die Mari- 
nes beiläufig zu einer »humanitären« Mission in das schmutzige 
kleine Somilia entsandte, um einen Teil der dortigen Bevölkerung 
zwangszuernähren, protestierten viele Presseorgane verärgert dage- 
gen. Wir warnten damals davor, daß sich der leichtsinnige Schritt als 
Katastrophe erweisen würde. Nun, unsere schlimmsten Befürchtun- 
gen haben sich bewahrheitet, darum veröffentlichen wir den damali- 


gen Bericht heute. 


Die amerikanischen Marines 
sind in Somalia gelandet - und 
Amerika könnte den ersten 
Schritt in einen politischen 
Sumpf in Nordostafrika getan ha- 
ben, der den USA Milliarden an 
Dollar kosten könnte, die im 
Land dringend benötigt werden, 
und möglicherweise das Leben 
von hunderttausenden amerika- 
nischer Soldaten. Zu welchem 
Zweck? 


Clinton lobte 
Bush 


»Ich verstehe, daß die USA allein 
das Unrecht in der Welt nicht be- 
seitigen können«, sagte Präsi- 
dent George Bush über das lan- 
desweite Fernsehen vom Weißen 
Haus aus zum amerikanischen 
Volk, »aber wir wissen auch, daß 
einige Krisen in der Welt nicht 
ohne amerikanische Beteiligung 
gelöst werden können.« In Little 
Rock, Arkansas, lobte der ge- 
wählte Präsident Bill Clinton den 
Mann, den er in Kürze in der 
Staatsführung ablösen wird »für 
diese bedeutsame humanitäre 
Bemühung«. 


Nun, wir glauben, daß Amerikas 
Eingreifen in die Kämpfe der wil- 
den Stämme Somalias Washing- 
ton nicht zusteht. Obwohl wir 


Mitleid haben mit denen, die we- 
gen der Brutalität ihrer Lands- 
leute hungern und sterben, glau- 
ben wir, daß Amerikas einzige 
moralische Verpflichtung darin 
besteht, diese armen Menschen 
mit Lebensmitteln und Arzneien 
zu versorgen. Es obliegt den 
USA nicht, zu versuchen, alte 
Stammesrivalitäten und Feind- 
schaften in Afrika und anderswo 
in der Welt zu lösen. 


Weder Amerikas nationale Si- 
cherheit noch Amerikas natio- 
nale Interessen stehen in Somalia 
auf dem Spiel. Außerdem ist die 
Situation dort eine solche, die 
Amerika nicht ohne eine langfri- 
stige Verpflichtung - mindestens 
mehrere Monate - von Männern 
und Bereitstellung von Geldmit- 
teln in den Griff bekommen 
kann. Kluge Bomben und phan- 
tastische Flugzeuge werden es 
nicht schnell schaffen. 

Obwohl Amerikas militärische 
Intervention vielleicht als huma- 
nitäre Geste zu erklären ist, ist sie 
keineswegs zu rechtfertigen. Sie 
ist, mit einem Wort gesagt, Irr- 
sinn. Und sie könnte sich auf die 
eine oder andere Weise für Ame- 
rika als schreckliche Katastrophe 
erweisen, während sie wenig 
oder gar nichts für etwas dauer- 
haft Gutes in Somalia bewerk- 
stelligen kann. 
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Somalia 


Blutiges 
Gemetzel statt 
humanitärer 
Hilfe 


Einige Leute in Washington wol- 
len George Bush für dieses 
Draufgängertum verantwortlich 
machen. Er ist zweifellos erfreut, 
in den letzten Tagen seiner Resi- 
denz im Weißen Haus etwas zu 
tun zu haben, was ihm Spaß 
macht. Er ist gut mit seinem »Wir 
wollen uns alle mit den Vereinten 
Nationen zusammentun und et- 
was Dummes tun«, aber dieses 
Mal wird er vor dem Schlamassel 
davonlaufen und es Bill Clinton 
überlassen, ihn aufzuräumen. 
Und das mit Recht. Denn es sind 
die blutenden Herzen in den libe- 
ralen Medien - und die Babyboo- 
mers (Angehörige der geburten- 
reichen Jahrgänge) -, die die At- 
mosphäre herbeigeführt und 
Bush dazu ermutigt haben, die- 
ses dumme Ding zu drehen. 


Kissinger kritisiert 
Bushs schlechte Idee 


Nirgendwo ist diese bestürzende 
Erscheinung graphischer darge- 
stellt worden als in der CNN-Talk- 
schow »Crossfire«, wo Michael 
Kinsley jede Nacht loslegt. Exal- 
tierend und ausgelassen wie ge- 
wöhnlich, interviewte Kinsley 
Henry Kissinger zum Thema $o- 
malia nur wenige Tage vor der 
Entscheidung der Vereinten Na- 
tionen, die den Weg für Bushs 
Ankündigung einer amerikani- 
schen militärischen Intervention 
freimachte. Der verdrießliche 
Kissinger gab mehrere Gründe 
an, warum das kurz bevorste- 
hende Abenteuer eine schlechte 
Idee war. 


Offensichtlich enttäuscht, schal- 
tet Kinsley schnell auf Bosnien 
um. Sollten wir nicht etwas in die- 
ser furchtbaren Situation tun? 
fragte er. Wieder gab Kissinger 
zahlreiche Erläuterungen, 
warum Amerika das nicht tun 
sollte und bemerkte, daß die ju- 
goslawische Affäre eine äußerst 
komplexe Frage sei, die in ural- 
tem rassisch-religiösen Haß ver- 
wurzelt sei. Aufgeschmissen 
sprang Kinsley dann zu Deutsch- 
land über und vertrat die An- 
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sicht, daß wegen »genetischer« 
Mängel der Deutschen die USA 
vielleicht in Erwägung ziehen 
sollten, etwas in der dortigen 
»neonazistischen« Situation zu 
unternehmen. Kissinger schaute 
Kinsley an, als habe dieser den 
Verstand verloren, fuhr aber ge- 
duldig fort, zu erläutern, warum 
auch diese Entwicklung außer- 
halb der Macht der USA stehe, 
sie zu lösen. Kinsley beschuldigte 
Kissinger, unter dem »Vietnam- 
Syndrom« zu leiden. 


Zweifelhafte Abenteuer 
der US-Präsidenten 


Der von dem CNN-Gastgeber 
zur Schau gestellte Wunsch, ame- 
rikanische militärische Stärke 
dazu zu benutzen, sich in jeder- 
manns Angelegenheiten überall 
in der Welt einzumischen, um die 
Dinge gerade zu biegen, ist mehr 
als merkwürdig. Er ist heuchle- 
risch. Kinsley und seine wohlwol- 
lenden Freunde in den Medien 
haben niemals auch nur einen 
Tag in den bewaffneten Streit- 
kräften der USA gedient, weil sie 
entweder Wehrdienstverweigerer 
waren oder sich nicht qualifizie- 
ren konnten. Und dennoch sind 
diese sogenannten Medienexper- 
ten - und natürlich sind Leute 
vom Schlage ihres Helden, ihr 
Hoffnungskandidat für das Au- 
ßenministerium, der Abgeord- 
nete Stephen »Feldmarschall« 
Solarz - nur allzu bereit, Ameri- 
kas Söhne und Töchter in den 
Kampf zu schicken, weil ihre libe- 
ralen Empfindlichkeiten von Er- 
eignissen in solchen gottverlasse- 
nen Plätzen wie Somalia verletzt 
worden sind. Als Nächstes wer- 
den sie dahingehend agitieren, 
daß Amerika wieder nach Indo- 
china geht - in Kambodscha ein- 
marschiertt und den Roten 
Khmer eine deftige Lektion er- 
teilt. 


Was wird als 
Nächstes geschehen? 


Und was ist mit dem Kongreß, 
der versucht, seinen Akt für die 
kommende Erst-Hundert-Tage- 
Schau Clintons im Jahre 1993 zu- 
sammenzubekommen? Nun, wie 
gewöhnlich, sitzen sie immer 
noch auf ihren Händen - besorgt 
darum, ihre Sondervergünstigun- 
gen und Privilegien beibehalten 
zu können -, während die lahme 
Ente von einem Präsidenten 
Amerikas Soldaten in ein ande- 


res zweifelhaftes militärisches 
Abenteuer marschieren läßt. 
Der häßliche Verlauf der Ereig- 


nisse in Somalia hat als Weckruf - 


für die Clinton-Regierung ge- 
dient. Aber die wackelig auf den 
Beinen stehenden Yuppis im Wei- 
ßen Haus stolpern schlaftrunken 
herum und wissen nicht, was sie 
als Nächstes tun sollen. Der Prä- 
sident ist nicht dazu bereit, den 
Einsatz zu erhöhen und den so- 
malischen Kriegsherren Moha- 
med Aidid zu vernichten oder 
Amerikas Verluste zu verringern 
und das elende ostafrikanische 
Höllenloch zu verlassen. Statt- 
dessen hat er sich dazu entschlos- 
sen, Amerikas Truppen geringfü- 
gig zu verstärken, um der Welt zu 
beweisen, daß die USA nicht von 
einem Häuptling der untersten 
Klasse herumkommandiert wer- 
den können. Aber um seine Kriti- 
ker daheim zufriedenzustellen, 
hat Clinton eine Frist von sechs 
Monaten (Mai 1994) für den Ab- 
zug der amerikanischen Soldaten 
gesetzt - ein Eingeständnis der 
Niederlage, was auch immer die 
Phantasten im Weißen Haus sa- 
gen. Sechs Monate sind eine 
lange Zeit. General Aidid wird 
mehr als genug Gelegenheit dazu 
haben, Amerikas Streitkräften 
weiter zu schaden und zu der De- 
mütigung der Clinton-Regierung 
- und Amerikas - beizutragen. 


Das einzig Gute, das bei dem der- 
zeitigen Debakel in Somalia her- 
auskommt, ist, daß die Liberalen 
mit blutenden Herzen in den Me- 
dien und im Kongress endlich da- 
mit aufgehört haben, über die 
nicht stattfindende amerikani- 
sche Intervention in Bosnien zu 
jammern. 

Aber wenn es nach diesen Träu- 
mern - einschließlich der jüdi- 
schen Interessensgruppen - 
ginge, dann hätten wir ein noch 
schlimmeres Blutbad amerikani- 
scher Soldaten in diesem bösarti- 
gen Stammeskrieg erlebt, der 
dort unter den Südslawen vor 
sich geht. 

Aber die Frage bleibt offen: 
Warum waren die von Juden be- 
herrschten Medien - sowohl libe- 
rale wie auch konservative — so 
versessen darauf, die Clinton-Re- 
gierung in den blutigen Schlamas- 
sel im ehemaligen Jugoslawien zu 
drängen? 


Was war das Besondere in den 
Gedankengängen dieser Israel- 
freundlichen Eiferer in bezug auf 
die Rettung der islamischen Bos- 
nier vor den orthodoxen Serben 


und den katholischen Kroaten? 

Die einzige logische Antwort dar- 
auf ist, daß diese Leute fest dazu 
entschlossen waren, Amerika 
daran zu hindern, sich auf seine 
gewaltigen, wachsenden innen- 
politischen Probleme zu konzen- 
trieren. Diese politischen Aktivi- 
sten wollten stattdessen Ameri- 
kas langfristige, schlecht durch- 
dachte Politik, den Weltpolizi- 
sten zu spielen und sich immer 
wieder in ausländische Streitig- 
keiten zu verfangen, die in kei- 
nem Zusammenhang mit Ameri- 
kas Staatssicherheit oder natio- 
nalen Interessen stehen, fördern. 


Der Zweck der Förderung dieser 
Politik bestand eindeutig darin, 
im amerikanischen Volk eine 
Haltung zu bewahren, die zu ei- 
nem militärischen Eingreifen der 
USA im Nahen Osten im Namen 
Israels führen könnte, sollte 
diese Notwendigkeit einmal ein- 
treten. Aber die jüdischen Libe- 
ralen und Neokonservativen ha- 
ben große Angst vor einer ver- 
stärkten Konzentration Ameri- 
kas und der Clinton-Regierung 
auf innenpolitische Angelgenhei- 
ten — die sie dann versuchen, in 
Mißkredit zu bringen, indem sie 
sie als »Isolationismus« etikettie- 
ren. 


Jetzt herrscht 
Funkstille 


Für diese Eiferer bedeutet die 
Sorge um Amerikas Angelegen- 
heiten, die Probleme ihres gelieb- 
ten Israels mit seinen arabischen 
Nachbarn zu vergessen. Sie hiel- 
ten es für einen klugen Gedan- 
ken, mit einer militärischen Un- 
terstützung der bosnischen Mos- 
lems durch Amerika zu liebäu- 
geln und dazu aufzurufen. 


Die Lobby wurde jedoch urplötz- 
lich durch den kürzlichen Frie- 
denspakt zwischen Israel und der 
PLO, der ohne Wissen oder Rat 
der jüdischen Interessensgrup- 
pen verhandelt wurde, in die 
Bugwellen der amerikanischen 
Außenpolitik gefegt. Kurz da- 
nach verschlechterte sich urplötz- 
lich die Lage in Somalia und be- 
raubte die Lobby ihrer Vernunft- 
gründe für eine fortgesetzte In- 
tervention dort, ebenso wie in 
Bosnien. Eine schwere Funkstille 
geht jetzt durch das Gemurmel 
sogenannter Experten der Israel- 
freundlichen Medien. Nun, ich 
glaube, wir sollten dankbar für 
kleine Freundlichkeiten sein. 


Somalia 


Die Angst 


vor der 


Malaria 


Mike Blair 


Tausende von amerikanischen Soldaten, die unter der Schirmherr- 
schaft der Vereinten Nationen während der sogenannten Operation 
»Restore Hope« (»Wiederherstellung der Hoffnung«) gedient ha- 
ben, könnten sich mit einer Malaria-Art infiziert haben, die chroni- 


scher Natur zu sein scheint. 


Die Soldaten könnten jahrelang 
immer wiederkehrende Anfälle 
erleiden, ein weiteres langwieri- 
ges Problem von dem die Verei- 
nigten Staaten in ihrer Rolle als 
ewige Weltpolizisten im Rahmen 
der Neuen Weltordnung betrof- 
fen werden. 


Nach der Heimkehr 
ins Krankenhaus 


Mehrere hundert Soldaten der 
10th Mountain Division der US- 
Army, die in Fort Drum im nörd- 
lichen Teil des Staates New York 
in der Nähe der kanadischen 
Grenze stationiert sind, sind seit 
ihrer Rückkehr aus dem ostafri- 
kanischen Land schon monate- 
lang wegen Infektionen mit Ma- 
laria in Behandlung. 


Malaria ist eine ernsthafte Infek- 
tionskrankheit, die Fieber, Kopf- 
schmerzen und starke Schüttel- 
fröste mit sich bringt. Sie neigt 
dazu, in Zyklen aufzutreten, in 
denen diese Symtome in Erschei- 
nung treten, verschwinden und 
dann wiederkehren. Parasiten 
dringen in die roten Blutkörper- 
chen des Körpers ein, wachsen 
und vermehren sich und bringen 
sie schließlich zum Platzen. 


Mehrere Dutzend Soldaten der 
10th Mountain Division, eine der 
sogenannten leichten Divisionen 
der Armee, die dazu bestimmt 
ist, schnell auszuschwärmen, 
wurden in die Guthrie Ambula- 
tory Health Care Clinic von Fort 
Drum und in das 339. Feldlaza- 
rett aufgenommen, und eine An- 
zahl von Patienten, die sich in ei- 


Viele amerikanische Soldaten, 
die in Somalia waren, müssen 
nach ihrer Rückkehr in die Hei- 
mat mit Malaria ins Kranken- 
haus. 


nem ernsthafteren Zustand be- 
finden, wurden in das zivile 
House of the Good Samaritan 
Hospital (Haus des Guten Sama- 
riters) in der Nähe der Stadt Wa- 
tertown eingeliefert. 


Die Krankheit trat erstmals im 
März 1993 auf, als die Rotation 
der Soldaten dieser Division in 
die Heimat einsetzte. Unsere 
Korrespondenten erfuhren, daß 
einer von vier Soldaten der 10th 


Mountain, die sich die Krankheit 
in Somalia zuzogen und von de- 
nen man glaubte, sie seien ge- 
heilt, Rückfälle erlitten haben. 


»Es handelt sich um eine Art von 
Malaria, die irgendwie in der Le- 
ber haften bleibt und somit ver- 
meiden kann, völlig abgetötet zu 
werden«, erläuterte Major Chri- 
stopher Black, ein Arzt, der den 
Krankenanstalten von Fort 
Drum zugeteilt ist. 


Während bislang etwa 100 Solda- 
ten der Division tatsächlich er- 
krankt sind, wurden mehrere 
hundert andere mit den Arzneien 
Chloroquin und Primaquin be- 
handelt, um die Malariainfektion 
zu bekämpfen und in den Griff zu 
bekommen, verlautet aus ärztli- 
chen Kreisen in Fort Drum. 


Etwa 5.000 Angehörige der 10th 
Mountain befanden sich unter 
den 25.000 anfangs nach Somalia 
entsandten Soldaten, um dort die 
Ordnung wiederherzustellen und 
mitzuhelfen, Millionen von ver- 
hungernden Somalis zu ernäh- 
ren. Der restliche Teil der 25.000 
Amerikaner waren Marines. 


Etwa 1000 Soldaten der 10th 
Mountain Division verblieben in 
Somalia, nachdem die meisten 
amerikanischen Soldaten im Mai 
und Juni nach Hause zurückge- 
bracht wurden und stecken jetzt 
in dem Sumpf, in dem sich das 
amerikanische und deutsche Mi- 
litär als Teil der von den Verein- 


ten Nationen verwalteten angeb- 
lich friedenserhaltenden Streit- 
kräfte befindet. 


Noch größere 
Gefahren drohen 


Nach dem kürzlich erfolgten 
Überfall aus dem Hinterhalt auf 
eine Ranger-Einheit der Armee, 
die nach Somalia entsandt 
wurde, um den »Kriegsherren 
der Rebellen«, General Moham- 
med Aidid gefangenzunehmen 
und dabei beinahe drastisch ver- 
ringert worden wäre, wurden 
mindestens 700 weitere Gebirgs- 
soldaten in das von Schwierigkei- 
ten heimgesuchte Land entsandt. 


Malaria wird nur durch Bluttrans- 
fusion oder durch den Stich des 


weiblichen Moskitos Anopheles 
übertragen, der die Seuchen erre- 
genden Parasiten in seinem Spei- 
chel trägt. 


Hohe Beamte des amerikani- 
schen Militärs behaupten, daß 
alle Soldaten und Marines, die in 


.Somalia gedient haben, wahr- 


scheinlich der Seuche in einer der 
beiden Varianten ausgesetzt wa- 
ren. Sogar Soldaten, die zur Be- 
wachung des Flughafens in der 
Hauptstadt Mogadischu abge- 
stellt waren, sind an Malaria er- 
krankt. 


»Wir wissen, sie ist überall in So- 
malia«, sagte Oberstleutnant Ro- 
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bert Defraites, ein Arzt aus dem 
Walter Reed Army Institute of 
Research in Washington, der im 
letzten Sommer nach Fort Drum 
entsandt wurde, um den Aus- 
bruch zu untersuchen. 


»Wir wußten, daß wir einige 
Fälle bekommen würden«, sagte 
er. »Die einzige Überraschung 
jetzt ist der große Umfang«. 


Bis zum Ausbruch der Seuche in 
Fort Drum Anfang März 1993 wa- 
ren bis auf fünf alle 50 Fälle, die 
bei Militärpersonal auftraten, 
von der sehr gefährlichen und oft 
tödlichen Art Plasmodium falci- 
porum. Die übrigen fünf Fälle 
waren von der weniger gefährli- 
chen Variante Plasmodium vivax, 
die, wie Offizielle der Armee er- 
klären, die Soldaten in Fort 
Drum befallen hat. 


Viele wußten, daß es 
ein Problem gab 


Als amerikanische Soldaten nach 
Somalia entsandt wurden, war 
bekannt, daß Malaria im ganzen 
Land wütete, aber die Stabsärzte 
unterlagen dem Irrtum, zu glau- 
ben, die vorherrschende Art sei 
das gefährlichste Plasmodium fal- 
ciporum, und den Soldaten 
wurde befohlen, Mefloquin ein- 
zunehmen, ein Medikament, das 
gegen diese Art von Malaria 
schützt. 


Sie erhielten keinen Schutz ge- 
gen die Vivax-Art, weil der 
menschliche Körper gefahrlos 
nur eine Art von Malariabekäm- 
pfungsmitteln gleichzeitig vertra- 
gen kann. 


Folglich waren die amerikani- 
schen Soldaten höchst empfäng- 
lich für die Vivax-Variante. 


Es ist nicht bekannt, wieviele der 
Zehntausende von amerikani- 
schen Soldaten, die in Somalia 
dienten, mit dem Malaria-Parasi- 
ten infiziert worden sind, denn es 
besteht die Gefahr, daß sie erst 
drei Jahre nach ihrem Ausge- 
setztsein an Malaria erkranken. 
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en 


Die Verwundung des US-Sol- 
daten Richard Lamb führte zu 
einem Wandel der öffentlichen 
Meinung in den USA. 


Vor der Vivax-Epidemie in Fort 
Drum hatte das US-Verteidi- 
gungsministerium die von ameri- 
kanischen Soldaten in Somalia er- 
littenen Krankheiten herunterge- 
spielt. Jedoch außer den 50 Mala- 
riafällen, die vor dem Ausbruch 
der Seuche in Fort Drum auftra- 
ten, erkrankten mehr als 100 
amerikanische Soldaten an Den- 
guefieber, bei dem sich die Pa- 
tienten sehr krank fühlen, mit 
Fieber, Kopfschmerzen, Schüt- 
telfrösten und Rücken- und Kno- 
chenschmerzen. 


Zwei Soldaten wurden von dem 
afrikanischen Zeckentyphus be- 
fallen. Die wegen ihrer Malaria- 
Infektion mit der Medikamen- 
tenkombination Chloroquin-Pri- 
maquin behandelten Soldaten 
der 10th Mountain Division müs- 
sen mit ernsthaften Nebenwir- 
kungen dieses Medikaments 
rechnen. 
Obwohl die meisten Soldaten 
nachteilig davon betroffen wer- 
den und nur unter Magenverstim- 
mungen oder Erbrechen leiden, 
kann das Medikament auch Anä- 
mie, eine Verringerung der roten 
Blutkörperchen, verursachen, 
und die Gesundheitsbehörden 
berichten über schwerwiegende 
Netzhaut- und Gehörprobleme. 
Oo 


Haiti 


Bill Clintons 
politisches 


Desaster 


Peter Blackwood 


Kriegsschiffe aus den Vereinigten Staaten, Kanada, Frankreich, den 
Niederlanden und Britannien umzingeln derzeit das Volk von Haiti 
in der Karibik - das ärmste Land in der westlichen Hemisphäre und 
eines der ärmsten Länder der Welt - unter dem Befehl, alle Lieferun- 
gen von Treibstoff und andere lebenswichtige Versorgungsgüter ins 
Land solange zu verhindern, bis seine Führer der Rückkehr des völ- 
kermordenden Psychopathen Jean-Bertrand Aristide als ihr Präsi- 
dent und der zweiten Besetzung ihres Landes durch ausländische 
Truppen in diesem Jahrhundert zustimmen. 


Drohungen mit Wirtschaftssank- 
tionen sind auch gegen die Domi- 
nikanische Republik erhoben 
worden, die sich die Insel Hispa- 
niola mit Haiti teilt und fast so 
arm ist, wenn die Dominikani- 
sche Republik nicht verhindert, 
daß Waren ihre Grenze zu Haiti 
überqueren. Die Aussicht, daß 
hunderttausende von Haitianern 
in naher Zukunft als Folge des 
Marine-Embargos verhungern 
könnten, hat die Clinton-Regie- 
rung nicht von ihrem Entschluß 
abgehalten, dem Land ihren 
Hohn von »Demokratie« um je- 
den Preis aufzuzwingen. Dies ist 
die durchgedrehte »Ein-Welt-Po- 
litik« der Vereinten Nationen. 


Verletzung elementarer 
Grundsätze 


Der Kommandeur der haitischen 
Armee Raoul Cedras appellierte 
in einem Interview mit Cable 
News Network (CNN) an ameri- 
kanische Bürger, zu begreifen, 
daß »Sanktionen gegen eine 
arme schwarze Bevölkerung zu 
verhängen« keine Lösung ist. 


»Das Problem ist nicht immer so, 
wie es dargestellt wird«, meinte 
er, und bat darum, daß dem Mili- 
tär gestattet werde, sich gegen 
die Flut von haltlosen Anklagen, 
die gegen die Armee erhoben 
werden, zur Wehr zu setzen. »Es 
ist ein elementarer Grundsatz in 
der Demokratie, daß der Be- 


schuldigte die Möglichkeit haben 
muß, sich zu verteidigen ... Wir 
hatten keine amerikanischen An- 
wälte oder internationale An- 
wälte« wie Aristide sie hat, stellte 
er fest. 

Während Präsident Bill Clinton 
stur seine Politik betreibt, die, 
wie sogar seine Freunde einzu- 
räumen beginnen, zur Katastro- 
phe führt, gibt es einen wachsen- 
den Chor von Stimmen in den 
Vereinigten Staaten, die Clinton 
darauf drängen, sich von dem Ab- 
grund zurückzuziehen, bevor es 
zu spät ist. Senator Bob Dole er- 
klärte, er sei dagegen, amerikani- 
sche Menschenleben in Gefahr 
zu bringen, um Aristide wieder 
an die Macht zu bringen. Senator 
Jesse Helms hielt im Senat eine 
Rede, in der er Aristides Neigung 
zu Gewalttaten in Bausch und 
Bogen verdammte und fest- 
stellte, daß »die Verfolgung einer 
globalistischen Tagesordnung 
durch die Clinton-Regierung 
amerikanische Soldaten ohne ein 
zuständiges Kommando in große 
Gefahr bringt - alles im Namen 
des »Staatsaufbaus««. Senator Ri- 
chard Lugar legte der Clinton- 
Regierung dringend nahe, ihre 
Haiti-Politik zu überdenken. 


Der Central Intelligence Agency 
(CIA) hat einen Bericht durch- 
sickern lassen, der erstellt wurde, 
als Aristide im September 1991 
gestürzt wurde, in dem der Mann 
- der von den amerikanischen 
Medien wiederholt als »sanftmü- 


tiger, leise sprechender Priester 
dargetellt wurde - nachweisbar 
als Psychopath, der zu »Exzes- 
sen« neigt, bezeichnet wird. Der 
Journalist Daniel James, be- 
kannt für seine Verbindungen 
zum amerikanischen Geheim- 
dienstwesen, schrieb in der »Was- 
hington Post«, daß ein Bürger- 
krieg unmittelbar bevorstehe, 
wenn Aristide zurückkehrt. »Hat 
die Regierung einen Plan, um mit 
Bürgerkrieg in Haiti fertigzuwer- 
den? Wenn ja, so hat niemand 
bislang etwas davon gehört.« 


James wies eindringlich darauf 
hin, daß es eine vordringliche 
Aufgabe sein sollte, die Ord- 
nung, nicht Aristide, in Haiti wie- 
derherzustellen, und kam zu dem 
Schluß, daß »die seltsame Mi- 
schung von Neo-Isolationismus 
und Neo-Interventialismus, die 
in Washington wieder aufzuleben 
scheint, unsinnig und zwecklos 
ist. Ebenso die phantasievollen 
multinationalen Szenarios, mit 
denen unsere Führer herumge- 
spielt haben«. 

Die in Washington ansässige 
Wachhund-Medienagentur »Ac- 
curacy in Media« gab einen Be- 
richt heraus, in dem davor ge- 
warnt wird, daß »amerikanische 
Soldaten Gefahr laufen, in einen 
gewalttätigen Bürgerkrieg hin- 
eingezogen zu werden, und das 
nur zur Unterstützung eines Prä- 
sidenten, dessen neunmonatige 
(sic) Herrschaft von ungemilder- 
tem Terror, einschließlich »neck- 
lacing< von politischen Gegnern 
und des Einsatzes von Straßen- 
mobs, um das haitianische Parla- 
ment und Gericht einzuschüch- 
tern«. 


Ein hochrangiger Beamter des 
Vatikan äußerte, man sei »nicht 
allzu versessen auf die Rückkehr 
zur Macht eines Mannes, der of- 
fen für Gewalt eintritt«, und daß 
der Heilige Stuhl gegen die Blok- 
kade in Haiti ist. »Die Einzigen, 
die leiden werden, sind die Men- 
schen, die jetzt schon leiden«, 
sagte er. 


Unnötiges Leiden und 
kaum noch Hoffnung 


Die Blockade hat bereits Men- 
schen getötet. Angesichts der 
Menschen ohne Arbeit und 
Geld, dem bißchen Industrie, die 
es noch auf der von dem vorange- 
gangenen Embargo abgewürgten 
Insel gab, und angesichts der 
traurigen Situation, daß die Fä- 


higkeit, Lebensmittel und andere 
lebenswichtige Güter ins Innere 
des Landes zu befördern unmit- 
telbar durch das Treibstoffem- 
bargo bedroht wird, gibt es für 
viele der 6,5 Millionen Einwoh- 
ner Haitis kaum noch Hoffnung. 


Der »Boston Globe« berichtet, 
daß 850000 Haitianer auf fremde 
Hilfe für Mahlzeiten angewiesen 
sind. Stabsärzte schätzen, daß 
mindestens 10000 Menschen als 
Folge des letzten Embargos ge- 
storben und hunderttausende 
ernsthaft geschwächt sind. Der 
»Christian Science Monitor« 
schrieb, daß die haitianische 
Landwirtschaft nur ein Drittel bis 
zur Hälfte der Bevölkerung er- 
nähren kann. 

»Es wird ein Alptraum«, meinte 
Chris Conrad, Direktor des 
CARE-Hilfsprogramms in Haiti. 
Conrad äußerte zur »New York 
Times«, daß in Haitis dürrem 
Nordwesten viele Menschen, spe- 
ziell Frauen und Kinder - nach 
zweijähriger Isolation sich nur 
noch so eben am Leben klam- 
mern. »Alles was an dieser Stelle 
anfällt, seien es Masern oder 
Durchfall oder Erkrankung der 
oberen Atemwege ... die Kinder, 
die wenig Widerstandskraft ha- 
ben, werden einfach ausge- 
löscht.« 


Die eigentliche Tragödie ist, daß 
Clinton und viele andere, die ge- 
meinsam die verrückte »Eine- 
Welt-Politik« der Vereinten Na- 
tionen betreiben, so voller Illu- 
sionen sind, daß sie tatsächlich zu 
glauben scheinen, daß Haiti 
schließlich ihren Forderungen 
»nachgeben wird«, wenn der 
Druck lange genug beibehalten 
wird. Aber die Geschichte lehrt 
uns etwas anderes. Tatsache ist, 
daß die Haitianer mächtig stolz 
darauf sind, daß sie ihre Unab- 
hängigkeit dadurch bekommen 
haben, und daß sie sowohl die 
britische als auch die französi- 
schen imperialistischen Armeen 
besiegt haben; noch haben sie die 
Demütigung einer 19jährigen Be- 
satzung durch US-Marines, die 
1915 von Woodrow Wilson ent- 
sendet wurden, angeblich um 
»eine verfassungsgemäße Regie- 
rung zu etablieren« und »ameri- 
kanische Menschenleben zu 
schützen«, nicht vergessen. 


Dem amerikanischen Volk wird 
auch ein Packen Lügen darüber 
unter die Weste gejubelt, was 
wirklich in Haiti auf dem Spiel 
steht. Zu allererst wird es dar- 


über belogen, wer Jean-Bertrand 
Aristide in Wirklichkeit ist. Weit 
davon entfernt, ein »populisti- 
scher Reformer«, »ein Demo- 
krat, der bestrebt ist, das Los sei- 
nes Volkes zu verbessern« oder 
»ein Verteidiger der Bürger- 
rechte« zu sein, ist Aristide in 
Wirklichkeit ein geistig unausge- 
glichenes Produkt des marxisti- 
schen Kults der Theologie der Be- 
freiung, der durch Förderung der 
»Tugenden« der Rückständig- 
keit, Wooduzauber und Haß auf 
»die Reichen« und auf die Verei- 
nigten Staaten eine gewalttätige 
jakobinerartige Bewegung aufge- 
baut hat. 


Dieser ehemalige katholische 
Priester hat seine Mobs aus- 
schwärmen lassen, um Kirchen 
niederzubrennen und den eige- 
nen Botschafter des Vatikans zu 
schlagen und zu demütigen. Er 
hat die barbarische Praxis des 
»necklacing« seiner politischen 
Gegner — wobei ein mit Benzin 
gefüllter Autoreifen um den Hals 
des unglücklichen Opfers gelegt 
und angezündet wird -— vertei- 
digt. Als er noch an der Macht 
war, stellte er eine Privatarmee 
von Schlägern und Mördern auf, 
die den Mitgliedern der verhaß- 
ten Tonton Macoutes der Duva- 
lier-Diktatur gleichkommen und 
diese sogar in ihren Reihen aufge- 
nommen haben. 


Setzte sich über die 
Verfassung hinweg 


Es war Aristides Eintreten für 
Gewalt, ebenso wie seine wieder- 
holte Mißachtung des haitiani- 
schen Verfassungsgesetzes, die 
zu seinem Sturz führten. Er hatte 
sich nicht nur das haitianische Mi- 
litär zum Feind gemacht, indem 
er versuchte, dessen Funktion 
durch Bildung einer privaten, pa- 
rallelen Armee zu umgehen, son- 
dern er machte sich auch einen 
Großteil der politischen und ge- 
werbetreibenden Schichten Hai- 
tis zu Feinden, die mit ansehen 
mußten, wie ihr Land in ein per- 
sönliches Lehenswesen unter der 
Herrschaft des Mobs verwandelt 
wurde. Als ihm ein Prozeß wegen 
der Anklage des Machtmiß- 
brauchs bevorstand, zog Aristide 
seinen Rücktritt und ein vergol- 
detes Exil im Ausland vor. 


Wie wurde dieser wahnsinnige 
zum »Freund der USA«, in deren 
Sache die Clinton-Administra- 
tion heute bereit zu sein scheint, 


Soldaten in einen Mahlstrom von 
Chaos und Blutvergießen zu ent- 
senden? Die Antwort ist ernüch- 
ternd einfach: Als Präsident 
stimmte Aristide zu, sich dem 
Diktat des Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) zu unterwer- 
fen, obwohl er wußte, daß die 
Konditionalitäten des freien 
Marktes, der haushaltbeschnei- 
denden Sparpolitik des IWF 
Haiti - das bereits Menschenblut 
als eines seiner Hauptexportarti- 
kel ins Ausland schickt - in einen 
Friedhof verwandeln wird. 


Obwohl die Clinton-Regierung, 
wie berichtet wird, nach einigen 
Mitteln sucht, um eine von den 
USA angeführte Invasion auf 
breiter Basis zu vermeiden, ha- 
ben Haitis Nachbarn in der Do- 
minikanischen Republik sofort 
erkannt, daß eine ganz andere 
Lösung gefunden werden muß. 
»Wir haben uns geirrt«, sagte der 
dominikanische Präsident Joa- 
quin Balaguer, als er dazu auf- 
rief, das mörderische Embargo 
aufzuheben. »Was Haiti, wie alle 
Länder der Welt, interessiert, ist 
die Erhaltung des Friedens, der 
Stabilität seiner Institutionen, 
seines materiellen und geistigen 
Fortschritts.« Aber jeden Tag, 
sagte Balaguer, »ist der Friede 
weiter entfernt«. 


Am gleichen Tage warnte ein Ko- 
lumnenschreiber für die domini- 
kanische Zeitung »Hoy«, daß 
»die Vereinigten Staaten eine un- 
nötige Tragödie heraufbeschwö- 
ren. Viele Haitianer können nicht 
lesen«, schrieb er, aber »sie ken- 
nen die Geschichte ihrer Unab- 
hängigkeit«. Sie wissen auch, daß 
die Vereinigten Staaten 1915 un- 
ter Vorwänden einmarschiert 
sind, die so »einfallsreich« waren 
wie die heutige Behauptung, daß 
die UNO nur Arzte und Inge- 
nieure entsenden wird, um dem 
Land ihre Herrschaft aufzuzwin- 
gen. Als die Vereinigten Staaten 
sich 1934 endlich zurückzogen, 
wurden amerikanische Soldaten 
von Guerillas unter »dem Ban- 
ner, ... daß Ausländer mit Gift 
und Feuer beseitigt werden soll- 
ten« enthauptet. Wenn die USA 
einmarschieren sollten, dann 
werden sie es früher oder später 
mit der gleichen Behandlung zu 
tun bekommen. Er drängte dar- 
auf, daß Hilfe kommen muß, um 
eine Million neue Arbeitsplätze 
zu schaffen, das Land mit besse- 
ren Lebensmitteln, Gesundheits- 
pflege und Bildung für Haitianer 
zu versorgen. Do 
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Kambodschani- 
sche Regierung 
greift Rote 
Khmer an 


Die Streitkräfte der kambodscha- 
nischen Regierung begannen den 
größten Angriff auf Guerillas der 
Roten Khmer seit Beginn der 
Operationen der Vereinten Na- 
tionen in Kambodscha Anfang 
1992. Die Regierung gab be- 
kannt, daß sie mit den Roten 
Khmer, die Eisenbahnstrecken 
und Brücken sabotiert und viet- 
namesische Kleinbauern in Kam- 
bodscha angegriffen hatten, 
nicht verhandeln will. Der Mit- 
Vorsitzende der Regierung, Hun 
Sen, äußerte, daß die Roten 
Khmer »ihre Armee und ihr Terri- 
torium an die Regierung überge- 
ben müssen. Dies ist endgültig 
und es ist nicht notwendig, dar- 
über zu verhandeln«. 


Die Roten Khmer, eines der bar- 
barischten Regime der Weltge- 
schichte, waren während ihrer 
kurzen Regierungszeit von 1975 
bis 1979 verantwortlich für den 
Tod von schätzungsweise drei 
Millionen Kambodschanern. Die 
kambodschanische Armee, die 
sich aus drei Parteiungen zusam- 
mensetzt, die an den allgemeinen 
Wahlen beteiligt waren, griff Stel- 
lungen der Roten Khmer im 
nordwestlichen Kambodscha an 
und überrannten einen Stütz- 
punkt der Roten Khmer nahe der 
Grenze zu Thailand. Der Führer 
der Roten, Khieu Samphan, rief 
von Bangkok, Thailand, aus zu 
Verhandlungen auf, als Regie- 
rungstruppen in drei anderen 
Provinzen in umstrittene Gebiete 
einmarschierten. 


Dies ist das erste Mal, daß die 
drei Regierungsparteien zusam- 
men gegen die Roten Khmer ge- 
kämpft haben. Vorher hatten sich 
die Streitkräfte von Prinz Sih- 
anuk mit Rückendeckung der 
Ständigen Fünf der Vereinten Na- 
tionen und der Vereinigung süd- 
ostasiatischer Länder in einem 
über ein Jahrzehnt währenden 
Bürgerkrieg gegen die Streit- 
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kräfte von Hun Sen verbündet. 
Der Sprecher der Vereinten Na- 
tionen in Kambodscha, Eric Falt, 
gab seiner »Überraschung« dar- 
über Ausdruck, daß die neue Ar- 
mee »so schnell arbeitet«. [1 


Bolivianischer 
General verur- 
teilt die 
Zerstörung 
des Militärs 


General Oscar Vargas Loren- 
zetti, Kommandeur der bewaff- 
neten Streitkräfte Boliviens, griff 
in einer Rede während der tradi- 
tionellen Begrüßungszeremonie 
für Boliviens neuen Präsidenten, 
Gonzalo Sanchez de Lozada, die- 
jenigen an, »die das Verschwin- 
den der bewaffneten Streitkräfte 
wollen«. 

Der General warnte auch vor ei- 
ner die »Versuchung zur »politi- 
schen Einmischung< in militäri- 
sche Institutionen unter einem 
demokratischen Regime«. Präsi- 
dent Sanchez sagte, obwohl seine 
Regierung »neue zeitgemäße 
Rollen« für die bewaffneten 
Streitkräfte plant, werden sie das 
Gesetz, das die bewaffneten 
Streitkräfte regelt, respektieren 
und bis Ende des laufenden Jah- 
res, wenn ihre Dienstzeit abläuft, 
keinen der von der vorhergehen- 
den Regierung ernannten Kom- 
mandeure auswechseln. 


Jordaniens 
Shubeilat 
scheidet aus der 
Politik aus 


Laith Shubeilat, der unabhän- 
gige islamistische Politiker, der 
als populärstes Mitglied des jor- 
danischen Parlaments bekannt 
wurde, gab seine Absicht be- 
kannt, aus der Politik auszuschei- 
den, als Protest gegen ein von der 
Regierung verabschiedetes Ge- 
setz zur Reform des Wahlrechts. 
Shubeilat war im Jahr 1992 das 
Opfer eines abgekarteten politi- 
schen Spiels und entging nur 
knapp einem Todesurteil. 

Die Reform, die den Bürgern ge- 
stattet nur für einen Kandidaten 


zu stimmen — während vorher für 
Kandidatenlisten abgestimmt 
werden konnte -, wurde von ei- 
ner kommissarischen Regierung 
durchgesetzt, die eigens dafür ge- 
bildet wurde, das Gesetz durch- 
zupeitschen. Dies, behauptete 
Shubeilat, sei illegal, da nur das 
Parlament gesetzgeberische 
Macht hat. Das Parlament wurde 
kurz vor Einführung der Wahl- 
rechtsreform abrupt aufgelöst. 


Shubeilats Entscheidung, aus der 
parlamentarischen Politik auszu- 
scheiden, ist auch auf die Enttäu- 
schung über seine Parlamentskol- 
legen zurückzuführen, verlautet 
aus Kreisen seiner engsten 
Freunde. »Politische Gruppen 
fordern Shubeilat auf, die Oppo- 
sition zu führen, aber am Ende 
tritt er als einsame Stimme her- 
voI«, sagte einer von ihnen. Shu- 
beilat bekämpfte die Korruption 
und das, was er als Pervertierung 
des demokratischen Prozesses 
ansah, bekam aber nicht die Un- 
terstützung, die er anstrebte. 


Shubeilat plant, weiterhin auf so- 
zialem und kulturellem Gebiet zu 
arbeiten, will aber Pervertierun- 
gen des demokratischen Prozes- 
ses, die er als »Farce« bezeich- 
nete, keinerlei politische Rük- 
kendeckung verleihen. 


Philippinische 
Bischöfe 
kritisieren die 
Politik von 
Ramos 


Die Katholische Bischofskonfe- 
renz der Philippinen greift den 
Plan des Präsidenten Fidel Ra- 
mos zur Geburtenbeschränkung 
an und wettert, dies sei die Folge 
des »demographischen Imperia- 
lismus« der USA. Sie führt dabei 
die Denkschrift 200 der Studie 
zur nationalen Sicherheit der 
USA, ein Dokument aus dem 
Jahre 1974, an, in dem im Inter- 
esse der nationalen Sicherheit in 
den USA Geburtenbeschrän- 
kung in Ländern der Dritten Welt 
gefordert wurden. 


Bischof Teodoro Bacani sagte: 
»Wir haben die Kopie eines Do- 
kuments über nationale Sicher- 
heit, aus dem hervorgeht, daß 
alle darin abgesteckten Ziele auf 


den Philippinen verwirklicht wer- 
den. Was wir derzeit durchma- 
chen, ist ein Fall des demographi- 
schen Imperialismus oder die 
Auferlegung von Geburtenbe- 
schränkung auf andere Länder 
durch ein reicheres Land.« 


Befragt, ob Familienplanung auf 
den Philippinen als Komplott der 
USA erachtet werden könne, 
sagte Pfarrer James Reuter, ein 
Sprecher für die Bischofskonfe- 
renz: »Das ist genau das, was die 
amerikanische Studie stillschwei- 
gend beinhaltet.« Er setzte 
hinzu: »Sicherlich herrscht in 
Laienkreisen die feste Überzeu- 
gung vor, daß das Programm zur 
Familienplanung, komplett mit 
Zielen und Drohungen, aus der 
Behörde für internationale Ent- 
wicklung der Vereinigten Staaten 
stammt.« Er sagte, die »Drohun- 
gen« bestehen darin, daß neue 
Darlehen von der Verwirkli- 
chung der geplanten Geburten- 
beschränkung abhängig gemacht 
werden 


Die Sache wurde von dem Rat 
der Laienschaft der Philippinen, 
eine führende katholische Laien- 
gruppe, die auf einer Pressekon- 
ferenz eine Zusammenfassung 
des amerikanischen Dokuments 
verlas, aufgegriffen. Der Rat der 
Laienschaft hat sich verpflichtet, 
die Verfassungsmäßigkeit des Fa- 
milienplanungsprogramms der 
Regierung vor dem Obersten Ge- 
richt anzufechten. Sie hält Ge- 
betsversammlungen ab, die ein 
Priester den Titel »Nieder mit 
dem Kondom« verlieh. a 


Libanons Aoun 
außerte sich zum 
Nahost-Deal 


Der syrische Staatspräsident Ha- 
fez al-Assad sei durch das israe- 
lisch-palästinensischa Abkom- 
men wesentlich geschwächt wor- 
den, und das könnte dazu beitra- 
gen, den syrischen Griff auf den 
Libanon zu lockern, sagte der 
ehemalige libanesische Minister- 
präsident Aoun zur französischen 
Tageszeitung »Quotidien de Pa- 
ris». Aoun wurde 1990 von den 
Syrern abgesetzt. 


General Aoun, der in Frankreich 
im Exil lebt, ist mit dem Nahost- 
Abkommen zufrieden, wenn 
auch beunruhigt darüber, daß in 


den diplomatischen Gesprächen 
bislang »das libanesische Volk 
aus dem Prozeß herausgehalten 
wurde«. Jetzt werde der syri- 
schen Regierung jedoch »die 
Lektion erteilt«, daß sie für den 
»Friedensprozeß« nicht so not- 
wendig ist, wie sie zu sein 
glaubte. Assad besitzt den Lib- 
anon nicht al »Trumpfkarte«, wie 
er dachte. Daher wird er jetzt 
wohl verhandeln müssen. »Ich 
glaube daher, wenn internationa- 
ler Druck ausgeübt wird, um As- 
sad begreiflich zu machen, daß er 
nicht so stark ist, wie er glaubt, 
dann wird er über den Libanon 
verhandeln müssen.« 


Aoun gibt einer Strategie, Assad 
einen Deal über die Golan-Hö- 
hen anzubieten, als Gegenlei- 
stung dafür, daß er seine Herr- 
schaft über den Libanon aufgibt, 
keinerlei Erfolgschancen. Da As- 
sad in Syrien ein »stalinistisches 
Regime« führt, meinte Aoun, 
wird er weiterhin unter der Prä- 
misse handeln, daß er »beides«, 
die Golan-Höhen und den Lib- 
anon behalten kann, es sei denn 
dieser Gedanke würde ihm von 
außerhalb Syriens ausgetrieben. 
Mi) 


Mandela weist 
Sanktionen 
gegen Südafrika 
zurück 


Der Führer des African National 
Congress (ANC) Nelson Man- 
dela gab bekannt, daß sich der 
ANC für die Aufhebung der 
Sanktionen gegen Südafrika ein- 
setzen werde. Die Ankündigung 
beendet das langjährige Behar- 
ren der Gruppe darauf, die Sank- 
tionen als Widerstand gegen die 
Apartheid aufrecht zu erhalten. 


Indem er dies mit der Vereinba- 
rung zwischen schwarzen und 
weißen Gruppen zur Bildung ei- 
nes Übergangs-Exekutivrats, der 
Südafrika bis zu den Wahlen im 
April mit regieren wird, in Ver- 
bindung brachte, sagte Mandela 
vor weißen Geschäftsleuten in 
Kapstadt: »Ab Ende dieses Mo- 
nats wird der ANC sich aktiv 
überall in der Welt für die Aufhe- 
bung aller noch bestehenden 
Sanktionen und für das Hinein- 
strömen von Kapital nach Süd- 
afrika einsetzen. Wir bitten die 
Völkergemeinschaft um Gelder, 


um Kapital zum Wiederaufbau 
und zur Entwicklung.« 


Der südafrikanische Außenmini- 
ster R. F. Botha erwiderte dar- 
auf, daß die Wirkung der Ankün- 
digung Mandelas durch die Reali- 
tät der Gewalt in Südafrika abge- 
stumpft werde, die potentielle 
Geldanleger in Europa und an- 
derswo, »ungeachtet dessen, was 
der ANC oder irgendein anderer 
sagt«, fernhalte. 


Inzwischen behauptet sowohl die 
De Klerk-Regierung als auch der 
ANC, die kürzliche Welle der Ge- 
walttaten sei das Werk derjeni- 
gen, die entschlossen seien, 
Schritte in Richtung auf Demo- 
kratie zu vereiteln. Auch die Frei- 
heitspartei Inkatha, die die Ge- 
spräche zwischen De Klerk und 
ANC kritisiert hatte, äußerte 
»Erschütterung und Entsetzen« 
über die Tötungen. = 


Gewalttätig- 
keiten im 
Tschad und in 


Kenia 


Demonstrationen _islamischer 
Stammesgruppen sowohl im 
Tschad als auch in Kenia arteten 
in Gewalttätigkeiten aus. Sowohl 
der Tschad als auch Kenia gren- 
zen an den Sudan, und die ganze 
Region wird zu einem Pulverfaß. 


Im Tschad artete ein Straßenpro- 
test in einem Vorort von N’ Dja- 
mena in Gewalttätigkeiten aus, 
und die Folge davon war, daß 66 
Menschen getötet und weitere 
190 verletzt wurden. General Wa- 
del Abdelkader Kamougue, der 
an Stelle des Ministerpräsidenten 
Fidel Moungar handelte, der sich 
außerhalb des Landes befand, 
ordnete einen unbegrenzten Aus- 
nahmezustand bei Nacht an. Ka- 
mougue verbot »Demonstratio- 
nen eines stammesmäßigen oder 
religiösen Charakters, die geeig- 
net sind, den öffentlichen Frie- 
den zu stören«. Die Regierung 
hatte eiligst Truppen nach Abe- 
che, Hauptstadt der östlichen Re- 
gion Quaddai, die an den Sudan 
grenzt, entsandt. 


In Kenia sagte Präsident Daniel 
arap Moi, es sei absurd, daß 
einige Führer der Opposition 
jetzt wegen der zunehmenden 


Zusammenstöße von Stämmen 
zu einer Intervention der Verein- 
ten Nationen aufrufen, nachdem 
sie selbst versagt hätten, eine ver- 
antwortliche Rolle zu spielen, 
um die Lage in den Griff zu be- 
kommen. Moi klagte auch an, 
daß einige Beamte Tätigkeiten 
ausgeübt hätten, die das Anse- 
hen der Regierung beflecken. Er 
bezog sich dabei auf kürzliche 
Fälle des Durchsickerns von Do- 
kumenten der Regierung, das 
Versagen von Banken und auf die 
Erschießung unschuldiger Men- 
schen durch Polizeibeamte, die 
hinausgeschickt wurden, um in 
unruhigen Gebieten für Ruhe 
und Ordnung zu sorgen. Mi) 


Sudanesische 
Delegation bei 
Flugzeug 
absturz getötet 


Ein sudanesisches Militärflug- 
zeug stürzte am 5. September 
1993 nördlich von Malakal ab, 
wobei alle Personen an Bord, dar- 
unter hohe Regierungsbeamte, 
getötet wurden. Unter den Op- 
fern befand sich auch der Gou- 
verneur des südsudanesischen 
Nil-Distrikts, Moussa Ali Sulei- 
man, der Repräsentant des Mili- 
tärs Kamal al Ahmed und der 
Präsident der Stiftung für Frie- 
den und Entwicklung, Abu Go- 
seisa, der im April 1993 Organisa- 
tor und Gastgeber einer interna- 
tionalen Konferenz über Religio- 
nen war. 


Die achtköpfige Delegation be- 
fand sich auf dem Weg zu Gesprä- 
chen mit der Parteiung Lam 
Akol, der rebellischen Sudanese 
Peoples Liberation Army 
(SPLA), bei denen man erwartet 
hatte, weitere Fortschritte zur Er- 
reichung einer Friedensvereinba- 
rung zu erzielen, um den Bürger- 
krieg zu beenden. 


Der Absturz, der laut Mitteilung 
von Regierungsbeamten auf ei- 
nen Motorschaden zurückzufüh- 
ren ist, hat den Friedensbemü- 
hungen einen schweren Schlag 
versetzt. 


In damit zusammenhängenden 
Nachrichten heißt es, daß der Su- 
dan am 8. September 1993 Agyp- 
ten ersucht habe, mitzuhelfen, 
die Vereinigten Staaten dazu zu 


überreden, den Namen des Lan- 
des von einer Liste von Staaten, 
die den Terrorismus fördern, zu 
streichen. Der sudanesische Au- 
Benminister Suleiman Abu Saleh 
sagte auf einer Pressekonferenz 
nach Gesprächen mit Präsident 
Hosni Mubarak und Außenmini- 
ster Amr Moussa in Kairo, Mu- 
barak habe versprochen, Was- 
hington zu bitten, seine Entschei- 
dung zu ändern. 


»Wenn Amerika für Gerechtig- 
keit eintritt, muß es seine Ent- 
scheidung revidieren«, sagte Abu 
Saleh. »Deswegen kam ich nach 
Kairo, um Präsident Mubarak als 
Oberhaupt eines bedeutsamen 
Landes in der arabischen Welt 
und am Horn von Afrika und Prä- 
sident der Organization of Afri- 
can Unity (OAU) einen Brief zu 
überreichen. Präsident Mubarak 
gab seiner großen Besorgnis Aus- 
druck. Er sagte er werde sein Be- 
stes tun, um diese Situation - er 
meinte die Revision der Ent- 
scheidung Amerikas - zu bereini- 
gen.« I 


Palästinenser 
Staat keine 
Gefahr für 


Israel 


Die größte Gefahr, die Israel 
droht, ist nicht, daß jetzt ein von 
der PLO geführter palästinensi- 
scher Staat entstehen könnte, 
sondern, daß ein solcher Staat 
nicht entsteht, schrieb der Ko- 
lumnist William Pfaff in der »In- 
ternational Herald Tribune«. 


Pfaff rügte jene »konservativen 
Israelis«, die das Schreckge- 
spenst an die Wand malen, daß 
jetzt »ein PLO-Staat« entstehen 
wird. Er hob hervor, daß »Israel 
die PLO benötigt, um dieser Ver- 
einbarung zum Erfolg zu verhel- 
fen. Wenn Gaza und Jericho 
nicht wirksam regiert werden, 
chaotische Zustände weiter be- 
stehen, die Autorität der PLO 
verloren geht und Hamas und die 
anderen fundamentalistischen 
und radikalen Parteiungen blü- 
hen und gedeihen, dann wird Is- 
rael sehr wohl bedroht.« 

Pfaff argumentierte dahinge- 
hend, daß die PLO letztenendes 
eine Gruppe sei, deren Gedan- 
ken europäischen Ursprungs 
sind. u 


1/1994 | ODE 53 


Naher Osten 


Palästinenser 


sind die 


wahren 


Verlierer 


Bruce Jackson 


Das Abkommen der Israelis mit den Palästinensern zur gegenseiti- 
gen Anerkennung sowie die Bereitschaft der israelischen Regierung, 
Teile des völkerrechtswidrig besetzten Gaza-Streifens zurückzuge- 
ben, werden von der Weltöffentlichkeit als großer Erfolg bezeichnet. 
Dieses ist es aber nicht. Ganz im Gegenteil: Die Palästinenser und 
damit die ganze Welt der Araber sind in Wirklichkeit die großen Ver- 


lierer. 


Was dort geschehen ist, ist nichts 
anderes als das, was gerade im 


ehemaligen Jugoslawien ge- 
schieht: Von der UNO sanktio- 
nierter Gebietsraub. 


Man darf doch nicht vergessen, 
daß sich die Israelis die besetzten 
Gebiete seinerzeit durch eine völ- 
kerrechts- und menschenrechts- 
widrige militärische Aktion von 
den Arabern angeeignet oder, 
einfach ausgedrückt, gestohlen 
haben. Die israelische Regierung 
ist hierfür auch von der UNO 
durch verschiedene Resolutio- 
nen gemaßregelt und zur Rück- 
gabe dieser Gebiete aufgefordert 
worden. 


Selbstverständlich ist dies nie ge- 
schehen. Durch das ständige 
Veto der Amerikaner im Weltsi- 
cherheitsrat sind dann aber Sank- 
tionen gegen Israel immer wieder 
verhindert worden. 


Plötzlich soll Israel aber den 
Großteil des besetzten Landes 
behalten dürfen - denn man darf 
nicht vergesen, es wird nur ein 
kleiner Teil zurückgegeben -, mit 
dem winzigen Zugeständnis der 
Anerkennung der Palästinenser 
als eigenständiges Volk mit dem 
Recht auf eine Heimat. 


Nur was haben die Araber da- 
von? Nichts! Israel hat nicht nur 
seine Angriffe auf die libanesi- 
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sche Grenzregion fortgesetzt, 
sondern die Grenze kurzerhand 
rund 25 Kilometer nach dem Nor- 
den verschoben. 

In anderen besetzten Gebieten 
wurden weiterhin Ausgangssper- 
ren erlassen. Und auch die Be- 
nachteiligung der Araber wurde 
bislang nicht um einen Deut ver- 
mindert. 


Sicher, Israels Ministerpräsident 
Rabin hat sich mit PLO-Führer 
Arafat getroffen. Doch hat dies 
wirklich so große Auswirkungen 
auf den Lauf der Weltgeschichte? 
Die Antwort lautet schlicht und 
einfach: Nein! 


Arafats Einfluß 
ist gering 


Arafat ist heute schon längst 
nicht mehr der unumstößliche 
Führer der palästinensischen und 
ganzen arabischen Welt. Sein 
Einfluß ist heute viel geringer als 
etwa noch vor zehn Jahren. Die 
Opposition gegen seinen Füh- 
rungsstil wird immer lauter, und 
nur noch ein Bruchteil der Palä- 
stinenser und noch weniger der 
Araber folgen ihm und hören auf 
sein Wort. 


Spätestens nach seiner Heirat ist 
aus dem »Wolf« Arafat ein lamm- 
frommes »Schäfchen« geworden, 
das seinen ganzen Biß und seine 


Kampfkraft verloren hat. Immer 
lauter werden die Kritiker, die sa- 
gen, Arafat habe sich kaufen las- 
sen. Jetzt nach seiner Heirat sei 
er weich geworden und habe den 
Kampf um einen Palästinenser- 
Staat zugunsten eines friedlichen 
Lebens und eines dicken Bank- 
kontos aufgegeben. 


Arafat rechtfertigt sich damit, 
daß die PLO jetzt nun endgültig 
als Sprachrohr der Palästinenser 
anerkannt werden und eigene 
Vertretungen, etwa auf konsula- 
rischem Sektor oder in der UNO, 
bekommen werde. 


Nur: Bringt dies wirklich etwas? 
Auch hier muß die Antwort 
»Nein« lauten! Zwar können die 
Palästinenser dann auch reden 
und Forderungen erheben. Doch 
dies durften in der Vergangenheit 
viele Staaten des Nahen Ostens, 
der Dritten Welt und der Ent- 
wicklungs- und Schwellenländer. 
Und was ist daraus geworden? 
Haben sie dadurch irgendeinen 
Vorteil gehabt? Nein, denn die 
Antwort auf ihre Forderungen 
lautete immer wieder »Abge- 
lehnt« oder »Derzeit nicht mach- 
bar« oder ähnliches. 


Da die UNO jetzt im Gegenzug 
zur israelischen Anerkennung 
der Palästinenser beschlossen 
hat, alle Resolutionen gegen Is- 
rael aufzuheben, wurde damit 
Landraub sanktioniert. Oder an- 
ders gesagt: Die Araber verloren 
große Teile ihres Landes für ei- 
nen Preis, der nahe Null liegt. 


Die Wut 
wird wachsen 


In Wirklichkeit wurde die Lage 
durch die Anerkennung der PLO 
sogar noch schlimmer. Es wurden 
jetzt nämlich Erwartungen in der 
arabischen Welt geweckt, die nie 
und nimmer erfüllt werden kön- 
nen - und, was das wichtigste ist, 
von den Israelis auch nicht erfüllt 
werden wollen! 


Mit jedem Monat, der vergeht, 
und in dem sich nichts für das un- 
terdrückte palästinensische Volk 
ändert und die Angriffe der Israe- 
lis gegen den Libanon sogar noch 
eher zunehmen werden, wird 
auch die Wut gegen das »gelobte 
Volk« wachsen. Selbst wenn Ma- 
rokko und Jordanien jetzt erken- 
nen lassen, diplomatische Vertre- 
tungen mit Israel aufzunehmen, 
so ändert dies aber doch nichts 


daran, daß diese beiden Staaten 
für das Machtgefüge im Nahen 
Osten nahezu unbedeutend sind. 
Gleichzeitig wächst dadurch nur 
die Gefahr, daß die beiden Kö- 
nige, deren Thron ohnehin schon 
sehr wackelig ist, bald gestürzt 
werden, da das »normale« Volk 
auch weiterhin anti-israelisch ein- 
gestellt ist. Damit wären aber 
zwei weitere gemäßigte Regie- 
rungschefs weg vom Ruder! 


Der neben Israel, dem Irak und 
dem Iran wichtigste Machtfaktor 
im arabischen Raum, Syrien, hat 
dann auch schon unmißverständ- 
lich die Welten wissen lassen, daß 
man nicht gewillt sei, den Kampf 
gegen Israel einzustellen. Ja, in 
den vergangenen Wochen und 
Monaten verstärkt sich sogar der 
Eindruck, daß der Kampf im Ge- 
genteil sogar an Härte zunimmt. 


Man kann es den Syrern aus ihrer 
Sicht auch nicht verübeln (selbst 
wenn man vom moralischen 
Standpunkt her natürlich Terror- 
akte und den Tod Unschuldiger 
völlig ablehnen muß). Denn sie 
sehen, was aus Ägypten gewor- 
den ist. Vor dem Sechs-Tage- 
Krieg noch stärkste arabische 
Macht, wurden sie dann in den 
Jahren nach ihrer Niederlage im- 
mer mehr durch die Amerikaner 
zu einem Quasi-Bündnis mit Is- 
rael gezwungen - ohne daß es ih- 
nen irgendwelche großen Vor- 
teile gebracht hätte. 

Sicherlich, Agypten ist auch 
heute noch gemessen für andere 
arabische und erst recht für palä- 
stinensische Verhältnisse reich - 
doch das war es auch schon zu- 
vor. Heute ist es aber, ebenso wie 
Saudi-Arabien und Kuwait ein 
Vasallenstaat der USA geworden 
und mehr oder weniger von den 
Amerikanern abhängig. Dies 
konnte man am besten daran er- 
kennen, wie sich Agyptens 
Staatschef Mubarak nach dem 
irakischen Einmarsch in Kuwait 
trotz des anderslautenden Wil- 
lens des Volkes demonstrativ in 
die Gegnerschaft Saddam Hus- 
seins einreihen und sogar an 
Kampfaktionen gegen den Irak 
teilnehmen mußte. 


Sicherlich: Der Frieden ist zu- 
mindest auf diesem Abschnitt si- 
cherer geworden, aber auch nur, 
weil Mubarak mit amerikani- 
scher Finanzhilfe die fundamen- 
talistische Opposition unter- 
drückt und zudem der Tourismus 
noch viele Devisen ins Land 
bringt. O0 


Naher Osten 


Arafat will 
kein Gorbat- 
schow sein 


John Springfield 


»Ich will nicht wie Gorbatschow sein«, sagte der Vorsitzende der Pa- 
lestine Liberation Organization (PLO), Jassir Arafat, zu der Zei- 
tung der israelischen Arbeitspartei »Davar« in einem Interview. Mi- 
chail Gorbatschow, erläuterte Arafat, »startete die Politik der Peres- 
troika, verfügte jedoch nicht über die notwendigen Finanzmittel und 
mußte von der Bühne abtreten«. Arafat warnte: »Wenn die Vereinig- 
ten Staaten und die Völkergemeinschaft keine Gelder bereitstellen 
würden, um Infrastrukturprojekte in den Territorien und vor allem 
im Gazastreifen zu finanzieren, dann ist es zweifelhaft, ob die Verein- 
barung in die Tat umgesetzt werden kann«. 


Aber ob dieser Entwicklungskre- 
dit kommt und von daher gese- 
hen der Friedensvertrag zwi- 
schen Israel und der PLO ver- 
wirklicht werden kann, bleibt 
eine offene Frage. Die Weltbank 
hat bereits erklärt, daß Wirt- 
schaftsinfrastrukturprojekte im 
Nahen Osten von »niedriger 
Priorität« seien. Am 21. Septem- 
ber 1993 rief der amerikanische 
Außenminister, Warren Christo- 
pher, zu einer Konferenz von »in- 
ternationalen Geldgebern« auf, 
die am 1. Oktober in Washington 
abgehalten wurde, um die Ver- 
gabe von etwa drei Milliarden 
Dollar über zehn Jahre hinweg 
an das Westufer und Gaza in Er- 
wägung zu ziehen - eine absurd 
niedrige Schätzung der Weltbank 
im Vergleich zu dem, was benö- 
tigt wird. Christopher setzte sich 
auch dafür ein, Hilfe über die 
Weltbank zu kanalisieren. 


Es geht um 
finanzielle Hilfe 


Andererseits forderte der israeli- 
sche Außenminister, Shimon Pe- 
res, bei seiner Zusammenkunft 
mit dem japanischen Außenmini- 
ster Tsutomo Hata bei den Ver- 
einten Nationen am 26. Septem- 
ber Japan dazu auf, eine »Konfe- 
renz der weisen Männer« von Ex- 
perten zu fordern, um einen 
»neuen Nahen Osten« aufzu- 
bauen, und möglicherweise ein 
alternatives Forum für die Welt- 


bank einzuberufen. In gleicher 
Weise sagte Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl vor einer Versammlung 
von Führern der europäischen Ju- 
denheit am 9. September: »Wir 
müssen einen Marshall-Plan für 
den Nahen Osten schaffen.« 


Schon 1986 hatte Peres zu einem 
Marshall-Plan in der Größenord- 
nung von 50 Milliarden Dollar 
aufgerufen. In Kommentaren ge- 
genüber der italienischen Presse 
im Frühjahr rief Peres zur Bil- 
dung eines jährlichen Fonds von 
acht Milliarden Dollar für die 
Entwicklung im Nahen Osten 
auf, um regionale Infrastruktur- 
projekte, wie zum Beispiel Ent- 
salzung, in die Tat umzusetzen. 


Die Weltbank 
sagt »nein« 


Eine Studie der Weltbank über 
den Nahen Osten im September 
1993 läßt keinen Zweifen daran, 
daß sie versuchen wird, die Art 
von Entwicklung, zu der Arafat 
und Peres aufgerufen haben, zu 
blockieren. In ihrem Bericht 
»Friedensgespräche im Nahen 
Osten, regionale Kooperation 
und wirtschaftliche Entwicklung: 
Eine Anmerkung zu regionalen 
Projekten mit Vorrang«, räumt 
die Weltbank fast allen Infra- 
strukturprojekten eine »niedrige 
Priorität« ein. Das einzige ehrgei- 
zige Projekt, das empfohlen 
wird, eine Gaspipeline von Alge- 


rien nach Europa, beruht darauf, 
daß Algerien die Pipeline be- 
nutzt, um seine gewaltigen Schul- 
den an den Internationalen Wäh- 
rungsfonds abzubezahlen. 


Zu den Projekten, die in Verges- 
senheit geraten sollen, gehören: 
Der Mittelmeer-TIotes Meer-Ka- 
nal. Zusammen mit dem Rotes 
Meer-Totes Meer-Kanal ist die- 
ses Projekt notwendig, um Gaza 
und das Westufer zu entwickeln. 
Die Kanäle würden die Wasser- 
stände des Toten Meers beibehal- 
ten; an ihnen entlang atombetrie- 
bene Wasserentsalzungsanlagen 
zu bauen würde eine gewaltige 
Steigerung der Nahrungsmittel- 
produktion ermöglichen. Die Re- 
gion ist verzweifelt knapp an 
Frischwasser. 


Die Schnellbahn von Beirut bis 
zur syrischen Grenze: Dieses und 
andere Projekte sind notwendig, 
um den Hafen von Beirut, den 
bedeutsamsten Hafen in der Re- 
gion vor dem libanesischen Bür- 
gerkrieg, wieder zu beleben. Sol- 
che Projekte sind erforderlich um 
eine Basis für die Entwicklung 
Syriens zu schaffen. 


Der Akaba-Irak-Korridor, eine 
Landbrücke, die Jordaniens Ha- 
fen Akaba am Roten Meer mit 
Irak verbindet: Bahn- und Stra- 
ßenbauprojekte, die mit diesem 
Korridor in Verbindung stehen, 
befinden sich schon seit Jahren 
auf den Reißbrettern. Die durch 
den UNO-Krieg zerstörte Infra- 
struktur des Iraks muß wieder 
aufgebaut und das mörderische 
Embargo aufgehoben werden, 
wenn das Friedensabkommen 
funktionieren soll. Irakische Ar- 
beitskräfte gehören zu den zah- 
lenmäßig stärksten und qualifi- 
ziertesten in der Region, und das 
landwirtschaftliche Potential des 
Iraks ist riesig. Ein Transportkor- 
ridor zur Verbindung des Iraks 
mit Gaza, der mit einer großen 
Hafenstadt versehen werden 
muß, wird ebenfalls benötigt. 
Eingliederung des regionalen 
Bahnwesens: Die Weltbank weist 
in ihrem Bericht die Art des Baus 
von Bahnstrecken und die Ein- 
gliederung der vorhandenen 
Bahnnetze zurück, die erforder- 
lich sind, um Nordafrika und den 
Nahen Osten anzubinden. Es ist 
ein fortwährender Skandal, daß 
einige der Bahnstrecken, die im 
Ersten Weltkrieg von Britanniens 
»Lawrence of Arabia« zerstört 
wurden, niemals wieder aufge- 
baut wurden. 


Noch eine andere Art und Weise, 
auf die die Weltbank versucht, 
Entwicklung zu sabotieren, ist 
der Mißbrauch des Abkommens 
als Mittel um der Region einen 
»gemeinsamen Markt« aufzu- 
zwingen, der auf die Ausbeutung 
billiger arabischer Arbeitskräfte 
konzentriert ist. 


Pläne für ein Hongkong 
des Nahen Ostens 


Jacob Frenkel, der Gouverneur 
der Bank von Israel und ehemali- 
ger Spitzenbeamter der Welt- 
bank, scheint einer der Befürwor- 
ter dieses Planes zu sein, beidem 
palästinensische Arbeitskräfte 
dazu benutzt werden, um arbeits- 
intensive Güter ins Ausland zu 
verkaufen. Verbunden mit die- 
sem Plan sind Bemühungen, den 
Tourismus zu fördern, eine Poli- 
tik, die von der Weltbank oft ih- 
ren Opfern als Ersatz für Ent- 
wicklung angepriesen wird. 


Es gibt noch damit zusammen- 
hängende Pläne, die Abkommen 
als Vehikel zu benutzen, mit dem 
gewisse Kräfte in Israel die be- 
nachbarten Wirtschaften - insbe- 
sondere die ägyptische Wirtschaft 
-.an sich reißen wollen. Im Sep- 
tember 1993 zwang der Interna- 
tionale Währungsfonds die ägyp- 
tische Regierung dazu, ihr Bank- 
wesen zu privatisieren, wodurch 
riesige neue Gelegenheiten für 
Interventionen des Auslands ge- 
schaffen wurden. Verschiedene 
politische Persönlichkeiten in 
Agypten sind lange Zeit dafür 
eingetreten, billige ägyptische 
Arbeitskräfte zu benutzen, um in 
der Region ein »Hongkong« zu 
schaffen. oO 
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Frankreich 


Obrigkeit- 


licher 


Meinungs- 
terror ım 


»Freien 


Westen« 


Beat Christoph Baeschlin 


Eisiger Wind der Meinungszensur und der obrigkeitlichen Mei- 
nungslenkung weht dem ganzen »freien und demokratischen« We- 
sten um die Ohren. Aber die große Presse, die gern von ihrem Wäch- 
teramt über die Meinungsfreiheit schwärmt, tut als sähe sie nicht, 
wie demokratische Theorie und regierungsamtliche Praxis immer 


bedenklicher auseinanderklaffen. 


Ausgerechnet im Zeitpunkt, wo 
die rein bürgerliche Regierung 
Balladur einen wahren Mei- 
nungsterror in Frankreich aufzu- 
richten beginnt - anfangs Okto- 
ber 1993 -, stimmte die mei- 
nungsmachende Zeitung »Le 
Monde« ein im Tone herzzerreis- 
sender Empörung gehaltenes 
Klagegeschrei an. Sie warf dem 
Papst vor, mit seiner neuen Enzy- 
klika »mißachte er die Freiheit 
der theologischen Forschung und 
Meinungsäußerung«. In Wirk- 
lichkeit ist der Vorwurf ange- 
sichts des soeben angekündigten 
Antirassismus-Meinungsterrors 

ganz unpassend und zudem wi- 
dersinnig. Ist doch die Freiheit 
der Meinungsäußerung eine ab- 
solute Voraussetzung für den de- 
mokratischen Staat, aber im 
theologischen Bereich durchaus 
diskutabel. Das sollte man bei 
»Le Monde« eigentlich wissen. 


Höhere » Werte« als 
die Demokratie 


Die sich als moralische Anstalt 
gebärende Zeitung »Le Monde« 
versteht sich als wichtigen Be- 
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standteil der französischen De- 
mokratie. Es würde ihr also wohl 
anstehen, ihre Lehrstücke betref- 
fend die freie Meinungsäußerung 
auf den staatlichen Bezirk zu be- 
schränken. Denn dort hapert es 
ganz bedenklich. 


Aber »Le Monde« scheint es 
nicht zu merken - oder nicht mer- 
ken zu wollen? -, daß auf staatli- 
che Weisung hin willkürliche Ge- 
richtsverfahren wegen Meinungs- 
delikte durchgeführt werden, 
und daß drakonische Urteile aus- 
gesprochen werden, womit Ein- 
zelbürger und Informationsme- 
dien, nicht genehme Politiker 
und eigenwillige Zeitschriften 
zum Schweigen gebracht werden 
sollen. Wenn Demokratie ernst 
gemeint ist, dann müssten alle de- 
mokratischen Stimmen sich zum 
Protest erheben. Merkwürdiger- 
weise ist das nicht der Fall. Es 
gibt folglich höhere »Werte« als 
die Demokratie: Zum Beispiel 
den Antirassismus. 


Seit dem Zerfall der Sowjetunion 
und der Vereinigung der beiden 
Teile Deutschlands braust es wie 
ein Orkan über Westeuropa da- 


hin nämlich das endzeitlich an- 
mutende Geschrei gegen den so- 
genannten »Rassismus«. Es han- 
delt sich um ein neuerfundenes 
Schimpfwort, dem tödlich Wir- 
kung beigemessen wird. Wer von 
der Meinungsmache dieses ver- 
dammnisbringende Schimpfwort 
angeworfen erhält, der ist als Un- 
mensch gezeichnet und zur Un- 
person abgestempelt. 


In allen Ländern, die von den 
Weltstrategien für die Massenein- 
wanderung von Dritte-Welt-Men- 
schen vorprogrammiert wurden, 
sollen »Antirassismus«-Gesetze 
erlassen werden, um den Wider- 
stand gegen diese Invasion von 
vorneherein abwürgen zu kön- 
nen. Allein schon diese Vorpro- 
grammierung zeigt, daß eine 
weltweite Strategie am Werke ist, 
um Wanderungsströme auszulö- 
sen und in bestimmte Richtungen 
zu lenken. Dazu kommt ein wei- 
teres: Die als ideologische Welt- 
lehrmeisterin aufgezäumte UNO 
in New York setzt alle Staaten un- 
ter Druck, sich im Sinne des Anti- 
rassismus zu betätigen. 


Auch die Schweiz wird von 
magischer Kraft getrieben 


Da soll es kein Auskneifen ge- 
ben. Darum ist auch der Nicht- 
UNO-Mitgliedstaat Schweiz ur- 
plötzlich, wie von magischer 
Kraft getrieben, auf den Gedan- 
ken gekommen, ein Antirassis- 
mus-Gesetz hervorzuzaubern. 
Und -o Wunder! -sämtliche poli- 
tischen Parteien und fast alle Par- 
lamentarier - sogar die »Nationa- 
len« - stimmten unterwürfig, 
stramm und einmütig dieser ganz 
und gar unnötigen Neuerung zu. 


Eigentlich hätten die Bannerträ- 
ger von Demokratie, von Mei- 
nungsfreiheit und Rechtsstaat- 
lichkeit wie ein Mann aufstehen 
müssen und in den Ratsaal rufen: 
»Haltet ein im freventlichen 
Spiel: Noch gilt der im Grundge- 
setz verankerte Gedanke der un- 
beschränkten Freiheit der Mei- 
nungsäußerung. Man kann doch 
nicht mit einem Paragraphen im 
Strafgesetzbuch einfach dieses 
Grundrecht beschränken ...« 
Aber keiner, keiner ließ sich hö- 
ren; alle, alle blieben stumm, 
diese Wächter auf den Zinnen 
der Demokratie. Staatsverfas- 
sung und Parlamentarismus wur- 
den wieder einmal so sehr strapa- 
ziert, daß die Glaubwürdigkeit 
dieser Einrichtungen schweren 


Schaden erlitten. Aber ange- 
sichts des großen Ziels der Völ- 
kervermischung können Men- 
schenrechte und Rechtsstaat 
doch einige Abstriche ertragen. 


Volksrechte gegen 
»Demokratie« 


Kein Begriff ist so sehr seines In- 
haltes und seiner wahren Bedeu- 
tung entleert worden wie »Demo- 
kratie«. Alle politischen Manipu- 
lierkünste werden heute kurzer- 
hand mit der Bezeichnung »De- 
mokratie« versehen, um sie 
schmackhafter anzubieten. Die 
internationale Meinungsmache 
insbesondere betreibt dieses 
muntere Spiel, so daß weltweit 
eine einheitliche Desinformation 
Platz greift. Deshalb muß der 
ganze weltweite »Antirassis- 
mus«-Rummel ebenso weltweit 
als »demokratische« Empfin- 
dung und als »demokratischer« 
Gedanke angepriesen werden. 


Gemäß dem Beschluß der fast 
einhellig »antirassistisch« ge- 
trimmten schweizerischen 
»Volksvertreter«, hätten die An- 
tirassismus-Bestimmungen am 4. 
Oktober 1993 in Kraft treten sol- 
len. Doch da begab es sich, daß 
die Volksrechte der »demokrati- 
schen« Planung in die Quere ka- 
men. 

Nämlich so: Ohne auch nur die 
leiseste Unterstützung einer der 
vielen ach so »demokratischen« 
politischen Parteien oder Forma- 
tionen, und ohne irgendwelchen 
Beistand von großen kulturellen 
oder religiösen Gruppierungen, 
haben sich einige mutige Männer 
ans Werk gemacht, um die 50000 
amtlich beglaubigten Unter- 
schriften von wahlberechtigten 
Schweizerbürgern zusammenzu- 
bringen. Das war die Vorausset- 
zung um zu erwirken, daß das 
Antirassismusgesetz dem Volke 
zur Abstimmung unterbreitet 
werden muß. Obwohl die Refe- 
rendumsfrist schlauerweise in die 
Zeit der Sommerflaute verlegt 
worden war, haben diese politi- 
schen Einzelgänger im Schnee- 
ballsystem andere Einzelgänger 
mobilisiert und schließlich am 4. 
Oktober 1993 ganze 58500 Unter- 
schriften vorlegen können. Da- 
mit hatte die Antirassismus-Wut 
plötzlich einen Dämpfer aufge- 
setzt erhalten ... zum maßlosen 
Arger aller Patentdemokraten 
und aller unterwürfigen Mitläu- 
fer der weltweiten Politmanipula- 
tion. 


Die bürgerliche Regierung Balla- 
dur in Frankreich hat alles über- 
troffen, was bisher in irgendei- 
nem Lande an Antirassismus ge- 
leistet worden ist. Frankreich ist 
auch dazu ausersehen worden, 
das Musterländle der Bastardisie- 
rung darzustellen. Nun hat In- 
nenminister Pasqua ein wahres 
Terror-Regime aufgerichtet, um 
der antirassistischen Heilslehre 
Eingang in alle Gemüter zu berei- 
ten. Ein Sonderdelegierter für 
Antirassismus, ein gewisser Pa- 
trick Gaubert, hat in zwei jüdi- 
schen Zeitungen angekündigt, 
daß nun ein Kampf bis aufs Mes- 
ser losgehen werden, um jede Re- 
gung von Rassismus auszumer- 
zen. Ja, er teilte mit, daß er sogar 
»die vom Gesetz zugelassenen 
rassistischen Außerungen mit 
Stumpf und Stiel ausrotten 
werde«. Das heißt also, der fran- 
zösische Staat werde von nun an 
seine Machtmittel einsetzen, um 
gesetzwidrige Zwecke zu errei- 
chen. 


Frankreich im 
Antirassismus-Delirium 


Es ist offensichtlich, daß in 
Frankreich gewisse Regierungs- 
leute in ein Stadium des ideologi- 
schen Deliriums geraten sind, 
zum Beispiel der genannte »In- 
quisitor« Gaubert. Hat er doch in 
den genannten jüdischen Zeitun- 
gen bekanntgegeben: »Wir wer- 
den alle Buchhandlungen und 
alle Zeitungen zerschlagen, wel- 
che rassistisches Gedankengut 
vermitteln.« Vermutlich will 
Herr Gaubert den Begriff »Ras- 
sismus« auf alle Außerungen und 
sogar auf Gefühle wie Vater- 
landsliebe, Treue zur angestamm- 
ten Heimat, französisches Natio- 
nalbewußtsein ausweiten. Umso- 
mehr soll es als ein strafwürdiges 
Vergehen gewertet werden, 
wenn einer fordert, auf dem Ar- 
beitsmarkt seien vorerst die fran- 
zösischen Staatsbürger zu be- 
rücksichtigen. Wenn ein hoher 
Beamter des Innenministeriums 
solche Töne von sich gibt, dann 
haben wir es tatsächlich mit ei- 
nem nationalen Notstand zu tun! 


Regierung Balladur 
bekämpft den 
Staatsgedanken 


Wie eine Meute von Jagdhunden 
sind Frankreichs unentwegte An- 
tirassismus-Kämpfer angetreten 
und haben als erste Opfer ihrer 


Francois Mitterrand: »In Frankreich ist die Freiheit der Meinung 
noch nie so großzügig gehandhabt worden wie während meiner 
Präsidentschaft.« 


überschäumenden Angriffslust 
zwei Frauen ausersehen. Vorerst 
Madame Camille Galic, Heraus- 
geberin und Hauptredakteurin 
der Zeitung »Rivarol« (Paris). 
Diese intelligente und kämpferi- 
sche Frau vertritt mit glänzender 
Argumentenfülle die Sache der 
konservativen Rechten. Dieser 
Umstand allein ist hinreichend, 
um ihre Zeitung zu zerschlagen. 
Wer die Politik vom nationalen 
Gesichtspunkt aus betrachtet, ist 
nach der Doktrin der Linken be- 
reits ein »Rassist«. Denn Begriffe 
wie »Vaterland« und »französi- 
sches Volk« werden bereits als 
Ausdruck strafwürdiger Gesin- 
nung beurteilt und neuerdings 
auch verurteilt. 


Bisher mußte zwar jemand Klage 
erheben, um ein Gerichtsverfah- 
ren zu erwirken. Die »bürgerli- 
che« Regierung Balladur will 
aber nicht mehr auf Kläger war- 
ten, sondern beauftragt nun den 
Staatsanwalt zum Eingreifen. 
Und sobald dieser Schritt getan 
ist, wird das Vergehen »Rassis- 
mus« festgestellt und so riesige 
Bußen werden als »Strafe« aufge- 
brummt, daß die Zeitung sie 
nicht zahlen kann und den Kon- 
kurs anmelden muß. 


Terror und Ausmerzung der 
freien Meinungsäußerung! Na- 
türlich lautete die Anklage gegen 
Mme. Galic: Aufstachelung zum 
Rassenhaß. Ein schwabbeliger 
Allerweltsbegriff. 


Aber nicht nur Worte, sondern 
auch Zeichnungen sind strafbar. 


Zeichnungen sind den Terror-Re- 
gimen immer besonders lästig. 
Darum kam nach Frau Galic die 
Zeichnerin CHARD an die 
Reihe, um den Zorn der Mei- 
nungsmacher zu erfahren. Auf ih- 
ren treffenden Karikaturen stellt 
sie die französische Tagespolitik 
mit Witz und Scharfsinn dar. Sie 
arbeitet auch für »Rivarol« und 
für verschiedene andere Zeitun- 
gen der nationalen Rechten. 


»Antirassistische« 
Unterscheidungskunst 


Aus der Schale des obrigkeitli- 
chen Zornes flossen nicht weni- 
ger als elf Anschuldigungen. Und 
da gilt es nun die Feinheiten der 
antirassistischen Unterschei- 
dungskunst zu bewundern: Acht 
der elf Anklagen lauten auf »Ver- 
gehen der Aufstachelung zur Ras- 
senunterscheidung, des Rassen- 
hasses und der rassistischen Ge- 
waltanwendung, zwei Anklagen 
lauten auf rassistische Verun- 
glimpfung und eine auf rassisti- 
sche Verleumdung. Straflos sol- 
len alle Zeichnungen bleiben, in 
denen der »franchouillard« (der 
läppische Franzosenmichel) dar- 
gestellt ist, unter dessen Nase 
und auf dessen Kosten sich die 
Einwanderermassen gütlich tun. 
Aber wehe, wenn ein typischer 
Nordafrikaner, ein Schwarzer 
oder gar ein Jude kenntlich dar- 
gestellt wurde. Das ist jedesmal 
ein schwer strafwürdiges Verge- 
hen. 

Man kann nur gespannt sein, wie 
dieser groteske Prozeß sich ge- 


stalten wird. Vor nicht allzulan- 
ger Zeit wäre so etwas im allge- 
meinen Hohngelächter versun- 
ken. Aber offenbar sind die heuti- 
gen Franzosen viel »ernsthafter« 
geworden, weil sie den Sinn für 
Kritik und Humor weitgehend 
verloren haben. 


Es ist somit offensichtlich, daß 
die heute in Frankreich und in 
den anderen westlichen Staaten 
praktizierten Methoden der Ge- 
hirn- und Charakterwäsche 
kaum mehr abweichen von dem, 
was in totalitären Staaten üblich 
war und ist. Zwar wird — vorläu- 
fig? — noch davon abgesehen, 
allzu offensichtlichen Terror an- 
zuwenden. Aber der entschei- 
dende Schritt vom Rechtsstaat 
weg und abseits der Menschen- 
rechte ist getan, seitdem Mei- 
nungsäußerungen politischen In- 
halts bestraft und die Vertreter 
der »schädlichen« Meinung wirt- 
schaftlich ruiniert und gesell- 
schaftlich verfemt werden. 


Vergessen wir nicht, daß Staats- 
präsident Mitterrand genüßlich 
und zur eigenen Beruhigung im- 
mer wieder erklärt: »In Frank- 
reich ist die Freiheit von Mei- 
nungsäußerung noch nie so groß- 
zügig gehandhabt worden wie 
während meiner Präsident- 
schaft.« 


Hat nicht sein Freund Helmut 
Kohl in Deutschland die gleichen 
Sirenentöne von sich gegeben: 
»Noch nie hat es auf deutscher 
Scholle ein so freiheitliches Re- 
gime gegeben wie unter meiner 
Kanzlerschaft ...« Diese hohlen 
Worte sollen die giftigen Dünste 
des Antirassismus-Terrors be- 
schönigen, hüben wie drüben. 


Oo 
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Psychopolitik 


Die Kunst der 
Gehirnwäsche 


Zweiter Teil 


Charles Stickley und Kenneth Goff 


Wenn man es mit einem Fall von Gehirnwäsche zu tun hat, ist es er- 
forderlich, die Motive und allgemeine Vorgehensweise jener Leute 
zu verstehen. Ein Psychopolitiker ist eine Person, die als Psychiater 
ausgebildet ist, als Psychiater fungiert, aber auf subversive Weise 
kommunistische Richtlinien zur Durchführung bringt. Personen des 
öffentlichen Lebens, Behörden, offizielle Einrichtungen und Regie- 
rungen sowie das Feld der geistigen Heilung unterwandert und somit 
kommunistische Doktrinen infiltriert. Deshalb ist das Wort »Psy- 
chiater« treffend, ebenso das Wort »politischer Gehirnwäsche«, 
»Psychopolitiker« oder auch »psychopolitischer Agent«. Psychopo- 
litische Werkzeuge sind zum Beispiel Elektroschock, Gehirnchirur- 
gie, der Einsatz von Drogen, wie zum Beispiel Psychopharmaka, 
Hypnose, ebenfalls die Kombination von Schmerz-Drogen-Hypnose 
und Elektroschock und andere Dinge mehr. 


Wenn Loyalität innerhalb der so- 
zialen und wirtschaftlichen Struk- 
tur dermaßen wichtig ist, dann ist 
es nötig, sie als solches etwas ge- 
nauer zu untersuchen. 


Im Feld der Psychopolitik bedeu- 
tet Loyalität lediglich Gleich- 
schaltung. Es bedeutet genauer 
gesagt, die Gleichschaltung mit 
den Zielen des kommunistischen 
Staates. Illoyalität ist gleichbe- 
deutend mit Nichtgleichgeschal- 
tetsein und genauer gesagt, mit 
Nichtgleichgeschaltetsein mit 
den Zielen des Staates. 


Das Problem 
der Loyalität 


Wenn wir bedenken, daß die 
Ziele des kommunistischen Staa- 
tes die bestmöglichsten Ziele 
zum größten Wohl der Massen 
sind, dann können wir sehen, daß 
der Begriff Illoyalität eine demo- 
kratische Einstellung mitein- 
schließen kann. Treue zu nicht 
kommunistisch indoktrinierten 
Personen wäre einfach fehlgelei- 
tete Treue. 


Die Abhilfe für Untreue liegt 
vollständig innerhalb der Prinzi- 
pien der Gleichschaltung. Alles, 
was nötig ist, um Untreue zu 
handhaben, wo sie einem begeg- 
net, ist die Absichten des Indivi- 
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duums mit den Zielen des Kom- 
munismus gleichzuschalten und 
man wird sehen, daß eine große 
Menge Umstände, die zuvor un- 
angenehm waren, einfach ver- 
schwinden werden. 


Wenn ein Herz oder eine Niere 
rebellieren, so sind sie gegenüber 
dem ganzen Körper illoyal. Um 
das Herz oder die Niere zu hei- 
len, ist es tatsächlich nötig, deren 
Aktivitäten mit denen des restli- 
chen Körpers in Einklang zu brin- 
gen. 


[Die Techniken der Psychopolitik 


beweisen diese Tatsache hinrei- 
chend. Leichter Elektroschock 
kann und wird die Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit eines rebel- 
lischen Organs wieder herstellen. 
Es ist die Schockwirkung und 
Strapaze des chirurgischen Ein- 
griffes, weniger der Eingriff als 
solcher, welche die Wiederein- 
gliederung einer unzuverlässigen 
Körperpartie bewirkt. Mehr die 
Bombardierung mit Röntgen- 
strahlung, weniger der therapeu- 
tische Nutzen der Röntgenstrah- 
len selbst verursacht, daß irgend- 
ein unzuverlässiges Organ seine 
Aufmerksamkeit wieder der Un- 
terstützung des Gesamtorganis- 
musses zuwendet. , 


Während noch nicht bestätigt ist, 
ob Elektroschock irgendeinen 


therapeutischen Nutzen hat, 
wenn es darum geht, ein Indivi- 
duum gesünder zu machen, läßt 
sich jedoch hinreichend erken- 
nen, daß dessen Bestrafungswert 
beim Patienten eine kooperati- 
vere Einstellung hervorbringt. 


Gehirnchirurgie kann nur dann 
empfohlen werden, wenn es 
darum geht, individuelle Persön- 
lichkeit aus den Reihen derjeni- 
gen Organe zu entfernen, denen 
Kooperation ansonsten nicht 
möglich wäre. Es wurde behaup- 
tet, daß diese beiden russischen 
Entwicklungen die geistige Ge- 
sundheit verbessern würden. 


Das Verändern von 
Treueverhältnissen 


Sie funktionieren nur dann, 
wenn es darum geht, der Indivi- 
dualität eine hinreichende Be- 
strafungsmethode entgegenzu- 
setzen, daß diese aufhört, die ihr 
innewohnenden ichbezogenen 
Tendenzen einzuschlagen. Es ist 
die Gewalt des E-Schocks und 
der Chirurgie, die nützlich ist, die 
widerspenstige Persönlichkeit zu 
unterwerfen, was übrigens die 
einzige Sache ist, die den Massen 
oder dem Staat im Wege steht. Es 
kann von Zeit zu Zeit beobachtet 
werden, daß das Entfernen von 
hinderlichen Persönlichkeiten 
mittels Schock oder Chirurgie 
das erneute Wachstum und die 
Wiedereingliederung von Orga- 
nen bewirkt, die zuvor - von die- 
ser Person angestiftet - rebellier- 
ten. Durch den Umstand, daß ein 
Staat aus Organen und nicht aus 
Persönlichkeiten besteht, wird 
offensichtlich, daß Psychopolitik 
Elektro-Schock und Gehirnchi- 
rurgie verwenden muß. 


Das Verändern von Treueverhält- 
nissen besteht zuallererst einmal 
daraus, bestehende Loyalitäten 
auszulöschen. Dies kann aufeine 
von zwei Arten geschehen: Er- 
stens, indem man aufzeigt, daß 
bestehende Treueverhältnisse ge- 
fährliche Umstände mit sich 
brachten, wie zum Beispiel Ge- 
fangennahme, Mangel an Aner- 
kennung, Entbehrung und zwei- 
tens, indem man die Persönlich- 
keit selbst auslöscht. Die erste 
Möglichkeit wird dadurch er- 
reicht, daß man dem Individuum 
andauernd und fortwährend ein- 
filtert, daß seine Loyalität bisher 
Leuten gewährt wurde, die dies 
nicht verdienten. 

Eine der grundlegendsten Mög- 


lichkeiten, die sich einem hierfür 
bieten ist, Umstände zu erschaf- 
fen, eine schroffe Ablehnung bei- 
spielsweise, die, wie es scheint, 
von der Zielperson seiner Loyali- 
tät herstammen. Als Bestandteil 
davon kann man eine bestimmte 
Geisteshaltung bei der Person er- 
zeugen, indem man sie unge- 
wöhnlichen Zwängen aussetzt 
und sie anschließend mit falschen 
Beweisen füttert, die aufzeigen, 
daß die Ursachen für die harten 
Umstände von der ehemaligen 
Zielperson herstammen. Teil der- 
selben Methode ist es, die Per- 
son, deren Loyalität geändert 
werden soll, bei der Zielperson 
der Loyalität so stark zu diffamie- 
ren, daß sie einen schlechten Ruf 
bekommt und von der Zielper- 
son zurückgewiesen wird, was die 
Person überzeugt, daß sie ihre 
Loyalität an den Falschen ver- 
schwendet hat. 


Das sind die milderen Methoden, 
sie haben sich jedoch als äußerst 
wirksam erwiesen. Das größte 
Manko dabei ist, daß sie Konzen- 
tration, das Fertigen falscher Be- 
weise und die Zeit des Psychopo- 
litikers in Anspruch nehmen. 


In günstigen Momenten, wovon 
es viele gibt, kann die Person 
durch Schock, Chirurgie, Zwang, 
Entbehrung oder der besten psy- 
chopolitischen Technik, Ein- 
pflanzung (Neo-Hypnotismus) 
umgepolt werden. Derartige Auf- 
zwingungsprozeduren müssen zu- 
erst die Diffamierung der ur- 
sprünglichen Loyalität beinhal- 
ten und anschließend eine neue 
Loyalität einpflanzen. Ein guter 
und erfahrener Psychopolitiker, 
der unter bestmöglichen Umstän- 
den arbeitet, könnte mittels psy- 
chopolitischer Techniken die 
Loyalität des Individuums der- 
maßen geschickt ändern, daß 
dessen treueste Gefährten kei- 
nen Verdacht schöpfen würden. 


Der Kapitalismus und 
die Abhängigkeiten 


Dazu jedoch benötigt man we- 
sentlich mehr Fingerspitzenge- 
fühl wie gewöhnlich. Mit Mas- 
sen-Neo-Hypnose kann ein er- 
fahrener Psychopolitiker nahezu 
dieselben Ergebnisse erzielen. 
Ein Endziel einer derartigen Pro- 
zedur wäre die Veränderung der 
Loyalität einer gesamten Nation 
innerhalb kurzer Zeit durch Mas- 
sen-Hypnose. Dieses Ergebnis 
wurde in den weniger brauchba- 


Der Geist und die Strategie Jo- 
sef Stalins steckt noch heute 
hinter manchen psychopoliti- 
schen Prozeduren. 


ren Gebieten Rußlands bereits 
auf effektive Art und Weise er- 
reicht. 


Es ist zweifelsfrei bewiesen, daß 
Loyalität in keinster Weise eine 
mystische Handelsware, eine so- 
genannte »geistige Qualität« ist. 
Loyalität ist uneingeschränkt 
eine bloße Sache der wirtschaftli- 
chen und geistigen Abhängigkeit 
und kann selbst durch plumpeste 
Einpflanzungen verändert wer- 
den. Beobachtungen von Fabrik- 
und Feldarbeitern ergaben, daß 
diese ihre Loyalität sorglos an 
Vorarbeiter(innen) hingeben 
und sie ebenso leicht wieder fal- 
lenlassen, sie jemand anderem 
zuwenden und damit jener Per- 
son entgegensetzen, der sie sie 
zuerst gewährten. Die von Unge- 
wißheit gequälten Massen der ka- 
pitalistischen Welt sind an diesen 
Umstand eher gewohnt als ein er- 
leuchteter Staat wie Rußland. In 
kapitalistischen Staaten sind Ab- 
hängigkeiten so krankhaft, Be- 


dürfnisse und Entbehrungen so 
übersteigert, daß Loyalität einer 
jeglichen ethischen Grundlage 
entbehrt und nur noch auf der 
Ebene von Abhängigkeit, Zwang 
oder Forderung existiert. 


Glücklicherweise nähert sich der 
Kommunismus wahrlich einem 
geistigen Optimalzustand, so daß 
die Veränderung von Loyalitäten 
mit einer gewissen Leichtigkeit 
vonstatten geht, zudem ist jede 
momentane irdische Philoso- 
phie, verglichen mit dem Kom- 
munismus, verdorben und degra- 
diert. Aus diesem Grund wird der 
Psychopolitiker gewissenhaft 
seine Arbeit verrichten. Er ist 
sich der Tatsache bewußt, daß er 
die Loyalität eines Individuums 
mit Vernunft alleine auf ein bes- 
seres Niveau heben kann und nur 
in Ausnahmefällen zu den Notbe- 
helfen der psychopolitischen 
Techniken greifen muß. Man 
muß natürlich sehen, daß jede 
Person, die nicht vernunftsge- 
mäß vom Kommunismus zu über- 
zeugen ist, als geisteskrank be- 
trachtet werden kann, weshalb es 
vollkommen gerechtfertigt ist, 
bei einem solchen Fall die Techni- 
ken der Geisteskrankheit am 


Nichtkommunisten 
den. 


anzuwen- 


Um Loyalitäten verändern zu 
können, muß man zuerst feststel- 
len, welche Loyalitäten vorhan- 
den sind. Die Aufgabe ist äußerst 
einfach, angesichts der Tatsache, 
daß weder faschistische, noch ka- 
pitalistische Staaten allzugroße 
Sicherheitsmaßnahmen bezüg- 
lich der Loyalität ihrer Unterge- 
benen eingerichtet haben. Es ist 
leicht festzustellen, daß die 
Treueverhältnisse unserer Sub- 
jekte - so nennen wir all diejeni- 
gen Personen, gegen die wir psy- 
chopolitische Aktionen durch- 
führen - zu schwach sind, um ei- 
ner Auslöschung zu bedürfen. Im 
allgemeinen ist es lediglich erfor- 
derlich, die Person mit der über- 
wältigenden Vernunft des Kom- 
munismus zu überreden, um ihre 
Treue gegenüber dem kommuni- 
stischen Staat versprochen zu be- 
kommen. Jedoch sollte man, ab- 
hängig von der Wichtigkeit des je- 
weiligen Subjekts, nicht viel Zeit 
mit einem Individuum ver- 
schwenden. 


Wenn die Überredung durch 
kommunistische Propaganda 


fehlschlägt, sollte man auf emo- 
tionalen Zwang, Elektroschock 
und Gehirnchirurgie zurückgrei- 
fen. Wenn man es mit einer äu- 
ßerst wichtigen Persönlichkeit 
(VIP) zu tun hat, könnte es nötig 
werden, daß man die heikelsten 
psychopoltischen Techniken be- 
nutzen muß, die ohne Wissen des 
Betreffenden durchgeführt wer- 
den. In einem solchen Falle wird 
eine simple Einpflanzung be- 
nutzt, mit einem Maximum an 
Zwang und Befehlsgewalt. Nur 
der geschulte Psychiater darf ein 
solches Projekt leiten, da bei ei- 
ner wichtigen Person ein stüm- 
perhaftes Pfuschen die betrügeri- 
sche Manipulation dieses geisti- 
gen Prozesses aufdecken könnte. 
Viel eher wird empfohlen, wenn 
es den kleinsten Zweifel am Er- 
folg einer psychopolitischen Pro- 
zedur bei einem VIP gibt, als psy- 
chopolitische Zielscheibe den 
Verwandten des VIP’s auszuwäh- 
len, mit dem der Betreffende 
emotional verbunden ist. Seine 
Frau und seine Kinder eignen 
sich normalerweise am besten da- 
für und gegen diese kann hem- 
mungslos vorgegangen werden. 

Um die Loyalität einer wichtigen 
Person zu sichern, muß man ihr 
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einen dauernden Fürsprecher zur 
Seite stellen, welcher auf Seiten 
des Kommunismus familiäre 
oder sexuelle Bande eingeht. Es 
ist nicht unbedingt nötig, aus der 
Frau, den Kindern oder einem 
Kind einen Kommunisten zu ma- 
chen, es könnte sich jedoch als 
äußerst effizient herausstellen, 
dies doch zu tun. In den meisten 
Fällen jedoch erweist sich dies als 
nicht gangbar. Mittels verschie- 
dener Drogen ist es in dieser mo- 
dernen Zeit und vor allem auf der 
Ebene psychopolitischer Realität 
spielerisch einfach, bei Frau und 
Kindern schwerwiegende Neu- 
rose oder Geisteskrankheit her- 
vorzurufen und sie so mit vollem 
Einverständnis der wichtigen Per- 
son und der Regierung für die sie 
arbeitet oder des Büros für das 
sie tätig ist, in die Hände eines 
psychopolitischen Handwerkers 
zu spielen, der die Persönlichkeit 
des Angehörigen dann innerhalb 
seines eigenen Laboratoriums 
ohne Zurückhaltungen oder 
Angst vor Untersuchung oder 
Zensur mittels Elektroschock, 
Chirurgie, sexuellem Vergehen, 
Drogen oder anderen wirkungs- 
vollen Mitteln degradiert oder 
vollständig verändert oder die 
Person zu einem willenlosen 
Sklaven machen wird, der auf 
Kommando oder Signal, die au- 
Bergewöhnlichsten Aktionen 
durchführen wird, wie beispiels- 
weise die wichtige Person zu dis- 
kreditieren oder, auf einem feine- 
ren Niveau, Forderungen an die 
wichtige Person stellen wird, die 
natürlich Forderungen sind, die 
vom psychologischen Agenten 
eindiktiert wurden. 


Das Brandmal 
der Geisteskrankheit 


Gewöhnlich, wenn die Partei 
kein besonderes Interesse an den 
Aktivitäten oder Entscheidun- 
gen der wichtigen Person hat, 
sondern lediglich wünscht, diese 
vom Spielfeld zu entfernen, muß 
die Aufmerksamkeit des psycho- 
politischen Arbeiters ihm nicht 
so intensiv gewidmet werden. Es 
ist dann ausreichend, wenn die 
Person in die Hände eines Psy- 
chiaters gegeben wird, der unter 
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Anleitung des Psychopolitikers 
die nötige Geistesstörung oder 
Verwirrung hervorbringen wird. 


Wenn die Loyalität eines Indivi- 
duums nicht geändert werden 
kann und wo die Bedeutung, 
Meinung oder Wirksamkeit des 
Individuums fest entschlossen 
kommunistischen Zielen im 
Wege steht, ist es normalerweise 
die beste Lösung, mit welchen 
Mitteln auch immer, der Person 
eine kleine Neurose einzupflan- 
zen, ihr eine Krankheitsge- 
schichte geistiger Unausgewo- 
genheit zu verpassen und danach 
zu schauen, daß sie sich dann 
ohne fremdes Zutun durch 
Selbstmord beseitigt oder ihren 
Tod in solcher Art herbeizufüh- 
ren, daß es wie Selbstmord aus- 
sieht. Psychopolitische Hand- 
werksmeister haben derartige Si- 
tuationen mit großem Geschick, 
viele, viele tausende Male inner- 
halb und außerhalb Rußlands 
durchgeführt. 


Ein gültiges Prinzip der Psycho- 
politik ist, daß die Person, die 
vernichtet werden soll, zunächst 
mit dem Brandmal der Geistes- 
krankheit versehen, sowie mit ei- 
nem psychopolitischen Agenten 
oder jemandem, der von diesem 
geschult wurde - unter größtmög- 
lichem Tumult und öffentlicher 
Beteiligung - in Kontakt ge- 
bracht werden muß. Das Brand- 
mal der Geisteskrankheit soll im- 
mer wie ein Damoklesschwert 
über der Person hängen und dort 
bleiben, indem man ihn oder 
seine Verwandtschaft gelegent- 
lich unvernünftige Handlungen 
vollführen läßt. Diese Hand- 
lungsweise ließe sich als die teil- 
weise Zerstörung seiner Anpas- 
sungen bezeichnen und falls die- 
ser Vorgang bis zum bitteren 
Ende fortgeführt wird, kann die 
Lösung all seiner bisherigen 
Loyalitäten als abgeschlossen 
gelten und mit der Anpassung 
von neuen Loyalitäten kann vor- 
sichtig begonnen werden. Indem 
man dafür sorgt, daß die Ehefrau 
einer wichtigen politischen Per- 
sönlichkeit sich umbringt oder 
geisteskrank wird, provoziert 
man eine ausreichende Zerstö- 
rung dessen, demgegenüber er 
loyal ist, um seiene Einstellung 
zu ändern. Dies konsequent fort- 
geführt oder durch psychopoliti- 
sche Einpflanzungen unterstützt, 
kann den Wiederaufbau seiner 
Loyalität einleiten, dieses Mal 
aber in eine bessere und ange- 
messenere Richtung tendierend. 


Ein weiterer Grund für die An- 
gleichung psychiatrischer Aktivi- 
täten und die »Abweichungen« 
durch Geisteskrankheit ist, daß 
Geisteskrankheit selbst ein ver- 
achteter und schändlicher Zu- 
stand ist und alles was damit zu- 
sammenhängt nur oberflächlich 
angeschaut wird. Somit kann der 
Psychiater, der in der Nähe einer 
geisteskranken Person arbeitet, 
alle Vorwürfe gegen ihn wegwi- 
schen, indem er auf das geistige 
Ungleichgewicht der Familie ver- 
weist. Dies ist überraschend ef- 
fektiv in kapitalistischen Län- 
dern, wo die Geisteskrankheit so 
sehr gefürchtet ist, daß niemand 
auf die Idee käme, diesen Um- 
stand zu untersuchen. Psychoti- 
sche Propaganda verbreitet fort- 
während und muß weiterhin 
daran arbeiten, die Aura von Ge- 
heimnissen um die Geisteskrank- 
heit aufzubauen und die Schreck- 
lichkeit und Hoffnungslosigkeit 
davon zu betonen, um nicht the- 
rapeutische Handlungen an den 
Geisteskranken vornehmen zu 
können. 


Die Aura von 
Geheimnissen 


Speziell in den kapitalistischen 
Staaten hat ein Geisteskranker 
keine Rechte vor dem Gesetz. 
Kein Geisteskranker darf Eigen- 
tum haben. Kein Geisteskranker 
darf als Zeuge auftreten. Somit 
haben wir eine wunderbare 
Straße, auf der wir entlang fahren 
können, um unsere Ziele zu errei- 
chen. 


Indem man die Öffentlichkeit da- 
von überzeugt, daß die geistige 
Gesundheit der Person in Frage 
steht, ist es möglich, die Ziele 
und Aktivitäten dieser Person zu 
verringern und auszulöschen. In- 
dem man die Geisteskrankheit ei- 
ner Gruppe oder auch einer Re- 
gierung aufzeigt, ist es möglich, 
die Leute dazu zu bringen, diese 
nicht anzuerkennen. Indem man 
die Geisteskrankheit den Leuten 
immer vor Augen hält, vergrö- 
Bert man die menschliche Reak- 
tion darauf und indem man diese 
Reaktion benutzt, um eine Auf- 
lehnung gegen den oder die Füh- 
rer hervorzurufen, ist es möglich, 
jede Regierung oder Bewegung 
zu stoppen. 


Es ist wichtig zu verstehen, daß 
das ganze Gebiet der Loyalität so 
einfach zu handhaben ist, wie es 
ist. Eine Hauptaufgabe des Psy- 


chiaters ist es, den Angriff auf 
Kommunismus und Geistes- 
krankheit gleichzusetzen. Es 
sollte eine Definition von Gei- 
steskrankheit - die paranoide Va- 
riante — werden, daß »ein Pa- 
ranoider glaubt, er werde vom 
Kommunismus angegriffen«. So- 
mit wird die Unterstützung für 
eine Person, die den Kommunis- 
mus angreift, sofort wegfallen. 


Die Herrschaft 
über die Werte 


Anstelle der Beseitigung von Na- 
tionalführern sollte für diese der 
Selbstmord organisiert werden 
und zwar unter solchen Umstän- 
den, daß es ihre Aufgabenerfül- 
lung in Frage stellt. Auf diesem 
Wege können wir die gesamte 
Opposition gegen die Ausbrei- 
tung des Kommunismus in die so- 
ziale Ordnung der Welt ausson- 
dern und die Bevölkerung, die 
sich uns führerlos widersetzt, zu- 
nichte machen und einen Zu- 
stand von Chaos herbeiführen, in 
den wir unsere klare und mäch- 
tige kommunistische Doktrin ein- 
führen können. 


Die Geschicklichkeit unserer An- 
griffe auf diesem Gebiet der Psy- 
chiatrie ist unermeßlich und ge- 
eignet, das Verstehen davon 
durch die Laien, aber auch durch 
dumme Beamte zu verhindern, 
und durch das Arbeiten unter 
dem Banner der Autorität und 
die oft wiederholte Aussage, daß 
das Gebiet der Psychotherapie 
für das allgemeine Verständnis zu 
schwierig ist, kann eine vollstän- 
dige Revolution erreicht werden, 
ohne daß die Bevölkerung Ver- 
dacht schöpft, bis es erreichte Tat- 
sache ist. 


Da Geisteskrankheit die maxi- 
male Abweichung ist, kann man 
verstehen, daß es die beste Waffe 
ist, um den Abbruch von Loyali- 
tät gegenüber Führern und alten 
sozialen Ordnungen zu errei- 
chen. Somit ist es von äußerster 
Wichtigkeit, daß die Psychiatrie 
in den zur Unterwerfung be- 
stimmten Nationen den Bereich 
von Heilung infiltriert und aus 
diesem Bereich heraus perman- 
tenten Druck auf die Bevölke- 
rung und Regierung ausübt, bis 
letztlich die Unterwerfung statt- 
gefunden hat. Das ist Aufgabe 
und Ziel der Psychiatrie an sich. 


Im Umorientieren von Loyalitä- 
ten müssen wir die Herrschaft 


über ihre Werte haben. Beim Tier 
gilt die erste Loyalität ihm selbst. 
Diese wird zerstört, indem man 
ihm seine Fehler aufzeigt, zeigt 
das, daß er sich nicht erinnern 
kann und nicht selbst agieren 
oder sich selbst trauen kann. Die 
zweite Loyalität gilt seiner Fami- 
lie, seinen Eltern, Brüdern und 
Schwestern. Diese wird zerstört, 
indem man die Familieneinheit 
wirtschaftlich voneinander unab- 
hängig macht, den Wert der Hei- 
rat herabsetzt, die Scheidung ver- 
einfacht und die Kinder, wo im- 
mer möglich, durch den Staat 
großzieht. 


Wie man das 
Chaos schafft 


Die nächste Loyalität gilt den 
Freunden und der unmittelbaren 
Umgebung. Diese wird zerstört 
durch Verringerung seines Ver- 
trauens und dem Hervorbringen 
von angeblichen Berichten durch 
seine Freunde, die Stadt oder Ge- 
meindeautoritäten. Die nächste 
gilt dem Staat und dies sollte, für 
den Zweck des Kommunismus, 
die einzig existierende Loyalität 
sein, sobald der kommunistische 
Staat gegründet ist. 


Um die Loyalität gegenüber dem 
Staat zu zerstören, müssen sämt- 
liche Arten von Verboten für die 
Jugend zur Anwendung gebracht 
werden, um ihre politischen 
Rechte zu entziehen und indem 
man ihr ein bessers Los unter 
dem Kommunismus verspricht, 
ihre Loyalität für eine kommuni- 
stische Bewegung gewinnt. In- 
dem man den kapitalistischen 
Staaten den einfachen Zugriff zu 
Gerichten verwehrt, Propaganda 
zur Zerstörung der Häuslichkeit 
hervorbringt und unterstützt, 
eine kontinuierliche Jugendkri- 
minalität hervorbringt und dem 
Staat alle möglichen Praktiken 
aufnötigt, um eine Trennung der 
Kinder von ihm zu erreichen, 
wird letztendlich das für den 
Kommunismus notwendige 
Chaos erzeugt. 


Unter der süßen Maske, ihm zu 
helfen, sind rigorose Gesetze zur 
Kinderarbeit das beste Mittel, 
dem Kind jegliche Rechte in der 
Gesellschaft zu versagen. Indem 
man ihm abschlägt, etwas zu ver- 
dienen, ihn in unerwünschter Ab- 
hängigkeit von widerwilligen EI- 
tern bringt und außerdem sicher- 
stellt, daß die Eltern nur mit wirt- 
schaftlichem Streß beschäftigt 


sind, kann man das Kind als Teen- 
ager in die Revolte treiben. Kri- 
minalität wird daraus die Folge 
sein. 


Indem man verschiedenste Dro- 
gen leicht zugänglich macht, den 
Teenagern Alkohol gibt, indem 
man ihre Wildheit lobt, sie durch 
Sexliteratur stimuliert und sie 
oder ihn mit Praktiken bekannt 
macht, wie sie in »Sexpol« ge- 
lehrt werden, kann der Psychia- 
ter das notwendige Chaos, Mü- 
Biggang und Wertlosigkeit schaf- 
fen, in welchem die Lösung, die 
den Teenagern überall völlige 
Freiheit gibt, nämlich den Kom- 
munismus, eingeführt werden 
kann. 


Zerstörung des 
nationalen Stolzes 


Sollte es möglich sein, den Mili- 
tärdienst über die notwendige 
Zeit hinaus auszudehnen und für 
unpopuläre Kriege und andere 
Mittel wirbt, kann die Einberu- 
fung als ein weiteres Hindernis 
der jugendlichen Entwicklung im 
Leben gelten, welches jede un- 
mittelbare Hoffnung am zivilen 
Leben der Nation teilzunehmen 
zerstört. 


Mit diesen Mitteln kann der Pa- 
triotismus der Jugend für einen 
kapitalistischen Staat bis zu ei- 
nem Punkt abgestumpft werden, 
wo sie als Soldaten nicht mehr 
länger gefährlich sind. Während 
dies viele Jahrzehnte in An- 
spruch nehmen kann, bis es voll- 
ständig erreicht ist, kann die 
Kurzsichtigkeit des Kapitalismus 
sich nie vorstellen, über welche 
Zeiträume hinweg wir planen. 


Wenn wir den nationalen Stolz 
und Patriotismus von nur einer 
Generation effektiv zerstören 
könnten, hätten wir dieses Land 
gewonnen. Daher muß eine fort- 
währende Propaganda vorhan- 
den sein, die die Loyalität der Be- 
völkerung im allgemeinen und 
die der Jugendlichen im besonde- 
ren unterminiert. Die Rolle des 
Psychiaters dabei ist sehr wichtig. 
Er kann aus seiner Position als 
Autorität des Verstandes, alle Ar- 
ten zerstörerischer Maßnahmen 
anweisen. Er kann eine man- 
gelnde Kontrolle auf dieses Kind 
zu Hause lehren. Er kann, in ei- 
ner optimalen Situation, die ge- 
samte Bevölkerung instruieren, 
wie man Kinder behandelt und 
sie anweisen, daß die Kinder, un- 


kontrolliert ohne wirkliches Zu- 
hause, wild umherlaufen, ohne 
Verantwortung für ihre Nation 
oder sich selbst. 


Diese Abweichung der Loyalität 
der Jugend gegenüber einer kapi- 
talistischen Nation, bietet den 
richtigen Einstieg für eine Um- 
orientierung ihrer Loyalität zum 
Kommunismus. Indem man eine 
Gier nach Drogen, sexuelles 
Fehlverhalten und unkontrol- 
lierte Freiheit erzeugt, und ihnen 
diese als Verdienst des Kommu- 
nismus präsentiert, wird das mit 
Leichtigkeit das Bekenntnis zu 
uns hervorbringen. 


Im Falle starker Persönlichkeiten 
innerhalb jugendlicher Gruppen, 
kann der Psychiater auf unter- 
schiedliche Arten arbeiten, um 
diese Person zu benutzen oder 
los zu werden. Wenn sie benutzt 
wird, muß der Charakter des 
Mädchens oder Jungens vorsich- 
tig in kriminelle Kanäle gelenkt 
und eine Kontrolle durch Erpres- 
sung und andere Mittel aufrech- 
terhalten werden. 


Autoritäten für 
den Verstand 


Aber wo die Führungsperson da- 
für nicht zugänglich ist, allen Un- 
terwanderungsversuchen wider- 
steht und unserer Sache gefähr- 
lich sein könnte, dürfen keine 
Mittel gescheut werden, die Auf- 
merksamkeit der Autoritäten auf 
diese Person zu lenken, und sie 
auf die eine oder andere Art zu 
beeinträchtigen, bis sie in die 
Hände des Jugendrichters 
kommt. Wenn das erreicht ist, 
kann man hoffen, daß der Psy- 
chiater auf Grund des Status ei- 
nes Jugendberaters, in der Sicher- 
heit des Gefängnisses und unter 
dem Deckmantel der Gesetze, 
die geistige Gesundheit der Per- 
son zerstören kann. Speziell bril- 
lante Schüler, Athleten und Ju- 
gendführer müssen auf die eine 
von beiden Arten behandelt wer- 
den. 


Im Fall, daß der Psychiater die 
Aktivitäten des Jugendgerichtes 
leitet, führt er eine seiner einfa- 
cheren Aufgaben aus. Ein kapita- 
listischer Staat ist so voller Un- 
gerechtigkeiten, daß ein wenig 
mehr ohne Kommentar durch- 
geht. In Jugendgerichten gibt es 
immer Leute mit starken Begier- 
den, seien es Richter, Polizisten 
oder Frauen. Wenn diese nicht 


vorhanden sind, können sie ge- 
schaffen werden. Und indem 
man ihnen junge Mädchen oder 
Jungen in der »Sicherheit« des 
Gefängnisses oder Untersu- 
chungsgefängnisses zugänglich 
macht und dort mit Fotoappara- 
ten oder Zeugen erscheint, erhält 
man ein wirkungsvolles Druck- 
mittel, um die zukünftigen Ent- 
scheidungen der Person, wenn 
nötig zu dirigieren. 


Die Handhabung Jugendlicher 
durch Gerichte sollte immer 
mehr vom Gesetz wegführen und 
immer mehr in »geistige Pro- 
bleme« bis die ganze Nation nur 
noch an »geistige Probleme« und 
nicht mehr an kriminelle denkt. 
Das schafft überall Lücken, bei 
den Gerichten, den Staatsanwäl- 
ten und bei den Polizeibedienste- 
ten, die dann mit einem Psychia- 
ter besetzt werden können, die 
dann selbst die Richter des Lan- 
des werden und somit kommt die 


gesamte Kontrolle der Kriminel- 


len in ihre Hände, ohne deren 
Hilfe keine Revolution durchge- 
führt werden kann. 


Durch das Betonen ihrer Autori- 
tät über die Probleme der Jugend 
und Erwachsener in den Gerich- 
ten, kann das Verlangen nach 
Psychiatern eines Tages so groß 
werden, daß sogar die Armee die 
»Autoritäten für den Verstand« 
benutzen werden, um ihre unter- 
schiedlichen Gerichtsverfahren 
bearbeiten zu lassen, und wenn 
das geschieht, gerät das Militär 
so fest in unsere Hände, als wür- 
den wir es selbst befehligen. 
Durch den kleinen Vorteil da- 
durch in der Nähe jedes Techni- 
kers oder jemandem, der ge- 
heime Kriegsmaschinen bedient, 
einen ausgebildeten Spitzel zu 
setzen, wird das Land im Falle ei- 
ner Revolution - so wie in 
Deutschland 1918 und 1919 - von 
ihrer eigenen Armee oder See- 
streitmacht lahmgelegt und wird 
vollständig in die Hände der 
Kommunisten fallen. 


Somit ist das Gebiet der Um- 
orientierung von Loyalitäten tat- 
sächlich das Gebiet der waffenlo- 
sen Eroberung des Feindes. 


Über den 
Gehorsam 


Gehorsam ist das Ergebnis von 
Gewalt. Wo immer wir in der Ge- 
schichte der Erde hinschauen, 
entdecken wir, daß Gehorsam ge- 
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genüber neuen Machthabern aus- 
schließlich nur dann geleistet 
wurde, wenn diese Machthaber 
mehr Gewalt zur Schau trugen, 
als dies die alten Herrscher taten. 
Eine überwältigte Bevölkerung, 
die durch Krieg erobert wurde, 
ist den Eroberern gehorsam. Sie 
ist dem Eroberern deshalb gehor- 
sam, weil dieser mehr Gewalt de- 
monstrierte. 


Gleichzeitig mit Gewalt besteht 
Brutalität, denn in ihr sind 
menschliche Überlegungen ein- 
geschlossen, die auch Gewalt 
beinhalten. Die barbarische, zü- 
gelloseste, brutalste Anwendung 
von Gewalt, wenn sie lang genug 
beibehalten wird, bewirkt Gehor- 
sam. Tierische Gewalt, wenn sie 
gegen irgendein Individuum lang 
genug ausgeübt wird, wird eine 
Übereinstimmung mit jedem 
Prinzip oder Befehl hervorbrin- 
gen. 


Gewalt ist der Gegensatz men- 
schenfreundlicher Taten. Es ist 
im menschlichen Verstand so 
gleichbedeutend mit Grausam- 
keit, Gesetzlosigkeit, Brutalität 
und Barbarentum, daß es schon 
genügt, eine unmenschliche Ein- 
stellung gegenüber Leuten zur 
Schau zu stellen, um von diesen 
Leuten als gewalttätig eingestuft 
zu werden. 

Jeder Organisation, die den Ver- 
stand und den Mut hat, Grausam- 
keit, Brutalität und einen unab- 
änderlichen Verzicht auf Men- 
schenfreundlichkeit zur Schau zu 
stellen, wird gehorcht werden. 
Ein derartiger Gebrauch von Ge- 
walt ist an sich schon der grundle- 
gende Inhalt von Größe. Wir 
können keine geringeren Bei- 
spiele als unsere großen kommu- 
nistischen Führer bringen, die in 
Zeiten von Härte und Prüfungen 
im Angesicht der Zarenherr- 
schaft weitermachten, über die 
Köpfe einer versklavten Bevölke- 
rung hinweg, doch stets genug 
Mut bewiesen und bei der Um- 
wandlung des russischen Staates 
in ein kommunistisches Regime 
niemals die Hände in den Schoß 
legten. 


Wenn man Gehorsam will, darf 
. man keinen Kompromiß mit 
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Menschenfreundlichkeit einge- 
hen. Wenn man Gehorsam will, 
dann muß ganz deutlich gemacht 
werden, daß es keine Gnade gibt. 
Der Mensch ist ein Tier. Letzt- 
endlich versteht er nur solche 
Dinge, die auch eine Bestie ver- 
steht. 


Die Dummheit der 
westlichen Zivilisation 


Ein Beispiel: Eine Person verwei- 
gert den Gehorsam und wird ge- 
schlagen. Ihre Gehorsamsver- 
weigerung ist nun weniger laut- 
stark. Sie wird wieder geschlagen 
und ihr Widerstand wird erneut 
vermindert. Nun wird sie wieder 
und wieder bearbeitet und ge- 
schlagen und schließlich wird ihr 
einziger Gedanke unmittelbarer 
und vorbehaltsloser Gehorsam 
gegenüber der Person sein, von 
der die Gewalt ausging. Dieses 
Prinzip ist bewiesen. Es ist des- 
halb bewiesen, weil es der Haupt- 
grundsatz ist, den der Mensch, 
das Tier, seit den ersten Anfän- 
gen benutzte. Es ist der einzige 
Grundsatz, der erfolgreich war, 
der einzige Grundsatz, der einen 
breiten und anhaltenden Glau- 
ben herbeiführte. Denn es ist zu 
unserem Vorteil, daß eine Per- 
son, die wieder und wieder und 
wieder von einer bestimmten 
Quelle geschlagen wird, letztend- 
lich wie hypnotisiert alles glaubt, 
was sie von dem Urheber der 
Schläge gesagt bekommt. 


Die Dummheit der westlichen Zi- 
vilisation wird am besten daran 
gezeigt, daß geglaubt wird, Hyp- 
notismus stünde im Zusammen- 
hang mit dem Verstand, mit der 
Aufmerksamkeit und einem 
Wunsch nach Bewußtlosigkeit. 
Das stimmt nicht. Nur wenn eine 
Person geschlagen, bestraft und 
gnadenlos bearbeitet wurde, 
kann die Wirksamkeit von Hyp- 
nose bei ihr garantiert werden. 
Von westlichen Autoritäten auf 
dem Gebiet der Hypnose wird 
behauptet, daß nur 20 Prozent 
der Leute auf Hypnose anspre- 
chen. Diese Aussage ist gänzlich 
unwahr. Mit genügend Bestra- 
fung haben alle Menschen zu al- 
len Zeiten und an jedem Ort auf 
Hypnose angesprochen. Anders 
ausgedrückt, wenn Gewalt hinzu- 
kommt wird Hypnose generell 
wirksam. Wenn dabei Bewußtlo- 
sigkeit durch bloße Konzentra- 
tion auf den Hypnotiseur nicht er- 
reicht werden kann, kann sie mit 
Drogen, Schlägen, mit Elektro- 


schock und anderen Methoden 
herbeigeführt werden. Und dort, 
wo Bewußtlosigkeit nicht in dem 
Maße herbeigeführt werden 
kann, um Einpflanzungen oder 
einen hypnotischen Befehl wirk- 
sam werden zu lassen, müssen 
nur die funktionierenden Teile 
des Gehirns des Menschentieres 
amputiert werden, um ihn null 
und nichtig zu machen, so daß er 
keine Bedrohung mehr darstellt. 


Die Menschen werden 
alles glauben 


So stellen wir fest, daß Hypnose 
ganz und gar effektiv ist. Der Me- 
chanismus von Hypnose zeigt 
deutlich, daß Menschen durch 
die Anwendung von Gewalt dazu 
gebracht werden können, an ge- 
wisse Zustände und sogar an ihre 
Umgebung oder an Politik zu 
glauben. Somit ist es für einen 
Psychiater erforderlich, ein Ex- 
perte in der Anwendung von Ge- 
walt zu sein. So kann er still- 
schweigenden Gehorsam hervor- 
rufen und zwar nicht nur beim 
Einzelnen in der Bevölkerung, 
sondern bei der gesamten Bevöl- 
kerung und ihrer Regierung. Er 
muß nur selbst eine genügend ge- 
walttätige Rolle annehmen, eine 
ausreichend unnachgiebige, un- 
menschliche Einstellung an den 
Tag legen, und man wird ihm ge- 
horchen und Glauben schenken. 
Das Gebiet der Hypnose ist eine 
Sache des Glaubens. Zu wel- 
chem Glauben kann man die 
Leute bringen? 


Sie können dazu gebracht wer- 
den, alles zu glauben, wenn es ih- 
nen mit ausreichender Gewalt 
und Brutalität beigebracht wird. 
Der Gehorsam einer Bevölke- 
rung ist so gut, wie sie bereit ist zu 
glauben. Verachtenswerte Reli- 
gionen, wie das Christentum, 
wußten das. Sie wußten, daß eine 
Bevölkerung durch die christli- 
chen Trugbilder von Menschlich- 
keit und Gnade versklavt und so- 
mit besänftigt werden konnte, 
wenn genügend Glauben erzeugt 
wird. Aber man muß nicht nur 
ausreichend Gewalt zeigen, ge- 
nügend Unmenschlichkeit, genü- 
gend Brutalität und Rohheit, um 
bedingungslosen Glauben und 
dadurch auch bedingungslosen 
Gehorsam zu schaffen. Da der 
Kommunismus eine Sache von 
Glauben ist, ist sein Studium ein 
Studium der Gewalt. 

Die ersten russischen Psychiater, 
welche bei dieser Wissenschaft 


Pionierarbeit leisteten, verstan- 
den genau, daß Hypnose durch 
heftige Furcht hervorgerufen 
wird. Sie entdeckten, daß sie 
auch durch emotionalen Schock 
und auch durch außerordentliche 
Entbehrungen, als auch durch 
Hiebe und Drogen hervorgeru- 
fen werden kann. 


Unter dem Deckmantel 
der Autorität 


Um einen hohen Grad an Hypno- 
sefähigkeit in einem Individuum, 
einer Gruppe oder einer Bevöl- 
kerung hervorzurufen, muß im- 
mer ein Element des Schreckens 
auf Seiten der Regierenden vor- 
handen sein. Der Psychiater ist 
für diese Rolle sehr gut geeignet, 
denn seine Brutalitäten werden 
im Namen der Wissenschaft be- 
gangen und sind außerdem so un- 
erklärlich komplex und liegen 
gänzlich außerhalb des menschli- 
chen Verständnisses. Der Psy- 
chiater, der genügend Schrecken 
auf die Bevölkerung ausübt, ruft 
an sich schon bei vielen Men- 
schen Geisteskrankheit hervor. 
Ein Psychiater kann dann also 
ganz unter dem Deckmantel von 
Autuorität eine Propagandakam- 
pagne beginnen und auch weiter- 
führen, die die verschiedenen 
»Behandlungen« beschreibt, wel- 
che die Geisteskrankheiten er- 
halten sollen. Er sollte jederzeit 
darauf bestehen, daß diese Be- 
handlungen therapeutischer Na- 
tur und notwendig sind. Er kann 
in jedem seiner Artikel und in all 
seinen Büchern eine Vielzahl von 
angeblichen Heilungen mit die- 
sen Methoden anführen. Aber 
diese »Heilungen« müssen nicht 
wirklich eine Genesung von ei- 
nem verwirrten Zustand hervor- 
bringen. So lange der psychopoli- 
tische Agent oder seine Handlan- 
ger die einzigen Autoritäten auf 
dem Gebiet von geistiger Ge- 
sundheit und Geisteskrankheit 
sind, wird ihr Wort bezüglich des 
therapeutischen Wertes von sol- 
chen Behandlungen als der Wahr- 
heit letzter Schluß angesehen 
werden. Kein Laie würde es wa- 
gen, ein Urteil über den geistigen 
Zustand einer Person abzuge- 
ben, die der Psychiater bereits 
für geisteskrank erklärt hat. 


Die Person selbst ist nicht fähig, 
sich zu beschweren und ihre Fa- 
milie — wie später noch ausge- 
führt werden wird - hat durch die 
Geisteskrankheit in ihrer Mitte 
bereits einen schlechten Ruf. Es 


dürfen keine anderen Schieds- 
richter über Geisteskrankheit 
existieren, sonst könnte es her- 
auskommen, daß die als Behand- 


lung ausgegebenen, barbari- 
schen Methoden nicht therapeu- 
tischer Natur sind. 


Ein psychopolitischer Agent hat 
kein Interesse an »therapeuti- 
schen Maßnahmen« oder Hei- 
lung. Je größer die Anzahl von 
Geisteskranken in dem Land ist, 
in dem er wirkt, umso mehr Men- 
schen der Bevölkerung werden in 
seinen Einflußbereich kommen 
und umso größer werden seine 
Möglichkeiten sein. Da das Pro- 
blem anscheinend unkontrollier- 
bare Ausmaße annimmt, kann er 
mehr und mehr in einer Not- 
standssituation operieren, wel- 
che wiederum derartige Behand- 
lungsmethoden wie Elektro- 
schock, präfrontale Lobotomie, 
trans-orbitale Leukotomie und 
andere Operationen rechtferti- 
gen, die in Rußland schon lange 
bei politischen Gefangenen vor- 
genommen werden. 


Ein Niveau 
der Brutalität 


Es liegt im Interesse des Psychia- 
ters, daß die Möglichkeit, Gei- 
steskranke zu heilen, ein für alle 
mal für gesetzeswidrig erklärt 
wird. Wegen des Gehorsams in 
der Bevölkerung und der allge- 
meinen Reaktion muß ein Ni- 
veau der Brutalität um jeden 
Preis aufrechterhalten werden. 
Und indem genügend Brutalität 
bei den Patienten angewendet 
wird, wird der größte Teil der Be- 
völkerung so gut wie alles glau- 
ben, was über die Patienten ge- 
sagt werden wird. Darüber hin- 
aus, und was noch viel wichtiger 
ist, muß der Bereich des Verstan- 
des ausreichend durch den psy- 
chopolitischen Agenten be- 
herrscht werden, damit jeder 
Grundsatz, der auf dem Gebiet 
des Verstandes gelehrt wird, wie 
hypnotisiert übernommen wird. 
Da der psychopolitische Agent 
jeden Psychologiekurs in seinem 
Gebiet überwacht, kann er so 
eine komplette Reformation der 
Erziehungsprozesse von künfti- 
gen Führern eines Landes errei- 
chen und sie so für den Kommu- 
nismus vorbereiten. 


Um Gehorsam zu erhalten, muß 
einem Glauben geschenkt wer- 
den. Wenn einem genügend 
Glauben geschenkt wird, dann 
wird ihm fraglos gehorcht. 


Wenn er Glück hat und jemanden 
in seine Hände bekommt, der 
eng mit einer politischen oder 
wichtigen Person zu tun hat, 
dann wird dieser Faktor des Ge- 
horsams sehr wichtig. Eine ge- 
wisse Menge von Furcht oder 
Schrecken muß in der Person, die 
behandelt wird, erzeugt werden, 
so daß diese Person dann sofort 
Befehle von dem Psychiater voll- 
ständig und fraglos übernimmt 
und damit die Taten der Person, 
um die es geht, beeinflußt wer- 
den können. 


Mit der Tatsache, diesen Bewußt- 
seinszustand bei einer Bevölke- 
rung und ihren Anführern hervor- 
zubringen — nämlich, daß einem 
psychopolitischen Agenten jeder- 
zeit geglaubt werden muß - 
könnte schließlich sehr viel er- 
reicht werden. Es ist sehr wohl 
denkbar, daß Psychiater in einem 
Land wie den Vereinigten Staa- 
ten, die engsten Berater von Poli- 
tikern werden und dann sogar Be- 
rater einer ganzen politischen 
Partei bezüglich ihren Wahl- 
kampfmaßnahmen. 


Nur Weitblick zählt dabei. 
Glaube wird, durch eine be- 
stimmte Menge an Furcht und 
Schrecken auf autoritärer Ebene 
erzeugt und darauf folgt Gehor- 
sam. 


Unter dem Einfluß 
von Befehlen 


Die allgemeine Propaganda, die 
der Psychopolitik am dienlich- 
sten wäre, läge in einer fortdau- 
ernden Beteuerung, daß be- 
stimmte autoritäre Kräfte auf 
dem Gebiet der Heilung, dieses 
oder jenes für die richtige Be- 
handlung von Geisteskrankheit 
halten. Diese Behandlungen 
müssen immer ein gewisses Maß 
an Grausamkeit beinhalten. Die 
Propaganda sollte weitergeführt 
werden und das vermehrte Auf- 
kommen von Geisteskrankheit in 
einem Land betonen. Dann kann 
der gesamte Bereich des mensch- 
lichen Verhaltens zum Nutzen 
des Landes zuguterletzt in abnor- 
males Verhalten erweitert wer- 
den. Somit könnte jeder, der eine 
Besonderheit aufweist, insbeson- 
dere die Überspanntheit, die Psy- 
chopolitik zu bekämpfen, zum 
Stillschweigen gebracht werden, 
weil der psychopolitische Agent 
die Meinung vertritt, er verhalte 
sich unnormal. Dies wird dann 
die Person mit etwas Glück in die 


Hände des Psychiaters auslie- 
fern, damit dieser ihn für immer 
unschädlich macht oder ihn mit 
Schmerz-Drogen-Hypnose ins 
andere Lager bringt. 


Auf dem Gebiet des Gehorsams 
selbst, ist der beste Gehorsam 
derjenige, welcher nicht über- 
legt. Dem gegebenen Befehl 
muß die Person ohne Überle- 
gung gehorchen. Der Befehl muß 
deshalb tiefer als die Gedanken- 
prozesse der zu beeinflussenden 
Person implantiert werden, und 
muß auf diese so einwirken, daß 
sie keinen verstandesmäßigen 
Verdacht schöpfen kann. 


Es liegt im Interesse der Psycho- 
politik, daß der Bevölkerung ge- 
sagt wird, daß eine hypnotisierte 
Person nicht gegen ihren eigenen 
Willen handelt, daß sie keine un- 
moralischen Taten vollbringen 
und sich selbst in Gefahr bringen 
wird. Und während dies zwar für 
leichte Salonhypnose stimmt, 
trifft es ganz sicher nicht für Be- 
fehle zu, die unter Elektro- 
schock, Drogen oder schwerer 
Bestrafung eingepflanzt wurden. 
Es muß absolut darauf gezählt 
werden, daß dies von den psycho- 
politischen Agenten abgestritten 
wird, denn sollte es allgemein be- 
kannt werden, daß Personen un- 
ter dem Einfluß von Befehlen in 
tiefer Hypnose Befehlen gehor- 
chen würden, die für sie schäd- 
lich sind und sie unmoralische Ta- 
ten begehen lassen, dann würden 
die Taten von vielen Leuten, die 
unwissentlich für den Kommunis- 
mus arbeiten, nur allzu gut ver- 
standen werden. Menschen unter 
tiefhypnotischer Befehlsgewalt 
sollten anscheinend aus eigenem 
Antrieb und aus eigener Über- 
zeugung handeln. 


Über allem steht der 
bedingungslose Gehorsam 


Das ganze Gebiet psychopoliti- 
scher Hypnose, und der Psycho- 
politik allgemein, hängt zu sei- 
nem eigenen Schutz von dem an- 
dauernden Protest seitens autori- 
tärer Kreise ab, daß diese Dinge 
gar nicht möglich sind. Und sollte 
irgendjemand einen Psychiater 
entlarven, dann sollte er sofort 
erklären, daß die ganze Sache 
aus physischer Sicht unmöglich 
sei und seine autoritäre Stellung 
dazu benutzen, alle Anschuldi- 
gungen abzuwehren. Sollten je ir- 
gendwelche psychopolitischen 
Schriften ans Licht kommen, 


dann muß man sie nur als Fäl- 
schungen darstellen und sie 
durch Lächerlichkeit unschädlich 
machen. Auf diese Weise können 
psychopolitische Aktivitäten 
leicht geschützt werden. 


Wenn psychopolitische Aktivitä- 
ten einen bestimmten Höhe- 
punkt erreicht haben, wirdes von 
da an fast unmöglich sein, sie wie- 
der rückgängig zu machen, denn 
die Bevölkerung steht dann be- 
reits unter Gehorsamsdruck ge- 
genüber den psychopolitischen 
Agenten und seinen Handlan- 
gern. Das Element Gehorsam ist 
wichtig, denn der uneinge- 
schränkte Glauben an den psy- 
chopolitischen Agenten macht 
seine Aussage unwiderlegbar und 
jegliche Herausforderung der 
psychopolitischen Operationen 
null und nichtig. 


Am besten wäre es, jede Position 
innezuhaben, an die sich Beamte 
mit ihren aufkommenden Fragen 
oder ihrem Verdacht wenden 
würden, zum Thema Psychopoli- 
tik. Deshalb sollte sich ein psy- 
chiatrischer Berater in der Nähe 
jeder wichtigen Regierungsstelle 
befinden. Da alle Verdachtsmo- 
mente dann über ihn gehen wür- 
den, würden niemals Aktionen 
unternommen und die Ziele des 
Kommunismus könnten in dieser 
Nation verwirklicht werden. 


Die Psychopolitik hängt, vom 
Standpunkt des Nichtfachman- 
nes aus, von ihren unbegreifli- 
chen Aspekten ab. Diese sind ihr 
bester Schutz, aber über all den 
Verteidigungen steht der bedin- 
gungslose Gehorsam von Seiten 
der Beamten und der Bevölke- 
rung im allgemeinen, und zwar 
aufgrund der Position, die der 
Psychiater auf dem Gebiet der 
Heilung innehat. oO 


Vertrauliches 


Keine Psycho- 
drogen für 
Kinder 


In den vergangenen zehn Jahren 
hat offensichtlich die psychiatri- 
sche Industrie ihre Einkommens- 
grundlage verlagert. Es werden 
nicht nur in erster Linie Erwach- 
sene behandelt, sondern auch 
Kinder. Jedes achte Kind unter 
12 Jahren wird mit Psychophar- 
maka »ruhig gestellt«, bei den 12- 
bis 17jährigen bekommen bun- 
desweit 33 Prozent Medika- 
mente, die auf das Bewußtsein 
einwirken. 


Eine Befragung ergab, daß be- 
reits 1981 in Hamburg mehr als 17 
Prozent der Schulanfänger im Al- 
ter zwischen einem und sechs 
Jahren einmalig oder mehrfach 
Psychopharmaka erhielten; fast 
immer wurden die Mittel von 
Kinderärzten verschrieben. Ein 
Fünftel der Kinder wurde länger 
als vierWochen damit behandelt. 


In den vergangenen fünf Jahren 
hat sich beispielsweise in den 
USA die Anzahl der Kinder in 
psychiatrischen Krankenhäuser 
um beinahe 400 Prozent erhöht 
und der Kinder-Selbstmord, von 
dem man vor zehn Jahren so gut 
wie überhaupt nichts hörte, hat 
sich um 600 Prozent gesteigert. 


In der Bundesrepublik stieg die 
Zahl der Kinder- und Jugendpsy- 
chiater von 1970 bis 1980 um 4300 
Prozent. 


Über den gleichen Zeitraum ver- 
zehnfachte sich die Anzahl der 
Kinder, die als »geistig krank« 
diagnostiziert wurden. Von vie- 
len dieser Kinder wurde behaup- 
tet, daß sie an einer »Aufmerk- 
samkeits-Defizit-Störung« lei- 
den, und ihnen wurden sehr ge- 
fährliche abhängigmachende 
Drogen verabreicht, wie zum 
Beispiel »Ritalin«, eine Amphe- 
tamin-ähnliche Droge - von der 
Art, die auf der Straße als 
»Speed« bekannt ist - oder »Cy- 
lert«, ein Anregungsmittel für 
das zentrale Nervensystem. 


Der letzte Schrei der psychiatri- 
schen Industrie für den Psycho- 
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markt sind Pillen gegen Liebes- 
kummer junger Menschen. Hin- 
ter den angeblichen »Glückshor- 
monen« verbergen sich die be- 
rüchtigten und gefährlichen Anti- 
depressiva, wie zum Beispiel 
»Fluctin«. In den USA wird das 
Mittel unter dem Namen »Pro- 
zac« verkauft. Gegen die Herstel- 
lerfirma sind mehrere Klagen in 
Millionenhöhe anhängig, da 
»Prozac« mit Gewalttaten, wäh- 
rend und nach der Einnahme die- 
ser angeblichen »Glückspille« in 
Zusammenhang gebracht wurde. 
Neuerliche Beweise enthüllen, 
daß sich 15 Patienten während 
der Testverfahren für die Markt- 
zulassung durch Selbstmord töte- 
ten. 


Wir glauben, daß dieser Trend 
und der gleichzeitige Schrei nach 
noch mehr Kinder- und Jugend- 
psychiatern unseren Kindern 
sehr schadet. Es gibt keine ein- 
zige normale kindliche Aktivität, 
die die Psychiater nicht als eine 
Geisteskrankheit bezeichnet ha- 
ben. Der Trick der psychiatri- 
schen Industrie hat System: Er- 
stens, man beobachtet etwas, wo- 
vor man sich insgeheim fürchtet - 
zum Beispiel lebendige, aufge- 
weckte Kinder -; zweitens, man 
konstruiert einen sogenannten 
Krankheitsbegriff. Der angebli- 
che Krankheitsherd muß mög- 
lichst nahe dem vermuteten Sitz 
der Persönlichkeit - zum Beispiel 
Gehirn - liegen. Drittens, man 
»untermauert« die Thesen mit 
wissenschaftlich klingenden 
Wortgebilden wie »Hyperaktivi- 
tätssyndrom«. Dies schafft vor al- 
lem bei Eltern und Lehrern Ehr- 
furcht. Viertens, man bietet die 
Therapie gegen derartige »ge- 
fährliche Abweichungen der 
Norm« an, wie beispielsweise das 
süchtigmachende »Ritalin«. 


Einer der übelsten Tricks, um El- 
tern davon zu überzeugen, ihr 
Kind unter Drogen zu setzen, ist 
dieser: »Das Kind leidet wahr- 
scheinlich an einem unentdeck- 
ten - während einer schwierigen 
Geburt entstandenen - Hirnscha- 
den oder einem vorgeburtlichen 
Trauma.« Das läßt die Eltern na- 
türlich unsicher werden, sich 
schuldig fühlen und den Anwei- 
sungen des Psychiaters Folge lei- 
sten. Der Psychiater hat jedoch 
nur die halbe Wahrheit gesagt. 
Diese »Hirnschädigung« wurde 
als eine Theorie entwickelt, diein 
Millionen gebrandmarkter und 
unter Drogen gesetzter Kinder 
resultierte. 5 


Israel und der 
Vatikan wollen 
diplomatische 
Beziehungen 
aufnehmen 


Israel und der Vatikan stehen als 
Folge der Anerkennung der Pale- 
stine Liberation Organization 
(PLO) durch Israel kurz davor, 
volle diplomatische Beziehungen 
aufzunehmen, verlautet laut 
Reuters aus Kreisen des Jüdi- 
schen Weltkongreß. 


Wie verlautet, haben Israel und 
der Vatikan bei Gesprächen 
große Fortschritte gemacht und 
dürften »in wenigen Wochen« 
volle diplomatische Beziehungen 
aufnehmen. Offizielle des Vati- 
kans sagten, die zwischen Israel 
und der PLO unterzeichneten 
Abkommen würden den Aner- 
kennungsprozeß beschleunigen. 
Die ersten Stadien der Anerken- 
nung seien Ende des Jahres mög- 
lich. Ein Besuch im Heiligen 
Land scheint einer der bislang un- 
erfüllten Wünsche des 73jährigen 
polnischen Papstes Johannes 
Paul II. zu sein, aber ohne diplo- 
matische Beziehungen zwischen 
Israel und dem Heiligen Stuhl ist 
eine solche Reise nicht machbar. 


Eine Israel-Vatikan-Kommission 
wurde im vergangenen Jahr ein- 
gerichtet, um über die Normali- 
sierung der Beziehungen zwi- 
schen den beiden Staaten zu ver- 
handeln. Am 13. September 
1993, als der israelische Außen- 
minister mit der PLO unterzeich- 
nete, fand in Israel eine Sonder- 
sitzung der Kommission statt. 


Ein Offizieller der landesweiten 
Konferenz katholischer Bischöfe 
in Italien sagte, das Friedensab- 
kommen werde einen bedeutsa- 
men Einfluß auf die Beziehungen 
der Kirche zu Israel und dem Is- 
lam haben. ea 


AIDS wird 
nicht genug 
Menschen töten 


Ein Beamter der Vereinten Na- 
tionen wies den Gedanken zu- 
rück, daß die Verbreitung von 


AIDS das Weltbevölkerungs- 
wachstum neutralisieren und so- 
mit die Notwendigkeit zur Fami- 
lienplanung beseitigen werde, 
berichtete Reuters. 


Natis Sadik, Vorstandsvorsit- 
zende des Population Fund der 
Vereinten Nationen, sagte auf ei- 
ner Konferenz in Berlin, daß die 
Gesamtzahl der Menschen, die in 
den neunziger Jahren an AIDS 
sterben werden, weniger als das 
Bevölkerungswachstum von zwei 
Monaten ausmache. 


»Es hat Spekulationen und sogar 
einige mathematische Berech- 
nungen gegeben, die den Ein- 
druck erwecken, daß AIDS die 
Sterblichkeit erhöhen und das 
Gesamtbevölkerungswachstum 

verringern werde«, heißt es in ei- 
nem vorweg veröffentlichten 
Text ihrer Rede. »Ein solches 
Denken ist gefährlich, unverant- 
wortlich und zutiefst zynisch. Es 
zeigt sowohl Mangel an Kenntnis 
über Familienplanungsprogram- 
me als auch über die Auswirkung 
von AIDS auf eine Bevölke- 
rung.« OD 


Abba Eban 
kritisiert die 
israelische 
Opposition 


In einem Kommentar in der 
»Washington Post« geißelt der 
ehemaligen israelischen Außen- 
ministers, Abba Eban, die inlän- 
dische Gegner des Friedensver- 
trags mit der Palestine Liberation 
Organization (PLO) und bringt 
deren haßerfüllten Ansichten mit 
ihrer Unterstützung für die To- 
desstrafe und Abwendung von ih- 
ren Anhängern in den Vereinig- 
ten Staaten in Zusammenhang. 
Eban wies darauf hin, daß er seit 
den sechziger Jahren den Gedan- 
ken vertrete, daß der Frieden auf 
wirtschaftliche und kulturelle 
Bindungen in der Region beru- 
hen muß, die nach dem Muster 
der Europäischen Gemeinschaft 
gestaltet werden könnten. 


»Der Nationalstaat als Institu- 
tion ist nicht rückläufig. Er ver- 
breitet sich«, schrieb er, im Ge- 
gensatz zu den Verfechtern einer 
neuen Weltordnung, die die Staa- 
ten beseitigen wollen. Er wies 
daraufhin, daß nur eine auf Aner- 


kennung der Souveränität der 
einzelnen Länder beruhende Po- 
litik eine Erfolgschance habe. 


Er stellte dann fest: »Wenn ich 
den Gedanken an eine nahöstli- 
che Gemeinschaft zur internatio- 
nalen Überprüfung unterbreite, 
weiß ich leider, daß ich mich noch 
nicht auf einen israelischen Kon- 
sens berufen kann. Die Likud- 
Partei tritt in der Person von Ben- 
jamin Netanyahu für die Beibe- 
haltung einer Militärregierung, 
verbessert durch die Einfüh- 
rung der Todesstrafe und durch 
die Abschwächung von gesetzli- 
chen Beschränkungen auf die 
Aktionen unserer Sicherheits- 
kräfte ein. Es ist verstandesmä- 
Big schockierend, daß genau im 
gleichen Augenblick, wo 48 Jahre 
israelischer Hartnäckigkeit ein 
offensichtliches Tauwetter inner- 
halb des arabiscchen Extremis- 
mus hervorgerufen hat, eine 
große israelische Partei, ange- 
spornt durch amerikanische Ko- 
lumnenschreiber mit einem Tem- 
perament zur Konfrontation, für 
eine Verschärfung der Zwangs- 
herrschaft eintritt, die überall 
dort, wo sie versucht wurde, ge- 
scheitert ist.« 


Verkleinerung 
von US-Firmen 
beschleunigt 


Die Firma Martin Marietta Cor- 
poration gab bekannt, sie habe in 
den letzten Monaten quer durch 
die Vereinigten Staaten hindurch 
9500 Arbeiter entlassen und 
werde sich im Jahr 1994 von wei- 
teren 2000 trennen. Viele ihrer 
Betriebe in der Raumfahrt- und 
Verteidigungs-Elektronik sollen 
planmäßig geschlossen werden, 
und viele der bereits vernichteten 
Arbeitsplätze befanden sich in 
Anlagen, die mit der Strategic 
Defense Initiative (SDI) zu tun 
hatten, berichtete die »Washing- 
ton Post«. Obwohl die Firma vor- 
her einige Kürzungen in kleine- 
rem Ausmaß angekündigt hatte, 
hatte sie niemals darauf hinge- 
wiesen, daß die Gesamtzahl der 
Entlassenen sich auf 11500 belau- 
fen werde. 


Martin Marietta begann das Jahr 
1993 mit 93000 Arbeitern. In die- 
sem Jahr kaufte die Firma auch 
die Raumfahrt-Abteilung von 
General Electric auf und fügte 


damit ihrem Personalstand wei- 
tere 33000 Arbeiter hinzu; und 
ab 1. Oktober 1993 vollendet sie 
ihre Übernahme der Firmenlei- 
tung von Scandia National Labo- 
ratories, die 8500 Beschäftigte 
hat. Dies bringt die kombinierte 
Belegschaft von Martin Marietta 
auf 134000 Mitarbeiter. Die 9000 
Entlassenen bringen die Gesamt- 
zahl der Arbeitsplätze, die Mar- 
tin Marietta im Jahr 1993 in Weg- 
fall gebracht hat auf 40500. Das 
heißt, nahezu ein Drittel aller Ar- 
beitsplätze sind 1993 abgebaut 
worden. 


Drei der größten amerikanischen 
Rüstungsbetriebe, McDonnell 
Douglas, Martin Marietta und 
Lockheed, haben in den letzten 
Jahren Entlassungen in der Grö- 
Benordnung von 172000 Arbeits- 
plätzen bekanntgegeben. In die- 
ser Zeit ist die Gesamtbeschaf- 
fung für das US-Verteidigungs- 
wesen real um etwa 60 Prozent 
gesunken, was die Unvernunft 
amerikanischer politikmachen- 
der Kreise bei der Abrüstung der 
Vereinigten Staaten widerspie- 
gelt, obwohl das atombewaffnete 
Rußland in eine Phase des Tum- 
ults und des potentiellen Bürger- 
kriegs eintritt. 


US-Air gab bekannt, daß weitere 
2500 Arbeitsplätze wegfallen, 
nachdem zwischen 1900 und 1992 
schon 7000 Mitarbeiter entlassen 
wurden, und sich die Gesamtver- 
luste über die letzten zwei Jahre 
hinweg auf mehr als einer Mil- 
liarde Dollar belaufen. m 


Mahathir 
kritisiert 
britische Politik 
für Bosnien 


Der malaysische Ministerpräsi- 
dent Mahathir Mohamed griff in 
seiner Rede zur »Begrüßung des 
britischen Premierministers John 
Major in Kuala Lumpur die briti- 
sche Politik in Bosnien an und 
forderte militärische Aktionen. 
Mahathir legte während eines of- 
fiziellen Staatsbanketts »das Pro- 
tokoll zur Seite«, berichtete die 
Londoner »Times«, um einen 
»wilden Angriff« auf Britanniens 
Handhabung des Krieges vom 
Stapel zu lassen. Major sah sich 
gezwungen, von seiner vorberei- 
teten Rede abzuweichen, um die 


britische Politik in Schutz zu neh- 
men. 


Mahathir sagte, daß der Konflikt 
in Bosnien »die Grenzen der eu- 
ropäischen politischen Koopera- 
tion entlarvt und eine Schande 
für den hochgepriesenen Eintritt 
des Westens für Demokratie, Ge- 
rechtigkeit und Menschenrechte 
ist. Ich frage mich manchmal, ob 
ich jemals das Ausmaß der Qua- 
len der Malaysier angesichts des 
Völkermords und der ethnischen 
Säuberung der Serben gegen die 
bosnischen Moslems ausreichend 
zum Ausdruck bringen kann«. Er 
bezog sich auf einen Fall, in dem 
ein sechsjähriges Mädchen von 
serbischen Soldaten vor den Au- 
gen ihrer Mutter wiederholt ver- 
gewaltigt und die Mutter nach 
zwei Tagen gezwungen wurde, ihr 
Kind sterben zu sehen. 


Mahathir warnte, daß die Untä- 
tigkeit der Europäer »die fal- 
schen Signale an gewisse Länder 
östlich von Jugoslawien mit einer 
Geschichte des gewaltätigen Er- 
werbs von Territorien anderer 
Völker sendet«. 


Obwohl Malaysia britische Be- 
fürchtungen verstehe, daß Luft- 
angriffe die humanitäre Hilfe ge- 
fährden könnten, meinte Maha- 
thir, »beklagt unser Herz den- 
noch die Tragödie eines ganzen 
Volkes, das unter völliger Miß- 
achtung auch nur der elementar- 
sten Anständigkeit ausgelöscht 
wird ... Darf ich an Sie appellie- 
ren, Britanniens Position neu zu 
überdenken, bevor Bosnien-Her- 
zegowina in der Geschichte als 
schwärzeste Katastrophe in der 
heutigen Welt und als schwarzes 
Blatt in den Annalen Europas 
und der europäischen Zivilisa- 
tion zementiert wird ... Politi- 
scher Wille muß in glaubwürdige 
Aktion umgesetzt werden.« U 


Abba Eban 
greift Gegner 
des Abkom- 
mens mit der 


PLO an 


Abba Eban, der ehemalige isra- 
elische Außenminister, kritisierte 
Juden »amerikanischer Her- 
kunft«, die Israels Friedensver- 
einbarung mit der Palestine Libe- 


ration Organization (PLO) an- 
greifen. Auf einem Gesprächs- 
forum in Washington unterstrich 
Eban, daß das Abkommen als 
wesentlicher Durchburch angese- 
hen werden müsse. 


»Nichts ist zermürbender für Is- 
rael als ein Land, das das andere 
regiert, ohne ihm eine eigene 
Identität zuzugestehen«, sagte 
Eban und bezog sich dabei auf Is- 
raels Besetzung des Westufers. 
Eban verwies auf eine Reihe von 
Faktoren, die wie er glaubt, die 
Grundlage für eine friedliche Lö- 
sung der Nahostkrise geschaffen 
haben: der Krieg am Persischen 
Golf und die Zerstörung des Irak 
als große Militärmacht, der Sturz 
des Kommunismus, der die Un- 
terstützer Syriens und der PLO 
zerstörte; das ägyptisch-israeli- 
sche Abkommen von Camp Da- 
vid; und ein zugänglicheres Sy- 
rien, das jetzt ohne sowjetische 
oder ägyptische Unterstützung 
dastehe. 


Eban wies auf die Stabilität der 
Vereinbarung zwischen Agypten 
und Israel hin, die das Argument 
Lügen strafe, daß die beiden Kul- 
turen - die jüdische und arabi- 
sche - »nicht miteinander verein- 
bar« seien. Zu den Erklärungen 
des Führers der Likud-Partei, 
Benjamin Natanyahu, die die 
Vereinbarungen angreift, Stel- 
lung nehmend, sagte Eban: »Es 
ist interessant zu beobachten wie 
der jüngste Likud-Führer die 
längst überholte Doktrin (über 
Großisrael) zum Ausdruck 
bringt. Es gibt eine große Welle 
der Unterstützung für Nata- 
nyahu, und die ist amerikani- 
schen Ursprungs. Man lese die 
»op-eds« (Artikel gegenüber den 
Leitartikeln) in der » Washington 
Post« und in der Zeitschrift »Com- 
mentary«, in denen über die Ge- 
fahren, in diese Vereinbarung 
einzutreten, berichtet wird.« 
»Die Folgen einer Zurückwei- 
sung wären schlimmer«, meinte 
Eban. »Das Feld würde dann von 
einem wilden Fundamentalismus 
dominiert«, eine Situation, die er 
als »ungeheuerlich« charakteri- 
sierte. 


Eban griff auch die Ideologie des 
britischen Aristokraten Arnold 
Toynbee an, der voraussagte, daß 
der Nationalstaat verwittern 
werde. Eban hob hervor, daß der 
Nationalstaat immer noch das 
notwendige Fundament für das 
soziale und wirtschaftliche Leben 
sei. DJ 
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Briefe 


Betr.: Maastricht-Vertrag 
»Rechtliche und politische 
Folgen sind verheerend«, 


Nr. 11/93. 


Der Maastricht-Vertrag ist ein Super-Ver- 
sailles. Die älteren Menschen wissen 
wohl, was das bedeutet. Das »Friedens«- 
Diktat von Versailles war eine ungeheure 
Ausraubung und zerstörte die Lebens- 
grundlagen unseres Volkes. Es verstieß 
gegen das Völkerrecht und die Men- 
schenrechte. Die feindlichen Machen- 
schaften damals zielten auf die Vernich- 
tung unseres Volkes ab. Hungerblok- 
kade, Gebietsraub und Überfremdung 
sollten das bewirken. Und genau die glei- 
chen Ziele finden wir als Beweggründe 
im Maastricht-Vertrag! Wer sich mit dem 
Inhalt des Maastricht-Vertrages befaßt 
hat, wer das gelesen und begriffen hat, 
der muß denken: »Wenn es nur eine 
Volksabstimmung gäbe, daß wir dagegen 
stimmen könnten!« 


Eine Volksabstimmung bei uns hat die 
Bonner Regierung nicht vorgesehen. 
Wahrscheinlich traut sie unserem Volk 
doch noch so viel Vernunft zu, daß es da- 
gegen stimmen würde, auch wenn alle 
von den internationalen Finanzmächten 
abhängigen Medien dafür werben. 


Nun sind fü 1994 »Europawahlen« vorge- 
sehen. Ich war zunächst gegen eine Be- 
teiligung, denn das europäische Parla- 
ment ist doch nur ein Feigenblatt, um die 
nackte Hilflosigkeit gegen die Herr- 
schaft der internationalen Finanz-Mafia, 
der Völkerausbeuter, zu verschleiern. 


Nun hatte der Bund für Gesamtdeutsch- 
land (BGD) jedoch den Gedanken, der 
Bevölkerung Gelegenheit zu geben, ge- 
gen die Maastrichtverträge zu stimmen, 
indem der BGD sich an den Europawah- 
len beteiligt mit dem Ziel: »Heraus aus 
der EG!« Damit können diejenigen, die 
gegen die neuerliche Ausraubung und 
Entmachtung unseres Volkes stimmen 
wollen, das durch die Unterschrift tun, 
mit der sie die Wahlbeteiligung des BGD 
befürworten und ermöglichen. 


»Der Maastrichtvertrag ist ein Super-Ver- 
sailles!« sagte der Gesinnungsfreund, 
der bei der NPD ist, und er sagte, die 
NPD trete mit dem gleichen Ziel bei der 
Europawahl an und sammle auch Unter- 
schriften dafür. Ich sagte, das sei recht. 
Je mehr Leute Unterschriften dafür sam- 
meln, desto besser! Es sollten so viel Un- 
terschriften dafür zusammenkommen, 
daß schon vor der Wahl diese Unter- 
schriften eine Volksabstimmung gegen 
den Maastrichtvertrag darstellen! 


Informationsmaterial, enthaltend den 
Überblick über den Maastrichtvertrag, 
den Siegfried Neubacher verfaßt hat, 
und die Bilder der Kandidaten des BGD 
und eine Unterschriftsliste kann angefor- 
dert werden bei der Bundesgeschäfts- 
stelle des BGD, Zum Schulhof 8, 47053 
Duisburg, oder bei mir, stellvertretende 
Vorsitzende des Landesverbandes Bay- 
ern BGD, Brigitte Cornelius, Mo- 
raschstr. 11, 86938 Schondorf. Bitte 
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3,- DM Briefmarken beifügen, da die 
Post Briefporto für eine solche Sendung 
verlangt. Die Unterschriftenliste dann 
vor Ausfüllung so oft photokopieren, als 
Sie meinen, Unterschriften werben zu 
können. Für jede Unterschrift ist ein ei- 
genes Unterschriftsblatt erforderlich. 
Die ausgefüllten Blätter dann von der 
Gemeinde bestätigen lassen und an die 
Bundesgeschäftsstelle des BGD schik- 
ken oder an mich. 


Ich wünsche mir überwältigende Beteili- 
gung an dieser Volksabstimmung gegen 
den Maastrichtvertrag! 


Brigitte Cornelius, Schondorf 


Betr.: Israel »Stirbt der 
Antisemitismus«, Nr. 10/93 


Der Grund für den Antisemitismus sei 
seit jeher »das Anderssein« - sagen 
Rabbi Hertzberg und Peter Blackwood. 
Doch damit ist nur die halbe Wahrheit ge- 
sagt, denn »Anderssein« allein kann 
nicht die Ursache für eine »Anti-Hal- 
tung« sein. Spanier oder Italiener bei- 
spielsweise sind auch »anders«. Ein »An- 
tihispanismus« oder »Antiitalismus« ist 
mir jedoch noch nicht bekannt gewor- 
den. 


Die Wurzeln für Antisemitismus- besser 
wäre eigentlich: Antijudaismus oder An- 
timosaismus- müssen also in der anderen 
Beschaffenheit des Andersseins liegen. 
Die Frage nach diesem Wie ist natürlich- 
erweise eine besonders heikel, vielleicht 
gerade deswegen aber besonders wich- 
tige. Sie zu beantworten versuchen, wäre 
eine sinnvolle Aufgabe gewesen, so aber 
blieben Rabbiner wie Autor in den An- 
sätzen stecken. Das Auserwähltsein, als 
auch das Sich-nicht-assimilieren-wollen, 
ist keine hinreichende Beschreibung des 
jüdischen Andersseins. 


An dieser Stelle sei noch schnell die un- 
richtige Schlußfolgerung, daß das heu- 
tige »Anderssein der Juden« mehr kultu- 
reller und stammesbezogener als religiö- 
ser Natur ist, ins rechte Licht gerückt. 
Wie bei kaum einem anderen Volk bedin- 
gen sich nämlich, daß Kultur ohne jüdi- 
sche Religion nicht denkbar wäre. Und 
damit ist man schon beim Kernpunkt an- 
gekommen. 


Das Fatale an der jüdischen Religion ist, 
daß sie keinen Volksglauben, der sich auf 
das eigene Volk bezieht, darstellt, son- 
dern eine Art »Anti-Gojim-Religion« 
das heißt, eine Religion, die sich gegen 
die nicht-jüdischen Völker richtet. 


Da hier der Platz für explizite Belege lo- 
gischerweise fehlt, sei nur auf Talmund, 
Thora, Propheten und Psalmen verwie- 
sen, die zuhauf Beweise für oben ge- 
nannte Feststellung liefern. Ja, sie stel- 
len sogar ausdrücklich die Vernichtung 
Andersdenkender und anderer Völker 
als gottgewollt hin. Man muß diese jüdi- 
schen Religionstraktate eben studieren, 
was allerdings — davor sei gewarnt — 
durch eben diese Schriften für »ge- 
meine« Juden und Nichtjuden bei Todes- 
strafe verboten ist. 


Diese heiligen, von Jahwe gegebenen re- 
ligiös-imperialistischen Inhalte sind es, 
die dem reinen Anderssein einen grellen 
Anstrich geben, der bei gesunden Men- 
schen nur Ablehnung hervorrufen kann. 
Denn wenn eine Religion den anderen 
Völkern nur noch den minimalen Raum 
für Sklavendienste einräumt, mit der 
Ausnahme Esausegen, läßt sie mehr als 
nur bedenklich. 


Über diese, bei der herrschenden »Welt- 
ordnung« verständlich, wenig publi- 
zierte Seite des »Volkes Israel« aufzuklä- 
ren, ist lange überfällig. Brisant ist natür- 
lich dann auch die Verflechtung mit dem 
Islam und dem Christentum, da diese 
zwei Weltreligionen quasi Tochterreligio- 
nen des Judentums sind, für die die Bibel 
auch ihr heiliges Buch, das durch Koran 
und Neues Testament ergänzt wird, ist. 


Hoffentlich nimmt sich Ihr Magazin die- 
ses Komplexes einmal an, damit wir 
nicht alle »vor den Sinai« gerufen wer- 
den. 


Friedrich Düthorn, Erlangen 


Betr.: Bonn »Die Dunkel- 
männer unserer Zeit«, 
Nr. 11/93 


In allen Zeitungen, auch zum Teil in sich 
national nennende, wird laufend davon 
ausgegangen, als ob zwischen den Li- 
zenzparteien (CDU, SPD, FDP und 
CSU) erhebliche Unterschiede in deren 
Zielsetzung bestehen. 


So schreibt zum Beispiel eine nationale 
Zeitung »Deutschland droht Linkskoali- 
tion« und suggeriert dem Leser, als wäre 
dieses schlimmer als eine CDU-Regie- 
rung. Das ist absolut falsch, beide sind 
gleich schlecht. 


In Wirklichkeit sind Unterschiede nur 
vordergründig vorhanden und meist nur 
Theater um den Wähler zu täuschen. Bei 
diesem Spiel wird immer sorgfältig dar- 
auf geachtet, daß sich die »Linken« 
(SPD und Helfer) und die »Konservati- 
ven« (CDU, CSU und Helfer) sich die 
Waage halten. 


Beide Richtungen versprechen vor der 
Wahl viel und machen nach der Wahl ge- 
nau das Gegenteil. 


Einige Beispiele: Vor der Wahl 1986 ver- 
sprachen die »Konservativen« den Asy- 
lantenstrom zu stoppen und die Steuern 
zu senken. 


Die tatsächliche Entwicklung sah we- 
sentlich anders aus. 1985 kamen ca. 
40000 Asylanten und 1992 kamen 
430000 Asylanten, die wir ernähren und 
für die wir Sklavenarbeit verrichten müs- 
sen. Unter Bundeskanzler Erhard hatten 
wir einen Haushaltsplan in Höhe von 65 
Milliarden, heute erreicht er fast 500 Mil- 
liarden. 


Ein weiteres typisches Beispiel ist die 
Entwicklung der Quellensteuer. Wie die 
damalige »Linksregierung« diese einfüh- 


ren wollte, ließen sie sie fallen wegen 
Protest der »Konservativen«. Nachdem 
die »Konservativen« die Regierung über- 
nahmen, wollten diese die Quellensteuer 
einführen, ließen sie ebenfalls vorläufig 
fallen wegen dem Protest der »Linken«, 
um sie dann nach einiger Zeit, nachdem 
das Volk langsam mit dem Begriff Quel- 
lensteuer vertraut gemacht wurde, diese 
ohne viel Aufsehen eingeführt wurde. 


Praktisch unterscheiden sich also die Li- 
zenzparteien wie ein Ei vom anderen Ei. 


Die Lizenzparteien sind weiter nichts als 
Erfüllungsgehilfen der Besatzungsmacht 
und das gemeinsame Ziel ist ganz offen- 
sichtlich die Ausbeutung und biologische 
Vernichtung des deutschen Volkes. 


Wenn sich dann im Volk Widerstand for- 
miert gegen diese Negativpolitik, sind 
sich sofort alle Lizenzparteien in der Ab- 
wehr des Volkswillen einig wie Brüder, 
auch wenn sie sich vorher bis aufs Blut 
um die besten Posten bekämpften, wie 
Wölfe um die Beute, und sind dann 
schlimmer als ein Despot. 


Zur Bekämpfung und Niederhaltung des 
Volkswillen ist ihnen dann jedes Mittel 
recht wie: Vorenthaltung der Selbstdar- 
stellung in Presse, Fernsehen und Radio; 
Behördenschikane und Behördenterror; 
Rechtsbeugungen bei den Gerichten - 
Ungleichbehandlung gleicher Taten-Zer- 
störung von Existenzen auf verschiede- 
nen Wegen; physischer Terror durch Ver- 
brecherbanden - direkt oder indirekt an- 
gestiftet; die bewußte Verbreitung von 
Lügen; Einschleusung von Agenten zur 
Spaltung des Widerstandes. 


Praktisch gibt es zur Wahl nur zwei Mög- 
lichkeiten zu wählen und zwar entweder 
antideutsch, die Lizenzparteien, oder 
prodeutsch, den nationalen Widerstand 
zu wählen, unter Vermeidung von Spal- 
tern. Nicht wählen hilft nur den Unter- 
drückern. 


Da andere europäische Völker, die mit 
gleichen Problemen zu tun haben, sich 
auch wehren, ist es doch ganz logisch, 
daß alle nationalen Widerstandskräfte 
der europäischen Völker zusammenar- 
beiten. 


Rolf Hanno, Marbella 
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